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Die Auseinanderſetzung zwiſchen Verpächter und Kreditinſtitut 
nach dem pächterkreditgeſetz. 


Von Oberregierungsrat Dr. F. Lippmann, Berlin. 


ber Das Gef. betr. die Ermöglichung der Kapitalkredit⸗ 
(Achaffung für landwirtſchaftliche Pächter v. 9. Juli 1926 
i l. 1, 399) (Pachtfred®.) räumt den vom Kreditaus⸗ 
uß zugelaſſenen Kreditinſtituten ein beſitzloſes Pfandrecht 
m Wirtſchaftsinventar des Pächters ein. Dieſes Pfandrecht 
nt im Range dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters 
Ah, In der Abgrenzung dieſer beiden Pfandrechte und in 
ber, ragen der Auseinanderſetzung zwiſchen beiden Real⸗ 
litechtigten lag eine der Hauptſchwierigkeiten für die geſetz 
Be Regelung. Das Vorhandenſein eines vollſtändigen und 
musichbaren Wirtſchaftsinventars bildet die notwendige Vor⸗ 
Fi ſetzung für den ordnungsmäßigen Gang des Betriebes. 
nich den Verpächter liegt die Bedeutung des Pachtinventars 
Er allein in dem Moment der Sicherheit für feine Pacht⸗ 
ſtellerungen. Weſentlich höher als die Einbuße an Pachtzins 
aten ſich in der Regel die Verluſte dar, die dem Ver⸗ 
bei ter durch notwendige Aufwendungen erwachſen, wenn ihm 
l Zuſammenbruch des Pächters ein devaſtiertes Grundſtück 
nchagelaſſen wird. Seine Beſorgnis iſt daher darauf ge⸗ 
in tet, daß dem Pächter nicht durch unzeitgemäße Eingriffe 
ee Inventar und die Wirtſchaftsvorräte die ordnungs⸗ 
taz.de Fortführung der Wirtſchaft erſchwert oder gar un⸗ 
Mall gemacht wird. Auch in dieſer Richtung hat das weit⸗ 
Re Pfandrecht des landwirtſchaftlichen Verpächters ſeine 
die eutung. Zutreffend hat Kieſow!) darauf hingewieſen, daß 
> Pfandrecht auch dem Pächter im weſentlichen Maße zu⸗ 
Pac kommt. Nach § 805 ZPO. muß jeder Gläubiger des 
gr chters, der auf das Inventar und die Wirtſchaftsvorräte 
e eift, damit rechnen, daß der Verpächter den Verſteigerungs⸗ 
daß 3 auf Grund ſeines Pfandrechtes in Anſpruch nimmt, fo 
Die im Endergebnis ſeine Vollſtreckung nicht zum Ziele führt. 
des der Schutz des Pächters bedeutet gleichzeitig einen Schutz 
Betriebes, an dem der Verpächter als Eigentümer des 

als abſtücks ein ebenſo großes Intereſſe hat wie ſein Pächter 

Inhaber des Betriebes. 

Dei In dieſen Intereſſenkreis hat das PachtͤKredch. als 
x beteiligten die Pachterkreditinſtitute eingeſchaltet. Das 
r entarpfandrecht der Kreditinſtitute ſteht im Range dem 
Sn pächterpfandrecht gleich und reduziert dieſes inſoweit auf 
a8 des Inventarwertes. Es war Der REN, daß 
s Geſe 1 8 3 Er ; 3 
er rn Kreditinſtituten im Hinblick auf ihre Vorzugs: 


0 


) Pächterkreditgeſetz Vahlen 1926) S. 6. 


ſtellung Bindungen auferlegte, die ſie organiſch mit den 
Intereſſen der anderen Beteiligten an der Aufrechterhaltung 
des Betriebes verknüpfen. Nicht jeder Geldgeber des land⸗ 
wirtſchaftlichen Pächters erlangt das Inventarpfandrecht mit 
ſeinen beſonderen Vorteilen, ſondern nur die vom Pacht⸗ 
kreditausſchuß zugelaſſenen Inſtitute. Als Vorausſetzung für 
die Zulaſſung muß nach $ 20 Abſ. 4 Pachtͤredcg. der Nach⸗ 
weis erbracht werden, daß das Inſtitut die Gewähr bietet für 
eine auf Steigerung der landwirtſchaftlichen Erzeugung ge- 
richtete Geſchäftsführung ſowie für die Ausübung einer etwa 
erforderlich werdenden Wirtſchaftsberatung. Beabſichtigt das 
Inſtitut, an die Verwertung des Inventars heranzugehen, ſo 
hat es ſich hierüber mit dem Verpächter zu verſtändigen, und 
zwar unter dem Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung des Be⸗ 
triebes (8 9 PachtͤKred Gg.). Den Schlußſtein bildet der § 21 
Abſ. 2 PachtsdredG. Danach kann der Pachtkreditausſchuß 
dem Inſtitut die Zulaſſung entziehen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Zulaſſung fortgefallen ſind, d. h. wenn die 
Tätigkeit des Inſtituts ſich in einer Richtung bewegt, die 
dem Sinne des PachtͤKredG. zuwiderläuft. 

Der wirtſchaftliche Aufbau des Geſetzes iſt damit klar 
gezeichnet. Schwierigkeiten ergaben ſich bei der geſetzlichen 
Ausgeſtaltung der Einzelfragen. Wie ſchon bemerkt, ſtehen 
Verpächterpfandrecht und Inventarpfandrecht im Range gleich. 
Beide Pfandgläubiger ſind an den gemeinſam belaſteten In⸗ 
ventarwerten mit je 500% beteiligt. Im Gegenſatz zum Immo⸗ 
biliarpfandrecht erfolgt hier die Befriedigung im weſentlichen 
durch eine Verwertung des Inventars ſelbſt, alſo durch eine 
Verwertung der Subſtanz. Das Geſetz mußte daher Vorſorge 
treffen, daß nicht durch Maßnahmen des einen Pfandgläu⸗ 
bigers der Inventarbeſtand zum Nachteil des anderen Real⸗ 
berechtigten zerbröckelt wurde. Deswegen beſtimmt der Sul, 
daß bei einer Verwertung von Inventarſtücken das Kredit⸗ 
inſtitut dem Verpächter oder umgekehrt der Verpächter dem 
Kreditinſtitut auf Verlangen die Hälfte des Erlöſes zur Be⸗ 
friedigung oder zur Sicherſtellung für ſeine pfandgeſicherten 
Forderungen zu überlaſſen hat. 

Beim Inkrafttreten des Geſetzes iſt dieſe Beſtimmung 
Gegenſtand lebhafter Erörterungen geworden ?). Es wurde dar⸗ 
auf hingewieſen, daß dieſe Regelung zu einer ſchweren Bes 


2) Vgl. Kieſow S. 31; Wagemann, pächterkreditgeſetz 
S. 40; Stillſchweig: JW. 1926, 2609. 
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nachteiligung für den Pächter führen könne. Da der betrei⸗ 
bende Gläubiger mit der Möglichkeit rechnen müſſe, daß 
er 50% des Erlöſes an den anderen Teil abzuführen habe, 
ſei er von vornherein gezwungen, jeweils Inventarſtücke 
zum doppelten Werte ſeiner Forderung zur Veräußerung zu 
bringen. Deswegen wurden Bedenken vorgebracht, ob ein 
ſolches Verfahren ſich überhaupt werde durchführen laſſen. 
Nach 88 803 Abſ. 1, 818 ZPO. i. Verb. m. § 1230 Satz 2 
BGB. dürfe der Gläubiger die Vollſtreckung nicht weiter aus⸗ 
dehnen als zur Befriedigung ſeiner eigenen Forderungen ein⸗ 
ſchließlich der Koſten der Zwangsvollſtreckung. Mit dem Ver⸗ 
bot der Überpfändung habe ſich aber das Padhtftred®. nicht 
beſchäftigt. Inſofern enthalte das Geſetz eine Lücke. Ohne 
eine Abänderung dieſes Verbots ſei die geſetzliche Regelung 
praktiſch kaum durchführbar. Unklar ſei auch, wie und an 
wen die Sicherſtellung nach § 11 Pacht ͤKredG. zu erfolgen 
habe, wenn der andere Gläubiger keine fälligen Forderungen 
geltend machen könne. 

Zweifellos enthält die geſetzliche Regelung eine Unvoll⸗ 
kommenheit. Jedoch iſt der Gang der Dinge in der Praxis 
ohne nennenswerte Schwierigkeiten hierüber hinweggekom⸗ 
men. Rückblickend kann man daher ſagen, daß die Befürch⸗ 
tungen über die praktiſche Durchführung des Geſetzes ſich 
nicht beſtätigt haben. Man kann es in gewiſſer Hinſicht 
ſogar als einen glücklichen Zufall bezeichnen, daß das Pacht⸗ 
KredG., bewußt oder unbewußt, an dem Verbot der liber- 
pfändung nichts geändert hat. Eine ſolche Anderung hätte 
allerdings zu ſchwerem Nachteil für den Pächter führen 
können. Er war damit der Gefahr ausgeſetzt, daß der voll⸗ 
ſtreckende Gläubiger ſtärkere Eingriffe in das Inventar vor⸗ 
nahm als zur Befriedigung ſeiner Forderungen notwendig. 
Das hätte wirtſchaftlich zu unerfreulichen Ergebniſſen ge⸗ 
führt. Gerade das Verbot der Überpfändung zwingt den 
Gläubiger in ſeinem eigenen Intereſſe, bereits vor Beginn 
der Vollſtreckung den Gedanken des Geſetzes zu verwirklichen, 
der im Intereſſe der Aufrechterhaltung des Betriebes im 8 9 
zum Ausdruck gekommen iſt: Verpächter und Kreditinſtitut 
ſollen ſich zur Vermeidung unwirtſchaftlicher Vollſtreckungen 
über die Art des Vorgehens miteinander verſtändigen. Han⸗ 
delt es ſich nur um geringfügige Summen, die ohne Beein⸗ 
trächtigung aus dem Betrieb entnommen werden können und 
auch die Sicherheit des anderen Teiles nicht berühren, ſo 
wird dieſer von einer Beteiligung am Erlös Abſtand nehmen. 
Anderenfalls muß die Verſtändigung dahin erfolgen, wegen 
welcher Beträge beide Teile gemeinſam vollſtrecken wollen 
oder, wenn nur der eine Teil vorzugehen beabſichtigt, ſo 
wird die Vereinbarung dahin zu treffen ſein, daß bei einer 
ſpäteren Auseinanderſetzung der 500% ige Anteil des anderen 
am Inventarerlös ſich um den entſprechenden Betrag er⸗ 
höhen ſoll. 

Oft jedoch werden andere Wege eingeſchlagen, die den 
Intereſſen des anderen Realberechtigten zuwiderlaufen können. 
Der 5 11 PachtKredGG. über die Verteilung des Erlöſes be⸗ 
zieht ſich lediglich auf den Fall der Zwangsvollſtreckung in 
das Inventar. Dagegen findet er keine Anwendung, wenn 
der Pächter unter dem Druck einer in Ausſicht geſtellten 
Zwangsvollſtreckung ſelbſt erhebliche Verkäufe am Inventar 
vornehmen muß, um dieſer zu entgehen. Wirtſchaftlich be⸗ 
trachtet liegt dieſer Fall auf der gleichen Linie, den der 8 11 
PachtKredG. im Auge hat. Das Inventar wird verringert 
und dadurch das Sicherheitsvolumen des anderen Realgläu- 
bigers beeinträchtigt. Dagegen iſt die Rechtslage eine andere. 
Verpächterpfandrecht und Inventarpfandrecht hindern den 
Pächter nicht, von ſich aus über Inventarſtücke und Wirt⸗ 
ſchaftsvorräte zu verfügen. Befriedigt er aus den Verkäufen 
einen der beiden Realgläubiger aus eigenem Entſchluß, ſo 
ſteht dem anderen eine Beteiligung am Erlöſe nicht zu. So⸗ 
weit dieſe Verkäufe ſich im Rahmen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft bewegen, kann der Realberechtigte den Pächter 
hieran nicht hindern. Anders liegt die Sache aber, wenn z. B. 
der Pächter gezwungen wird, zur Abdeckung des Kredits 
einen ſo großen Teil der Ernte zu verkaufen, daß nicht mehr 
genügend Vorräte zur Fortführung der Wirtſchaft bis zur 
neuen Ernte vorhanden ſind. Durch derartige Verkäufe ver⸗ 
letzt der Pächter ſeine vertragliche Verpflichtung, ordnungs⸗ 
mäßig zu wirtſchaften. Auch kann der Verpächter nach § 560 
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il 
Satz 2 BGB. Widerſpruch erheben. Aber auch das 4 


inſtitut würde durch ein derartiges Vorgehen gegenübe für 
Pächter den Grundſatz verletzen, der die Vorbedingung ſam 
ſeine Zulaſſung bildet, nämlich die Verpflichtung, gemein, 
mit dem Verpächter für die Aufrechterhaltung des Ohne 
betriebes Sorge zu tragen. In erſter Linie käme wo 1 
eine Beſchwerde an den Pachtkreditausſchuß in Frage 
kommt aber auch Klage auf Unterlaſſung in Betracht. Kind 
Dem Beſtreben auf Erhaltung des Pachtbetriebes und 
aber feine Grenzen geſetzt. Iſt der Betrieb überſchuldet e 
zeigt die abgleitende Kurve, daß der Pächter auf die ke, 
nicht mehr zu halten ift, ſo wird der Zeitpunkt heran zit 
wo die Geſamtliquidation ſich als unvermeidlich erw und 
Gerade hier wird das Zuſammengehen von Verpächter im 
Kreditinſtitut zur beſonderen Notwendigkeit, und zwar ge 
Intereſſe aller Beteiligten. Nur eine ſorgfältig in die igen. 
geleitete Liquidation kann vor unnötigen Verluſten ſchus 
Insbeſ. ift die Verſtändigung über den Zeitpunkt der Ligen 
dation geboten. Es iſt durchaus zu verſtehen, daß in ne? 
Augenblicken das Kreditinſtitut zur Vermeidung wen 
Verluſte eine möglichſt baldige Verwertung des Inven „be 
herbeigeführt ſehen will. Nur darf das Kreditinſtitut hie 
nicht außer acht laſſen, daß nicht bloß ſein Riſiko in ung 
ſteht, ſondern auch das des Verpächters, und daß eine Lo ach 
gefunden werden muß, die den Intereſſen beider Teile n 
Möglichkeit Rechnung trägt. ur 
Am einfachſten wird die Löſung dann ſein, wenn 5 
rechten Zeit ein geeigneter Pachtzeſſionar zur Verfügt 
ſteht, dem das Kreditinſtitut, ſoweit erforderlich, den 1 Mi 
ganz oder teilweiſe beläßt. Zweifellos ift dieſer Weg. . 
kürzeſte und gangbarſte. Auch wird kein vernünftiger . 
pächter die zur Abtretung erforderliche Genehmigung 
ſagen. Er wird im Gegenteil ſehr zufrieden ſein, wenn er 
der gegenwärtigen Zeit an Stelle des überſchuldeten Pachſg, 
einen kapitalkräftigen Pachtnachfolger bekommt. Iſt ein die 
cher aber nicht vorhanden, jo wird der Verpächter vor 4 
Frage geſtellt, ob er die Verſteigerung des Inventars Dr 
das Kreditinſtitut zulaſſen foll oder ob er widerſprechen 
oder über ein Stillhalteabkommen verhandeln ſoll. andi⸗ 
Das PachtKredG. verweiſt auf den Weg der Verſtüne , 
gung über die Art des Vorgehens. Dieſe ſoll zwiſchen den gr 
den Realberechtigten nach § 9 PachtͤKredcß. unter dem u 
ſichtspunkt der Aufrechterhaltung des Betriebes erfolg 8. 
Manche Kreditinſtitute legen dieſe Beſtimmung zu eng mer, 
Sie teilen dem Verpächter mit, daß ſie eine baldige der 
wertung des Inventars beabſichtigen und fragen an, oo 
Verpächter mit einer Verſteigerung oder einer freihänd! er 
Veräußerung des Inventars einverſtanden ſei, oder lösen. 
ſich entſchließen könne, den Kredit des Inſtituts abzul it 
Solche Mitteilungen befaſſen fic lediglich mit der Frage, r 
welcher Weiſe die techniſche Verwertung des Inventar? gz 
ſich gehen ſoll. Der 8 9 PachtͤKred. geht aber weiter ar’ 
ſoll nicht nur über die techniſchen Modalitäten der Inven die 
verwertung eine Verſtändigung erfolgen, ſondern uber ge 
Art des Vorgehens überhaupt. Hierbei ſteht aber die 5 des 
im Mittelpunkt, in welchem Zeitpunkt die Verwertung daz 
Inventars ohne Schaden für den Betrieb möglich iſt. 19 
Geſetz will vermeiden, daß das Inventar zur Unzeit herne 
gezogen wird. Sonſt würde die Hervorhebung, daß die 
ſtändigung unter dem Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung 
Betriebes erfolgen ſolle, nicht verſtändlich ſein. . 
Wie iſt nun die Rechtslage, wenn eine Verſtänn h 
nicht zuſtande kommt? Kann dann das Pächterkreditin en 
ohne Rückſicht auf die Intereſſen des Verpächters das n 
ventar aus der Wirtſchaft ziehen? Dieſe Frage könnte ent 
nur dann bejahen, wenn man der Anſicht wäre, der 3° das 
halte nur einen bedeutungsloſen Programmpunkt. Daß. bei 
nicht in der Abſicht des Geſetzgebers gelegen hat, bedatl ar 
der ſtarken Betonung der wirtſchaftlichen Ziele des * 
Kred®. keiner weiteren Ausführung. Allerdings enth 75 die 
§ 9 keine Mußvorſchrift. Die Beſtimmung fagt nur, d bach, 
Parteien ſich verſtändigen ſollen. Daraus folgt aber iſedes 
daß die Beachtung dieſer Vorſchrift in das freie Belieben (eh 
der Beteiligten geftellt iſt. Wie Hätte ſich denn das ie 
anders und beſſer ausdrücken können? Hätte es geſag / r 
Beteiligten müſſen ſich über die Art ihres Vorgehens 
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kundigen, ſo wäre eine ſolche Faſſung ſinnwidrig geweſen. 
Wer Verſtändigung gehört die gütliche Einigung, die nur im 
ege beiderſeitigen Nachgebens und nicht durch Mußbeſtim⸗ 
winden erreicht werden kann. Beide Teile müſſen alſo mit⸗ 
rken, um zum Ziele der Einigung zu gelangen. 
8 Scheitert der Einigungsverſuch, ſo kann die Frage von 
deutung werden, durch weſſen Schuld die Verſtändigung 
dect zuſtande gekommen iſt, vorausgeſetzt daß eine ſolche im 
ach der Möglichkeit lag. Für die Rechtserheblichkeit die⸗ 
Frage kommt es darauf an, ob der 89 PachtͤredG. als 
li, Schutzgeſetz 1 S. des 8 828 Abſ. 2 BOB. anzusehen ift 
5 RG. 73, 32 folgt die Entſch. aus dem betr. Gefeß ſelbſt, 
us ſeinem Inhalt, insbeſ. auch aus den Verhältniſſen, die 
regeln will, und den Zielen, die es verfolgt. Es kommt 
auf an, ob der Geſetzgeder mit der Rechtsnorm den Schutz 
zen Einzelperſonen oder eines Perſonenkreiſes gewollt und 
delbſichtigt hat (RG. 128, 300). Geht mam davon aus, daß 
wir 89 PachtͤKredf. die beiden Realberechtigten vor un⸗ 
ſi rtſchaftlichen Vollſtreckungen und gegenſeitigem Schaden 
bern will, fo wird man den Schutzcharakter i. S. des 8 823 
5 2 BSB. bejahen können. Damit wird die Frage rechts⸗ 
ſcheblich durch weſſen Verſchulden eine an ſich mögliche Ver⸗ 
ndigung geſcheitert iſt. 
hi Ein ſolches Verſchulden kann z. B. auf ſeiten des Ver⸗ 
kichters liegen, wenn dieſer bei einem überſchuldeten Betriebe 
15 Genehmigung zu einer Pachtzeſſion ablehnt, obgleich 
en den Zeſſionar ſachliche Bedenken nicht vorliegen, oder 
85 der Verpächter der Verſteigerung widerſpricht, obgleich 
aer Pachter das Inventar planmäßig von Tag zu Tag ver⸗ 
zngert. Ahnlich können die Dinge liegen, wenn die Seque⸗ 
on einer Pachtung über das gebotene Maß hinaus aus⸗ 
wochnt wird. Auch in dieſem Falle können durch das An⸗ 
iüchſen der Sequeſtrationskoſten die Intereſſen des Kredit⸗ 
das ts in Mitleidenſchaft gezogen werden. Umgekehrt würde 
we Verſchulden auf ſeiten des Kreditinſtituts zu finden ſein, 
u der Verpächter das Erforderliche zur Herbeiführung 
Si Geſamtliquidation getan hat, das Kreditinſtitut jedoch auf 
mer vorzeitigen Herausziehung des Inventars beſteht und 
eſes Verlangen ſich als unbillige Härte darſtellt. 
ic „Die Verwertung des Inventars erfolgt nach den Vor⸗ 
riften des BGB. über den Pfandverkauf (8 10 Pachtͤred⸗ 
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Geſ.). Jedoch bedarf das Kreditinſtitut zu einer Verwertung, 
die nicht im Wege der öffentlichen Verſteigerung geſchieht, 
der Genehmigung des Verpächters (8 11 Abſ. 1 Satz 2). Hat 
der Verpächter beim Pachtablauf das Inventar nach Ob⸗ 
mannstaxe zu übernehmen, ſo iſt dieſer Ankauf nicht ohne 
weiteres als eine Pfandverwertung i. S. des Pachtͤredch. 
anzuſehen. Der durch die Obmannstaxe feſtgeſtellte Wert des 
Inventars iſt der Ankaufspreis, den der Verpächter nach dem 
Pachtvertrage dem Pächter zu zahlen hat. Der Verpächter er⸗ 
wirbt das Inventar, belaſtet mit dem Pfandrecht des Kredit⸗ 
inftitut3. Für feine Auseinanderſetzung mit dem Kredit⸗ 
inſtitut kommt der Erlös zur Verteilung, der durch eine 
Pfandverwertung erzielt wird. Deswegen bedarf es einer 
beſonderen Vereinbarung, wenn der Ankauf des Inventars 
nach Obmannstaxe als Pfandverwertung i. S. des Pacht⸗ 
KredGG. gelten ſoll. Solche Vereinbarungen ſind zweifellos 
dann von Vorteil, wenn zu erwarten ſteht, daß durch eine 
Verſteigerung des Inventars der Wirtſchaftsbetrieb in Mit⸗ 
leidenſchaft gezogen wird. 

Vielfach laſſen ſich die Kreditinſtitute als Sicherheit für 
ihren Kredit außer der Inventarverpfändung noch Zuſatz⸗ 
ſicherheiten geben. Das iſt bei den geſunkenen Inventar⸗ 
werten erklärlich. Schwierigkeiten entſtehen aber, wenn der 
Pächter auch ſeinen Anſpruch aus der Feuerverſicherung für 
das Inventar verpfändet oder abgetreten hat. Die Ver⸗ 
ſicherungsſumme dient zur Wiederherſtellung des Inventars. 
Für den Bereich des Verpächterpfandrechts fehlen aber Vor⸗ 
ſchriften, wie fie die 88 1127, 1128 BOB. zum Schutz des 
Hypothekengläubigers vorſehen. Es fehlt alſo der Verwen⸗ 
dungszwang. Daraus ergibt ſich die Möglichkeit, daß der 
Gläubiger die Verſicherungsſumme einzieht, ohne ſie ihrer 
Beſtimmung entſprechend zur Wiederherſtellung des Inven⸗ 
tars bereitzuſtellen. Allerdings wäre zu prüfen, inwieweit 
hier die Beſtimmungen des PachtͤredG. über die Geſchäfts⸗ 
führung der Kreditinſtitute auf die Rechtslage von Einfluß 
ſein können. Nach 8 20 Abſ. 4 PachtͤKredcg. ſollen die Ein⸗ 
richtungen des Kreditinſtituts für eine Steigerung der land⸗ 
wirtſchaftlichen Erzeugung Gewähr bieten. Damit würde in 
Widerſpruch ſtehen, wenn die Verſicherungsſumme nicht zum 
nen) von wirtſchaftsnotwendigem Inventar Verwendung 
indet. 
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Jagdrecht. 


dur Frage der Ermäßigung von Pachttinſen bei Jagd- 
pachten. 


zur KG. v. 19. Dez. 1931, 17 Y 52/1: PrIMBl. 1932, 13 hat 
kei Frage der Ermäßigung des Pachtzinſes bei laufenden Pachtver⸗ 
Dien einen Rechtsentſcheid von grundlegender Bedeutung erlaſſen. 
N00 Veranlaſſung zur Einholung des Rechtsentſcheids gaben dem 
den Münſter die zahlreichen bei den PEN. anhängigen Anträge, mit 
r infolge der verſchlechterten wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine 
An abſetzung des vereinbarten Pachtzinſes erreicht werden ſollte. Dieſe 
b betrafen vorwiegend Jagdpachten, die ſich ihrer Natur nach 
gan längere Jahre erſtreckten. Die bisherige Scheinblüte der ver⸗ 
ana nen Jahre hatte ſich auch auf die Jagdverhältniſſe ausgewirkt 
Reagan Teil zu einer übermäßigen Steigerung der Jagdpachten 


deut tt. Als nun im Jahre 1931 der völlige Zuſammenbruch der 
La ſchen Wirtſchaft erfolgte, waren viele Pächter nicht mehr in der 


age die bisherigen Pachtpreiſe weiter zu zahlen. Die Rechtsgrund⸗ 
ſun für die Herabſezungsanträge gab die PrpachtſchO. in der Faſ⸗ 
d. 9 v. 19. Sept. 1927, welche in 8 2 einen Pachtausgleich zuließ, 
‚> die Wiederherſtellung des durch die veränderten allgemeinen 
ſunſchaftlichen Berhältniffe geſtörten Wertverhältniſſes zwiſchen Lei⸗ 
8 und Gegenleiſtung. 5 a 
uf Bezüglich der Frage, inwieweit die Beſtimmungen der Pachtſcho. 
des Jagdpachtverträge anzuwenden, lag bereits ein Rechtsentſcheid 
Dies Ge v. 20. Febr. 1928, 17 Y 5/28: ISO. Erggeft ? 128 ff. vor. 
mut Rechtsentſcheib, welcher ebenfals vom Och. Münſter eingeholt 
scheid lehnte die frühere Auffaſſung des KG. in einem Rechtsent⸗ 
dad v. 9. Juli 1926, 17 Y 50/26: JW. 1926, 2639, daß bei Jagd⸗ 
deſcwartrögen, die nach der Feſtigung der deutſchen Währung ab⸗ 
für loſſen, eine inzwiſchen eingetretene Veränderung des Geldwertes 
anni allein die Ermäßigung des Pachtzinſes nicht rechtfertigen 
an, ab. Er ſtellte feſt, daß ſeit der Feſtigung der deutſchen Wäh⸗ 
inch eine Veränderung der allgemeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
getreten ſei, die auch bei Jagdpachtverträgen eine Anderung des 


Pachtzinſes rechtfertigen kann. Das KG. betrachtete in der Begrün⸗ 
dung des Rechtsentſcheids die Täuſchung der Erwartung eines 
ſchnellen Aufſtiegs der deutſchen Wirtſchaft als eine allgemeine Ver⸗ 
änderung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe. Es ließ jedoch die 
Frage offen, wie lange eine ſolche irrige Annahme noch allgemein 
vorlag. In der Praxis der PEsl. wurde allgemein angenommen, 
daß nur bei Pachtverträgen aus den erſten Jahren nach der Sta⸗ 
biliſierung der Währung, alſo in den Jahren 1924—1926 die all⸗ 
gemeinen Vorausſetzungen des Rechtsentſcheides gegeben ſeien. Die 
folgenden Jahre ließen bereits erkennen, daß mit einem ſchnellen 
Aufſtieg der Wirtſchaft nicht zu rechnen war. Deshalb wurde eine 
Anderung der Pachtzinſen bei Verträgen aus den folgenden Jahren 
abgelehnt. Als nun der allmählige Abſtieg der Wirtſchaft Mitte des 
Jahres 1931 zu einem völligen Zuſammenbruch führte, war von 
den PA. die Frage zu entſcheiden, ob die neuerliche Verſchlechte⸗ 
rung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe eine Grundlage gibt, den Pacht⸗ 
zins bei Jagdpachtverträgen anderweitig feſtzuſetzen. Da die Frage 
verſchieden beantwortet wurde, ſuchte das LG. auf Grund des 
8 47 Abſ. 1 Satz 2 PachtſchO. einen Rechtsentſcheid des KG. über 
dieſe Frage nach. Das KG. nahm in dem obigen Rechtsentſcheid vom 
19. Dez. 1931 zu dieſer Frage Stellung. Im einzelnen muß hier 
auf die ausführliche Begründung des Rechtsentſcheids verwieſen 
werden. Als Schlußfolgerung erklärt der Rechtsentſcheid, daß eine 
Leiſtungsanderung nach § 2 Prpachtſchd. unzuläffig iſt, ſolange der 
Einfluß der veränderten allgemeinen wirtſchaftlichen Verhaltniſſe 
auf das Wertverhältnis der Vertragsleiſtungen nicht über die Gren⸗ 
zen des Riſikos hinausgeht, das nach der allgemeinen Auffaſſung 
zur Zeit der maßgebenden Vereinbarung mit dem Vertragsſchluß 
verbunden war oder darüber hinaus vom Antragſtellenden als be⸗ 
wußt übernommen worden iſt. 1 

Dieſer Rechtsentſcheid, der für die Praxis der BEI. bindend 
ift, iſt zweifellos etwaigen Anträgen von Jagdpächtern auf Pacht⸗ 
zinsermäßigung nicht günſtig. Er ſtellt ſtrenge Anforderungen an 
einen ſolchen Antrag, zumal Jagdpachten nur ſelten die wirtſchaftliche 
Exiſtenz des Pächters bedeuten. Allgemein gilt jedoch, daß nach dem 
Rechtsentſcheid auch Anträge auf Pachtzinsänderung zuläſſig ſind 
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1036 Schrifttum J — 
bei Pachtverträgen aus den letzten Jahren. Alsdann werden aber erſatzanſpruch gem. § 823, da auch das Jagdrecht ein absolutes 


je nach der Zeit, in denen die Verträge geſchloſſen ſind, die Anforde alſo ein ſonſtiges Recht i. S. dieſes Paragraphen iſt. mt 
rungen bezüglich der Riſikoübernahme verſchieden ſein. Wer gepachtet Gerade dieſen Schadenserſatzanſpruch, den die herrſch. Lehre öh 
hat zu einer Zeit, wo die ſchlechte Wirtſchaftslage für jedermann er⸗ Recht gibt, greift Radloff ſcharf an. Naturalreſtitution ſei uno 
Kkennbar war, alſo im Jahre 1931, hat ein größeres Riſiko auf ſich lich, weil eine ſolche nur darin beſtehen könne, das erlegte der 
genommen. Aber auch für denjenigen, welcher vor dem gänzlichen wieder lebend in das Jagdgebiet zu ſetzen. Hier vermiſch Juz 
Zuſammenbruch der Wirtſchaft zu einem objektiv hohen Pachtzins Verf. die grundlegenden Begriffe Reſtitution und Reparatton, fin 
gepachtet hat, entfällt ein Anſpruch auf Minderung, wenn er aus der Verf. Reſtitution nennt, iſt in Wahrheit Reparation. Reſtilu 15 
beſonderen Gründen einen hohen Pachtzins anlegen wollte, weil i. S. § 249 BGB. heißt nicht unbedingt Herſtellung eines Zußten 
das betreffende Revier für ihn beſonders wertvoll war, ſei es, daß der früher beſtanden hat, vielmehr kann auch früher 1 et 
es ſeine Eigenjagd begrenzte oder daß er in dem Revier eine vorhandenes gefordert werden, wenn nur der Geſchädigte es hüte 
Jagdvilla hatte. Er wollte eben die Jagd unter Übernahme jedes Wahrſcheinlichkeit nach ohne die ſchädigende Handlung erlangt lung 
Rifikos haben. Kein Pächter kann, wie ſolches in der Praxis oft (Rö. 69, 306). 8 249 zieht demnach die wahrſcheinliche Entwich 0 g 
geſchieht, feinen Anſpruch lediglich darauf ſtützen, daß er geltend der Dinge in Betracht. Bei Wild alſo, welches nicht Wechſelwild ers 
macht, in der letzten Zeit ſei der Lebensindex um 20— 30% gejunken, gelangt man ungezwungen zu einer Herausgabepflicht des Wilder ner 
Löhne und Gehälter ſeien um dieſen Prozentſatz gekürzt und die bez. ſeiner Beute. — Bei Wechſelwild entfällt die Möglichkeit eben: 
Jagden allgemein erheblich billiger geworden. Naturalreſtitution, es muß alſo Erſatz in Geld geleiſtet wal 
Neben dieſen allgemeinen Vorausſetzungen ſind auch die per⸗ Der Schaden, der im Verluſt der Aneignungsmöglichkeit beſten, if 
ſönlichen Verhältniſſe beider Parteien zu berückſichtigen. Wer eine wie Verf. richtig bemerkt, ſchwer abfchägbar. Das aber iſt des 
Jagd lediglich als Luxusjagd gepachtet hat, iſt anders zu beurteilen, kein Grund, den Jagdberechtigten Eigentum an der Beit eon 
als ein Jäger des Mittelſtandes, der die Jagd zu feiner Ausſpannung Wilderers gewinnen zu laſſen und von einer unangemeſſenen. av 
und Erholung ausübt. Auch kommt der Ertrag der Jagd in Be⸗ ſequenz der herrſch. Lehre zu ſprechen. Im Gegenteil: der Sg gm 
tracht, den fie bei einer weidgerechten Bejagung zu gewähren ver⸗ berechtigte würde, um dem allg. Argument des Verf. mit Ben 
mag. Ein iveihgererhter Jäger kann zufrieden ſein, wenn er an ebenſo allg. zu begegnen, beffer geſtellt, als wir für recht empfiad 
Wert ein Viertel der Pacht aus der Jagd erzielt. Bei einer Hoch⸗ Eingebüßt hat er die Chance, erſetzt bekäme er volles Eigentum. per 
wildjagd ſpielt der Ertrag noch eine weniger entſcheidende Rolle. Was die Heranziehung der Protokolle anlangt, jo genützt an 
Schließlich ſind, um einen Maßſtab dafür zu haben, welcher Preis Hinweis, daß ſich dort gerade im Punkte des Eigentumserwerb u, 
nun angemeſſen iſt, in Betracht zu ziehen die Preiſe, welche für der Beute des Wilderers der Einfluß des Inſtituts der ſog. nal 
Jagden ähnlicher Art in letzter Zeit erzielt find. Erſt die Berück⸗ digen Stellvertretung aus dem ALR. noch ſtark bemerkbar mach 


ſichtigung aller dieſer Umſtände zeigt, ob ein Antrag auf Herab⸗ II. Eine „entſprechende“ Anwendung der Vorſchr. über n, 
ſetzung des Pachtzinſes der Billigkeit entſpricht. Fruchterwerb auf den Erwerb von Eigentum an der Beute de 8. 
LER. Luigs, Münſter i. W. derers unterliegt Bedenken. An keiner Stelle behandelt das "z.r, 

den Erwerb von Rechtsfrüchten. Für ihn gelten die allg. ien 

über Eigentumserwerb an beweglichen Sachen. Aus dem gr die 


Kreis der Rechtsfrüchte bez. des Eigentumserwerbs an ihnen 
Eigentumserwerb an der Jagdbeute des Wilderers. Früchte des Jagdrechts herauszugreifen, erſcheint nicht angängige 


(Zu Radloff: JW. 1931, 3414 ff.) Als allg. Vorſchr. über Eigentumserwerb kommen in um bie 
Die Angriffe R.s gegen die herrſch. Lehre find nicht begründet. Falle die über Aneignung in Frage. 8 958 Abj. 2 verbietet, De Jah, 
I. Radloff weiſt auf die „unnatürlichen und unangemeſſenen allg. Vorſchr. zur Anwendung kommen, bei Verletzung DR 5 
Konſequenzen“ hin, welche die herrſch. Lehre ziehen müſſe. So könne rechts jeglichen Eigentumserwerb. Das Geſetz ſelber bring ue 
an der Jagdbeute des Wilderers kein vollendeter Diebſtahl begangen das iſt entſcheidend, die Sondervorſchr. über Wild unter dem auch 
werden. Die Unangemeffenheit dieſer Folgerung iſt nicht einzuſehen. „Aneignung“. Wie bei allen herrenloſen Sachen, jo vollzieht ſich 
Befindet ſich der Täter im irrigen Glauben, fremdes Eigentum zu Eigentumserwerb am Wild nur durch Aneignung. den 
verletzen, ſo wird er wegen Verſuchs beſtraft; weiß der Täter um die Zum Schluß ſei darauf hingewieſen, daß 8 960 BOB, pe 
Herrenkoſigkeit der Beute, ſo kommt unter Bezugnahme auf 8 292 Rabloff zur Betätigung ſeiner Auffaſſung heranzieht, n 
SGB. (den Radloff nicht nennt) Begünſtigung oder Hehlerei weiſt, ja, nicht einmal in den Zuſammenhang gehört. Die Herren. in 
in Frage. Die Strafmöglichkeiten genügen alſo durchaus. keit wilder Tiere beſteht nach $ 960 jo lange, wie ſich die nat 
Die Tatſache, daß der Aneignungsberechtigte (Radloff Hätte Freiheit befinden. Der Gegenſatz zur Freiheit iſt Gefangen 00 
hier von feinem Standpunkte aus Fruchterwer bs berechtigte ſchreiben Das gefangene wilde Tier ſteht in Eigentum. Nur das wil „gh, 
müſſen) wechſelt, wenn der Wilderer die Beute von einem Jagd⸗ lagen. Ein erlegtes, totes Tier fällt überhaupt nicht unter > in 
gebiet in das andere bringt, vermag ebenfalls nicht als unbillige der ſelbſtverſtändlich nur lebende Tiere, einmal in Freiheit, 1 
Konsequenz der herrſch. Lehre zu erſcheinen. Denn ſelbſtverſtändlich Gefangenſchaft im Auge hat. Über Eigentumsverhältniſſe am Ka 
hat der urſprünglich Aneignungsberechtigte einen Anſpruch aus (ſog. ſagt $ 960 nichls, hier greifen vielmehr die allg. Regeln ein. 5 
indirekter) Bereicherung. Gegen den Wilderer beſteht ein Schadens⸗ Gere. Baldur Graf v. Peſtalozza, Berlin 


Schrifttum. 


Landwirtſchaftsrecht. Sammlung der reichsrechtlichen Vor⸗ der Hilfsmittel, um der Landwirtſchaft über die jetzige ſchwen 20 
ſchriften über die Landwirtſchaft und den Verkehr mit hinwegzuhelfen. Ob fie in der Praxis eine große Bedent an be. 
landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe E it V langen wird, muß dahinſtehen; demjenigen, der ſich mit ihr u von 

} öl gniſſe n. extausgabe mit Ver⸗ faſſen hat, bietet das neue Rechtsinſtitut jedenfalls eine Reihe un⸗ 
weiſungen und Sachverzeichnis von Dr. Otto Woerner, Schwierigkeiten, zu deren Bewältigung ihm ein guter Führer ap, 
Miniſterialrat, Vorſtand der Bayer. Landeskulturrenten⸗ entbehrlich iſt. Der Verf., der offenbar als Sachbearbeiter der rufen, 


11 zeichnet, iſt deshalb im Mangel von Motiven beſonders bert ine 
anſtalt. München 1932. C. H. Beckſche Verlagsbuchh. die ſich aus ihr ergebende Rechtslage zu beleuchten. Er hat en 


XVI, 664 Seiten kl. 8. Preis Leinenband 9,50... Aufgabe in dem vorl. Hefte hervorragend gelöſt. Die eingehe In, 
Das Buch gibt ſämtliche reichsrechtl. Rechtsquellen des Land- klaren Ausführungen ſind geeignet, auch den Laien mit dend fen, 
wirtſchaftsrechts und feiner Nebengebiete. Es werden auch die auf halt der BD. vertraut zu machen, ohne daß ihnen damit ihre en 
die Landwirtſchaft bezüglichen Sondervorſchr. der allgemeinen Geſ. ſchaftliche Bedeutung genommen wird. Das möchte im Hin ick er 
mit abgedruckt. Auch der Verkehr mit den landwirtſchaftl. Er⸗ die vielfach nicht einfache Rechtslage ausdrücklich hervorgehoben den 
zeugniſſen und die Beſteuerung der Landwirtſchaft iſt berückſichtigt. den. Beſonders beachtlich erſcheinen mir die Darlegungen 1 90 
Dem Werk find Ergänzungen für die einzelnen Länderrechte zu Umfang des Pfandrechts (S. 9 f.), über die Befriedigung Sat) 
wünſchen. D. S. und über das Verhältnis zu anderen dinglichen Rechten (. fei, 
2 Über einzelne Fragen kann man ſelbſtverſtändlich anderer Anſicht 0 
Dr. Martin Jonas, Miniſterialrat im Reichsjuſtizminiſterium: So, ob nicht entſprechend dem Wortlaut des 81 auch die Beile oh 


Das Pfandrecht an den land wirtſchaftlichen Früchten nach fung der Düngemittel uſw. nach dem 1. Jan. 1932 biegen aach en 


; 35 5 S. 35) die Rückſchaffungsklage eine „gerichtliche Geltend 4 
der Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung der — 115 wohl i Ziele der Veſeledigung — gu 
Frühfahrsdüngung und Saatgutverſorgung vom 23. Januar darſtellt, wie denn auch eine Klage auf Feſtſtelung des Be” 
1932. Berlin 1932. Franz Vahlen. Preis 1,50 . des Pfandrechts nicht genügen dürfte. 105 

Die im Rahmen der Notgeſetzgebung erlaſſene VO. iſt eines Senpräſ. Haus Müller, Dresbe 
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Dr, Ernſt Leffmann, Rechtsanwalt, und Nikolaus Pennemann, 
Gerichtsreferendar: Milchgeſetz. Handkommentar mit Ein⸗ 
leitung und eingehenden Erläuterungen unter Verarbeitung 
der preußiſchen und bayriſchen Ausführungsbeſtimmungen 
nebſt ergänzendem Anhang. München 1932. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. 80, XI und 383 Seiten. Preis in Leinen 
geb. 11,50 . 


N. Nathuſius, Ministerialrat im Reichsfinanzminiſterium z. D., 
und H. Nelſon, Oberregierungsrat im Reichsminiſterium 
für Ernährung und Landwirtſchaft: Milchgeſetz nebſt Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen. Unter Beifügung der wichtigſten 
hiermit in Zuſammenhang ſtehenden Geſetze und Verordnungen. 
Erläutert unter Mitwirkung von Dr. jur. E. Boſe, Mini⸗ 
ſterialdirigent im Reichsminiſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft, und Dr. phil. Dr.-Ing. e. h. A. Juckenack, 
Präſident der Preuß. Landesanſtalt für Lebensmittelchemie 
i. R. Berlin 1932. Carl Heymanns Verlag. 86, VIII und 
489 Seiten. Preis in Leinen geb. 14, — M. 


I; Das Milch. bietet für die Erläuterung Schwierigkeiten ver- 
Fiedener Art. Zunachſt erfordert es die nähere Kenntnis von 
unden auf den Gebieten der Humanmedizin, der Veterinärmedizin 
9 der Chemie, weil ohne dieſe Kenntniſſe zahlreiche Vorſchriften 
bas her vollen Auswirkung nicht verftändlich find. Sodann greift 
5 Milch. in eine große Zahl anderer Rechtsgebiete ein, wobei 
it immer einfach ift, das Verhältnis hierzu richtig zu er⸗ 
. Ich nenne nur das LebMittcö. und die ſonſtigen Vor⸗ 
mitten über den Verkehr mit Lebensmitteln, das Viehseuchch. 
N ſeinen Vollzugsbeſtimmungen, die Vorſchriften auf dem Gebiete 
fat cbeſundheitsvoltze, das Unbg. und das Wbzéh., das Gaſt⸗ 
ich G. uſw. Aber auch abgeſehen von dieſen verwaltungsrecht⸗ 
u Beziehungen iſt das Verhältnis zum bürgerlichen Recht zu 
ti ückſichtigen, wo ſich insbeſ. auf dem Gebiete des Kaufs wich⸗ 
0 Fragen, z. B. die Rechtsfolgen mangelhafter Lieferung, die 
Aäcdenserſazpflicht bei Geſundheitsſchädigungen durch verdorbene 
Ar ich und Milcherzeugniſſe ergeben. Und ſchließlich darf auch die 
afrechtliche Seite nicht überſehen werden. 
doc Beide Ausgaben nehmen zu dieſen Problemen Stellung. Und 
m ) unterfcheiden ſie ſich nicht unweſentlich. Leffmann⸗Penne⸗ 
iv betonen ſtärker die bürgerlich⸗rechtliche, Nathuſius⸗ 
reich ſon die verwaltungsrechtliche Seite. Erſtere bringen umfang⸗ 
kit here Erläuterungen zum Geſetze ſelbſt, während letztere neben 
wiezeren Erläuterungen noch den Wortlaut der Geſetzesbegründung 
beſdergeben. Die techniſchen und wirtſchaftlichen Fragen behandeln 
ru de Ausgaben in ausreichendem Maß. Hinſichtlich der Erläute⸗ 
hagen des Geſetzes möchte ich der ue von Leffmann⸗ 
Asten emann den Vorzug geben; wenigſtens bietet ſie dem Ju⸗ 
hen mehr als die andere Ausgabe. Letztere dagegen hat den 
erlö zug, daß fie auch die reichsrechtlichen Ausführungsbeſtimmungen 
äutert und einen ſehr umfangreichen Abſchnitt mit Vorſchriften 
5 Grenzgebieten enthält, während ſich Leffmann⸗Penne⸗ 
ſchrat auf die wichtigſten Vorſchriften aus dieſen Grenzgebieten 
chräntzen. Beide Ausgaben bringen noch die preußiſchen und die 
eriſchen Vollzugsvorſchriften im Wortlaut. 


MinR. Dr. Otto Woerner, München. 


Dr, Herbert Michaelſen, Rechtsanwalt in Greifswald: Das 
Pächterkreditgeſetz vom 1. Juli 1926. Eine Geſamtdar⸗ 
tellung für die Praxis. Mannheim 1931. J. Bens⸗ 
eimer. 46 Seiten. Preis 2,50 . 


und Der Verf. hat es verſtanden, eine für die Kreiſe der Pächter 
en Verpächter empfehlenswerte Aufklärungsſchrift zu dem, wie 
rein Recht im Vorwort betont, an Zweifelsfragen reichen Pächter⸗ 
vor LG, zu geben. Auch der Anwalt findet viele Anregungen, und 
nem werben ihm die Grundlagen des Gef. deutlich vor Augen 
den bit. Wer wiſſenſchaftl. Einzelfragen nachprüfen will, wird zu 
Nei bei allen Streitfragen angef. Komm. von Wagemann, 
der ſo w, Stillſchweig, die älteren Datums ſind, und zu 
das deueren Arbeit von Saalfrank, die ſich im weſentlichen auf 
Inventarpfandrecht beſchränkt, greifen. 
Nach würde angeſichts des Zweckes des Buches, die beteiligten 
kußzckreiſe zu unterrichten, verfehlt ſein ſich mit ihm juriſtiſch 
N 115 auseinanderzuſetzen. Nur eine Frage ſei geſtreift. Der 
genelkreditausſchuß ſoll eine öffentl. Reichsbehörde ſein, „weil er 
über den privaten Kreditinſtituten kraft Gej., nicht kraft 
fi einbarung im Verhältnis der Überorbnung fteht (S. 8, wobei 
Leſanichgelſen auf Saalfrank G. 39 beruft). — Wäre dieſe 
je don zutreffend, fo bildeten z. B. die Liquidatoren einer Ge⸗ 
denn auch ſie ſtehen gegenüber 


* 
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dem ihnen zur Liquidierung übertragenen Unternehmen kraft eines 
auen nicht kraft privater Vereinbarung im Verhältnis der Über⸗ 
ordnung! — 

Der Pachtkreditausſchuß übt, wenn auch in bejchränktent 
Umfange, öffentl.⸗rechtl. Funktionen aus. Er entſcheidet, ohne daß 
eine richterl. Nachprüfung zugelaſſen iſt (Kieſow S. 12) über die 
Zulaſſung von Kreditinſtituten. Die Konzeſſionierung der Pacht⸗ 
Rreditunternehmungen, welche Darlehen zur Verfügung ſtellen, alſo 
Befugniſſe polizeil. Charakters, ſind dem Pachtkreditausſchuß über⸗ 
tragen. Mit der Konzeſſionierung hat der Pachtkreditausſchuß auch 
eine Überwachungspflicht; er darf nach 8 21 Einſicht in die Ge⸗ 
ſchäftsführung der konzeſſionierten Banken nehmen. Der Pacht⸗ 
Rreditausſchuß iſt, wie das KG. (Urt. v. 9. Juni 1921: KGJ. 
53, 203) den Begriff der öffentl. Behörde für den Vorſtand der 
oſtpr. Landſchaft gefaßt hat, „eine Anſtalt des öffentl. Rechtes“. 
Als Organ der Staatsgewalt iſt auf ihn die ſtaatl. Aufſichts⸗ 
pflicht, da Mittel des Reiches und der Länder mit zu verwalten 
find, für ein beſtimmtes Intereſſengebiet übertragen, „und er 
wird für die Zwecke des Staates (Sicherung der der Volks⸗ 
ernährung dienenden Betriebe durch Bereitſtellung öffentl. Gelder) 
unter öffentl. Autorität nach eigenem Ermeſſen tätig“ (KGGJ. 
11, 136 ff.; 26, A 85 ff.). Im Ergebniſſe übereinftimmung mit 
dem Verf.; nur ſeine Begr. iſt unhaltbar. 

NA. Ernſt Böttger, Berlin, 


Dr. Robert von Landmanns Kommentar zur Gewerbeord⸗ 
nung für das Deutſche Reich. 8. Auflage herausgegeben 
von Dr. Guſtav Rohmer, Regierungspräſident. Zweiter 
Band, 2. Teil: Gewerbeordnung Titel VII- X, Arbeits⸗ 
zeitverordnungen, Anhang. München 1931. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. XVI und 971 Seiten. Preis geb. 36 . 


Mit der Herausgabe des vorl. Bandes hat der Verf. den bei der 
Beſprechung des vorausgegangenen 1. Teiles des 2. Bandes (beſpr. 
IW. 1930, 405) geäußerten Wunſch, das Geſamtwerk recht bald ab⸗ 
zuſchließen, in erfreulicher Weiſe raſch erfüllt. Das Hauptſtuck der 
noch ausſtehenden Teile der GewO. bildet naturgemäß ihr Titel I 
(gewerbliche Arbeiter, Geſellen, Gehilfen, Lehrlinge, Betriebsbeamte, 
Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter). Er hat ſeit der letzten Auf⸗ 
lage keine weſentl. Anderungen erfahren, wurde aber ſelbſtverſtändlich 
in jeder Beziehung auf den neueſten Stand gebracht. Letzteres gut 
auch von den übrigen Titeln (VIII). Dagegen iſt die bedeutſame 
und äußerſt aktuelle Regelung des Achtſtundentages (Arb VO.) nicht 
mehr in einem eigenen ErgBd., ſondern im Anh. I zuſammengefaßt. 
Hier finden ſich u. a. auch das Gel. über die Beſchäftigung vor und 
nach der Niederkunft, das Geſ. über den Ladenſchluß am 24. Dez. 
ſowie die auf die Einſchränkung der Arbeitszeit bezügl. Teile der 
VO. des RPräſ. v. 5. Juni 1931. Der Anh. II enthält (10) Neben⸗ 
geſ. zur GewO. und verwandte VO., der Anh. III (35) VO., die auf 
Grund der GewO. ergangen find. Noch vor den Schlußteilen — An⸗ 
gabe der benützten Literatur und Sachverzeichnis — ſind Nachträge 
zu Bd. I u. II abgedruckt (z. B. Tl. 7 Kap. VI, VIII, IX der VO. des 
RPräſs. v. 5. Juni 1931, das Geſ. über die Entſchädigung der ge⸗ 
werbsmäßigen Stellenvermittler v. 25. März 1931 ſowie die Durchf⸗ 
Beſt. zur Einſchränkung der Arbeitszeit v. 30. Sept. 1931). Auch in 
dem 2. Teil des 2. Bandes iſt die umfangreiche, wichtige Rſpr. des 
MAG. ſowie das in ſonſtigen Entſch. und im Schrifttum ange⸗ 
fallene reiche Material überall berückſichtigt. 

Zuſammenfaſſend darf von dem nunmehr geſchloſſen vorl. Ge⸗ 
ſamtwerk geſagt werden: der Komm. zur GewO. von Landmann⸗ 
Rohmer iſt „der“ Komm. des Gewerberechts. Wer auf biefem 
Gebiet zu arbeiten hat, wird ſtets danach greifen und in ihm zu⸗ 
verläſſige, erſchöpfende Auskunft finden. Der jahrzehntealte gute 
Ruf des Werkes macht jede weitere beſondere Empfehlung überflüſſig. 


Senpräſ. Dr. Arendts, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Rohmer: Gaſtſtättengeſetz — beſprochen JW. 1931, 850 — 
erhielt einen Nachtrag, in dem die Bahyeriſchen Vollzugs⸗ 
vorſchriften enthalten ſind. München 1931. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchh. 24 Seiten. 


Eugen Frey, Oberregierungsrat: Das Gaſtſtättengeſetz vom 
28. April 1930 — beſprochen JW. 1931, 850 — erhielt 
bereits zwei Nachträge. Der eine brachte die Ausführungs⸗ 
beſtimmungen von Baden, der andere, der den Stand v. 
15. Nov. 1931 darſtellt, hauptſächlich die einſchlägigen Be⸗ 
ſtimmungen des Milchgeſetzes der Dritten NotVoO. des 
Rpräſ. v. 6. Okt. 1931 und landesrechtliche Beſtimmungen, 
insbeſondere die Bayeriſchen Vollzugsbeſtimmungen vom 
28. April 1930. München 1931. C. H. Beckſche Verlags⸗ 
buchh. 
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Dr. jur. Walter Jeſſel: Die Wirkung der Eintragung einer 
Zwangshypothek auf einem dem Vollſtreckungsſchuldner 
nicht gehörigen Grundſtück. Erlangen 1932. Höcher u. 
Limmert. 44 Seiten. 


Der Verf. kommt bezüglich des im Titel genannten Problems 
zu folgenden Ergebniſſen: Die Vollſtreckung hat zugunſten des 
Gläubigers keinerlei Wirkung, dieſer behält ſeine Rechte aus dem 
Titel gegen den wirklichen Schuldner. Trotz gültiger Pfändung ent⸗ 
ſteht kein materielles Pfandrecht (auch nicht durch Konvaleſzenz). 
Auch gegenüber dem Grundſtückseigentümer (der nicht Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner ift) hat die Vollſtreckung keine Wirkung: das als Zwangs⸗ 
hypothek nicht entſtandene Recht wird keine Eigentümerhypothek oder 
Eigentümergrundſchuld. D. S. 


Länder. 


a) Preußen. 


Max Hermann: Das Grundwaſſer nach dem in Preußen 
geltenden Recht und die dazu ergangene Rechtſprechung. 
(Nr. 30 der Mitteilungen des Deutſchen Waſſerwirtſchafts⸗ 
und Waſſerkrafts⸗Verbandes E. V.) Verlag der Verbands⸗ 
geſchäftsſtelle Berlin⸗Halenſee, Joachim⸗Friedrich⸗Straße 50. 
Preis 2 ch. 


Den erhöhten Anſprüchen an gutes Trink⸗ und Nutzwaſſer ent⸗ 
ſprechend hat das unterirdiſche Waſſer in der menſchlichen Gemein⸗ 
ſchaft und ihrer wirtſchaftlichen Betätigung eine ſteigende Bedeulung 
gewonnen. Naturgemäß mußte das dazu führen, daß auch die Geſetz⸗ 
gebung dieſem Teile des Waſſerrechts eine größere Rückſicht angedeihen 
ließ. So hat auch das preuß. Waſſc d. v. 7. April 1913 mit der 
ſchrankenloſen Verfügungsfreiheit des Grundeigentümers über das in 
ſeinem Grundſtück vorhandene unterirdiſche Waſſer aufgeräumt und 
für die Entnahme ſolchen Waſſers zum Gebrauch und Verbrauch Be⸗ 
ſchränkungen eingeführt. Von beſonderer Bedeutung hierbei iſt auch 
der dem preuß. Waſſcg. eigentümliche Begriff der mittelbaren Ab⸗ 
leitung von Waſſer aus Waſſerläufen, wonach beſtimmte Fälle der Zu⸗ 
tageförderung von Waſſer aus dem Untergrund unter die weſentlich 
ſtrengeren Beſtimmungen des Geſetzes über die Benutzung von Waſſer⸗ 
läufen fallen, in denen ein Zuſammenhang des unterirdiſchen mit dem 
in Waſſerläufen oberirdiſch fließenden Waſſer beſteht. Die Frage der 
mittelbaren Ableitung iſt beſonders in Berlin und Umgegend beſonders 
praktiſch geworden, weil hier die gehäufte Entnahme von Waſſer aus 
dem Untergrunde für kommunale und induſtrielle Zwecke i. Verb. m. 
der künſtlichen Senkung des Grundwaſſerſpiegels im baulichen In⸗ 
tereſſe den Waſſerſtand von Spree und Havel beeinflußt und Maß⸗ 
nahmen nahegelegt hat, um die nachteiligen Wirkungen auszugleichen. 
Das Beſtreben, die Beteiligung der Waſſerentnehmer an den Koſten 
ſolcher Maßnahmen zu ſichern, hat hier dazu geführt, in allen Fällen, 
in denen es einer behördlichen Mitwirkung bedarf — und das iſt be⸗ 
ſonders im Falle der mittelbaren Ableitung der Fall —, dieſe nur 
unter der ſog. Aufſpeicherungsklauſel zuzulaſſen. Auch aus dieſem 
Grunde hat die Darſtellung der auf das unterirdiſche Waſſer bezüg⸗ 
lichen Rechtsnormen eine beſondere praktiſche Bedeutung gewonnen. 
In der vorliegenden Abhandlung ſind dieſe Rechtsnormen unter Be⸗ 
rückſichtigung von Rechtslehre und Rſpr. in gedrängter Form dargelegt. 
Die Darſtellung bietet einen guten Überblick über die einſchlägigen 
Vorſchr. und über deren Auslegung, wie ſie bisher in der Praxis be⸗ 
obachtet worden iſt. Es behandelt im einzelnen zunächſt die allgemeinen 
Rechtsbegriffe des Grundwaſſers und ſchließt daran auf Grund des 
preuß. WaſſG. die Darſtellung der Rechte des Grundeigentümers, die 
Beſchränkungen ſeines Benutzungsrechts — unter beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der Unterſcheidung gegenüber der mittelbaren Ableitung —, 
die polizeilichen Vorſchr. über die Fortleitung des zutage geförderten 
Waſſers, die Behandlung in Verleihung, Sicherſtellung und Aus⸗ 
gleichung und ſchließlich die bergbaulichen Vorſchr., die ſich auf das 
unterirdiſche Waſſer beziehen. Bei den Ausführungen über die mittel⸗ 
bare Ableitung hat der Verf, nur in beſchränktem Maße auf Grund⸗ 
ſätze der Rſpr. bezug nehmen können, da dieſes Gebiet in weſentlichen 
Punkten noch der juriſtiſchen Durchbildung und anerkannter Grundſätze 
ermangelt. Einzelheiten betreffend mag darauf hingewieſen ſein, daß 
Rechte auf Zutageförderung unterirdiſchen Waſſers nicht der Eintragung 
ins Waſſerbuch bedürfen und daher die Ausführungen hierüber S. 29 
ſich nur auf die Fälle der mittelbaren Ableitung aus Waſſerläufen 
beziehen können. S. 28 iſt unrichtigerweiſe die Obſervanz als be⸗ 
ſonderer Titel bezeichnet, während es ſich dabei um eine Rechtsnorm 
handelt. S. 22, 23 wäre es bei der Beſprechung des § 200 Abſ. 1 
Ziff. 3 Waſſch. erwünſcht geweſen, darauf hinzuweiſen, daß eine Be⸗ 
einträchtigung von Rechten an einem Waſſerlaufe nur dann zu An⸗ 
ſprüchen berechtigt, wenn ſie auf einer Veränderung des Waſſerſtandes 


des Waſſerlaufs, d. h. der Höhe des Waſſerſtandes, beruht, nicht aber, 
wenn ſie lediglich durch Verminderung der im Waſſerlaufe fließen 
Waſſermenge herbeigeführt iſt. Das entſpricht wenigſtens der ſtänd! 
Rſpr. des OVG. Dieſe Unterſcheidung iſt von erheblicher praktisch 
Bedeutung, weil danach Anſprüche von Triebwerksbeſizern wegen 
minderung des Waſſerzufluſſes zum Triebwerk infolge der 17 
förderung von Grundwaſſer zurückzuweiſen ſind, während ſie bei mitte 
barer Ableitung in gewiſſen Fällen (8 42) anerkannt werden müſſen. 25 
Zur Einführung in das Rechtsgebiet des unterirdiſchen Ball 
Rann die Schrift empfohlen werden. , 
Vizepräſ. des OVG. Schlegelberger, Berlin. 


b) Baden. 


Ernſt Klotz, Miniſterialrat im bad. Miniſterium des Innere 
Das badiſche Jagdrecht. 2. völlig neubearbeitete Auflage 
Karlsruhe 1931. Boltze. 404 S. Preis geb. 16 . 


Das BadJagdcz. ſtammt von 1850. Den erſten Kommente 
dazu hat der badiſche InnMin. Schenkel i. J. 1886 geſch 
ben. — Als Ernſt Klotz i. J. 1914 einen neuen Kommen. 
zum BadJagdGG. (176 S. im kleinen Format) ſchrieb, war er⸗ 
Kommentar von Schenkel durch zahlreiche inzwiſchen mee, 
laſſene Beſtimmungen veraltet. Seit dem Erſcheinen der erſten eh 
lage des Klosfchen Kommentars hat das Jagdrecht in Baden — 
tere einſchneidende Anderungen erfahren, insbeſ. durch 9 80 
v. 12. Mai 1927, das eine Neufaſſung des Bad JagdG. (0 5 
1927, 119 ff.) zur Folge hatte. — Da ſich in der Zwiſchenzeit, 16. 
1914, niemand an die Aufgabe herangewagt hat, das Badge 
zu erläutern, und da auch alles übrige Schrifttum zum bad. Ju 9 
recht längſt veraltet iſt — während z. B. in Heſſen, Württemberb. 
Bayern das jagdrechtliche Schrifttum in den letzten Jahren wien 
auf die Höhe der Zeit gebracht wurde —, muß es dem Verf. uin 
dem Verleger ſchon aus dieſem Grund gedankt werden, daß N ei 
ſchwerer Zeit eine neue, ganz weſentlich umgeſtaltete und er 
terte Auflage herausgebracht haben. ; gelt. 

Einleitend wird die Geſchichte des bad. Jagdrechts entwich 
Dabei finden Entſtehungsgeſchichte und Wandelungen des Jag te 
von 1850 beſonders eingehende Schilderung. Es folgen interesa, 
Angaben über die Jagdwirtſchaft einſchließlich ſtatiſtiſchen m 
terials, aus dem u. a. hervorgeht, daß Baden im Jagdla 
1930/31 faſt 9000 Jagdſcheine ausgeſtellt und dafür 8 
354 000 Sporteln erlöſt hat. Gr 

Der Schwerpunkt des Buchs liegt im erſten Teil, in der . 


läuterung des Bad Jagdch. Der Verf. geht bei dieſer feiner bein 
gabe mit Recht von der Erwägung aus, daß das Jagdrecht per- 
iſoliertes Daſein führt, ſondern einen Querſchnitt durch die bas 


ſchiedenen Rechtsgebiete darſtellt, und daß aus dieſem Grunde vr 
Jagdrecht in die notwendige Verbindung mit dem allgemeinen dem 
waltungsrecht (insbeſ. mit dem Gemeinderecht), aber auch mit 15 
bürgerlichen Recht und mit dem Strafrecht gebracht werden flu 
Er hat infolgedeſſen gerade den ſchwierigen Fragen beſondere gen 
merkſamkeit geſchenkt, inwieweit ſich Verſtöße gegen Beſtimmung. 
des Jagd. (insbeſ. über Abſchluß und Inhalt des Jagdpa 
trags) bürgerlich⸗rechtlich und ſtrafrechtlich auswirken. Boll 
Es folgt eine etwas kürzer gefaßte Erläuterung der Wild- 
zugsVoO. z. Jagd Gg., der Dienſtweiſung für Jagdaufſeher und . 
ſchadenſchatzer, des VogelſchutzGG., der BadVogelſchutz O. ſowie der 
VO. über den Schutz der heimiſchen Tier⸗ und Pflanzenwelt. ime 
Anschließend werden die wichtigſten reichsrechtlichen Belt. 
mungen erläutert, die für das Jagdrecht Bedeutung haben, 17 un 
Beſtimmungen des BGB. über Pachtverträge ſowie Pachtſchd., ee 
die Beſtimmungen über Selbſthilfe, über unerlaubte Handlung 
Wildſchadenserſatz, Aneignung herrenloſer Tiere u. a. m. über 
Im Jagdſtrafrecht werden die Paragraphen des RStGB. tre; 
Notwehr, Forſtwiderſtand, Jagdwilderei, ſowie einzelne übe e 
tungsbeſtimmungen des StÖ8. und des BadpolStchB. behanch 
Den Schluß bilden Erläuterungen des Schukw®. und der jag 
intereſſierenden Steuergeſetze (Bad Jagd St., BadHundeSt®.)- ein 
Wie die zahlreichen Anmerkungen zeigen, hat der Verf. ich 
ſehr umfaſſendes Material verarbeitet, ſo namentlich die er 
des BadB6H. und des PrOG., die Aufſätze in der Bader n 
und große Teile der Literatur des preuß., bayr., württemb eine 
heſſ. Jagdrechts. Außerdem ſteht dem Verf. augenſcheinlich Weiſe 
reiche eigene praktiſche Erfahrung zur Seite. — Auf dieſe vol 
iſt ein dem neueſten Stand der Geſetzgebung entſprechendes bas 
ſtändiges Bild des in Baden geltenden Jagdrechts gezeichne . ert, 
namentlich wegen der Fülle von Einzelfragen, die es er ger 
den Behörden die praktiſche Anwendung des Jagdrechts erlel 5 
und dem bad. Jäger die genaue Kenntnis der für ihn bedeutſa 
Beſtimmungen vermittelt, das aber auch über die gelbrotge 
Grenzpfähle hinaus Intereſſe beanſpruchen kann. N 
Prof. Dr. Eduard Kern, Freiburg „ 
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A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 
Veri, 


dat chtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Rechtsanwalt Huber. 


"km: 
\ Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — + Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 
1. Bürgerliches Geſetzbuch. 
1. 88 , 89, 823 BGB. 
bid Wer einen Weg der öffentlichen Benutzung 
8 met, darf nicht nur mit vorſichtigen Wege⸗ 
nutzern rechnen, er darf deshalb auch keinen 
ſtcſt and des Weges dulden, der nur bei vor⸗ 
tic tiger Benutzung ungefährlich, bei unvorſich⸗ 
ger Benutzung aber gefährlich iſt. 
1 2. Ein 10 em über den Sand eines Weges hin⸗ 
sragender Schacht iſt gefährlich. 
tei 3. Eine Körperſchaft, die ſich bei ihrer Ver⸗ 
müdigung gegen einen Schadensanſpruch be⸗ 
ortht, den kakſächlich gefährlichen Zuſtand als 
nianungsmäßigen hinzuſtellen, behauptet jelbit 
et daß ſie die erforderlichen Anordnungen 
roffen habe. 7) 


um Der Kl. fuhr am 17. Mai 1928 mit einem Polizei⸗ 
Schutenbo⸗ deſſen Führer er war, in einem Kraftwagen der 
g utzpolizei von B. nach W. auf der Per Chauſſee. Bei der 
umündung der rechts von der Fahrtrichtung gelegenen 
— Straße in 3. bog plötzlich der Motorradfahrer B., 
& der Der Straße kommend, in großem Bogen in die 
Kraltſſee in der Richtung nach W. ein. Der Führer des 
aug twagens, Polizeihauptwachtmeiſter T., wich nach links 
bre. ſo daß die linken Räder des Kraftwagens auf den 2 m 
Faßten Sandweg gerieten, der ſich neben der gepflaſterten 
er rbahn befindet. So fuhr er eine kurze Strecke mit un⸗ 
die inderter Geſchwindigkeit von 35—40 km weiter. Ehe er 
rei gepflaſterte Fahrbahn wieder mit den linken Rädern er⸗ 
* hatte, ſtieß das linke Vorderrad gegen die Umpflaſte⸗ 
etwa eines von der Reichspoſt angelegten Kabelſchachtes, die 

a 10 em über den umgebenden Sand emporragte. Der 


kur don 1. Es handelt ſich hier um einen beſonderen Anwendungs⸗ 
eine er längſt anerkannten Regel, daß, wer ſein Grundſtück, insbes. 
dab Weg dem öffentlichen Verkehr eröffnet (es braucht nicht ge⸗ 

der Eigentümer zu ſein), für die verkehrsſichere Beſchaffenheit 
en bat, und wenn er dies unterläßt, die im Verkehr erforder⸗ 
auch Sorgfalt außer acht läßt, alſo fahrläſſig handelt und daher, 
dert wenn er kein beſonderes Schutzgeſetz i. S. des 8823 Abf. II 
dort t, ſchon nach 8 823 Abf. I im Falle der Schädigung eines der 
Gi, aufgezählten Rechtsgüter für den Schaden zu haften hat. Der 
bes tümer iſt (wie RG. 52, 373 ſchon bald nach Inkrafttreten 
Rech BGB. in Verallgemeinerung des im 8 836 BGB. liegenden 
nicht gedankens ausgeſprochen hat) entgegen dem römiſchen Recht 
den einmal befugt, feine Sache in dem Zuſtande zu belaſſen, in 
ein Ne ohne ſein Zutun geraten iſt, wenn ſie anderen gefährlich 
Norden iſt. In RO. 54, 5aff. iſt dann gerade die privatrechtliche 
du antwortlichkeit einer Gemeinde wegen Beſchädigungen, welche 
öfen mangelhafte Beſchaffenheit oder Inſtandhaltung eines dem 
& ntlichen Verkehr dienenden Ortsweges herbeigeführt find, auf 
Fund der 88 823 Abf. I, 276 bejaht worden und dabei betont wor⸗ 
pflick daß auch eine im öffentlichen Recht wurzelnde Unterhalts⸗ 
Gruß eine privatrechtliche Haftung begründen könne. An dieſen 
het adſätzen hat die Rio, weiterhin feſtgehalten, und die Theorie 

fie, m. E. mit Recht, gebilligt (vgl. insbeſ. Delius, Die 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 
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Kraftwagen ſchlug um, mehrere darin beförderte Polizei⸗ 
beamte, darunter der Kl., wurden verletzt. 

Für den Zuſtand der Straße war unſtreitig die Bekl. 
verantwortlich. Der Kl. verlangte von ihr Schadenserſatz. 

Die Straße, auf welcher ſich der Unfall ereignet hat, 
beſteht aus einer in der Mitte gelegenen gepflaſterten Fahr⸗ 
bahn, deren Ränder auf beiden Seiten mit großen Kopf⸗ 
ſteinen gegen die beiderſeits gelegenen Sandſtreifen deutlich 
abgegrenzt iſt; erſt hinter dieſen Sandſtreifen ſtehen beider⸗ 
ſeits Baumreihen, jenſeits deren Radfahrer⸗ und Fußgänger⸗ 
bankette liegen. 

Aus den Feſtſtellungen des BG. ergibt ſich, daß die 
Sandſtreifen für den öffentlichen Verkehr freigegeben ſind. 
Wenn ſich der Hauptverkehr auch auf der gepflaſterten Fahr⸗ 
bahn abſpielt, ſo nimmt doch das BG. ſelbſt an, daß ge⸗ 
legentlich auch die Sandſtreifen zum Ausweichen oder Über⸗ 
holen benutzt werden. Dann iſt aber die Anſicht des BO. 
rechtsirrig, daß daſelbſt ein 10 cm über den Sand hinaus⸗ 
ragender Schacht hätte geduldet werden dürfen, der nur bei 
vorſichtigem, mäßig geſchwinden Befahren des Sandſtreifens 
ungefährlich war, bei unvorſichtigem, ſchnellen Befahren aber 
auch nach der Annahme des BG. eine Gefahr bildete. Wer 
einen Weg der öffentlichen Benutzung widmet, darf nicht nur 
mit vorſichtigen Wegebenutzern rechnen. Eigenes Verſchulden 
des Beſchädigten kann zwar nach 8 254 BGB. die Schadens⸗ 
erſatzpflicht einſchränken oder beſeitigen, aber das berührt die 
Sorgfaltspflicht des Wegeunterhaltungspflichtigen nicht. Mit 
der Möglichkeit einer nicht ganz gewöhnlichen Benutzung eines 
Weges muß gerechnet werden. Dies um ſo mehr, als ſolche 
Benutzung durchaus nicht immer ſchuldhaft zu ſein braucht. 
Im vorl. Falle iſt nicht feſtgeſtellt, daß den Führer des Kraft⸗ 
wagens ein Verſchulden traf. Nach dem unbeſtrittenen Vortrage 
des Kl. hatte das Polizeikommando einen eiligen dienſtlichen 
Auftrag zu erfüllen: es lag alſo der Fall des § 44 Kraftf⸗ 
VerkVO. v. 16. März 1928 (RG Bl. I, 91) vor, und die 
ſonſt innezuhaltenden Geſchwindigkeitsgrenzen (8 18 daſelbſt) 
galten hier nicht. Indeſſen kommt es nicht entſcheidend dar⸗ 
auf an, ob den Führer des Kraftwagens ein Verſchulden 
traf, da der Kl. es keinesfalls zu vertreten hätte; daß er 
in der Lage geweſen wäre, in die Lenkung des Kraftwagens 
einzugreifen, iſt nicht behauptet worden. Solche und ähnliche 
Fälle ungewöhnlicher Benutzung des Sandſtreifens lagen 
nicht außerhalb einer Berechnung, wie ſie der Bekl. zuzu⸗ 
muten war, und ſie mußte darum entweder die beſondere 
Gefahr beſeitigen, die mit dem Hinausragen des Kabel⸗ 
ſchachtes über ſeine Umgebung verbunden war, oder ſie 
mußte die freie Benutzbarkeit des Sandſtreifens aufheben 


Haftung für Verkehrsſicherheit: DIE. 1914, 206 f.; Kraft, Wege⸗ 
recht und Haftpflicht: GruchBeitr. 58, 101 f.). 

. Inſofern enthält die vorliegende Entſch. nichts Ungewöhn⸗ 
liches; aber ihre Begründung gibt doch Anlaß zu einigen Be⸗ 
merkungen. 

„Der Kraftwagenführer fuhr die kurze Strecke auf dem Sandweg 
„mit unverminderter Geſchwindigkeit von 35—40 km weiter“. Hätte 
es die im Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht verlangt, daß auf dieſem, 
wenn auch erlaubtem, ſo doch für ſchnelles Fahren von ſchweren Fahr⸗ 
zeugen nicht in gleicher Weiſe wie der Hauptweg geeignetem Sandwege 
die Geſchwindigkeit ermäßigt worden wäre? Die vom NO. für durch⸗ 
ſchlagend erachtete Berufung auf den eiligen dienſtlichen Auftrag 
und die damit gegebene Befreiung von der Einhaltung der Vor⸗ 
ſchrift des § 44 KraftfVO. erſcheint nicht überzeugend. § 44 befreit 
die im Dienſte befindlichen Kraftwagenführer der ſtaatlichen Polizei 
zwar, „wenn Gefahr im Verzug iſt“, von der Einhaltung der Vor⸗ 
Schriften über die Fahrgeſchwindigkeit, befreit ſie aber m. E. nicht 
von der allgemeinen Verkehrspflicht, die Fahrgeſchwindigkeit unter 
allen Umſtänden ſo zu halten, daß die Verkehrsſicherheit nicht ge⸗ 
fährdet wird, ſie alſo auf einem Boden, auf dem ein reſches Fahren 
gefährlich werden kann, zu ermäßigen; zudem läßt der Tatbeſtand 
nicht im mindeſten erkennen, daß der Zeitverlust von vielleicht einer 
halben Minute, welchen ein langſameres Fahren auf der ganz kurzen 
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oder doch beſchränken. Weder das eine noch das andere hat 
ſie aber bis zu dem Unfall getan. Die Gefahr ließ ſich ver⸗ 
hältnismäßig leicht beſeitigen oder doch weſentlich verringern. 
Denn bei der Einnahme des gerichtlichen Augenſcheins am 
11. Juli 1929 iſt feſtgeſtellt worden, daß die Umgebung des 
Schachtes mit Erde und einer Schotter⸗ oder Kieseinlage be⸗ 
feſtigt und auch der Höhe des Schachtes angepaßt war. Es 
beſtand alſo nicht mehr der gefährliche Zuſtand, wie er nach 
der Feſtſtellung des BG. vor dem Unfall beſtanden hatte, daß 
nämlich der Schachtrand etwa 10 em über den umgebenden 
Sand emporragte. Warum der Bekl. die Herſtellung eines 
Zuſtandes nicht zuzumuten geweſen ſei, wie er ſpäter tatſäch⸗ 
lich beſtanden hat, iſt nicht einzuſehen. Mit Unrecht ſieht das 
BG. in ſolcher Zumutung eine Überſpannung der Verkehrs⸗ 
ſicherungspflicht. Es beruht auch auf Rechtsirrtum, wenn das 
BG. annimmt, daß die Bekl. äußerſtenfalls nur die nach 
W. gelegene Seite des Schachtdeckels hätte befeſtigen müſſen; 
die Gefahr mußte vielmehr überhaupt beſeitigt werden, gleich⸗ 
viel von welcher Seite der Weg benutzt wurde. 

Das Verſchulden trifft, da ein gefährlicher Zuſtand vor⸗ 
handen war, nicht nur Angeſtellte der Bekl., ſondern ihre 
verfaſſungsmäßig berufenen Vertreter, die es an der nötigen 
Anordnung und Beaufſichtigung haben fehlen laſſen. Der 
Bekl. ſteht in dieſer Hinſicht ihre eigene Verteidigung ent⸗ 
gegen, da ſie ſich bemüht hat, den tatſächlich gefährlichen Zu⸗ 
ſtand als ordnungsmäßigen hinzuſtellen. Sie behauptet alſo 
ſelbſt nicht, daß ſie die erforderlichen Anordnungen ge⸗ 
troffen habe. Für das Verſchulden ihrer verfaſſungsmäßig 
berufenen Vertreter hat fie nach den 88 31, 89 BGB. ein⸗ 
zuſtehen (vgl. RG. 89, 136 1)). Das Mitverſchulden anderer 
berührt ihre Haftung gegenüber dem Kl. nicht. 

(U. v. 9. März 1931; 504/30 VI. — Berlin.) [H.] 


** 2. 88 138, 812, 817 BGB.; 88 11, 13 FluchtlG. 
Die Aufſtellung eines Fluchtlinienplanes be⸗ 
rechtigt die Gemeinde, mit den Anliegern privat⸗ 


Strecke bedeutet hätte, wirklich zu einer Gefährdung der zwech⸗ 
mäßigen Ausführung des dienſtlichen Auftrags geführt hätte. Nimmt 
man aber an, daß auch den Kraftwagenführer ein Verſchulden treffe, 
ſo wäre das zwar, wie das RG. richtig hervorhebt, nicht ein mit⸗ 
wirkendes Verſchulden des Beſchädigten, immerhin wäre der Scha⸗ 
den dann auf ein mitwirkendes Verſchulden auch einer anderen 
Perſon als der beklagten Stadtgemeinde Berlin zurückzuführen ge⸗ 
weſen, die neben der Stadtgemeinde nach 8 840 BGB. als Geſamt⸗ 
ſchuldnerin, alſo nach Maßgabe der 88 421 ff. gehaftet hätte. Das hätte 
zwar auf die Entſch. des Rechtsſtreits, in welchem nur die Stadt⸗ 
gemeinde Berlin beklagt war, keinen Einfluß gehabt, aber doch der 
Stadtgemeinde einen Ausgleichungsanſpruch nach § 426 gegen den andern 
Geſamtſchuldner gegeben. Offen bleibt dabei die Frage, ob an Stelle der 
Haftung des polizeilichen Kraftwagenführers, deſſen Verſchulden voraus⸗ 
geſetzt, die Haftung des Staates treten würde. Jedenfalls iſt der Wagen⸗ 
lenker in dieſer Funktion nicht Willensorgan i. S. der 88 31, 89. 
Dagegen hat das OLG. Colmar in dem Urt. v. 30. Okt. 1916 (JW. 
1917, 114) ſchon entſchieden, daß die Verletzung der Pflicht eines amt⸗ 
lichen Kraftwagenführers, vorſichtig und ſachgemäß zu fahren, unter 
8 839 zu bringen ſei; doch mag man zweifeln, ob ſich dies nur auf 
ſolche Kraftwagenführer bezieht, deren eigentliche Amtsaufgabe eben das 
Wagenführen iſt, wie ſolche, die bei den Kraftpoſtlinien der Reichs⸗ 
poſt angeſtellt ſind, oder auch auf ſolche Polizeibeamte, die in der 
Hauptſache andere Dienſtaufgaben haben und nur gelegentlich zum 
Fahren verwendet werden. Bei erſterer Annahme, zu der ich neige, 
würde die außervertragliche Haftung des Staates, der nicht ſelbſt als 
Fahrzeughalter haftet, nur nach Maßgabe des $ 831, alſo unter Vor⸗ 
behalt des Exkulpationsbeweiſes beſtehen; aber auch wenn man an⸗ 
nehmen will, 8 839 treffe zu, jo dürfte es doch an der in der 
Verf. Art. 131 für die Staatshaftung aufgeſtellten Vorausſetzung 
fehlen, daß der Beamte in Ausübung einer ihm anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt gehandelt haben muß; das Wagenführen als ſolches 
geſchieht keinesfalls in Ausübung öffentlicher Hoheitsrechte, auch 
wenn es ein Mittel iſt, um an den Ort folder Ausübung zu ge- 
langen. 

Etwas zu ſtark verallgemeinert erſcheint mir andererſeits der 
Satz in der Urteilsbegründung, wer einen Weg der öffentlichen Be⸗ 
nutzung widmet, dürfe nicht nur mit vorſichtigen Wegbenutzern 
rechnen. Es gibt Verhältniſſe, in denen es dent Herſteller eines 
Weges durchaus nicht zuzumuten iſt, mit anderen als vorſichtigen 
Benutzern zu rechnen. Man denke nur an den Fall, daß eine Alpen⸗ 
vereinsſektion einen alpinen Steig herſtellen läßt. 

Prof. Dr. E. Riezler, München. 

1) JW. 1917, 155. 


8,66 m hinausragenden Geländes ſowie auf Verlangen 


rechtliche Verträge abzuſchließen, agen 
werb der zur Straße beſtimmten Grundfläche 
zum Ziele haben, und die Einwilligung 34 7 
Bauerlaubnis von Bedingungen wirtſchaftl⸗ e⸗ 
abhängig zu machen. Hierbei darf ſich die 15 
meinde aber nicht unter Mißbrauch der ihr I 
ſtehenden obrigkeitl. Gewalt oder ihrer Ma 
ſtellung übermäßige Vorteile verſchaffen. 
Die Bekl. iſt Eigentümerin eines Hausgrundſtücks 
B.ſtraße in B., in dem ſie ein Weinreſtaurant betreibt. 908 
befinden ſich dort Vorgärten, und zwar hat die Bell. he 
ebenfalls in ihrem Eigentum ſtehende Vorgartengelände, — 
ches etwa 11 m breit iſt, erhöht und benutzt es als Reſtau 0 
teraſſe mit zu ihrem Betriebe. e mit 


in ber 


Unterm 22. Jun 
reichte die Bekl. einen Plan zur Überdeckung der Terraf 
Zeltleinwand zwecks Genehmigung beim Polizeipräſidium, hi 
B. ein. Dieſes Geſuch gelangte unter Vermittlung der ſtäb f 
ſchen Baupolizei an den Magiſtrat der Kl. zur Außerun 
Die Stadt plante damals eine Verbreiterung der B.ſtraßn 
und die neue Straßenlinie ſollte in einer Entfernung 
8,66 m parallel zur Bauflucht verlaufen. Es fanden hr 
zwiſchen den Vertretern der Bekl. und der Stadt Verh. 
lungen ſtatt, die zu einer Einigung dahin führten, daß e 
Bekl. ſich zur ſofortigen laſtenfreien Auflaſſung des deb 
ſtädt. Tiefbauamts auch zur Übergabe und Freilegung 7 
pflichtete, während der Magiſtrat feine Einwilligung de, 
Überdeckung der ganzen Terraſſe verſprach. Dieſe Verpflich 
tung der Bekl. wurde zur Niederſchrift des ſtädt. Urkun . 
beamten in der Weiſe erklärt, daß der Vertreter der B 1 
ein Angebot zur Auflaſſung, Übergabe und Freilegung mache 
„wenn uns (der Bekl.) die Erlaubnis zur Überdeckung 1 
Terraſſe vor den genannten Grundſtücken erteilt wird“. Die 
ſes Angebot nahm ein Bevollmächtigter der Kl. in derſelbe 
Urkunde an. Unter Mitteilung der von der Bekl. | . 
gangenen Verpflichtung der Bekl. erklärte die ſtädt. Polio, 
verwaltung die Genehmigung zur Überdachung der ze, 
mit Schreiben v. 26. Juli 1910 an das Polizeipräſidiu 
worauf dieſes unter dem 30. Juli 1910 die baupolizeill 
Erlaubnis erteilte. fl. 
Mit der Klage fordert die Kl. Verurteilung der Bel 
von dem näher bezeichneten Grundſtücke einen an der 1 
gelegenen Streifen von etwa 2,10 m Breite des jetzigen 
gartens, der über 8,66 m von der Bauflucht hinaus liege,; fl. 
Kl. aufzulaſſen, ihr zu übergeben und freizulegen. Die 11 
hat geltend gemacht, es ſei nicht zuläſſig und verſtoße geben 
die guten Sitten, daß die Kl. ihre Zuſtimmung zu on 
von der Bekl. erbetenen baupolizeilichen Genehmigung 11 
der Zuwendung privatrechtl. Vorteile abhängig gemacht ha m 
Wäre die Einwilligung der Stadt in die vom Bol, 
präſidium ausgeſprochene baupolizeiliche Erlaubnis ein Je 
fer rechtlich gleichzuſetzender reiner Hoheitsakt, fo md if, 
allerdings von dem allgemeinen Satze auszugehen (uf 
daß eine Behörde für die Erfüllung einer amtlichen Auf 
gabe eine erhebliche geldwerte Vergütung nur inſoweit 9 
anſpruchen darf, wie das geſetzl. zugelaſſen iſt (RG. 1 au 
1781) und die im Urt. angeführte gerade den Fall der jr 
erlaubnis behandelnde Entſch. RG. 51, 421). Allein das u 
hat die rechtl. Bedeutung der von der Stadt erforderten M 8. 
abgegebenen Erklärung v. 26. Juli 1910 verkannt. Die 11 
behauptet und, ſoviel zu erſehen, beſteht unter den Beteillg 
kein Zweifel darüber, daß die Baufluchtlinie unter Sreilaflii; 
eines Vorgeländes in der B.ftraße ſeit langer Zeit jene" 
(vgl. 8 1 Schlußſatz $ 11 preuß. Gef. betr. die Anlegung N. 
Veränderung von Straßen und Plätzen in Städten und lenz 
lichen Ortſchaften v. 2. Juli 1875 [FluchtlGG.]). Schon 75 
dieſem Grunde hätte die Bebauung des Vorgartens verſa 
werden können. Der Kl. lag aber noch beſonders daran, die 
Teil des Vorgartens von der Bebauung freizuhalten, den I 
bei der beabſichtigten Veränderung der Straßenfluchtlinie Wie 
Straßenland gebrauchte (88 11 Satz 2, 13 FluchtlG.). a 
weit der Plan zur Veränderung der Straße i. J. 1910 . 
fortgefchritten war, hat das BG. nicht feſtgeſtellt. Zur ſich 
ren Beurteilung der Sach- und Rechtslage hätte es jeden 


2, JW. 1931, 3199. 
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nr der Rev. zuzugeben iſt, der Aufklärung namentlich dar⸗ 
liber bedurft, ob der Plan zur Verlegung ber Straßenflucht⸗ 
nie ſchon i. S. des § 8 offengelegt und damit die im 8 11 
IH, verordnete Baubeſchränkung in Kraft getreten war. 
N ſchon die Aufſtellung des neuen Fluchtlinienplanes be⸗ 
alchligte die Kl., mit den Anliegern privatrechtl. Verträge 
zuſchließen, die den Erwerb der zur Straße beſtimmten 
rundflächen zum Ziele hatten (RG. 56, 4 und das von der 
EN v. angezogene Urt. des RG. v. 8. Juli 1912, V1556/11). 
190 BG. will das freie Vertragsrecht der Kl. abſprechen, 
en für das Schuldverſprechen der Bekl. als Gegenleiſtung 
ne Amtshandlung der Stadt vereinbart und gewährt wor⸗ 
den ſei. Dem iſt nicht beizutreten, auch wenn man mit dem 
75 den § 11 Flucht. für anwendbar hält. Die Bau⸗ 
ſeſchränkung in § 11 Satz 1 FluchtlGG. ſteht im inneren Zu⸗ 
Ramenhange mit Satz 2 daſelbſt, wonach die Gemeinden das 
Recht erhalten, die für Straßen und Plätze beſtimmten Grund⸗ 
llächen nötigenfalls im Wege der Enteignung (88 13, 14 Gef.) 
N erwerben (RG. 69, 682); 128, 29°); vgl. 132, 73 ff. ). 
; anach hat die Baubeſchränkung den Zweck, den Gemeinden 
1 ihrem wirtſchaftl. Intereſſe den Erwerb des in den künf⸗ 
wan. Straßenzug fallenden Geländes zu erleichtern oder 
Saigſtens Erſchwerungen zu verhindern (OVG. 69, 396; 
Saran, Bem. 2 und 3 zu § 11 FluchtlG.; Strauß und 
Forney, Bem. 2 zu 8 11 zit.). Nun gehört die Entſch. über 
Eingeſuche in B. zur Zuſtändigkeit des Polizeipräſidiums. 
ine Mitwirkung der Stadt B. hierbei iſt im Geſ. nicht vor⸗ 
gesehen. Erſt durch einen allg. Erl. der Min. des Innern 
d der öffentl. Arbeiten v. 15. Febr. 1887 (PrMBli . 70) 
5 zu 8 11 FluchtlG. (vgl. $ 20) angeordnet, daß die Poltzei⸗ 
= örden in eine Prüfung derartiger Baugeſuche erſt dann 
ntreten ſollen, wenn die Einwilligung der Gemeinde zu dem 
irabſichtigten Bau nachgewieſen wird. Wie der Minerl. 
im Abf. 1 hervorhebt, verfolgt die Vorſchr. im § 11 Satz 1 
925 Zweck, die Gemeinden dagegen zu ſchützen, daß der Wert 
55 zu Straßenzwecken beſtimmten Grundſtücke nicht durch 
nanliche Veränderungen geſteigert und die Gemeinden ge- 
veigt werden, bei der demnächſtigen Abtretung eine höhere 
ntſchädigung als im Zeitpunkt der Fluchtlinienfeſtſetzung 
zahlen zu müſſen. Hieraus folgt, daß die Zuſtimmung der 
wemeinden zu den Baugeſuchen aus dem Grunde angefordert 
[erden ſoll, damit fie ihre wirtſchaftl. und finanziellen Be⸗ 
lange wahren können. Die Zuſtimmung hatte daher die Kl. 
N ihrer Eigenſchaft als Trägerin von Vermögensrechten zu 
teilen oder zu verweigern. Es liegt im Rahmen des Geſ. 
und der dazu erlaſſenen miniſteriellen Anordnungen und iſt 
öl. an ſich nicht zu beanftanden, daß die Kl. ihre Ein⸗ 
gung zu der Bauerlaubnis von Bedingungen wirtſchaftl. 
rt abhängig machte. a 
8 Das Urt. kann daher mit der bisherigen Begr. nicht auf⸗ 
dichterhalten werden. Es wird aber zu prüfen ſein, ob etwa 
155 Kl. unter Mißbrauch der ihr zuſtehenden obrigkeitl. Ge⸗ 
alt oder ihrer Machtſtellung ſich übermäßige Vorteile ver⸗ 
Haff hat und deshalb ein Verſtoß gegen § 138 BGB. in 
rage kommt (vgl. auch Abſ. 3 MinErl. v. 15. Febr. 1887). 
„(A. v. 26. Okt. 1931; 285/31 VI. — Berlin.) [9.] 
NG. 133, 361.0 


3. 8242 BGB. Der Verpächter, der längere 
Zeit unbeanſtandend verſpätete Pachtzahlungen 
Ngegennimmt, muß, wenn er von einem ihm 
ei Zahlungsverſpätungen zuſtehenden Kündi⸗ 
gungsrecht Gebrauch machen will, den Pächter 
kerauf aufmerkſam machen. 
E Das BGG. hält die Kündigung nicht für wirkſam. 
1 verſtoße gegen Treu und Glauben, daß die Ver⸗ 
ter die Unpünktlichkeit des Beklagten bei Zahlung der 
am 1. Okt. 1927 fälligen Pachtrate zur Aufhebung des Ver⸗ 
endes benutzten, ohne daß der Bekl. vorher auf die Möglich⸗ 
it der Kündigung hingewieſen ſei. Denn ſeit 1925 ſeien die 
Kachtzahlungen ſtets unpünktlich erfolgt und daraus ſei ein 
hab digungskecht nicht hergeleitet worden, ſo daß der Bekl. 
des e annehmen dürfen, daß eine unpünktliche Zahlung auch 
= am 1. Okt. 1927 fälligen Pachtzinſes nicht zu einer Kün⸗ 


) JW. 1908, 355. ) JW. 1930, 2426.) SB. 1931, 2684. 
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digung des Vertrages führen würde. Soweit ſich die Rev. 
grundſätzlich gegen den in dieſen Ausführungen des BG. zur 
Anwendung gelangten Rechtsſatz wendet, kann ihr nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Die Vermieter mußten den Mieter darauf 
aufmerkſam machen, daß diesmal unpünktliche Zahlung die 
Kündigung zur Folge haben werde. Die Unterlaſſung einer 
ſolchen Mitteilung war geeignet, den Mieter in den Glauben 
zu verſetzen, das Recht der Kündigung werde, wie in den 
früheren Fällen, auch diesmal nicht ausgeübt werden. Es be⸗ 
deutet daher einen Verſtoß der Vermieter gegen Treu und 
Glauben, der bewirkt, daß ſie aus der Kündigung keine Rechte 
herleiten können (vgl. RG.: Jurgdſch. 1925, 397). 
(U. v. 17. Sept. 1929; 50/29 VII. — Königsberg.) (Ku. 


* 4. 88 242, 1021 BGB.; 835122 AL R.; Art. 115, 
116, 184 EGBGB. 


1. Beeinfluſſung einer unter der Herrſchaft 
des ALR. übernommenen und als Grundgerech⸗ 
tigkeit eingetragenen Verpflichtung zur Ge⸗ 
währung und Unterhaltung eines Weges durch 
die Vorſchriften des BGB. 

2. Der Inhalt der nach ALR. übernommenen 
Verpflichtung iſt nicht nach der Eintragung, 
ſondern nach dem Vertrage zu beurteilen, Aus⸗ 
legungsgrundſätze finden keine Anwendung. 

3. 8 242 BGB. findet auf dingliche Ver⸗ 
pflichtungen keine Anwendung, berechtigt auch 
nicht zum Eingriff in vertragliche Bindungen.) 

(U. v. 15. Jan. 1931; 272/30 VI. — e 
u. 


Abgedr. JW. 1931, 3434“. 


Zu 4. A. Anm. Kläſſel, ebenda. 


B. Die Entſch. begegnet, ſoweit ſie die Anwendbarkeit der 
Grundſätze der 88 157, 242 verneint, erheblichen Bedenken. 

1. 1. Das RG. lehnt die Anwendbarkeit der 88 183, 157 
BGB. auf einen Grunddienſtbarkeitsvertrag nach ALR. ab, indem 
es ausführt, man könne nicht ſagen, daß die 88 133, 157 BGB. 
deswegen an die Stelle der landesrechtl. Auslegungsregeln zu treten 
hätten, weil fie, wie z. B. 8 138 BGB. zu den jo bedeutſamen Vor⸗ 
ſchriften zu rechnen wären, daß fie nach dem Willen des Gejeggebers 
ſofort in Geltung hätten treten ſollen. 

Dieſe Annahme ſteht mit der ſonſtigen reichsgerichtl. Judikatur 
und mit dem Schrifttum in Widerſpruch. 

Das RG. hat die Grundſätze von Treu und Glauben wiederholt 
als das BGB. ſchlechthin beherrſchend und auf allen Rechtsgebieten 
für maßgebend erklärt, ja über das Privatrecht hinaus auch auf 
dem Gebiet des öffentl. Rechts mit den durch deſſen Eigenart 
gebotene Schranken als wirkſam anerkannt (vgl. Hamburger, 
Treu und Glauben im Verkehr, 82 S. 8ff., § 12 S. 110 u. die dort 
ang. Rſpr., ſowie RG.: JW. 1931, 735 und Anm. Hamburger). 

Der Grundſatz von Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte ſtellt als allgemeines Rechtsprinzip einen den Geſetzes⸗ 
beſt. immanenten Kern dar. Solange die Geſetzesbeſt. in ihrer An⸗ 
wendung auf den Einzelfall ſich mit dem allgemeinen Grundſatz 
deckt, hat es bei ihrer Anwendung ſein Bewenden. Führt die An⸗ 
wendung der Geſetzesbeſt., die Auslegung des Vertrags, der Willens⸗ 
erklärung im Einzelfall zu einem Ergebnis, das dieſer Maxime nicht 
entſpricht, ſo muß es durch ein dem Grundſatz von Treu und Glau⸗ 
ben entſpr. Ergebnis erſetzt werden (Hamburger, Treu und 
Glauben im Verkehr, 83 S. 10 f.; Kreß, Lehrb. d. allg. Schuldgl., 
8 18, 14 S. 374; Sohm, Inſtitutionen des röm. Rechts, f 8,0. 

Die 88 133, 157 BGB. find als Ausprägungen des Prinzips 
von Treu und Glauben nicht weniger bedeutſam als der 8 138 
Beh B. Die gegenwärtige Rſpr. des RG. und des RArbGG. läßt un⸗ 
ſchwer erkennen, daß den Grundſätzen von Treu und Glauben in der 
Praxis ſchon zahlenmäßig eine mindeſtens ebenſo große, wenn nicht 
größere Bedeutung zukommt als dem Gebot der guten Sitten. 

Gerade bei der Anwendung von alten landesrechtl. Vorſchr. 
und Verträgen müſſen die Grundſätze von Treu und Glauben einen 
weſentl. Beſtandteil der Rechtsfindung bilden. 

Auch durch Vorbehalt im Ech BGB. aufrechterhaltene landes⸗ 
rechtl. Vorſchr. ſind in ihrer Rechtswirkung den allg. Schranken der 
88 157, 242 BGB. unterworfen. Eine Partei kann ſich auf Rechts⸗ 
folgen altrechtlich aufrechterhaltener Vorſchr. dann nicht berufen, 
wenn dieſe Berufung ein gegen Treu und Glauben verſtoßendes Er⸗ 
gebnis zeitigen würde. Mag der Vertr. nach altem Recht begründet 
ſein, ſeine Rechtswirkungen erſtrecken ſich in die Gegenwart. Da 
das Gegenwartsrecht von Treu und Glauben beherrſcht wird, muß 
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5. 8313 BGB. Ein Parzellierungs vertrag, 
durch den der Grundſtückseigentümer einen Drit⸗ 
ten verkaufen läßt, ſich aber zur Erfüllung jener 
Verkäufe verpflichtet, bedarf der gerichtlichen 
oder notariellen Beurkundung. Für den Fall 
des Rücktritts vereinbarte Vertragsſtrafen 
kommen bei Nichtigkeit des Vertrages ebenfalls 
in Wegfall, auch wenn ſie ſelbſt für den Fall des 
berechtigten Rücktritts vereinbart ſind. 

Kl. und Bekl. haben privatſchriftlich einen Vertrag ge⸗ 
ſchloſſen, welcher den Verkauf des dem Kl. gehörigen Gutes 
G. bezweckte. Der Vertrag iſt von den beiden Parteien ge⸗ 
zeichnet und ſollte von dem zweiten Hypothekengläubiger des 
Gutes T. mitunterſchrieben werden. Der Bekl. ſollte die Güter 
aufteilen und in Trennſtücken oder auch im ganzen für Rech⸗ 
nung des Kl. verkaufen und dafür eine „Aufteilungs⸗ oder 
Verkaufsproviſion“ erhalten. T. ſollte eine notarielle Voll⸗ 
macht ausgeſtellt werden, die ihn „zur Erledigung aller in Er⸗ 
füllung des Vertrages vorzunehmenden Geſchäfte auch in Be⸗ 
ziehung auf Preisbildung und Zahlungsmodus“ ermächtigte. 
Der Bekl. ſollte monatlich auf Konto ſeiner Unkoſten einen 
Vorſchuß erhalten, und der Kl. ſollte T. mit der Auszahlung 
dieſer Vorſchüſſe beauftragen. Während der Dauer des Ver⸗ 
trags ſollte keiner von beiden Teilen den Vertrag auflöſen 
können, wenn nicht Aufteilung oder Verkauf reſtlos durch⸗ 
geführt war. Der Kl. hatte dem Bekl. eine Barentſchädigung 
zu zahlen, wenn er aus irgendeinem Grunde den Vertrag ein⸗ 
ſeitig aufhob, und umgekehrt hatte der Bekl. dem Kl. die 
empfangenen monatlichen Vorſchüſſe ſofort zurückzuzahlen und 
eine Entſchädigung zu entrichten, wenn er vom Vertrag zurück⸗ 
trat. Die Parteien ſtreiten über die Gültigkeit des Vertrags. 


die Berufung auf altrechtl. Vorſchr. dort verſagen, wo fte die gegen⸗ 
wärtigen Grundſätze von Treu und Glauben verletzen würde (Yan 
burger, Treu und Glauben, 83 S. 9—13, 8 5 S. 22 ff.). 

2. Es hat aber auf dieſen Gejihtspunkt allein nicht entſchei⸗ 
dend anzukommen. Der Art. 184 EGBGB. beſtimmt in ſeinem 
Satz 2 ausdrücklich, daß für eine früher begründete Grunddienſtbar⸗ 
keit die Vorſchr. der 88 1020—1028 BGB. nach dem Inkrafttreten 
des BGB. Geltung haben. Im vorl. Fall dreht es ſich alſo um 
die Anwendung des 8 1021 BGB. auf die nach ALR. begründete 
Wegegerechtigkeit. Mit der Anwendbarkeit der Spezialvorſchr. des 
BGB. über Grunddienſtbarkeit auf eine altrechtliche Grunddienſtbar⸗ 
Reit iſt aber auch die Anwendbarkeit der SS 133, 157 BGB. für 
die Auslegung außer Zweifel geſtellt. Der Geſetzgeber wollte offen⸗ 
bar Rechte, die möglicherweiſe Jahrhunderte überdauern, nicht als 
hiſtoriſche Kurioſitaten erſtarren laſſen, ſondern ihnen durch die 
Anwendbarkeit der Normen des BGB. (58 1020—1028) in ihrer 
Ausübung eine den neuzeitlichen Verhältniſſen entſpr. Geſtalt ver⸗ 
leihen. Dieſe Möglichkeit würde aber vereitelt werden, ſollte man 
die Anwendbarkeit der Vorſchr. der 88 1020 —1028 wieder dadurch 
einengen, daß die Auslegung des diesbezügl. Vertragsinhalts nur 
nach altrechtl. Grundſätzen geſtattet würde. Zu einer derartigen 
Annahme beſteht kein Anlaß. Nach h. M. finden die Vorſchr. des 
8 157 nicht auf Schuldverträge allein Anwendung, ſondern auf 
Willenserklärungen ſchlechthin, gleichviel ob ſchuldrechtl., ſachenrechtl. 
oder ſonſtigen Inhalts (vgl. Hamburger, Treu und Glauben, 8 1 
S. 3 und die dort angegeb. Geſetzgebungsmaterialien, die Dienſtbar⸗ 
keiten ausdrücklich erwähnen, § 2 S. 6 ff.). 

3. Wenn das RG. die Bedenken, die es ſelbſt gegen die Ver⸗ 
pflichtung zu altrechtl. Auslegungshandhabung hat, damit entkraften 
will, daß die Vertragsparteien und ihre Rechtsnachfolger ſich nicht 
gefallen laſſen müßten, daß ihr Wille unter Anwendung geſetzl. 
Vorſchriften ausgelegt würde, von denen ſie zur Zeit des Vertrags⸗ 
ſchluſſes noch gar nichts wiſſen konnten, ſo iſt dem entgegenzuhalten: 

8 157 BGB. deckt anerkanntermaßen auch die jog. ergänzende 
Vertragsauslegung. Vereits in den Protokollen wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß es ſich bei der Auslegung nicht ſelten um Ergänzung 
des fehlenden Willens handelt (Hamburger, Treu und Glauben 
im Verkehr S. 5). Die Rſpr. des RG. hat die ergänzende Ver⸗ 
tragsauslegung anerkannt (Hamburger, 36 S. 27ff.). Um 
eine derartige ergänzende Vertragsauslegung handelt es ſich hier 
in doppeltem Sinn: Einmal dahin, daß der Wille der Vertrags⸗ 
parteien auch dahin ergänzt werden muß, daß für den künftigen 
Inhalt und Umfang der Grunddienſtbarkeitspflichten die Grund⸗ 
ſätze von Treu und Glauben maßgebend ſein müſſen, und ferner 
dahin, daß dieſer Umfang der Pflichten gemäß der nach Treu 
und Glauben zu berückſichtigenden Verkehrsentwicklung beurteilt 
werden muß. 

Wollte man dieſe ergänzende Auslegung deswegen verneinen, weil 
die Parteien i. J. 1895 von den Vorſchr. der 88 133, 157 BGB. 
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Die Form des 8 313 BGB. iſt nicht nur für Verträge 
notwendig, in welchen die Verpflichtung zur Grundſtückstiber 
tragung an den Vertragsgegner übernommen wird; es 9 
nügt, daß die Veräußerung, zu der eine Verpflichtung über 
nommen wird, an Dritte erfolgen ſoll. Auf den rechtlichen 
Charakter des Vertrags, in dem die Verpflichtung über⸗ 
nommen wird, kommt nichts an. Der Kl. hat in § 4 des Ver 
trags gegenüber dem Bekl. die Verpflichtung übernommen, 
ſeinem Zweithypothekengläubiger T. eine notarielle Vollm 
auszuſtellen, welche dieſen zur Erledigung aller in Erfüllung 
des Vertrags vorzunehmenden Geſchäfte, „auch in Beziehung 
auf Preisbildung und Zahlungsmodus“, ermächtigte. Damt 
wurde T., der noch vor dem Kl. ſelbſt Befriedigung für ſeine 
Hypothek aus den Verkäufen zu ſuchen hatte und deshalb he 
Bekl. gegenüber zur „Garantie und Bürgſchaft“ für die Zah⸗ 
lung der monatlichen Vorſchüſſe auf den Proviſionserwe 
herangezogen werden ſollte, der auch den Vertragsſchluß 1 
trieben hat, an die Stelle des Kl. ſelbſt hinſichtlich der Der 
fügung über das Gut, Verkaufsabſchluß und Auflaſſung, 0° 
ſetzt. Dem Kl. lag die Pflicht ob, die Aufteilung und d 
Verkauf nach jeder Richtung hin „zu unterſtützen“, alle er 
forderlichen Dokumente, Grundſtückspapiere uſw. zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Er entledigte ſich kraft dieſer Verpflich“ 
tungen ſeiner Veräußerungsmacht zugunſten des Hypotheken 
gläubigers und Bürgen und trat ſelbſt in die Rolle eine 
Gehilfen der Veräußerung des Gutes. Dieſe Verpflichtung 
des Kl. erfordert die Form des 8 313 BGB., wie dies auch 
der erſte Richter angenommen hat, wenn er auch, zu weit 
gehend, einfach davon ſpricht, der Kl. ſei zur Übertragung von 
Eigentum am Grundſtück oder an Grundſtücksteilen an d 
vom Bekl. zu benennenden Perſonen verpflichtet geweſen. 


noch gar nicht wiſſen konnten, fo würde dies praktiſch zur Ablehnung 
der ergänzenden Vertragsauslegung überhaupt führen. Dieſe 2 
bekanntlich gerade da ein, wo es ſich um bei der Vertragsſchlieſeng 
unvorhergeſehene Umſtände handelt (vgl. u. a. RG. 92, 318 =V" 
1918, 300; RG.: JW. 1923, 456). Das RG. hat übrigens die e 
gänzende Vertragsauslegung grundſätzlich nicht als Erganzung 2 e 
Vertragswillens angeſehen, ſondern um eine objektiv veranlaßte 
Ergänzung des Vertrags an ſich unter Vermeidung der Erweiterung 
des Vertragsgegenſtandes ſelbſt (Hamburger S. 27, 28). x 

II. Auch die Anwendbarkeit des § 242 BGB. iſt im ver, 
Fall zu bejahen. Es handelt ſich hier um die mit der Erfüllung 
einer Grunddienſtbarkeit verbundenen Nebenpflichten. Der Eigen 
tümer des belaſteten Grundſtückes kommt dieſen Verpflichtung 
nach Art. 184 EG BGB., § 1021 BGB. nicht nach, wenn er ch 
Weg nicht in einem verkehrsentſpr. Zuſtand unterhält. Mag an 
§ 1021 BGB. nur eine Nebenverpflichtung zur primären Hulbung 
pflicht bei der Grunddienſtbarkeit darſtellen, er enthält gegebenen 
doch eine Nechtspflicht zu einer Leiſtung. Wo aber eine Verpflichtm 
zu einer Leiſtung beſteht, muß auch 8 242 BGB. Geltung hab 
(vgl. Hamburger, Treu und Glauben S. 24, 25; RG. 74, 151 
JW. 1910, 816; 101, 47; 23.1931, 504, 505). 980 

Dem gegenüber kann auch nicht überzeugen, wenn das ef 
die Anwendbarkeit des § 242 BGB. auch deswegen ablehnt, MT, 
es ſich dabei hier um einen unzulaſſigen Eingriff in einen beſtehe⸗ 
den Vertrag handle. 

Es handelt ſich hier lediglich um die Beſt. der Rechtspflicht = 
Eigentümers, das belaſtete Grundſtück in einem dem Zweck d 
Dienftbarkeit entſpr. Zuſtand zu erhalten, alſo um die Fenlegen 
der Modalitäten, welche zur Erfüllung der Nebenpflicht auf Weg 
unterhaltung nach 8 1021 BGB. notwendig find. Das iſt kein jr 
zuläffiger Eingriff in beſtehende Vertragsbeziehungen. Um ſo we 15 
ger, wenn man ſich daran erinnert, daß das RG. auch aueh ie 
des Geldentwertungsrechts (Aufwertung, Ausgleichspflicht) Einget, 
in beſtehende Vertragspflichten nach Treu und Glauben aner kan 
hat, und zwar nicht nur in der Form des Vertragsrücktritts, N" 
dern auch in rechtsgeſtaltender Weiſe (vgl. Hamburger, 771 
und Glauben im Verkehr, § 13 S. 128 ff.; RGG.: ZW. 1924, % 
1929, 3056 ff., Hamburger a. a. O. S. 32, 33), abſt 

Es kommt noch hinzu, daß, wie bereits erwähnt, das RG. id 5 
wiederholt die Grundsätze von Treu und Glauben und vor allen = 
8 242 auf allen Rechtsgebieten für maßgebend erklärt hat, ſo 72 
dogmatiſch feine Anwendbarkeit auf die Erfüllung ſachenrechtl. Ve 1 
pflichtungen nach der gegenwärtigen Rechtsauffaſſung nicht anzuzweifel 
it (Hamburger, 8 2 S. 8, 9, Einl. vor $8 S. 60, 61). 2 

Gerade mit 8 242 BGB. iſt hier, ohne daß es einer ergänze 
den Auslegung ſelbſt bedürfte, der Anspruch des Kl. auf Inſta 
ſetzung und Inſtandhaltung des Weges als eine in der Gegenw 
zu erfüllende Verpflichtung dogmatiſch begründet. 

RA. Dr. Max Hamburger, Würzburg. 
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dezteres trifft nicht zu, da T. die freie Eniſch hae ob er 
ze Käufer und die bei ihnen zuftande gebrachten Verkaufs⸗ 
ka ingungen annehmen wollte oder nicht. Aber die Sache 
9 5 doch hinſichtlich des Formerforderniſſes nicht anders 
ice werden, als wenn der Kl. ſich unmittelbar ver⸗ 
beitet hätte, an die vom Bekl. beigebrachten Käufer zu den 
i ihnen erzielten Bedingungen zu verkaufen und aufzulaſſen. 
„war berechtigt, ſich von feinem Intereſſenſtandpunkt aus zu 
tſcheiden und war von jeder Weiſung des Kl. freigeſtellt. 
deurch die ihm erteilte Vollmacht ſollte T. ohne weiteres in 
An Stand geſetzt werden, die Verkäufe abzuſchließen und die 
uflaſſungen zu vollziehen. All das war dem Kl. entzogen, 
bi nur noch den Entſchließungen des T. durch feine Beihilfe 
Rn Bahn zu ebnen hatte. In dieſem Sinne ift der Vertrag 
Baß ſo weit vollzogen worden, daß alles bis auf die vom 
1 nicht bewerkſtelligte Beibringung der Käufer vorbereitet 
1 T. hat ſeine Vollmacht erhalten, eine Generalvollmacht, 
e ihn zum Verkauf und zu anderen Rechtsgeſchäften für den 
519 ermächtigte. T. hat ſie angenommen und für den Kl. die 
„onatlichen Vorſchüſſe gezahlt. Dabei ſpielt es für die Form⸗ 
kei ürftigkeit des zwiſchen den Parteien geſchloſſenen Vertrags 
1 5 Rolle, ob die Vollmacht notariell aufgenommen war, ſo 
naß fie der Form des § 313 BGB. entſprochen hätte, oder 
ur notariell beglaubigt war. Auch die formloſe Vollmacht 
9100 dem T. die gleiche Macht. Unerheblich ift auch, ob die 
wellmacht ſelbſt nach ihrem Inhalt dem Kl. hinſichtlich der 
eiteren Behandlung der Machtübertragung Freiheit ließ. 
. Vertrag verband den Kl., die Vollmacht nicht zurück⸗ 
Ins chen. Die förmliche Erteilung diefer Vollmacht konnte den 
leinlichen Abſchluß des Vertrags zwiſchen den Par⸗ 
Be nicht erſetzen. Ihr Inhalt aber änderte nichts an 
en aus dieſem Vertrag ſich ergebenden, durch ſeinen Bevoll⸗ 
mächtigten vor ſich gehenden Übertragungspflichten des Kl. 
0 n dieſe war er nach dem Vertrag auf acht Monate gebunden. 
Aden Teilen war in dieſer Zeit die Auflöſung des Vertrags 
uterſagt, wenn nicht die reſtloſe Aufteilung oder der Verkauf 
geführt, d. h. der Vertrag vorher von ſeiten des Bekl. 
st igt war. Die Ausnahme nach 8 2 Abf. 2, die beigefügt 
It, beſagt, daß der Kl., wenn er aus irgendeinem Grund 
ER Vertrag einfeitig aufhebe, dem Bekl. eine Barentſchädi⸗ 
rich zu zahlen und die volle Proviſion für den Fall zu ent⸗ 
chten habe, daß innerhalb eines Jahres von der Aufhebung 
vom Kl. mit einem vom Bekl. nachgewieſenen Käufer ein 
leaufvertrag geſchloſſen werde. Dieſe Ausnahmebeſtimmung 
gt der Vorderrichter zutreffend dahin aus, der Bekl. habe ſich 
Rüſrch der ihm erwachſenden Ausgaben halber gegen den 
dancktritt des Kl. geſichert. Er findet darin ſogar ausgeſprochen, 
a die Summe in jedem Falle des Rücktritts geſchuldet 
Be auch im Falle eines berechtigten Rücktritts wegen 
Joſitiver Vertragsverletzung — was dann ebenſo für den 
1 einer etwa nach 8 626 BGB. aus wichtigem Grunde zu⸗ 
Magen ſofortigen Kündigung des als zuſammengeſetzter 
i er⸗ und Geſchäftsbeſorgungsvertrag bezeichneten Ver⸗ 
mit gälte (JW. 1905, 339 und RG.: JW. 1931, 3439 
bit Nachw. aus dem Schrifttum, z. B. Düringer⸗Hachen⸗ 
zurg⸗Hoeniger, Vorbem. vor 8 93 A. 10, 12). Das 
odorliegen eines Sittenverſtoßes durch Aufnahme dieſer Beſt. 
Reh die Höhe des Betrags, der trotz ungünſtiger Vermögens⸗ 
ab hältniſſe des Kl. noch als angemeſſen bezeichnet wird, iſt 
dedelehnt. So betrachtet enthält aber der Vertrag auch trotz 
trit in § 10 zugelaſſenen Ausnahme vom Ausſchluß des Rück⸗ 
5 des Kl. noch eine ſtarke Bindung an ſeine Vertrags⸗ 
10 ge den, ſo daß keine Rede davon ſein kann, daß eine ernſt⸗ 
pflie Feſthaltung des Kl. an den vertraglich feſtgeſetzten Ver⸗ 
Hop tungen überhaupt nicht gewollt geweſen ſei und beſtanden 
Vert. Geſetzliche oder vertragliche Möglichkeiten, ſich vom 
11 rtrag zu löſen, vermögen dann die Formbedürftigkeit nicht 
Pabeben. Im weſentlichen handelt es ſich hier um einen ſog. 
8 idsellierungsverkrag mit der Beſonderheit, daß durch den 
99 erſeitigen Vertragswillen nicht dem Bekl., ſondern dem 
iberothekengläubiger T. das Abſchluß⸗ und Auflaſſungsrecht 
Venaſſen war. Der Kl. verpflichtete ſich durch den 
te rtrag, fein Gut an die vom Bekl. aufgebrach⸗ 
feine von T. genehmigten Käufer durch dieſen als 
2. Bevollmächtigten zu übertragen. Für derartige 
rträge wird aber der Formzwang angenommen (RG. 50, 


163; 97, 275; 132, 287; Urt. dieſes Sen. v. 15. Dez. 1931, 
II 142/31). Der Vertrag hatte für den Kl. ſeine Verpflichtung 
zur Grundſtücksübertragung durch einen Dritten zum Inhalt, 
nicht nur eine Grundſtücksübertragung zum weiteren Ziel. 
Der Vorderrichter hat die in 8 4 feſtgeſetzte Verpflichtung nur 
in der Richtung zutreffend verwertet, daß ſie das eigene Recht 
des Bekl., die Grundſtücke nach ſeinem Ermeſſen zu verkaufen 
und aufzulaſſen, ausſchließe, ſie aber in der Bedeutung zu 
werten verſäumt, daß der Kl. das gleiche Recht dem Hypo⸗ 
thekengläubiger T. zu überlaſſen verpflichtet wurde. 

War aber der Vertrag mangels der Einhaltung der vor⸗ 
geſchriebenen Form nach § 125 BOB. nichtig, ſo entfällt 
damit das aus ihm abgeleitete Recht des Bekl. auf die Ver⸗ 
tragsſtrafe. 

(U. v. 12. Jan. 1932; 287/31 II. — Berlin.) [Ku.] 


6. 8 415 Ab ſ. 3 BGB. In der mehrjährigen 
Zahlung der Hypothekenzinſen in Verbindung 
mit einer Einforderung einer Abſchrift des 
Hyvothekenbriefes und der Rückzahlung des 
Kapitals durch den Erwerber kann die Mittei⸗ 
lung der Schuldübernahme gefunden werden. 

Die damals noch minderjährige Kl., die durch ihren Vor⸗ 
mund vertreten wurde, hat durch Vertrag v. 26. Juli 1918 
ein Grundſtück in Sp. für einen Preis von 40 000 % an den 
S. verkauft. Von dem Kaufpreiſe ſind 15 000 % bar bezahlt 
und der Reſt von 25000 % als Reſtkaufgeldhypothek ein⸗ 
getragen worden. S. hat das Grundſtück durch den Vertrag 
v. 12. Juni 1919 an die Ehefrau W. verkauft. Dabei hat die 
Ehefrau W. die Hypothek übernommen und ſich verpflichtet, 
S. von der Verbindlichkeit zu befreien. Durch Vertrag vom 
27. Aug. 1920 hat die Ehefrau W. das Grundſtück für den 
Preis von 82 000 % an den Bekl. verkauft und aufgelaſſen. 
Der Bekl. hat die Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis 
„als eigene Schuld“ übernommen. Er hat in der Folgezeit die 
Zinſen bezahlt und das Kapital i. J. 1923 an den Vormund 
der Kl., der ihm am 26. März 1923 eine vormundſchafts⸗ 
gerichtlich genehmigte Löſchungsbewilligung erteilt hat, aus⸗ 
gezahlt. Die Hypothek iſt gelöſcht worden. 

Die Kl. hat die Hypothek erſt i. J. 1927 zur Aufwertung 
angemeldet und den Bekl. als perſönlichen Schuldner in An⸗ 
ſpruch genommen. Gegen die Verſäumung der Anmeldefriſt iſt 
ihr die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand bewilligt wor⸗ 
den. Der Bekl. hat beſtritten, der perſönliche Schuldner zu 
ſein und hierzu geltend gemacht, daß die Übernahme der 
Schuld durch ihn der Kl. nicht mitgeteilt ſei, daß er aber auch 
deshalb nicht perſönlicher Schuldner ſei, weil ſeine Rechts⸗ 
vorgängerin, die Ehefrau W., die persönliche Schuld nicht 
übernommen habe. 

Die Kl. verlangt die Feſtſtellung, daß der Bekl. ihr per⸗ 
ſönlicher Schuldner iſt. LG. wies ab, OLG. u. RG. verurteilte. 
Das BG. geht zutreffend davon aus, daß die Übernahme 
einer Hypothek in Anrechnung auf den Kaufpreis nach der 
Verkehrsauffaſſung grundſätzlich die Vereinbarung einer be⸗ 
freienden Übernahme auch der perſönlichen Schuld in ſich 
ſchließt (RG. 56, 200; 75, 3391): JW. 1918, 3762; 1928, 
21263). Von dieſem Rechtsſtandpunkte aus konnte es dazu 
gelangen, auch die Übernahme der Hypothek der Kl. durch 
den Bekl. als die Übernahme der perfſönlichen Schuld aufzu⸗ 
faſſen. Dies gilt um ſo mehr, als der Bekl. die Hypothek im 
8 2 des Kaufvertrages „als eigene Schuld“ übernommen hat. 
Nun iſt dem Bekl. allerdings zuzugeben, daß er trotz dieſer 
Vereinbarung dann nicht der perſönliche Schuldner der Kl. 
geworden wäre, wenn nicht auch ſeine Rechtsvorgängerin, die 
Ehefrau W., die perſönliche Schuld übernommen hätte. Denn 
in dieſem Falle würde die Vereinbarung über die Schuld⸗ 
übernahme gegenſtandslos ſein, weil es dann an einer per⸗ 
ſönlichen Schuld, welche der Bekl. hätte übernehmen können, 
überhaupt gefehlt hätte (RG. 121, 317 2)). Es iſt aber nicht 
zu beanſtanden, daß das BG. auch den von der Ehefrau W. 
mit S. geſchloſſenen Kaufvertrag i. S. einer befreienden 
Schuldübernahme ausgelegt hat. Die im 8 2 des Vertrages 
v. 12. Juli 1919 getroffene Vereinbarung, daß die Ehefrau 
W. zur Befreiung des S. von ſeiner Schuld an die Kl. ver⸗ 


1) JW. 1911, 442. ) JW. 1928, 2438. 
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pflichtet fein ſollte, hat das BG. ohne Rechtsirrtum dahin. 
verſtanden, daß dieſe Beſt. nur für den im § 415 Abi. 3 
BGB. bereits geregelten Fall der Nichtgenehmigung der 
Schuldübernahme durch die Kl. Bedeutung haben ſollte. 

Hinſichtlich der Mitteilung der Schuldübernahme hat das 
BG. ausgeführt, der Bekl. habe ſchon lange vor der Klage⸗ 
erhebung von dem Vormund der Kl. eine Abſchrift des Hypo⸗ 
thekenbriefs erbeten, er habe ſeit Erwerb des Grundſtücks die 
Hypothekenzinſen an die Kl. bezahlt und ſchließlich im März 
1929 die ganze Hypothekenforderung getilgt, wenn auch nicht 
jeder dieſer Umſtände allein geeignet ſei, den Beweis für die 
erfolgte Mitteilung zu erbringen, ſo ergebe ſich doch aus der 
Geſamtheit dieſer Tatſachen, daß eine Mitteilung der Schuld⸗ 
übernahme erfolgt ſei. Im Ergebnis iſt auch dieſe Aus⸗ 
führung nicht zu beanſtanden. Es iſt vom RG. bereits aus⸗ 
geſprochen worden, daß in der jahrelangen Zahlung der 
Hypothekenzinſen durch den Eigentümer, der die Hypothek in 
Anrechnung auf den Kaufpreis übernommen hat, die Mit⸗ 
teilung der Schuldübernahme gefunden werden kann (RG. : 
JW. 1928, 2126). In dem vom RG. entſchiedenen Falle 
hatte der Eigentümer allerdings die der perſönlichen Schuld 
entſprechenden höheren Zinſen bezahlt, obwohl die dingliche 
Haftung ſich auf einen geringeren Zinsſatz beſchränkte. Das 
RG. hat in ſeinem Urteil aber zum Ausdruck gebracht, daß 
dieſer Umſtand lediglich geeignet war, die Feſtſtellung der 
Mitteilung der Schuldübernahme zu erleichtern, daß dieſe 
Mitteilung aber auch ſchon in der jahrelangen Zinszahlung 
an und für ſich gefunden werden kann (RG. a. a. O.). Hieran 
iſt feſtzuhalten. Zwar iſt der Eigentümer nach 81142 BGB. 
auch dann zur Befriedigung des Gläubigers berechtigt, wenn 
er nicht der perſönliche Schuldner iſt. Aber wenn der Eigen⸗ 
tümer die Zinſen jahrelang bezahlt, ſo iſt dies ein Anzeichen 
dafür, daß er im Verhältnis zum perſönlichen Schuldner zur 
Zinszahlung deshalb verpflichtet iſt, weil er deſſen Schuld 
übernommen hat, und da die Übernahme einer hypothekariſch 
geſicherten Schuld nach der Verkehrsauffaſſung regelmäßig 
eine befreiende iſt, ſo kann in der jahrelangen Zinszahlung 
die Mitteilung der Übernahme auch der perſönlichen Schuld 
gefunden werden. Im vorliegenden Fall hat der Bekl. un⸗ 
ſtreitig die Hypothekenzinſen von der Übernahme der Hypothek 
i. J. 1920 bis zur Rückzahlung des Kapitals im März 1923 
regelmäßig bezahlt. Wenn das BG. aus dieſer Tatſache in 
Verbindung mit der Einforderung einer Abſchrift des Hypo⸗ 
thekenbriefs und der Rückzahlung des Kapitals durch den 
Bekl. gefolgert hat, daß die Mitteilung der Schuldübernahme 
erfolgt iſt, ſo hält es ſich dabei im Rahmen der freien Be⸗ 
weiswürdigung ($ 286 3 O.). 

Aber auch die Ausführungen, mit denen das BG. dar⸗ 
legt, daß die Kl. die Schuldübernahme genehmigt hat, ſind 
rechtlich nicht zu beanſtanden. Dabei kann es dahingeſtellt 
bleiben, ob die Genehmigung ſchon in der Annahme der Zin⸗ 
ſen und des Hypothekenkapitals gefunden werden kann. Denn 
jedenfalls iſt die Auffaſſung, daß die Geltendmachung des 
AufwAnſpruchs gegen den Bekl. die Genehmigung ſeiner 
Schuldübernahme durch die Kl. enthält, frei von Rechts⸗ 
irrtum (RG.: JW. 1928, 21263). Dem ſteht auch die Be⸗ 
hauptung des Bekl. nicht entgegen, daß die Kl. neben ihm 
auch ſeine Rechtsvorgängerin, die Frau W., als perſönliche 
Schuldnerin in Anſpruch genommen habe. Die Genehmigung 
der Schuldübernahme iſt unwiderruflich. Da die Kl. die 
Schuldübernahme des Bekl. durch ſeine Inanſpruchnahme als 
perſönlichen Schuldner im AufwVerfahren genehmigt hat, 
wäre es rechtlich bedeutungslos, wenn ſie nachträglich verſucht 
haben ſollte, noch auf die Ehefrau W. zurückzugreifen. 

(U. v. 15. Febr. 1932; 420/31 VI. — Düſſeldorf.) [H.] 


7. 8312 BGB. 

1. Hat der Pächter eines Grundſtücks, der 
auf dem Grundſtück einen Privatanſchluß an die 
Bahn hält, deſſen Gleiſe dem Eigentümer des 
Grundſtücks gehören, einem Dritten als Neben⸗ 
anſchließer die Mitbenutzung des Anſchluſſes 
geſtattet, fo kann daraus für den Grundſtücks⸗ 
eigentümer ein Bereicherungsanſpruch inſoweit 
entſtehen, als die Benutzung des Bodens und 
der Gleiſe in Frage ſteht. 


2. Als Bereicherung gilt nur der durch den 
grundloſen Erwerb erlangte Vermögensüberſ 1 
Dem Empfänger iſt zur Beſtimmung des ue 
ſchuſſes nicht nur ſeine Gegenleiſtung, ſon den 
jeder Nachteil gutzubringen, der mit DEN 
grundloſen Erwerb in urſächlichem Zuſammen 
hang ſteht. f) N 

Der Kl. iſt Eigentümer eines Induſtriegeländes 1 
Anſchluß an die ſüdlich davon verlaufende Reichsbahnſtre 
S.— 9. Nordweſtlich ſchließt ſich ein durch das Land 1 
Kl. von der Bahn getrennter Grundbeſitz an, deſſen frühere 
Eigentümer dort eine Zeche betrieben hat. Dies Gelände M 
anſtehenden Halden des ſtillgelegten Bergwerksbetriebs 9a 
i. J. 1918 der Fabrikant M. zu Eigentum erworben. Scho 
er hat wegen Mitbenutzung des von dem Kl. angelegt 
Gleisanſchluſſes an die Reichsbahn mit dem Kl. und 9 
AEG. ©. verhandelt, die als Pachterin des Kl. auf dem BI 
lichen Teil des klägeriſchen Grundſtücks ein Sägewerk 18 
trieb und der Reichsbahn gegenüber Inhaberin des Glei 
anſchluſſes war. M. hat dann zufolge dem Kaufvertraß 
v. 4. Jan. 1921 das frühere Zechengrundſtück an die im 
Jahre 1919 gegründete zu 1 beklagte OHG. überlaſſen, dere 
Geſellſchafter die Bekl. zu 2 und 3 find. Die Bekl. zu 
hat gleich danach ihren Beſitz, auf dem ſie eine Metallwaren 
fabrik betreibt, mit einer Gleisanlage verſehen und hat u 
Einverſtändnis mit der Firma S., bzw. mit der an ihr 
Stelle getretenen Tochterfirma Sägewerk H. Gmbh ., den 
Anſchluß an das auf dem Pachtland liegende Gleis und % 
mit an die Reichsbahn hergeſtellt. Seitdem hat die Bekl. A’ 
die von dem Kl. hergeſtellten auf ſeinem Gebiet liegende 
Anſchlußgleiſe im Durchgang zur Reichsbahnſtrecke bene” 
Der Kl, der ſchon i. J. 1923 von den Bekl. Vergütung MM 
anſprucht hatte, hat im Januar 1926 Klage darauf erhoben. 

Das LG. wies ab, das OLG,. ſtellt den Grund de 
Klageanſpruchs feſt. Die Rev. führte zur Zurückverweiſung 

Der BerR. hält den Anſpruch aus § 812 BGB. M 
gerechtfertigt. 

Die Rev. meint, die Bekl. ſeien nicht ohne Rechtsgam 
bereichert. — Soweit ſie ausführt, in der jahrelangen f 
dung der Gleisnutzung der Bekl. zu 1 ohne geldlichen Gegen” 
wert ſei eine entſprechende Abmachung der Parteien und! 5 
mit der Rechtsgrund der Nutzung zu finden, ſtößt die Reb, 
auf nicht angreifbare tatſächliche Feſtſtellungen. 

Der Rev. kann auch ferner nicht gefolgt werden, 
wenn ſie den Rechtsgrund des der Bekl. in der ſtreitige 
Zeit zugefloſſenen Vorteils in den Beſtimmungen der Reicht f 
bahn über Privatgleisanſchlüſſe ſucht. Die Rev. bezie 
ſich auf § 8 der Allgemeinen Bedingungen für Privat 
anſchlußgleiſe i. d. Faſſ. v. 1. Juli 1922: „§ 8 Mile 
benutzung des Anſchluſſes. 1. Der Anſchließer hat des 
Reichsbahn und auch Dritten die Mitbenutzung des M 
ſchluſſes ohne oder mit Abzweigung von Nebenanſchlüſſen 55 
geſtatten, ſoweit nicht dadurch der regelmäßige Betrieb aut 
dem Anſchluß geſchädigt wird... 2... . 3. Ein Dri ei 
hat an den Anſchließer auf deſſen Verlangen für die MI ö 
benutzung eine Vergütung zu zahlen. Einigen ſie ſich darübe 
nicht, fo entſcheidet die Reichsbahn. Hierbei wird ſie be 


Zu 7. Der Entſcheidung wird zuzuſtimmen ſein. 5 

Das Verſtändnis der Sachlage wird dadurch erſchwert, wi 
bei der Entſcheidung eine verhältnismäßig große Zahl von Recht 
perjönlichkeiten und von rechtlichen Beziehungen dieſer unt 
einander zu berückſichtigen iſt. Namentlich kommt in Betrach. 
daß der Kl. zwar Eigentümer des Geländes, auf dem der Neben 
anſchluß liegt, und (wenigſtens teilweiſe) auch des den Reber 
anſchluß bildenden Gleiſes iſt, daß aber den Anſchlußvertrag 1 
der Eiſenbahn nicht er, ſondern ſeine Pächterin abgeſchloſſen han 

Im einzelnen geht das RG. davon aus, daß wie der be 
ſchlußvertrag ſelbſt jo auch die auf die Mitbenutzung des Hank. 
anſchluſſes durch Dritte bezügliche Abmachung in 8 8 dieſes Ve 
trags Recht ſchafft nur zwiſchen den Parteien des Vertrags, u 5 
daß durch die bloße Zulaſſung des Nebenanſchluſſes der Nee 
anſchließer nicht zum Schaden des (an dem Anſchlußvertrage in 
nicht beteiligten) Kl. bereichert fein kaun. So erklärt ſich die . 
der obigen Inhaltsangabe bezeichnete Beſchränkung des den Gegen 
ſtand der Klage bildenden Bereicherungsanſpruchs. 

Wirkl. Geh. Rat Fritſch, Wiesbaden. 
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Zeitwert der gemeinſchaftlich benutzten Anlage, die Koſten 
ihrer Unterhaltung, Erneuerung, Bewachung und Bedienung 
owie den Umfang der Mitbenutzung und die dem Anſchließer 
adurch entſtehenden Erſchwerniſſe in Betracht ziehen a 
Der Ber. hat zutreffend angenommen, daß dieſe all⸗ 
gemeine Vertragsbedingung Rechtsgeltung nur nach Maßgabe 
es Vertrags zwiſchen der Reichsbahn und dem Anſchließer 
erlangen kann. Auf die hier in Frage ſtehenden Verhältniſſe 
unte ſie deshalb nur kraft der mit der Firma S. (H. Gmbg.) 
geſchloſſenen Anſchlußverträge Einfluß üben und für das 
chuldverhältnis der Parteien keinen Rechtsgrund ſchaffen. 
er Gedankengang, in dem die als Sachverſtändige gehörten 
Reichsbahnbeamten die angeführte Klausel heranziehen, it 
enn auch nicht der, daß fie einen rechtlichen Anſpruch der 
ekl. zu 1 gegenüber dem Kl. auf Geſtattung des Gebrauchs 
egründen könne; ſondern die Gutachter erwägen, ob an⸗ 
zeſichts dieſer Beſtimmung die Vermögensſtellung des Kl. 
urch die Nutzung der Bekl. zu 1 eine Einbuße erlitten habe. 
Das betrifft das Merkmal des 8 812 B00 B., ob der Vorteil 
er Bekl. zu 1 „auf Koſten“ des Kl. erlangt ſei. Dieſe Er⸗ 
wägung ift zum Nachteil des Kl. ſchlüſſig, ſoweit es ſich um 
en für den Privatanſchlußgleisvertrag weſentlichen Zweck 
handelt, den Anſchließer zur Verbindung mit dem Schienen⸗ 
ſtrang und dem Verkehr der öffentlichen Bahn zuzulaſſen 
(ogl. Rc. 58, 269; Nehſe, Die Privatgleisanſchlüſſe der 
eichsbahn, Berlin 1931, S. 16). Denn das Hauptanſchluß⸗ 
t ſtand in der ſtreitigen Zeitſpanne nicht dem Kl, ſon⸗ 
dern dem Sägewerk H. GmbH. zu, und das Nebenrecht 
konnte, wie die Beſtimmung des 8 8 ergibt, nur von ihr 
und der Reichsbahn nach Maßgabe dieſer Regeln erworben 
werden. Aber im Verhältnis der Parteien handelt es ſich 
um etwas anderes. Nach den Feſtſtellungen des Berk. 
ſtehen die von der Bekl. zu 1 laufend benutzten Gleiſe zum 
Koen Teil im Eigentum des Kl., und weiterhin gehört dem 
l. das Gelände, über das die Wagen rollen. Dieſe von der 
kl. zu 1 genutzten Werte rechnen alſo dem Vermögen des 
L, nicht dem des Hauptanſchließers zu. Die von der Reichs⸗ 
ahn nach $ 8 Abſ. 3 zwiſchen Haupt⸗ und Nebenanſchließer 
eſtzuſetzende Vergütung ſieht ein Entgelt für die Boden⸗ 
nutzung nicht vor; und die dort berückſichtigten Koſten der 
leisanlegung können im Verhältnis von Haupt- und Neben⸗ 
anſchließer offenbar nur in Betracht kommen, ſoweit der 
Hauptanſchließer ſolche Koſten als die ſeinen geltend zu 
machen befugt iſt. Für den vorliegenden Fall trifft auch das 
etztere nach den Feſtſtellungen des Bert. im Verhältnis der 
wit zu 1 und dem Sägewerk H. GmbH. nicht zu. Aus 
er angezogenen Reichsbahnvorſchrift können deshalb keine 
inwände gegen den Klageanſpruch hergeleitet werden, ſoweit 
es ſich um Nutzung von Gelände und Gleisanlage handelt. 
aß inſoweit Vorteile in Frage ſtehen, die unter den Begriff 
er Bereicherung i. S. von 8812 BGB. fallen, iſt nicht 
zweifelhaft (RG. 97, 310). 
R Der BerR. hat auch in Erwägung gezogen, ob der 
deachtsgrund der von der Bekl. gezogenen Nutzung nicht in 
Berl ſchuldrechtlichen Beziehung liegen kann, die zwiſchen der 
ekl. zu 1 und der Firma H. GmbH. beſteht. Dabei hat der 
d erg. nicht verkannt, daß eine rechtlich befugte Gewährleiſtung 
er Vorteile durch dieſes Schuldverhältnis dem Vereicherungs⸗ 
auſpruch des Kl. den Boden entziehen würde (RG. 92, 83; 
er 1903, Beil. Nr. 49; Seuff Arch. 63 Nr. 11; Jur⸗ 
Adſch. 1925 Nr. 1869; v. Mahr, BerAnſprüche S. 208). 
e Bekl. zu 1 hatte inſoweit ihre Rechtsbeziehung zu dem 
ägewerk H. und dem Kl. mit der eines Untermieters zum 
Fauptmieter und dem Vermieter verglichen. Der Ber. 
ehnt den Vergleich ab, weil der Kl. dem Sägewerk ſein An⸗ 
ſchlußgleis nicht etwa zu deſſen ausſchließlichem Gebrauch 
deerlaſſen, ſondern ihm nur die Nutzung, unter Vorbehalt 
er Geſtattung auch an andere, eingeräumt habe. Damit iſt 
diareichend zum Ausdruck gebracht, daß die Berechtigung, 
9 die Bekl. zu 1 von dem Sägewerk erwerben konnte und 
etwa erworben hat, gegenſtändlich nur das Anſchlußrecht als 
bolches, nicht aber das Recht auf Nutzung des Geländes und 
der dem Kl. gehörenden Anlage erfaßt hat. Die Voraus- 
letzungen des Bereicherungsanſpruchs aus § 812 BGB. find 
o gegeben. 
Die Rev. hält dem BerR. aber ſchließlich entgegen: 
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wären die Bekl. ſelbſt verpflichtet, dem Kl. die durch die 
Gleisnutzung erlangten Vorteile als Bereicherung zu er⸗ 
ſtatten, jo gelte das doch nur in dem Maß der Bereicherung. 
Inſoweit rügt die Rev. mit Recht, Verletzung der im Be⸗ 
reicherungsrecht geltenden Grundſätze durch das BU. 

Die Bekl. wollen eine Reihe von Aufwendungen, die ſie 
um des Anſchluſſes willen gemacht haben, der ihnen zu⸗ 
gefloſſenen Bereicherung entgegenrechnen. So haben ſie nach 
den Feſtſtellungen des Bert. die von ihrem eigenen Grund⸗ 
ſtück in das Land des Kl. ſpitz hineinragende Spliß⸗ 
parzelle 299/33 dem Sägewerk ſo zur Verfügung geſtellt, 
daß ein Zweigſtrang über die Parzelle hinweg zur Zimmerei 
der GmbH. auf dem kürzeſten Weg geführt werden konnte, 
ſie haben dem Sägewerk auch nach der Behauptung der Be⸗ 
klagten weiteres Land und auf ihrem Gebiet liegende eigene 
Gleiſe zum Rangieren und anderen Zwecken überlaſſen. Der 
Ber. hat weiter in Erwägung gezogen, daß die Bekl. zu 1 
nach ihrer Angabe eine zu dem Pachtland gehörende ver⸗ 
ſumpfte Wieſe mit ihren Haldenmaſſen angeſchüttet, endlich 
daß ſie die Unterhaltungs⸗ und Inſtandſetzungskoſten und 
die an die Reichsbahn zu zahlenden Gebühren mitgetragen 
hat. Der Bert. meint, alle dieſe Leiſtungen der Bekl. ſeien 
nicht dem Kl., ſondern dem Sägewerk auf Grund von ver⸗ 
tvaglichen Abmachungen mit dieſem gemacht und zugute ge⸗ 
kommen. Eine Erhöhung der dem Kl. zufließenden Pacht des 
Sägewerks ſei in keinem Fall die Folge geweſen. Falls der 
Kl. durch die Anſchüttung der verſumpften Wieſe einen 
mittelbaren Vorteil gehabt haben ſollte, ſo könne dieſer nur 
einen Teil der Bereicherung der Bekl. ausmachen und müſſe 
im Betragsverfahren berüdfichtigt werden. 

Mit Recht hält die Rev. für fehlerhaft, daß der BerR. 
auf den Beſtand der Bereicherung nur die von der Bekl. 
zu 1 geopferten Vermögenswerte gegenrechnen will, die dem 
Kl. ſelbſt zugefloſſen ſind. Wie ſchon aus der Vorſchrift des 
8 818 Abſ. 3 BGG B. folgt, gilt als Bereicherung nur der 
durch den grundloſen Erwerb erlangte Vermögensüberſchuß. 
Dem Empfänger iſt zur Beſtimmung des Überſchuſſes nicht 
nur ſeine Gegenleiſtung, ſondern jeder Nachteil gutzubringen, 
der mit dem grundloſen Erwerb in urſächlichem Zuſammen⸗ 
hang ſteht (vgl. RGRKomm., § 818 Anm. 7 und die dort 
angezogene Rſpr. Diente das Entgegenkommen hinſichtlich der 
Parzellen⸗ und Gleiſenutzung gegenüber dem Sägewerk der 
Bekl. zu 1 dazu, ihrerſeits in den Genuß der von dem Kl. 
ſtammenden Vorteile eintreten oder ſich darin halten zu 
können, ſo iſt das eine i. S. der 88 812, 818 BGB. an⸗ 
rechnungsfähige Werbung des gegenüber dem Kl. grundloſen 
Vermögenszuwachſes. Die gleiche Frage wird hinſichtlich der 
Aufſchüttung der Wieſe jedenfalls aufzuwerfen ſein. Auch 
die zur Unterhaltung und Inſtandſetzung der Gleisanlage 
des Kl. aufgewendeten Beträge mindern möglicherweiſe den 
Wert der aus dem Vermögen des Kl. der Bekl. zu 1 zu⸗ 
gefloſſenen Bereicherung. Dagegen ſind die der Reichsbahn 
zu entrichtenden Gebühren nur mit der Zulaſſung zum 
Reichsbahnverkehr in Zuſammenhang ſtehende, den Erwerb 
vom Kl. nicht angehende Koſten. 

19. 


(U. v. 20. April 1931; 92/31 VIII. — Hamm.) 

8. 8 885 BGB. Eine Vormerkung zur Er⸗ 
haltung des Rechts auf Auflaſſung iſt wirkſam, 
auch wenn ihr Rechtsgrund nicht aus dem Grund⸗ 
buch ſelbſt, ſondern aus anderen Urkunden zu 
erkennen iſt. .) 

In 8 885 BGB., der für die Eintragung der Vor⸗ 
merkung maßgeblich iſt, iſt die Angabe des Schuld⸗ 
grundes des durch die Vormerkung zu ſichernden An⸗ 
ſpruchs nicht vorgeſchrieben. Demgemäß hat R.: JW. 
1928, 498 30 (betr. Eintragung einer Vormerkung auf Grund 
einer EinſtwVerf. gemäß § 885 BGB.) ausgeſprochen: wenn 


Zu 8. Die Bedeutung des vorl. Urt. liegt darin, daß das RG. 
mit aller Deutlichkeit ausspricht, daß eine Vormerkung wirkſam 
iſt, auch wenn der Schuldgrund des geſicherten Anſpruchs aus der 
Eintragung im Grundbuch nicht erſichtlich iſt. Die gegenteilige Mei⸗ 
nung iſt weitverbreitet und namentlich vom WG, immer wieder ver⸗ 
treten, beſonders in der Entſch. v. 15. März 1906: RIA. 7, 144 
KG. 32, A 215; zuletzt noch in dem Beſchl. v. 11. Juli 1918: 
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auch die Angabe des Schuldgrundes in der EinſtwVerf., auf 
Grund deren eine grundbuchliche Eintragung erfolgt ſei, ſtets 
zweckmäßig ſei, ſo ſei es doch zuläſſig, zwecks Auslegung der 
Eintragung auf die Begründung des Anſpruchs in dem Antrag 
auf Erlaß der EinſtwVerf. zurückzugreifen. Es iſt daher nicht 
zutreffend, daß der Schuldgrund aus dem Grundbuch ſelbſt 
erſichtlich ſein müſſe und nicht aus Urkunden außerhalb des 
Grundbuchs entnommen werden dürfe. Sollten auch die Aus⸗ 
führungen in der Entſch. des 5. ZivSen. v. 22. April 1911 
(JW. 1911, 58732): „aus 8885 Abſ. 2 BGB. ſei zwar zu 
entnehmen, daß bei einer Vormerkung der zu ſichernde per⸗ 
ſönliche Anſpruch entweder in dem Eintragungsvermerke ſelbſt 
oder durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genau 
bezeichnet werden müſſe; daraus folge indeſſen nicht, daß nicht 
die über die Begründung des Anſpruchs ſich verhaltende Ur⸗ 
kunde zum Zwecke der Auslegung berückſichtigt werden dürfe“ 
dahin verſtanden werden können, daß grundſätzlich der Schuld⸗ 
grund des Anſpruchs zum mindeſten in der Eintragungs⸗ 
bewilligung enthalten ſein müſſe, ſo iſt dieſe Anſicht jedenfalls 
in RG.: Recht 1917 Nr. 210; 3 Bl. 17, 538 Nr. 6386 
wieder aufgegeben durch den Ausſpruchs „eine Vormerkung 
zu einer Hypothek ſei nicht deshalb unwirkſam, weil in ihr 
nicht der geſicherte Anſpruch als ein ſolcher auf Einräumung 
einer Hypothek bezeichnet ſei, ſofern nur ſonſt zu erkennen ſei, 
daß es ſich um einen derartigen Anſpruch handle“. 

Iſt demnach die Eintragung des Schuldgrundes bei der 
Vormerkung nicht grundſätzlich für erforderlich zu erachten, ſo 
kommt es allein darauf an, ob bei fehlendem Schuldgrund die 
Gefahr der Verwechflung verſchiedener Schuldgründe beſteht 
(ogl. Güthe⸗Triebel, Grundbuchordnung § 45 Anm. 22; 
Roſenberg, Sachenrecht 8885 IV, da Abſ. 2; Soergel, 
Komm. zu BGB. § 883 Anm. 4; Warneyer, Komm. zu 
BGB. 8 885 IV; Siber: IheringsJ. 75, 392 ff.). Eine ſolche 
Gefahr muß aber vorl. als ausgeſchloſſen gelten, da die Ein⸗ 
tragungsbewilligung der Auflaſſungsvormerkung dasſelbe Da⸗ 
tum trägt wie der Kaufvertrag, durch den der damalige Eigen⸗ 
tümer B. ſein Grundſtück an den Kl. verkaufte, und nirgends 
erſichtlich iſt, daß dem Kl. etwa noch ein anderer Anſpruch 
auf Übertragung des Eigentums gegen B. zugeſtanden habe. 

(U. v. 21. Sept. 1931; 147/31 VI. — Stettin.) [Ku.] 
<= NG. 133, 267.) 


9. 1. Die Grundwaſſerentziehung und ⸗ver⸗ 
drängung ift abſchließend durch das PrWaſſG. 
geregelt; die Beſtimmungen 88 906, 907 BGB. fin⸗ 
den daneben keine Anwendung. 

2. Auf Kleinbahnen i. S. des Gef. v. 28. Juli 
1892 findet das PrEiſenbG. v. 3. Nov. 1838 keine 
Anwendung. f) 

Die Kl. find gemeinſchaftliche Eigentümer von Fried⸗ 
hofsgrundſtücken in B. Die Bekl. hat im Zuge der B.⸗A.ſtraße 


K GJ. 51, 251. Das RG. hat demgegenüber den richtigen Stand⸗ 
punkt nach der Meinung vieler bereits in dem Urt. JW. 1911, 
587 2 Recht 1911 Nr. 2575, jedenfalls aber in der Entſch. v. 
16. Dez. 1916: Recht 1917 Nr. 210 = 3BlFG. 17, 538 Nr. 6386 ein- 
genommen. Es iſt nur erforderlich, daß der zu ſichernde Anſpruch 
in der Eintragung ſo genau bezeichnet wird, daß er von anderen 
Anſprüchen unterſchieden werden kann; und es genügt, daß ſeine 
Identität und ſein Inhalt auf irgendeine Weiſe, z. B. durch über⸗ 
einſtimmende Parteierklärungen oder durch Heranziehung der Urs 
kunde über ſeine Begründung feſtgeſtellt werden kann. Zu dieſem 
Grundſatz bekennt ſich die vorl. Entſch.; fie kommt daher m. R. 
zu dem Ergebnis, daß die zugunſten der Kl. eingetragene Auflaſſungs⸗ 
vormerkung wirkſam und das auf der gegenteiligen Annahme be⸗ 
ruhende BU. unrichtig iſt. 
Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 9. Die obige Entſch. iſt von grundlegender Be⸗ 
deutung, da in ihr das RG. zum erſten Male zu den einſchlägigen 
Fragen Stellung genommen hat. Die Berliner Gerichte jeden Grades 
hatten ſich allerdings ſchon früher des öfteren damit befaßt und ein⸗ 
hellig in demſelben Sinne entſchieden (3. B. RG. v. 25. Juni 1929, 
28 U 148938 und v. 3. April 1930, 7 U 11 298/28). Das Grund⸗ 
waſſerrecht iſt ſchon deswegen ein beſonderes ſchwieriges Gebiet, weil 
die Bet. darüber, ſoweit nicht ausnahmsweiſe bürgerliches Recht an⸗ 
wendbar iſt, durch das ganze WaſſG. v. 7. April 1913 verſtreut find. 
(Eine ſyſtematiſche Darſtellung iſt erſtmalig von mir gebracht in 
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eine Untergrundbahn gebaut. Die Kl. behaupten, die Bau 
arbeiten hätten kurz nach ihrem Beginn eine Veränderte 
des Grundwaſſerſpiegels derart zur Folge gehabt, daß 2 
Friedhofsbrunnen nicht mehr genügend Waſſer ergeben hätt 15 
und deshalb tiefer gelegt worden wären. Mit der Klage 120 
derten fie Erſtattung der ihnen dadurch entſtandenen Unkosten, 

Alle Inſtanzen haben abgewieſen. d⸗ 

8196 PrWaſſcg. beſtimmt, der Eigentümer eines Gru 
ſtücks könne über das auf oder unter der Oberfläche beit 1 
liche Waſſer verfügen, ſoweit ſich nicht aus dieſem Geſetz er 
anderes ergebe oder Rechte Dritter entgegenſtünden. Nach 8! = 
Waſſch. darf der Eigentümer eines Grundſtücks das unter 
irdiſche Waſſer „zum Gebrauch oder Verbrauchen nicht dauer 
in weiterem Umfang als für die eigne Haushaltung pe 
Wirtſchaft (8 25 Abſ. 4) zutage fördern, wenn dadurch 1. 15 
Waſſergewinnungsanlage ... eines andern das Waſſer 115 
zogen oder weſentlich geſchmälert oder 2. die bisherige 5 t 
nutzung des Grundſtücks eines andern erheblich beeinträchtig 
wird ... Ausgehend von dem Gedanken, daß nach dem a 
her geltenden Rechte der Eigentümer über das in ſeine 
Grundſtück enthaltene unterirdiſche Waſſer frei verfügen dür 
hat das PrWaſſcch. nach der vom BU. zutreffend wic 
gebenenen Entſtehungsgeſchichte und nach Wortlaut und Sin, 
nur in dem angegebenen Umfange dieſe Verfügungsbefugn 
einſchränken wollen. Die Vorausſetzungen für die Ane. 
dung dieſer geſetzlichen Einſchränkung fehlen in dem Stren 
falle ſchon um deswillen, weil die Bekl. unzweifelhaft nich 
„dauernd“ Grundwaſſer „zutage gefördert“ hat. 2 
der Entwäſſerung der Baugrube ift nur Waſſer während ein 8 
zeitlich beſchränkten Bauabſchnitts zutage geförder 
worden. Die nunmehrige Anlage ſelbſt jedoch verdrängt, 17 
weit ſie reicht, dieſes Waſſer, läßt es aber im Erdinnern 
und dient nicht dazu, es „zutage zu fördern“. Das BG. 90 
ſomit das Waſſch. zutreffend ausgelegt, wenn es im Ci 
klang mit dem Erläuterungsbuche von Holtzegreun 
Schlegelberger, 4. Aufl. 1931, zu 8 200 verneint, daf 
die Klage ſich auf dieſe Geſetzesbeſtimmung gründen laſſe 
Einer Unterſuchung, ob im bloßen Beſeitigen unter 5 
ſtänden ein Gebrauch oder ein Verbrauch des Waſſers gefunde 
werden kann, bedarf es ſomit nicht mehr. 

88 906, 907 BGB. kommen ſchon deshalb nicht in Frage, 
weil die Frage nach der rechtlichen Bedeutung und den rech 
lichen Folgen einer Entziehung des Grundwaſſers auf 5 
Gebiete des Waſſerrechts liegt, für das das PrWaſſch. ent, 
ſcheidend iſt (RG. 122, 136 1)). Aber auch wenn man der 2 
ſicht fein wollte, das Waſſerrecht habe nicht abſchließend ? 
Grundwaſſerentnahme und Grundwaſſerverdrängung gere 5 
jo fehlt doch der Klage die rechtliche Stütze. Daß 89 906, 
907 BGB. gegen die Entziehung von Grundwaſſer nicht 12 
gewendet werden dürfen, hat der erk. Sen. bereits 280/17 
(RG Warn. 1913 Nr. 96 = ZW. 1913, 267) ausgeſprochen. 
Daran iſt feſtzuhalten. . 


„Das Grundwaſſer nach dem in Preußen geltenden Recht“ uſw.: Milt. 
Nr. 30 des Dtſch. Waſſerwirtſchaftsverbandes.) it 
Nach früherem Rechte konnte der Grundſtückseigentümer e 
dem unter ſeinem Grundſtücke befindlichen Waſſer ſo gut für 
ſchrankenlos ſchalten und walten und ohne jegliche Nachteile N 
ſich anderen den größten Schaden zufügen. Die in 88 129 1 
131 1 8 ALR. enthaltenen Einſchränkungen kamen als zu . 
fügig faſt gar nicht in Betracht. Das BGB. behielt in Art. 65 Eiuf 
das Waſſerrecht den Landesgeſetzen vor, konnte alſo ſchon aus die! 0 
Grunde nicht viel an dem früheren Zuſtande ändern. Nur in I 
feltenen Fällen find 88 906 und 909 anwendbar. Eine völlige ae 
wandlung brachte erſt das Wafi®. v. 7. April 1913, das die Re 
des Grundeigentümers am Grundwaſſer erheblich beſchneidet, namen 
lich in weitem Umfange Schadenserſatzanſprüche wegen Grundwaf 
entziehung gewährt. Die Regelung iſt aber in äußerſt komplizi 5 
Weiſe erfolgt, ſo daß hier im einzelnen nicht darauf eingegangen 
werden kann. Der oben wiedergegebene 8 196 Waſſcg. erhält 
Prinzip die Verfügungsgewalt des Grundeigentümers über das unter 
irdiſche Waſſer unter ſeinem Grundſtücke aufrecht, verweiſt aber yes 
auf die im Gef. enthaltenen Beſchränkungen, die recht zahlreich find 
Von weſentlicher Bedeutung ift der — in obiger Entſch. hr 
erwähnte, aber auch bei ihr angewendete — Grundſatz, daß 1 
Grundeigentümer derjenige gleichgeſtellt iſt, der mit ſeiner (auch 
ganz formloſen) Genehmigung auf feinem Grundſtücke Waſſer zuta 


9) JW. 1929, 93 


er 


. Jahrg. 1932 Heft 15, 


Das Préiſenb G. v. 3. Nov. 1838 findet auf die Unter⸗ 
baundbahn keine Anwendung. Dieſe gehört zu den Klein⸗ 
ahnen i. S. des Prͤlein BGG. v. 28. Juli 1892 (vgl. Hein 
no Krüger, 1929, 1 S. 29, 2 S. 133). Die Bahn dient 
ediglich dem örtlichen Nahverkehr. Es kam daher nicht auf 
325 Preéiſenbcc. und die — vom erk. Sen. zuletzt in RO. 
33, 342 erörterte — Rſpr. hierzu an. f 

(U. p. 17. Nov. 1931; 222/31 V. — Berlin.) [Sch.] 


10. 88 912 ff. BG B. Die Vorſchriften über den 
überbau finden keine Anwendung auf die Grund⸗ 
bienſtbarkeit. 7) 

Die Bekl. hatte in erſter Linie die Anwendung der ge⸗ 
setzlichen Vorſchriften verlangt, die dem Nachbar die Duldung 
eines Überbaus gegen Zahlung einer Rente auferlegen, 
wenn der Eigentümer den Bau ohne Vorſatz und grobe Fahr⸗ 
taſſiskeit ausgeführt hat. Zum letzten Punkt macht ſie gel⸗ 
end, ihre Architekten hätten geglaubt, mit dem Bau die 

renze der Grunddienſtbarkeit einzuhalten, und erſt im Laufe 
es Rechtsſtreits ihre Anſicht geändert. Das BG. nimmt aber 
an, daß jene Beſtimmungen für die Grunddienſtbarkeit nicht 
gelten, und ſieht deshalb von einer Prüfung der Schuldfrage 
ab. Die Rev. beharrt auf dem gegenteiligen Rechtsſtandpunkt, 
weil die Dienſtbarkeit nicht ſtärker ſei als das Eigentum und 
in einem Fall der vorliegenden Art dieſelben wirtſchaftlichen 
Erwägungen gegen ſich habe; das in den Gründen erwähnte 
Urt. RG. 48, 262 aber einen anderen Fall behandle. Letzteres 
iſt richtig. Das RG. hat indeſſen auch in Fällen der vor⸗ 
liegenden Art die Anwendung der 88 912 f. BOB. abgelehnt, 
zunächſt RG. 47, 356 f., dann JW. 1902, Beil. Nr. 175, 
ſchließlich RG. 87, 371); vgl. ſchon JW. 1907, 301, und 
ie Grundgedanken dieſer Auffaſſung liegen auch anderen 
Entſch. zugrunde (RG. 65, 361); 72, 2725); RcWarn. 
1910 Nr. 335). Die Rechtsfrage hat damit freilich nicht ihre 
Erledigung gefunden. Während Biermann, Planck, 
KORKomm., Staudinger, Turnau⸗Förſter, War⸗ 
fördert. Soweit nicht etwa 8 909 BGB. entgegenſteht, kann er es 
ohne Rückſicht auf nachteilige Folgen für Dritte tun, wenn: a) es 
für die eigene Haushaltung und Wirtſchaft geſchieht, b) nicht zum 
duwecke des Gebrauchs oder Verbrauchs des Waſſers erfolgt, e) nicht 
dauernd vorgenommen wird (8200 Waſſch.). Die Zutageförderung 
im Rahmen des Falles a iſt alſo ſchrankenlos, eine darüber hinaus 
gehende, wie ſie der obigen Entſch. zugrunde lag, dann ſtatthaft, wenn 
nicht die Vorausſetzungen von b und c vorliegen. Und zwar muß 
gegen beide Verbote gleichzeitig verſtoßen werden, um 
ie Zutageförderung rechtswidrig zu machen. Deshalb konnte ſich das 
G. darauf beſchränken, das Fehlen der einen Vorausſetzung feſt⸗ 
zustellen, nämlich der dauernden Zutageförderung. Die beiden Vor⸗ 
inſtanzen hatten auch noch die Zutageförderung zum Zwecke des Ge⸗ 
rauchs oder Verbrauchs verneint, und mit Recht. Denn der Gebrauch 
oder Verbrauch ſtellt eine Benutzung der Subſtanz des Waſſers dar. 
in ſolcher hat hier aber nicht vorgelegen, ſondern gerade das Gegen⸗ 
eil davon, nämlich die Entfernung läſtigen Waſſers. 
85 Die eiſenbahnrechklichen Ausführungen des RG. entſprechen feinem 
rüheren Standpunkte und bieten zu Bemerkungen keinen Anlaß. 

RA. Max Herrmann, Berlin. 


8 Zu 10. Das vorl. Urteil nimmt zu der wiederholt erörterten 
Grabe, ob die Vorſchr. über den Überbau (88 912ff. BGB.) auch 
auf den Fall, daß der Grundeigentümer auf eigenem Grund und 
Hoden baut, aber durch den Bau eine auf ſeinem Grundſtuck ruhende 
wi, um ddienſtbarkeit verletzt, erneut Stellung und verneint 

ie bisher die Analogie. 
N Das NG. betont die Verſchiedenheit der Rechtslage von dem in 
8 912 ff. geregelten Falle: hier habe der Eigentümer, der den 
berbau vornehme, keine rechtlichen Beziehungen zu den an dem 
achbargrundſtück beſtehenden Rechten, während er in dem zur Entſch. 
ehenden Falle kraft der auf ſeinem Grundſtück ruhenden Laſt die 
bengliche Pflicht zur Unterlaſſung des Baues gehabt habe. Gewiß 
arſteht dieſer Unterſchied, aber in jedem Falle analoger Rechts⸗ 
wendung beſtehen Unterſchiede (ſonſt würde ja unmittelbare Rechts⸗ 
Lavendung geboten ſein), es fragt ſich aber, ob die Gleichheiten der 
de, nicht überwiegen und die Analogie rechtfertigen. Gleich aber 
die Lage inſofern, als durch den Überbau in fremdes Recht ein⸗ 
Sariffen wird, in dem geſetzlichen Regelfalle in das Eigentum an 
9916 fremden Grundſtück und in die daran beſtehenden Rechte (vgl. 
& 16), in dem hier zur Entſch ftehenden Falle aber in ein am eigenen 
rundſtück des Überbauenden beſtehendes Recht. Gleiche Rückſicht in 
) JW. 1916, 403. 


) JW. 1907, 300. JW. 1910, 60. 
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neyer, ſämtlich zu den 88 912 und 916 BGB., auch Gierke 
S. 435 Nr. 74, dem RG. zustimmen, wird die Rſpr. von 
anderen Schriftſtellern (v. Tuhr: Iherings J. 46, 54; En⸗ 
neccerus⸗Wolff III, 165 f.; Krückmann: Arch Zip Pr. 
101, 41f.; Meisner⸗Stern, Preuß. Nachbarrecht S. 264f., 
293) bekämpft, vgl. auch Dernburg III, 282. Es werden 
dafür hauptſächlich die Erwägungen vorgebracht, die dem 
RG. ſchon bei feiner erſten Entſch. aus dem Urteil des OLG. 
Hamburg: Seuff Arch. 57 Nr. 8 bekannt waren. An der 
bisherigen Beurteilung muß jedoch feſtgehalten werden. Nicht 
richtig iſt es, aus § 251 Abſ. 2 BGB. Schlüſſe zu ziehen. 
Er gibt dem Schadenserſatzpflichtigen das Recht, den Gläu⸗ 
biger in Geld zu entſchädigen, wenn die Herſtellung des frü⸗ 
heren Zustandes nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen 
möglich iſt. Aber die Schadenserſatzpflicht geht eben vielfach 
nur auf wirtſchaftliche Herſtellung des früheren Zuſtandes. 
Jene Abfindungsbefugnis hat der Schädiger dann auch ohne 
Rückſicht auf das Maß des Verſchuldens, das ihm gewöhnlich 
zur Laſt fällt. Die Beſeitigung des Überbaus kann der Nach⸗ 
bar, auf deſſen Grund er fteht, nach 8 912 BGB. hingegen 
nur dann nicht verlangen, wenn dem Bauenden weder Vor⸗ 
ſatz noch grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt. Das Geſetz ordnet 
dieſen Tatbeſtand alſo grundſätzlich anders, läßt nämlich das 
Recht des Verletzten in ſtärkerem Maße gelten und trägt der 
wirtſchaftlichen Erwägung, die für die Erhaltung, ſtehender 
Bauten ſpricht, nur in beſchränktem Umfang Rechnung. Bei 
der Frage, ob dieſe Regel auf den Fall übertragen werden 
kann, wo kein fremdes Land überbaut worden iſt, aber der 
Eigentümer durch den von einem Teil ſeines Grundſtücks auf 
den anderen übergreifenden Bau eine auf dieſem Teil laſtende 
Grundgerechtigkeit verletzt habe, entſcheidet nicht die Er⸗ 
wägung, daß die Grundgerechtigkeit kein ſtärkeres Recht ſei 
als das Eigentum. Das nimmt freilich auch das Geſetz an, 
da es nach 8 916 BGB. dem auf fremdes Eigentum Über⸗ 
bauenden die Befugnis gibt, denjenigen, der an dem fremden 
Grundſtück eine Dienſtbarkeit hat, gleichfalls durch eine Rente 


dieſem Falle heiſcht die Tendenz, die der geſetzgeberiſche Anlaß zu der 
Regelung der 88 916 ff. geweſen iſt, nämlich die volkswirtſchaftlich ſchaͤd⸗ 
liche und zweckloſe Vernichtung neuer Gebäulichkeiten zu verhindern. 
Gleich iſt die Intereſſenlage der Beteiligten. Mir ſcheint, daß dieſe 
Ahnlichkeiten den Vorrang beanſpruchen und verdienen vor jenem Unter⸗ 
ſchied, und es wäre eine begrüßenswerte Tat geweſen, wenn ſich das RG. 
zur Anwendung der Analogie entſchloſſen hätte. Für deren Ablehnung 
ſpielt keine Rolle der Umſtand, daß in der 2. Komm. ein ent⸗ 
ſprechender Antrag abgelehnt worden iſt; ſolange nicht das Gegen- 
teil geſetzlich verorbnet wird, iſt der Richter kraft der Analogie 
nicht gehindert, einſichtiger zu ſein, als es die an der Schaffung 
des Geſetzes beteiligten Perſonen geweſen waren. Auch das argu- 
mentum ad hominem, die Analogie der 88 912 ff. würde die Ein⸗ 
haltung der ſich aus einer Grunddienſtbarkeit ergebenden Pflichten 
nicht unbedingt ſichern laſſen, überzeugt nicht; die Kautelen des 
§ 912 find fo groß, daß nur ausnahmsweiſe die Analogie in Frage 
käme, dann aber berechtigt wäre. Aber es iſt immer ſo: der 
Gegner einer Analogie wird unſchwer Gründe finden, die die Unter⸗ 
ſchiede hervorheben und ſteigern; es muß der Wille und die Bereit⸗ 
ſchaft zu dem fortſchrittlichen und ſtets beſſeren Mittel der Analogie 
vorhanden ſein! 

Noch auf einem zweiten Wege tt verſucht worden, das ſchäd⸗ 
liche und zweckloſe Vernichten neuer Gebäude hintanzuhalten, mit 
Hilfe von 8 251 Abf. 2 BGB. Wie alle in dem Recht der Schuld⸗ 
verhältniſſe ſtehende und für Schuldverhältniſſe beſtimmte Vorſchr. 
findet auch dieſe auf dingliche Rechtsverhältniſſe und dingliche An⸗ 
ſprüche keine unmittelbare Anwendung (mehr ſagt RG. 51, 411 
nicht), aber damit iſt über die Frage der analogen Anwendbar⸗ 
Reit noch nicht entſchieden (für Analogie vor allem v. Tuhr: 
IheringsJ. 46, 54/55; F. Regelsberger: dal. 58, 170/71). Für 
die Analogie ſpricht die m. E. entſcheidende Erwägung, daß der in 
der Regel nur kraft Verſchuldens Haftende nicht beſſer geſtellt zu 
werden verdient, als der ohne Verſchulden zur Herſtellung des dem 
dinglichen Recht entſprechenden Rechtszuſtandes Verpflichtete. Jeden⸗ 
falls hat das NG. nicht nur den 8 281 auf dingliche Anſprüche an⸗ 
gewendet (MG. 105, 88; anders allerdings neuerdings RG. 115, 
31 JW. 1927, 1141), ſondern vor allem in dem Falle JW. 1922, 
15132 DJ. 1922, 625/26 der Klage des Auszüglers gegenüber 
auf Erbauung des in dem Auszugsvertrage verſprochenen Häuschens 
gegen den Rechtsnachfolger des Erſterwerbers zwar nicht den Ein⸗ 
von manchem 
für identiſch gehaltenen Einwand der Nichtzumutbarkeit der Leiſtung 
gem. 88 157, 242 BGB. zugelaſſen. In einem Fall wie dem vorl. 
ſteht allerdings der uneingeſchränkten Analogie des § 251 Abſ. 2 
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abzufinden. Es fragt ſich vielmehr, ob die Rechtslage in 
einem Fall der vorliegenden Art im weſentlichen dieſelbe 
iſt. Das muß verneint werden. Der Unterſchied beſteht darin: 
In den geſetzlich geregelten Fällen hat der Eigentümer, der 
den Überbau vornimmt, zu den am Nachbargrundſtück be⸗ 
ſtehenden Rechten keine rechtlichen Beziehungen, wenn er ſie 
auch bei ihrem dinglichen, alſo abſoluten Charakter ebenſo⸗ 
wenig verletzen darf wie jeder Dritte. In dem hier zu ent⸗ 
ſcheidenden Falle war der Eigentümer hingegen ſchon vor und 
bei der Vornahme des Überbaus der — dingliche — Schuld⸗ 
ner des Nachbarn. Er hatte ihm gegenüber die beſondere 
durch den Vertrag der Beſitzvorgänger begründete Verpflich⸗ 
tung, die Ausführung des Baues zu unterlaſſen. Die An⸗ 
wendung der §8 912 f. BGB. auf einen derartigen Tatbeſtand 
würde bedeuten, daß es keine rechtliche Möglichkeit gäbe, 
die Einhaltung einer ſolchen Verpflichtung unbedingt zu 
ſichern, daß der Schuldner ſie vielmehr nicht mehr zu er⸗ 
füllen braucht, wenn und ſoweit er ihr ſchuldlos oder zwar 
ſchuldhaft, aber ohne grobes Verſchulden zuwidergehandelt 
hat. Dieſe Folge wäre eine weitere Abſchwächung der ding⸗ 
lichen Rechte, die aus dem Zweck des Geſetzes nicht abzuleiten 
iſt. Die Entſtehungsgeſchichte zeigt vielmehr, daß die bei der 
Beratung des Geſetzentwurfs freilich angeregte Ausdehnung 
der den Überbau betreffenden Vorſchriften auf dieſen Fall von 
der 2. Kommiſſion abgelehnt worden iſt (Prot. III S. 324f.). 


(u. v. 11. Juli 1931; 51/31 V. — Hamm.) Sch.] 


11. 1. Wenn aus der Reichs VO. v. 13. Febr. 
1924 über die Vereinſachung der Genoſſenſchafts⸗ 
bildung und Förderung der Odlanderſchließung 
eine Verpflichtung der Grundſtückseigentümer 
zu entnehmen fein ſollte, im Falle des Art. 1 8 2 
die Koſten der Kultivierung zu erſtatten, jo 
würde eine Streitigkeit darüber der Entſch. der 
ordentlichen Gerichte entzogen fein. ı 

2. Eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung 
wird durch ihre Anerkennung zu einer privat⸗ 
rechtlichen nur dann, wenn der Schuldner damit 
einen neuen ſelbſtändigen Schuldgrund ſchaf⸗ 
fen will. f) 

(U. v. 30. Sept. 1931; 220/31 IX. — Celle.) [H.] 
<= RG. 133, 301.) 


Abgedr. JW. 1931, 36011. 


entgegen, daß 8 912 BGB. in dem ausdrücklich geregelten Falle 
des Überbaus auf ein fremdes Grundſtück die Herſtellung des früheren 
Zuſtandes fordert, wenn dem Überbauer Vorſatz oder grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit zur Laſt fällt, während § 251 Abſ. 2 auch bei größtem 
Verſchulden Platz greift. Die Analogie von § 251 Abf. 2 in einem 
Falle wie dem vorl. dürfte daher nicht unter Außerachtlaſſung der 
von 8 912 aufgerichteten Schranken geſchehen (ein Beweis, daß die 
Analogie der 88 912 ff. zweckmäßiger iſt als die Analogie des 
§ 251 Abſ. 2). Wenn aber das RG. in dem vorl. Urt. wegen der 
Sonderregelung des $ 912 die analoge Anwendung des 8 251 
Abſ. 2 ablehnt, obwohl es doch 8 912 anzuwenden ebenfalls ablehnt, 
ſo kommt einem unwillkürlich der Vergleich mit jenem Kaffeehaus⸗ 
gaſt, der ſich erſt ein Stück Torte geben läßt, das er dann gegen ein 
Glas Kognak eintauſcht, und den Kognak zu zahlen ſich weigert, 
weil er dafür das Stück Torte hergegeben habe, das Stück Torte 
aber nicht bezahlen will, weil er es ja nicht gegeſſen habe. 

Jedenfalls werden ſich die in dem Urt. aufgeführten Anhänger 
der Analogie, zu denen noch beſonders Philipp Heck, Grundriß 
des Sachenrechts, 1930, S. 73/4 u. 222/ (Hinweis auch auf 8 904 
BGB.!) zu zählen iſt, durch die Ausführungen des vorl. Urt. nicht 
überzeugen laſſen, ſondern die Hoffnung nicht aufgeben, das RG. noch 
für ihren Standpunkt zu gewinnen. 

Prof. Dr. L. Roſenberg, Gießen. 


Zu 11. Der Entf. iſt zuzuſtimmen. Ohne weiteres darin, daß 
ein öffentlich⸗rechtlicher Anſpruch nicht zum privatrechtlichen wird durch 
das bloße Hineinſpielen privatrechtlicher Tatbeſtände wie die hier ge⸗ 
gebenen: Anerkennung, Geſchäftsführung ohne Auftrag, ungerechtfertigte 
Bereicherung, Beſitzerlage in der Vindikation. Hieraus folgt, wie das 
RG. treffend ſagt: „hochſtens eine entſprechende Anwendung der privat⸗ 
rechtlichen Vorſchriften“, „deren Zulaſſung aber dem Rechtsverhältnis 
den öffentlich⸗rechtlichen Charakter nicht nehmen würde“. — Für die 


2. Aufwertung. 


12. 8 65 Aufw G.; § 242 BGB. Bei Aufl 
eines in öſterr. Kronenwährung zahlbaren en 
ſpruches kommt 8 65 AufwG. nur im Rahmen de 
8242 BGB. in Betracht. ) faule 

Der Bekl. hat am 14. Mai 1916 bei der Prager Filial 
der damaligen K. K. priv. HÖfterreichiichen Kreditanſtalt 
Handel und Gewerbe für die vierte öſterreichiſche Krieg 
anleihe 50000 Kronen 5½ ooiger Staatsanleihe und d 
gleichen Betrag 5½ iger Staatsſchatzſcheine gegen Beleihung 
gezeichnet. Die Kl. fordert aus abgetretenem Rechte der 5 
wähnten Bankſtelle die Begleichung des auf den 31. Dez. 
1928 auf 167090 Tſchechenkronen berechneten Schuldſalbo 
des Bekl. oder eines entſprechenden Reichsmarkwertes M ie 
Verzinſung. Sie beruft ſich zur Begründung in erſter Linn; 
auf die Anſprüche, welche ihr gegen den Bekl. auf Grund 13 
mit ihm geſchloſſenen Kommiſſions und Darlehensvertrag? 
unter dem Einfluß der tſchechoſlowakiſchen Währungsgeſeß, 
gebung erwachſen ſeien, hält den Klageanſpruch weiter aber 
auch als Schadenserſatzforderung auf Grund Verzuges ber 
Bekl. und als AufwAnfprud und danach auch dann für g 
gründet, falls nicht, wie ſie annehme, tſchechoſlowakiſche? 
ſondern deutſches oder öſterreichiſches Recht zur Anwendung 
zu kommen haben ſollte. 0 

Die Vorinſtanzen haben abgewieſen, das RG. hat wege 
des Klagegrundes der Aufw. aufgehoben. ac 

Als Klagegrundlage verbleibt lediglich die Aufw. na 
deutſchem Recht. Für die Bemeſſung der AufwForderun 
kommt, wie bereits im RGUrt. v. 14. Jan. 1931, 1 282% 
ausgeſprochen ift, diejenige zur Zeit maßgebende Währung i 
Frage, in welche die Währung, in welcher die Aufw Forderung 
erwachſen iſt, umgewandelt worden ift, alſo die heutige öſter 
reichiſche Währung. Die Sachlage iſt jedoch hier die gleiche 
wie in dem erwähnten früheren Urteil, daß es der Kl., welch 
die Zahlung eines dem geforderten Tſchechenkronenwert en? 
ſprechenden Reichsmarkbetrages in das Belieben der Gegen 
ſeite geſtellt hat, auf den Wert der von ihr geforderten ger 
ſtung, nicht auf die Zahlung in der geforderten Währung 
ankommt. Bedenken gegen die Zuſprechung eines der Au 
Forderung öſterr. Währung entſprechenden Reichsmark 
betrages beſtehen daher nicht. * 

Das BG. hat die Aufw. der Schuld des Bekl. mit de 
Begr. abgelehnt, die Aufw. erſcheine gemäß 8 65 Auf i. 
unbegründet; bei dem Klageanſpruch handle es ſich um 9 


Forderung aus einer laufenden Rechnung; wenn man ſchon 


Feſtſtellung und Durchſetzung des Anſpruchs gilt alſo ausſchließlich das 
Verwaltungsrecht, nicht die ZPO. 43 del 
Zweifel find dagegen möglich gegenüber dem Zugeſtändnis 
R., daß eine öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung zu einer privatre 1 
lichen durch ihre Anerkennung dann wird, wenn der Schuldner * 
einen neuen ſelbſtändigen Schuldgrund ſchaffen will. Alſo: ein Steue 
ſchuldner hat dem Steuereinnehmer gegenüber ſeine Schuld ausdrüchl 
anerkannt; ſoll nun dieſem Anerkenntnis gegenüber jene einigerma 5 
ſubtile Unterſcheidung Platz greifen und gegebenenfalls, wegen — 
liegens eines „neuen felbjtandigen Schuldgrunds“, dieſe Sten 
ſchuld im gewöhnlichen Zivilprozeß eingeklagt und vollſtreckt mene 
können?! — Nihil hoc ad edietum praetoris, — das mögen 2 
die Verwaltungsrechtler unter ſich ausmachen. Walter Jellina m 
Äußerung (VerwR., 1928, S. 51): „Was öffentlich⸗ rechtlich iſt, a 
auch nicht auf Umwegen privatrechtlich gemacht werden“, ſcheint . 1 
eher für die Verneinung des vom RG. zugelaſſenen „Umweges Br 
ſprechen. Aber auch im hieſigen BundG. waren bei Erörterung ae 
Problems nach Schweizer Recht die verneinenden Stimmen u 
wiegend: „Offentliches Recht bleibt öffentliches Recht!“ Hr 
Aus dem nicht abgedruckten Teil der RGEntſch. fei ein Satz ME 
geteilt, der meine Ausführungen (JW. 1931, 2646) über die öffent. 
rechtliche Bedeutung der gemeinnützigen Siedlungs⸗Gmbeh. aus da. 
Riedl. erfreulich beſtätigt: „Die DOcKult. ſei allerdings ber 
Gmbh. und als ſolche Perſon des Privatrechts geweſen, ſie habe Ae 
durch die ihr vom Staate erteilte Ermächtigung eine bop 
Rechtsſtellung erhalten; wenn ſie auf Grund dieſer Ermächtign 
Landgebiete für ihre Arbeit in Anſpruch genommen habe, fo habe * 
damit ihr vom Staate übertragene ſtaatliche Hoheitsrech 
ausgeübt.“ Prof. Dr. H. Erman, Lauſanne⸗ 


Zu 12. In dem nicht abgedruckten Teil der Gründe billigt De 
AG. die Entſch. des BG., daß das Rechtsverhältnis nach deutſche 


(Juriſtiſche Wochenſchrift. 6 
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ne Aufwertung einer auf öſterr. Kronen lautenden Schuld 
lach deutſchem Recht gemäß RG. 120, 701) zulaſſe, fo 
oͤnne auch 865 Auf, nicht unberückſichtigt bleiben. 
Die Rev. rügt an dieſen Erwägungen, die vorl. Aufw⸗ 
nunderung ſei an ſich zu Unrecht dem AufwG. unterſtellt, 
ußerdem ſeien auch die Vorausſetzungen einer laufenden 
echnung nicht gegeben. 
5 Der zweite Angriff iſt unberechtigt. Es handelte ſich bei 
en Beziehungen der Parteien um eine auf die Dauer be⸗ 
hnete Geſchäftsverbindung, bei welcher für beſtimmte Jeit⸗ 
ſenhnitte die Forderungen der Kl. an Stammſchuld und Zin⸗ 
en und die Gegenleiſtungen des Bekl. an unmittelbaren 
Zahlungen und ſonſtigen Gutſchriften auf Grund von Zins⸗ 
ingängen und Rückzahlungen ausgeloſter Stücke zuſammen⸗ 
geteilt und gegeneinander verrechnet wurden, das Ergebnis 
eſer Verrechnung aber als neue Stammſchuld vorgetragen 
urde. Erfolgt eine ſolche Art der kaufmänniſchen Buchung 
8 Grund einer Vereinbarung der Parteien, ſo ſind die 
orausſetzungen der laufenden Rechnung i. S. des 8 65 
fo. erfüllt (RG. 117, 352); Zeiler, Aufwdälle Bd. 1 
kr. 345, Bd. 3 Nr. 831, Bd. 7 Nr. 1415, Bd. 9 Nr. 1929). 
ine Vereinbarung ſolcher Art kann auch ſtillſchweigend auf 
HBrund unbeanſtandet erfolgter Übung zuſtande kommen (vgl. 
EB. RG. 117, 35%); Zeiler, AufwFälle Bd. 3 a. a. O.). 
ine ſolche Einigung kann ohne Rechtsbedenken auch im vorl. 
SU angenommen werden auf Grund der Feſtſtellung des 
SG., daß der Bekl. gegen dieſe Art der Berechnung ſeiner 
uld Jahre hindurch Einwendungen nicht erhoben habe. 
i Beizutreten iſt der Rev. in der Auffaſſung, daß eine 
umittelbare Anwendung der Beſtimmung des $ 65 AufwG. 
u. eine Aufwertungsforderung öſterr. Währung nicht zur 
llig iſt. Das iſt auch bereits aus den Erwägungen des er⸗ 
Fuhnten früheren reichsgerichtlichen Urteils zu entnehmen. 
Be: iſt ausdrücklich 8 242 BGB. als Grundlage des Häge- 
chen AufwAnſpruchs bezeichnet und außerdem auf die 
art zu beurteilen ſei (Erfüllungsort in Deutſchland) und das tiche- 
A; bee Währungsgeſ. v. 10. April 1919 auf die nach deutſchem Recht 
ii eurteilenden Rechtsbeziehungen der Parteien ohne Einfluß ſei (vgl. 
11 00 RG. 126, 196 — JW. 1930, 2209), und verwirft den Klage⸗ 
Fe des Verzuges. Es war daher nur noch über die Frage zu ent⸗ 
He en ob nach deutſchem Recht Aufwertung zuläſſig ſei. Das NE. 
ei an RG. 120, 70 — JW. 1928, 1197 feſt, daß nach deutſchem 
des zu beurtetlende öſterreichiſche Kronenforderungen in Gemäßheit 
> Grundſatzes des 8 242 BB. der Aufwertung unterliegen. Das 
ſrürhandenſein einer laufenden Rechnung wird in Übereinſtimmung mit 
küheren Entſch. bejaht: allerdings werden die in RG. 117, 34 
W. 1927, 1837; Zeiler Nr. 731 (nicht 831) als weſentliche 
umſtemale für die Annahme einer laufenden Rechnung bezeichneten 
be tände (Verzinſung des Saldos, auch wenn ſchon Zinſen darunter 
Acheiffen ſind, Überſendung der regelmäßigen e und deren 
gen ennung) nicht ausdrücklich feſtgeſtellt, es darf aber wohl an⸗ 
Porſamen werden, daß ſie im vorl. Falle gegeben waren. Daß die 
han ſchr. des 8 65 AufwG. keine unmittelbare Anwendung zu finden 
Au kann nicht zweifelhaft ſein. Denn nach § 1 bezieht ſich das ganze 
ni 108. nur auf Markforderungen oder Forderungen in einer anderen 
Reste mehr geltenden inländiſchen Währung. Die Entſch. des 
aun töftreitg ſpitzt ſich daher auf die Frage zu, ob bei der Würdi⸗ 
0 aller für die Aufwertung einer Kronenforderung nach 8 242 
nos 8. bedeutſamen Umſtände die Tatſache zu berückſichtigen tit, daß 
lang, deutſchem Recht gemäß § 65 Aufwch. Markforderungen aus 
Tender Rechnung die Aufwertung überhaupt verfagt iſt. 
(a ei Das NG. nimmt unter Bezugnahme auf eine frühere Entſch. 
1a, (ler Nr. 1929, ſ. auch die gleich zu erwähnende Entſch. RG. 
ade JW. 1928, 2821) an, daß die maßgebenden Beweg⸗ 
ſicht e der Vorſchr. des § 65 mit Sicherheit nicht feſtzuſtellen ſeien, es 
Neal 8 65 als eine rein pofitive Vorſchr. an. Ich halte dieſe 
far jung für bedenklich. Sie hat dahin geführt, daß das RG. auch 
0 lediglich den Wortlaut des $ 65 feinen Entſch. zugrunde gelegt 
Gen anne zu prüfen, ob nicht mit Rückſicht auf den geſetzgeberiſchen 
erg eine einſchränkende Auslegung geboten ift, und § 65 deshalb 
vor Au den Fall angemendet hat, daß das Rechnungsverhältnis ſchon 
Ob Eintritt der eigentlichen Geldentwertung abgebrochen worden iſt, 
banal in dieſem Falle ſchlechterdings kein rechtfertigender Grund 
win zu erkennen iſt, daß der feſtgeſtellte Schlußſaldo nicht ebenſo 
Bei andere Forderungen unter Zugrundelegung ſeines Wertes zur 
N der Feſtſtellung aufgewertet werden ſoll (vgl. hierzu Urt. des 
Auer d. 6. Juni 1928: RG. 121, 207 = JW. 1928, 2821 gegen meine 
führungen in Anm. 3 zu 8 65; Neukirch Aum. 4 zu 8 65; 


9) JW. 1928, 1197. 2) JW. 1927, 1837. ) JW. 1927, 1837. 


Entſch. RG. 120, 70%) Bezug genommen, welche die Auf⸗ 
wertbarkeit einer Forderung in ausländiſcher Währung aus 
gleicher Rechtsgrundlage herleitet und auf die grundlegende 
Bedeutung des § 1 AufwG. für die Beſchränkung der An⸗ 
wendung des Geſ. auf unmittelbare Markforderungen hin⸗ 
weiſt (S. 74 und 75 dortſelbſt). Daß das BG., welches auf 
beide Urteile Bezug nimmt, von anderer Rechtsauffaſſung 
ausgegangen iſt, iſt kaum anzunehmen. Seine Ausdrucks⸗ 
weiſe, die Vorſchr. des $ 65 AufwG. könne im vorl. Fall nicht 
unberückſichtigt bleiben, wenn man ſchon die Aufw. einer 
Schuld öſterr. Währung zulaſſe, kann auch in dem Sinn ver⸗ 
ſtanden werden, in welchem in dem früheren Urteil dieſes 
Senats auf dieſe Beſtimmung hingewieſen iſt: Daß nämlich 
bei Berückſichtigung aller Umſtände des Einzelfalls, die gem. 
8 242 BGB. zu erfolgen habe, nicht unberückſichtigt bleiben 
dürfe, daß nach deutſchem Recht unmittelbaren Markforde⸗ 
rungen aus laufender Rechnung die Aufw. überhaupt verſagt 
ſei. Die Auffaſſung des BG. ginge dann dahin, daß die 
Aufw. aus 8 242 BGB. mit Rückſicht auf die für unmittel⸗ 
bare Markforderungen aus laufender Rechnung beſtehende 
Vorſchr. des Aufio®. im vorl. Falle aus Billigkeitsgründen 
zu einer Aufw. nicht führen könne. 

Daß die Rückſicht auf dieſe Vorſchr. allein in Fällen wie 
dem vorl. nicht ohne weiteres zu einer Ausſchließung der 
Aufw. führen kann, ergibt ſich bereits aus dem früheren 
Urteil des Senats. Es müſſen bei freier Aufw. immer ſämt⸗ 
liche Umſtände des Einzelfalls geprüft werden, die für einen 
billigen Ausgleich der Wirkungen der Geldentwertung von 
Bedeutung ſein können. Das ſchließt allerdings nicht aus, 
daß einem Umſtand i. S. der Entich. gegen und für die Aufw. 
und für das Maß der Aufw. beſondere Bedeutung beigelegt 
werden kann. Dieſe Bedeutung kann bei geeigneter Sach⸗ 
lage auch die Vorſchr. des $ 65 AufwG. haben. Es kann eine 
erhebliche Anzeige für die Unbilligkeit eines AufwVerlangens 
bilden, daß dem aus laufender Rechnung Verpflichteten die 


Levis, Aufwertung von Hypotheken S. 11). Geht man davon aus, 
daß 8 65 eine rein poſitive Vorſchr. ſei, fo halte ich es nicht für 
richtig, aus ihrem Beſtehen einen Grund für die Verſagung der 
Aufwertung für eine dem $ 65 nicht unterliegende Forderung herzu⸗ 
leiten. Denn Vorſchr. dieſer Art ſind zur entſprechenden Anwen⸗ 
dung nicht geeignet, und daraus, daß in einem beſonderen Falle eine 
Aufwertung einer Markforderung nach deutſchem Recht nicht ſtattfindet, 
kann m. E. ebenſowenig geſchloſſen werden, daß auch die Aufwertung 
einer Kronenforderung unzuläſſig iſt, wie im umgekehrten Falle aus 
der Zuläſſigkeit der Aufwertung einer Markforderung nicht hergeleitet 
werden kann, daß auch Forderungen der gleichen Art, die auf aus⸗ 
ländiſche Währung lauten, aufzuwerten ſind. Es iſt aber nicht ſo, 
daß 8 65 lediglich eine poſitive Vorſchr. darſtellt, deren Motive nicht 
erkennbar find. Zwar fehlt es an einer Darlegung der Motine in 
den Geſetzesmaterialien, und es mögen Zweifel darüber beſtehen, ob es 
gelingt, die entſcheidenden Geſichtspunkte erſchöpfend feſtzuſtellen. 
Dies darf aber nicht hindern, zu prüfen, ob aus allgemeinen Er⸗ 
wägungen heraus beſtimmte Gründe für die in $ 65 augeordnete Ver⸗ 
ſagung der Aufwertung ſprechen, und ob nicht deshalb die Aufwertung 
abzulehnen iſt, wenn nur die allgemeine Regel des § 242, nicht die 
beſondere Vorſchr. des 8 65 Platz greift. Über den geſetzgeberiſchen 
Gedanken des Verbots ſpricht ſich ein bei Schlegelb erger⸗Har⸗ 
mening Anm. 4 zu 8 65 mitgeteiltes Urt. des KG. aus. Das KO. 
legt Wert auf die Schwierigkeiten und Weiterungen, welche die Auf⸗ 
wertung eines Saldos in der Regel im Gefolge haben müßte, und ver⸗ 
weiſt darauf, daß wer in den letzten Jahren der Markenkwertung ſich 
auf die Abrede einer laufenden Rechnung einließ, die Möglichkeit der 
Entwertung ſeines etwaigen Saldoanſpruchs ins Auge faſſen und mit 
ihr rechnen mußte. Mir ſcheint ein weſentlicher Grund für die Vor⸗ 
ſchrift des 8 65 darin zu finden zu ſein, daß bei laufenden Rechnungen 
nach der beſonderen Natur dieſes Rechtsinſtituts die Einzelforderungen 
in dem Saldo aufgehen und der Saldoanſpruch als in dem Zeitpunkt 
des Rechnungsabſchluſſes entſtanden anzuſehen iſt, woraus ſich ergibt, 
daß bei Fortſetzung des Kontokorrentverhältniſſes bis Ende 1923 der 
Anſpruch aus dem Kontokorrent als wertlos geworden zu betrachten 
iſt. Die Gründe, welche ſich für die Nichtaufwerkung von Mark⸗ 
anſprüchen aus Kontokorrenten geltend machen laſſen können, treffen 
zum Teil auch für Kontokorrente in ausländiſcher Währung zu, aber 
doch nicht in vollem Umfange. Wäre im vorl. Falle das Kontokorrent 
in öſterreichiſcher Währung geführt worden, ſo würden ähnliche Er⸗ 
wägungen wie bei der Mark anwendbar ſein. Das Kontokorrent iſt 
aber in tſchechiſcher Währung geführt worden, und wenn auch hieraus 


nicht zu folgern ſein mag, daß eine Umſtellung des Schuldverhältniſſes 
) JW. 1928, 1197. 
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in 8 65 AufwG. zu feinen Gunſten nun einmal getroffene 
Vorſchrift, deren maßgebende Beweggründe mit Sicherheit 
nicht feſtzuſtellen find (Zeiler, AufwFälle Bd. 9 Nr. 129), 
nur deshalb nicht zur Seite ſteht, weil die Grundforderung 
aus irgendwelchen Urſachen in ausländiſcher Währung be⸗ 
meſſen iſt. Dieſe Erwägung kann von Bedeutung für Grund 
und Maß der Aufw. ſein. Dagegen kann kaum ins Gewicht 
fallen, daß der tſchechoflowakiſche Schuldner aus laufender 
Rechnung, die tſchechoſlowakiſchem Recht unterſteht, eine öſterr. 
Kronenſchuld mit Tſchechenkronen bezahlen muß, wie dies die 
Rev. geltend macht. In Betracht gezogen werden kann in der 
zur Erörterung ſtehenden Hinſicht nur die Stellung, welche 
ein Ausländer als Gläubiger und Schuldner einer deutſchem 
Recht unterſtehenden Verbindlichkeit aus laufender Rechnung 
einnimmt. Dieſe aber iſt gleich der eines Deutſchen. 

Von den in Betracht kommenden Einzelumſtänden iſt 
dagegen, wie ſchon in dem in 1288/30 behandelten Falle her⸗ 
vorgehoben, für die Frage der Aufw., neben dem Wert der 
dem Bekl. verbliebenen Anleiheſtücke vor allem auch von Be⸗ 
deutung, welche tatſächlichen Aufwendungen die Darlehns⸗ 
geberin bei der zur Verfügungſtellung des Darlehnsbetrages 
und die Kl. bei Erwerb der Darlehnsforderung gemacht hat 
und welche wirtſchaftliche Belaſtung ihr letzten Endes in die⸗ 
fer Richtung entſtanden iſt (RG. 113, 305); Zeiler, Aufw⸗ 
Fälle Bd. 2 Nr. 485, 554). 

(U. v. 16. Dez. 1931; 255/31 I. — Stuttgart.) [Fa] 


** 13. 88 67, 14, 15, 17 Auf w G. Da ein in der 
Rückwirkungszeit geſchloſſener Vergleich der 
Aufw. nicht entgegenſteht, und da hierauf die 
Beſtimmungen des AufwG. anzuwenden find, 
alſo auch 8 17, fo ſcheitert auch der durch 817 be⸗ 
gründete Aufw Anſpruch des früheren Gläubi⸗ 
gers nicht an einem ſolchen Vergleich. f) 

8 67 AufwG. teilt die Vergleiche ein in ſolche, die in der 
Rückwirkungszeit, und ſolche, die außerhalb derſelben zu⸗ 
ſtande gekommen ſind. Während die Vergleiche der zweiten 
Gruppe unberührt bleiben, ſtehen die erſteren — mit Aus⸗ 
nahme gewiſſer Kaufmannsvergleiche — der Aufw. nach den 
Vorſchr. des AufwG. nicht entgegen. Zu dieſen Vorſchr. ge⸗ 
hören die 88 14, 15, 17. Daraus ergibt ſich, daß auch der 
durch § 17 begründete AufwAnſpruch des früheren Gläubigers 
an einem in der Rückwirkungszeit geſchloſſenen Vergleiche 
nicht ſcheitert. Nach ihrem Inhalt — dem Verhältnis zwiſchen 
der Vergleichsſumme und den AufwBeträgen — werden die 
Vergleiche in § 67 nicht unterſchieden. Den Wortlaut des 
Geſetzes hat die Rechtsanſicht, auf der die angefochtene Entſch. 
beruht, alſo ohne Zweifel gegen ſich. Sie wird aber auch 
nicht durch den Grund und den Zweck des Geſetzes unterſtützt. 

Die Regel, daß die in der Rückwirkungszeit geſchloſſenen 
Vergleiche der Aufw. nicht entgegenſtehen, iſt eine Folgerung 


aus der öſterreichiſchen Währung in die tſchechiſche vereinbart iſt — 
dies wird in dem nicht abgedruckten Teil der Gründe ausgeführt —, 
fo hat doch jedenfalls der Schuldner der Führung des Kontokorrents 
in tſchechiſcher Währung nicht widerſprochen und es lag daher für den 
Gläubiger kein Anlaß vor, das Rechnungsverhältnis zu kündigen, fo 
daß aus der Fortſetzung des Kontokorrents ein Schluß auf ſeinen 
Willen, die fortdauernde Entwertung der öſterr. Krone auf ſich zu 
nehmen, nicht gezogen werden kann. Ich meine daher, daß die Ge⸗ 
ſichtspunkte, auf denen die Vorſchr. des § 65 beruht — nicht das 
bloße Daſein dieſer Vorſchr., ſondern die Erwägungen, die für ſie 
geltend gemacht werden können —, zwar bei der Entſch. herangezogen 
werden können, daß aber die Aufwertung nicht ausgeſchloſſen iſt. 
Dies iſt ja ſchließlich auch der Standpunkt des RG., das eine Auf⸗ 
wertung nicht ablehnt und die Vorſchr. des 865 nur bei der nach 
8 242 zu treffenden Entſch. mit heranzieht. Im Ergebnis kann man 
alſo m. E. der Entſch. durchaus zuſtimmen. 
Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Verlin. 
6) JW. 1926, 2569. 


Zu 13. Hauptſaeſ ichſter Gegenſtand der Entſch. ift die Frage, ob 
dann, wenn ein van Zeſſionar geſchloſſener Aufw Vergleich nach 
8 67 Abſ. 2 AufwG. unwirkſam iſt, der nach § 17 aufwertungsberech⸗ 
tigte Zedent ſich auf dieſe Unwirkſamkeit berufen kaun, obwohl der 
Zeſſionar durch den Vergleich voll denjenigen Betrag erhalten hat, 
der ihm nach den Vorſchr. des AufwG. als Aufwertung gebührt. Das 
NG. bejaht dieſe Frage unter Aufgabe der früheren entgegengeſetzten 
Entſch. (RG. 123, 341 = JW. 1929, 1392). Dieſer Bejahung iſt 
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aus dem Grundſatz der rückwirkenden Aufw., eine ht 
ſtimmungen, die feiner Verwirklichung dienen. Sie ue 
darauf, daß auch die in den Vergleichen jener Zeit 1510 
geſetzten Leiſtungen vom Standpunkt des AufwG. regelmug 
untragbar unangemeſſen geweſen ſind. Wie die Erfahrm 0 
lehrte, hat der Schuldner damals, als die Aufw. noch 1 
geſetzlich anerkannt und geordnet, nach den Erklärungen 
Regierungsvertreter auch nicht beabſichtigt, andererſeits 955 
Mark faſt wertlos geworden war, ſelbſt wenn er einen a 
Vergleich einging, zu wenig gewährt, als daß man die ON h 
damit für erledigt anſehen konnte. Dieſe Erfahrung 1 
auch dann zu, wenn im Falle der Übertragung der Hyp. en, 
Gläubiger, der ſich verglich, damit ſo viel oder mehr 5 
halten hat, als ihm das AufwG. für den Teil der 50 
derung, den es ihm beließ, zugeſprochen hat. Maßgebe 
iſt, daß der Schuldner regelmäßig nicht genug bewilligt 175 
um auch den nach dem AufwG. dem früheren Gläubige 
gebührenden AufwBetrag angemeſſen abzugelten. Da & 
AufwG. dem früheren Gläubiger ebenfalls einen Auf Anſpung 
gewährte, konnte die Frage, bei welchen Aufm Vergleichen 5 
es bewenden laſſen durfte, nur unter Berückſichtigung ch 
früheren Gläubigers beantwortet werden. Mögen alſo je 
in Fällen der vorl. Art die Vergleichsparteien mit hu, 
Ergebnis zufrieden ſein und keinen Grund haben, die M 
weichende Regelung der Aufw. durch das Geſetz zu fordern, ., 
folgt daraus doch nicht, daß die geſetzliche Beſtimmung „a 
nach der Vergleich der Aufw. nach den Vorſchr. des Auen 
nicht entgegenſtehen ſoll, zum Nachteil des früheren 
bigers außer Kraft geſetzt werden muß. if 
Die Entſch. hat nichts mit der feit. RG. 116, 184°) 14 
ſtehenden Rſpr. zu tun, daß ein Aufm Vergleich, der — 
8 67 unberührt bleibt, die Entſtehung des dem frühen 
Gläubiger in § 17 zugedachten Aufwgechts ausſchließt. l 
iſt nur aus dem Rechtsſatz, daß ein außerhalb der RI 7 
wirkungszeit geſchloſſener Vergleich unberührt bleibt (8 sit 
Abſ. 1), die Folgerung gezogen, er müſſe die feinem In et 
entſprechende Rechtswirkung auch gegen den Vormann 
Vergleichspartei bewähren. Hier handelt es ſich dagegen k 
die Anwendung der Rechtsregel, der Vergleich der N 
wirkungszeit ftehe der Aufw. nicht entgegen (Abs, 40 
Auch die Urt. des erk. Sen. RG. 112, 492); 122, 240% 
auf die ſich die Vorentſcheidungen berufen, vermögen jie 1 M 
zu rechtfertigen. Dort forderten AufwSchuldner, die ſi iche 
der Rückwirkungszeit verglichen hatten, ihre Verglegh 
leiſtungen zurück, weil fie die Vergleiche auf Grund des 8 die 
Abſ. 2 nicht mehr gelten ließen und den Gläubiger auf als 
geſetzlichen Anſprüche verwieſen. Sie find unterlegen, wel unt 
Sinn des Geſetzes nur der Schutz des Gläubigers erte 
wurde. Daß der Vergleich nicht der geſetzlichen Aufw. (iu 
gegenſteht, bedeutet, wie damals ausgeführt wurde, der 0 ft 
biger habe das Recht erhalten, trotz des Vergleichs die Au 


N) 
unbedenklich zuzuſtimmen. Sie iſt ſelbſtverſtändlich, wenn man Re 
der von mir (vgl. meine Anm. 17 zu g 17) und anderen (ſ. namelli her 
Abraham: ZW. 1927, 1629; 1928, 475) vertretenen, fe 7 
auch von dem KG. geteilten Auffaſſung davon ausgeht, daß einen 
dem Zedenten ein ſelbſtändiges Auf. gewährt, das durch gen 
vom Zeſſionar über die ihm zustehende Aufwertung abgeſchle für 
Vergleich nicht berührt wird. Denn dann kommt der Vergleicher 
den Zedenten nur inſoweit in Betracht, als eine auf Grund des trag 
gleichs an den Zeſſionar bewirkte, feinen gejeglichen Auſe Been 
überſteigende Leiſtung nach 8 18 auf die Summe der dem Jed gl: 
und dem Zeſſionar zuſtehenden AufwBeträge anzurechnen N 039) 
meine Aum. 15, 16 zu § 18 und RG. 117, 306 — JW. 1927, del 
Sie iſt aber auch dann zutreffend, wenn man der entgegen teh 9, 
Auffaſſung des RG. (f. namentlich RG. 116, 184 = JW. ion 
2107; 119, 48 — IW. 1928, 475) folgt, wonach ein vom Ziff fle 
als dem damaligen alleinigen Gläubiger geſchloſſener Aufw Ver 17 
auch für den Zedenten bindend iſt, alſo 8 67 der Vorrang vor Jen 
eingeräumt wird. Denn wenn der Vergleich dem Zeſſionar mind 9 67 
das gewährt, was ihm nach dem Geſetze zuſteht, kann er ſich auf iger 
Abſ. 2 nur deshalb nicht berufen, weil § 67 Abſ. 2 dem cal geg 
nur das Recht gibt, trotz des Vergleichs den geſetzlichen Aufw⸗ 1 ef 
zu fordern, alſo von ihm nicht angerufen werden kann, wer gibt 
durch den Vergleich dasſelbe oder mehr erhält. Der Vergleich nei 
aber unwirkſam und dem Zedeuten, der wegen dieſer Unwirkſal ent? 
den ihm nach 8 17 gebührenden AufmwBetrag fordert, kann nicht 

1. 
) SW. 1927, 1629. 9 SW. 1926, 361. ) SB. 1929, 10 


zach den Vorſchr. des AufwG. zu fordern, aber nicht, der 
nf Vergleich habe kraft des Geſetzes ſeinen Rechtsgrund ver⸗ 
EN alſo nicht, der Schuldner habe damit das Recht 
vonnen, feine auf Grund des Vergleichs bewirkten Zah⸗ 
en zurückzufordern. Der Schuldner iſt vielmehr darauf 
ſurhrünkt, fie gemäß den 88 18, 78 auf die geſetzlichen Lei⸗ 
Nutgen anzurechnen, ſofern der Gläubiger dieſe verlangt. 
nn findet ſich freilich in den Gründen des zweiten Urteils 
bie, Satz: die Vorſchr, erſtrebe lediglich den Schutz des Gläu⸗ 
gers, der ſich unter dem Druck der Geldentwertung auf einen 
auf aleich eingelaſſen habe, wonach er weniger bekomme als 
ii Grund des ſpäter in Kraft getretenen AufwG. Aber damit 
der Gläubigerſchutz dort nur in einen Gegenſatz zum 
dub uldnerſchutz geſtellt worden. Eine Übertragung der 
ob. hatte gar nicht ſtattgefunden, ſondern nur der Schuldner 
> dem alten Gläubiger gegenüber, mit dem er ſich ver⸗ 
ichen hatte. Auf ihn paßte, was damals geſagt wurde. 
n man den Satz dagegen aus ſeinem Zuſammenhang 
* und daraus für den Fall der Gläubigermehrheit auf 
ke Gegenteil ſchließt, fo beweiſt er zuviel. Dann müßte dem 
beheren Gläubiger die Aufw. ſelbſt dann verſagt werden, 
19 00 der ſpätere ſich in der Rückwirkungszeit in der Tat 
ſimiger als den ihm ſelbſt nachher durch das Aufw&. be⸗ 
Mmten Betrag ausbedungen haben würde; denn der frühere 
äubiger hat ſich überhaupt nicht, alſo auch nicht unter 
m Druck der Geldentwertung, zu dem Vergleich herbei⸗ 
elaſſen. 
11 5 Das praktiſche Ergebnis, wozu die hier abgelehnte Rechts⸗ 
Mficht führt, ſteht ihr ebenfalls entgegen. Tatſächlich läuft 


wüngehalten werden, daß der Zeſſionar kein Intereſſe an der Un⸗ 
d ſamkeit habe, da die Unwirkſamkeit beiden, dem früheren und 
gegenwärtigen Gläubiger, zugute kommt. 

Zed Die Frage, ob in Fällen der Unwirkſamkeit des Vergleichs der 
n ſich auf dieſe berufen kann, obwohl der Zeſſionar durch den 
dur gleich für feinen geſetzlichen AufwAnſpruch voll befriedigt iſt, Kann 
Ded das jetzt vorl. Urt. als erledigt angeſehen werden. Von großer 
adeutung iſt es aber, ob das Urt. noch eine weitergehende Vedeutung 
daß Wie bereits erwähnt, hat das NG. bisher die Meinung vertreten, 
wirksam vom Zeſſionar geſchloſſener Aufw Vergleich, der nach 8 67 
Anf ſam iſt, auch dem dom Zedenten auf § 17 geſtützten Aufw⸗ 
lei pruche entgegenſteht. Auch das jetzt vorl. Urt. hält hieran feſt. Viel⸗ 
der t bedentet es aber doch einen Schritt auf dem Wege zur Aufgabe 
ſeitz bisherigen grundſätzlichen Einſtellung zu der Frage des gegen⸗ 

igen Verhältniſſes der 58 17 und 67. 
En Hierfür ſpricht zunächſt der Inhalt der im letzten Abſchnitt der 
dernde getroffenen Entſch. RO. 117, 306 Hat angenommen, daß 
we Aufw Vergleich des Zeſſionars dem Zedenten nicht entgegenſteht, 

un der Vergleich in der Rückwirkungszeit mit einem Nichtkauf⸗ 
u a oder unter den Vorausſetzungen des 8 67 Abſ. 2 Satz 2 Halb⸗ 
Der (Aufwertung zugunſten einer Teilungsmaſſe) geſchloſſen iſt. Die 
tem ei unentſchieden gebliebene Frage, ob mit der Tetlungsmaſſe die⸗ 
Rige des Zedenten oder des Zeſſionars gemeint ſei, hat RG. v. 
ai 1930: Aufwüſpr. 1930, 527 für Fälle, in denen bie Auf⸗ 


Deffen 
fend zu fein. Denn der Aufbau des Abſ. 2 des 867 iſt fo, daß 

hi e 

— eine Ausnahme für den Fall macht, daß der Gläubiger Kauf⸗ 

fesch. war und den Vergleich im Betriebe ſeines Handelsgewerbes ab⸗ 

0 


arſt 
de 
bay Vergleich abgeſchloſſen hat, der Zeſſionar zu verſtehen ist, muß 


Bunfenben Gläubiger bezogen werden. Trifft bei dieſem der Fall des 
u 
1 wenn man den grundſätzlichen Standpunkt des RG. teilt, daß 
5 * den Vergleich des allein berechtigten Zeſſionars die ganze Aufw⸗ 
Un, ge erledigt iſt, fo kommt es darauf, ob beim Zedenten eine Tei⸗ 
lachs maſſe beſteht oder nicht, überhaupt nicht an. Das Urt. v. 31. Mai 
Tap 2 beruft ſich neben dem Wortlaut des Geſetzes auf den dem Halb⸗ 
Wa, zugrunde liegenden geſehgeberiſchen Gedanken, daß den in den 
ſchern 51 Abf. 3, 55, 59 AufwG. genannten Kreditanſtalten und Ver⸗ 
der 1 ngsunternehmungen eine bevorzugte Stellung gegenüber au⸗ 
und „raufmännifchen Aufro&läubigern habe eingeräumt werden ſollen, 
aß dieſe Abſicht des Geſetzgebers nicht erfüllt werden würde, 
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ſie nach der Erfahrung des Lebens nämlich auch auf eine Ver⸗ 
ſagung des AufwAnſpruchs an den früheren, der Regel nach 
den Altgläubiger, im Vergleichsfall hinaus. Es wird kaum 
vorgekommen ſein, daß ein Gläubiger, der eine Hyp. nach 
dem 15. Juni 1922 entgeltlich erworben hat, ſich im Aufw⸗ 
Vergleich mit weniger als 25% feines Erwerbspreiſes be⸗ 
gnügt hat. Dieſer hatte regelmäßig einen ſehr geringen 
Goldwert. Wer eine Hyp. von 100 000 % etwa 1. Okt. 1922 
zum Nennbetrage erwarb, zahlte damit 213 GM. und wird 
ſich um die Wende d. J. 1923, wo — nach der Bekanntgabe 
RG. 123, 784) und während der Vorbereitung der III. StNot⸗ 
Vo. — die Aufwvergleiche geſchloſſen wurden, gewiß nicht 
auf einen geringeren AufwBekrag als 53,25 GM. verglichen 
haben. Hat er die Hyp. ſchon am 15. Juni 1922 erworben 
und damit 1370 GM. gezahlt — der günſtigſte Fall —, 
dann müßte er in einen Vergleich zu weniger als 342,50 GM. 
gewilligt haben, damit der frühere Gläubiger noch die Aufw. 
verlangen könnte. Wenn überhaupt, wäre dieſe Möglichkeit 
jedenfalls um ſo geringer, je weniger der frühere Gläubiger 
für ſeine Hyp. erhalten hat, weil damit auch der geſetzliche 
AufwBetrag des ſpäteren Gläubigers entſprechend geringer iſt. 
Unannehmbar iſt auch die Tragweite, die damit winzige 
Unterſchiede in der Höhe der Vergleichsſumme gewinnen. 
Der frühere Gläubiger erhielte — um beim letzten Beiſpiel 
zu bleiben — 25 000 GM., wenn die Vergleichsſumme 
irgendwie hinter dem Betrage von 53,25 bzw. 342,50 GM. 
zurückbliebe, ſonſt nichts. 

Die Rechtsanſicht der Vorentſcheidungen widerſpricht auch 
dem Urt. RG. 117, 306 ff.s). Damals war es eine Vorfrage, 


wenn man dem Zedenten, zu deſſen AufwStock der von ihm geltend 
gemachte AufwAnſpruch gehöre, dieſen Anſpruch deshalb abſprechen 
wollte, weil der den Vergleich ſchließende Zeſſionar einen AufwStock, 
in dem feine AufwBeträge fließen könnten, nicht beſitze. Dieſe Art der 
Begründung erſcheint von dem grundſätzlichen Standpunkte des RG. 
aus nicht überzeugend. Denn die Grundlage dieſes Standpunkts iſt 
doch die, daß der Zeſſionar zur Zeit des Vergleiches der alleinige 
Gläubiger geweſen ſei und deshalb ſeine Abmachung die Frage der 
Aufwertung endgültig regele. Dann kann aber die Frage, ob der Ver⸗ 
gleich wirkſam ſei, nur aus ſeiner Perſon entſchieden werden. Anders 
würde es nur ſein, wenn ſich feſtſtellen ließe, daß der Geſetzgeber bei 
dem Halbſatz 2 gerade an den Fall des Zedenten gedacht habe. Dies 
iſt aber ſicher nicht der Fall geweſen. Die ganze Streitfrage beruht ja 
eben darauf, daß bei Abfaſſung des Geſetzes an eine Regelung des 
Verhältniſſes zwiſchen 88 17 und 67 nicht gedacht worden iſt. Wäre 
dies geſchehen, ſo würde der Geſetzgeber aller Wahrſcheinlichkeit nach 
ausgeſprochen haben, daß ein Vergleich des Zeſſionars dem Anſpruch 
des Zedenten nicht entgegenſteht; jedenfalls würde er dann dent 8 67 
Abſ. 2 eine andere Faſſung gegeben haben. Wenn daher das Urt. 
v. 31. Mai 1930, dem das jetzige Urt. beipflichtet, den Zedenten an 
einen von dem Zeſſionar geſchloſſenen, für dieſen wirkſamen Vergleich 
nicht bindet, weil die von ihm beanſpruchte Aufwertung zugunſten einer 
Teilungsmaſſe erfolgt, fo kommt darin m. E. der Gedanke, wenn 
auch unbewußt, zum Durchbruch, daß die Rechtsſtellung des Zedenten 
eine ſelbſtändige iſt, die durch Rechtshandlungen des Zeſſionars nicht 
beeinträchtigt wird. 

Bedeutſam iſt weiter die Art und Weiſe, in der das jetzt vorl. 
Urt. feine Entſch. begründet, daß dem Zedenten nicht entgegengehalten 
werden könne, daß der Zeſſionar alles erhalten habe, was ihm nach 
dem Geſetze zuſtehe. Denn dieſe Begründung ſteht in vollem Wider⸗ 
ſpruch zu den Ausführungen, mit denen in RG. 116, 184 — Rab 
1927, 2107; 119, 48 JW. 1928, 475 die Anſicht begründet wird, 
daß der Vergleich des Zeſſionars für den Zedenten bindend ſei. In 
dem erſten Urt. heißt es, es ſei nicht einzuſehen, weshalb das hohe 
Gut des Rechtsfriedens, wie ihn der Vergleich erzeuge, trotz des Vor⸗ 
liegens aller gefeglichen Vorausſetzungen dem Schuldner dann entzogen 
werden ſolle, wenn das Recht zufälligerweiſe weiter übertragen wor⸗ 
den iſt, und in dem zweiten Urt. heißt es S. 55: „Im übrigen kann 
auch im Grundſatz ein Ergebnis nicht unbillig erſcheinen, das die 
Entſch. der Frage, ob der Anſpruch eines Hypothebengläubigers auf 
Aufwertung ſeiner Hypothek durch einen nach 867 Abf. 1 Aufw ch. 
abgeſchloſſenen Vergleich bejeitigt wird, nicht von dem zufälligen Um⸗ 
ſtand abhängig macht, ob die Hypothek übertragen worden oder bei 
dem bisherigen Gläubiger verblieben iſt.“ Dieſe Ausführungen ſind 
nach meiner Anſicht der eigentliche tragende Grund der Entſch. Denn 
es kommt lediglich darauf an, ob 88 17 oder 67 der Vorrang ein⸗ 
zuräumen iſt, ob § 17 dem Zedenten ein von den Verfg. des Zeſſionars 
unabhängiges Recht hat einräumen wollen oder ob 8 67 der Entſtehung 
eines AufwRechts nach 817 entgegenſtehe. Dieſe Frage kann nicht 
nach Wortauslegungen, wie ſie in den erwähnten Urt. neben der Be⸗ 


6) JW. 1927, 1839. 
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ob der frühere Gläubiger die Aufw. verlangen dürfe. Sie 
wurde auf Grund des § 67 Abſ. 2 bejaht, trotzdem ſein Nach⸗ 
mann, dem er die Hyp. am 3. Mai 1923 entgeltlich ab⸗ 
getreten hatte, ſich bei dem im Jan. 1924 mit dem Eigen⸗ 
tümer geſchloſſenen Aufw Vergleich offenſichtlich viel mehr als 
den ihm zuſtehenden AufwBetrag ausbedungen hatte und die 
Urteilsgründe ſich mit dieſem Mehrbetrag befaſſen (RG. 117, 
306, 311). Die Begr. dieſes Erkenntniſſes unterſtützt das Er⸗ 
gebnis durch die Entſch. eines anderen Punktes. Sie ſpricht 
dem Schuldner nämlich das Recht zu, die auf Grund des 
Vergleichs mit dem ſpäteren Gläubiger bewirkten Leiſtungen 
dem früheren Gläubiger auch in der Höhe anzurechnen, wie 
fie den geſetzlichen Aufw Betrag überſteigen. Dieſe — un⸗ 
bedenkliche — Auslegung des $ 18 ſchneidet den ſonſt mög⸗ 
lichen Einwand ab, daß der Schuldner beeinträchtigt 
werde, wenn er neben der Vergleichsleiſtung an den ſpäte⸗ 
ren Gläubiger dem früheren die geſetzliche Aufw. gewähren 
müſſe (vgl. die Schriften zum AufwG. von Rademacher⸗ 
Philipp Sp. 71, Levis S. 59, Abraham S. 179, 
Neukirch S. 500, Nadler: DStz3. 1926, 356 ff. und OLG. 
Frankfurt a. M.: AufwRſpr. 1, 396). Auch der erk. Sen. 
hat einem früheren Gläubiger in einem gleichliegenden Falle 
trotz des vom ſpäteren Inhaber der Hypothek in der Rück⸗ 
wirkungszeit abgeſchloſſenen Aufw Vergleich den AufwAnſpruch 
zuerkannt, freilich ohne ſeine Entſch. damals zu begründen, 
weil der Punkt von keiner Seite in Zweifel gezogen worden 
war (V 158/29: Aufwgkſpr. 5, 525). Dagegen hat der 7. Ziv⸗ 
Sen. in RG. 123, 341 ff.s) am 1. März 1929 allerdings 
anders geurteilt. Der Eutſch. der VerZivSen. bedarf es in⸗ 
deſſen nicht, weil der 7. ZivSen., nachdem die Einholung 
dieſer Entſch. beſchloſſen worden war, erklärt hat, an der dort 
ausgeſprochenen Rechtsanſicht nicht mehr feſtzuhalten. Das 
Schrifttum teilt, ſoweit es ſich mit der Rechtsfrage beſchäf⸗ 
tigt, den hier vertretenen Rechtsſtandpunkt (vgl. die Er⸗ 
läuterungswerke z. Aufw®. von Schlegelberger, A. 8 zu 


rufung auf den Schutz des Rechtsfriedens enthalten ſind, ſondern nur 
auf Grund einer Würdigung der für die eine oder die andere Anſicht 
ſprechenden inneren Gründe und einer Ermittelung des Willens des 
Geſetzgebers, wie er bei einer Abwägung aller ſachlichen Billigkeits⸗ 
gründe zu unterſtellen iſt, entjchteden werden. Prüft man von dieſem 
Standpunkt aus die Gründe des jetzigen Urt., ſo zeigt es ſich, daß 
es auf einer weſentlich anderen Grundanſchauung beruht wie die 
früheren Urt., indem es ausführt, daß 8 67 Abſ. 2 der Verwirklichung 
der Vorſchr. über die rückwirkende Aufwertung diene, alſo die letztere 
in den Vordergrund ſtellt, indem es weiter darlegt, daß bei Vergleichen 
in der Rückwirkungszeit der Schuldner erfahrungsgemäß zu wenig 
gewährt habe, als daß man die Sache damit für erledigt anſehen 
konnte, und daß dieſe Erfahrung auch dann zutreffe, wenn der Gläu- 
biger, der ſich verglich, damit ſo viel oder mehr erhalten habe, als 
ihm das Aufiv®. für den Teil der Forderung, den es ihm beließ, zu⸗ 
geſprochen hat. „Maßgebend iſt, daß der Schuldner regelmäßig nicht 
genug bewilligt hat, um auch den nach dem AufwG. dem früheren 
Gläubiger gebührenden AufwBetrag angemeſſen abzugelten. Da das 
AufwG. dem früheren Gläubiger ebenfalls einen AufwAuſpruch ge⸗ 
währte, konnte die Frage, bei welchen Aufw Vergleichen man es be⸗ 
wenden laſſen durfte, nur unter Berückſichtigung des früheren Gläu⸗ 
bigers beantwortet werden.“ Alle dieſe Erwägungen müſſen, wenn ſie 
folgerichtig durchgeführt werden, m. E. dahin führen, daß es nicht 
als die Abſicht des Geſetzes angeſehen werden kann, die Rechte, welche 
das Geſetz in § 17 mit vollem Bewußtſein dem Zedenten gewährt hat, 
ihm wieder zu entziehen, wenn der Zeſſionar, der doch nur über ſeine 
Rechte verfügen konnte und verfügen wollte, einen Vergleich über 
die Aufwertung geſchloſſen hat. 

Wie man ſich aber auch zu den vorſtehenden Ausführungen ſtellen 
will, jedenfalls ſind die neueren Entſch. des NG. deshalb zu begrüßen, 
weil ſie geeignet find, die Mißſtände, die ſich aus der älteren Rſpr. 
ergeben können, weſentlich zu mildern. Praktiſch kommen Vergleiche 
aus der Zeit vor dem 15. Juni 1922 nicht in Betracht, weil das 
Recht des Zedenten, abgeſehen von dem ſeltenen Falle des Vorbehalts, 
Annahme der Gegenleiſtung nach dem 14. Juni 1922 vorausſetzt. 
Die in der Rückwirkungskeit geſchloſſenen Vergleiche find nach dem 
gegenwärtigen Stande der Rſpr. des RG. jedenfalls dann nicht wirle⸗ 
ſam, wenn der Zeſſionar, der den Vergleich geſchloſſen hat, Nichtlauf⸗ 
mann war, oder wenn die auf 8 17 geſtützte Aufwertung zugunſten 
einer Teilungsmaſſe des Zedenten erfolgt. Nicht ganz klar iſt, ob 
die Tatſache, daß die Aufwertung beim Zeſſionar zugunſten einer Tei⸗ 
lungsmaſſe erfolgt, nach der Auffaſſung des RG. auch dem Zedenten 
zugute kommt. Ich möchte indeſſen annehmen, daß dies zu bejahen 


8) JW. 1929, 1392. 


817; Ouaſſowski, A. V2 zu 8 67; Kempner⸗ Pin 
ner S. 59; Neukirch: JW. 1929, 1392 Anm). W 
viele Schriftſteller die Rechtsfrage nicht erörtern, ſo liegt f 
daran, daß ſie dem früheren Gläubiger grundſätzlich e 
vom Nachmann unabhängige Stellung zuſprechen. den 
Der Umſtand, daß der Vertragsgegner der Bekl. d 


Aufw Vergleich als Kaufmann im Betriebe ſeines Sande, 
gewerbes abgeſchloſſen hat, wie der Senat bereits in Au ef 


Rſpr. 5, 525 dargelegt hat, dem AufwRecht des früher, 
Gläubigers nicht entgegen, wenn bei ihm die Aufw. 6 
gunſten einer Teilungsmaſſe erfolgt. 


(U. v. 25. Nov. 1931; 260/30 V. — Berlin.) lech. 
<= NG. 134, 188.) 
14. 88 242, 284, 286 BG B. 11 


1. Wenn beſtimmt iſt, daß die Zahlung 


der Auflaſſung fällig iſt, dann iſt für die Sn 
tung nicht eine Zeit nach dem Kalender 
ſtimmt. 2 


2. Die Ausnahmevorſchrift des 8 284 Ab 
Satz 2 iſt einer ausdehnenden Auslegung 11 
fähig. 7 
3. Unter Umſtänden ſteht der Grundſatz u 
Subfidiarität der Aufw. nicht entgegen, 24 


Gläubiger einen höheren Betrag aus 5.4 
BGB. zuzubilligen, als dies aus $ 286 Abf. 
daſ. möglich wäre. Ar 


4. Es verſtößt nicht gegen die Grundſätze n, 
§ 242 BGB, wenn jemand es vorgezogen 0 1 
die Frage der Aufw. von Ratenzahlungen 9% 
September 1922 zuſammen mit der Aufw. en 
Zahlung v. 17. Juli 1922 in einem Prozeß dei, 
richtlichen Entſch. zu unterbreiten und dieſene 
halb zunächſt zu warten, bis die Rſpr. die SE 


Fu Fe . 
iſt, da in dieſem Falle die Ausnahmebeſtimmung des Halbſatz 10 
Satz 2 in Wegfall kommt, es alſo bei der in Satz 1 als Tip 
ausgeſprochenen Unwirkſamkeit des Vergleiches ſein Bewenden der 
hält. Auch darüber fehlt es an einem Ausſpruche des RG., amt 
Zedent die Unwirkſamkeit des Vergleiches dann geltend machen der 
wenn er ein Nichtkaufmann iſt; wenn aber das RG. annimmth, 
Wille des Geſetzes gehe dahin, daß bei der Frage, ob die Auſſoen iur 
zugunſten einer Tetlungsmajje erfolge, die Verhältniſſe des Zede are 
maßgebend find, fo muß man m. E. die für Nichtkaufleute gen nen 
Bevorzugung vor Kaufleuten dem Zedenten ebenſo zugute BD fe 
laſſen wie die Bevorzugung des Kaufmannes mit einer Teilungen, 
vor anderen Kaufleuten. Tritt man dem bei, ſo bleiben als 50 1 
in denen der Vergleich des Zeſſionars den Zedenten bindet, nur 
übrig: ſfionat 
1. Der Fall, daß ſowohl der Zedent als auch der Zell e. 
Kaufleute ſind und bei keinem eine Teilungsmaſſe in Frage R alſo 
2. Der Fall, daß der Vergleich nach der Rückwirkungszei, 


13. Febr. 1924 anlangt, fo iſt der Grundgedanke des 8 78 oe ot 
der Gläubiger keinen Nachteil davon haben ſoll, daß die III. & 1. J 


genommenen Gegenleiſtungen ohne zeitliche Grenze betrifft, N ier 
es einer entſprechenden Anwendung des 8 17 gar nicht bedarf 
nach ergibt auch eine Betrachtung der Falle, in denen eine ir 
des Zedenten an den AufwVergleich des Zeſſionars nach der liehen, 
des RG. in Frage kommt, daß innere Gründe dafür nicht bel 
daß der Zedent nicht allgemein, ſondern nur in einzelnen Fällen zeit 
der Bindung an einen vom Zeſſionar geſchloſſenen Vergleich daß 
wird. Auch dieſe Erwägung dient zur Begründung der Hoffnung ung 
das RG. aus feiner neueren Rſpr. Veranlaſſung zu einer Nacht 17 
feiner grundſätzlichen Einſtellung bezüglich des Verhaltniſſes der s 

und 67 zueinander nehmen wird. 


Staatsſekr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mü gel, Butt 
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ve Aufwertbarkeit vor Mitte Auguſt 1922 ge⸗ 

wiſteter Zahlungen endgültig geklärt hatte, 

108 erſt durch die Ur t. v. 20. No v. 1926 und dom 
Febr. 1927 geſchehen iſt. 


3. Die Vorausſetzungen der Aufw Fähigkeit 


Und für jede einzelne Zahlung geſondert feſt⸗ 

zuſtellen. 

W 6. Für das Gebiet der freien Aufw. iſt die 
ertanteilslehre abzulehnen und ißt der 


lezen wartswert des Grundſtücks nur einer der 
achtlichen Faktoren. 
„ 7. Die Aufw. iſt nicht dazu beſtimmt, einem 
Inflationsverkäufer einen Inflationsgewinn 
u verſchaffen oder wiederzuverſchaffen. 
10 8. Bei der Aufw. gegenüber einer GmbH. 
beben der wirtſchaftlichen Lage der GmbH. auch 
2 Ver mögensverhältniſſe ihres einzigen Ge⸗ 
11 lſchafters zu berückſichtigen, iſt grun dſätzlich 
Dt rechtsirrtümlich, auch nicht, wenn er die 
eſchäftsanteile der GmbH. erſt nach dem der 
bfw. zugrunde liegenden Geſchäft erwor- 
en hat. 
K I. Das angef. Urt. erachtet zunächſt den Anſpruch der 
en auf Erfah des ihnen durch den Leiſtungsverzug der Beil. 
meſtandenen Geldentwertungsſchadens für begründet. Das 26, 
k eint, einer Mahnung habe es nicht bedurft, weil für die Lei⸗ 
lei 9, der Bekl. eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt geweſen 
1 (8284 Abſ. 2 Satz 1 BGB.). Dieſe Auffaſſung ist rechts⸗ 
gzümlich. Nach dem Vertrage v. 19. März und 28. April 
800 waren 125 000 % bei der Annahme des Angebots und 
3 000 % bei der Auflaſſung fällig. Demnach waren die 
Jahlungszeiten nicht lediglich nach dem Kalender beſtimmt, 
= ern fie konnten nur unter Heranziehung eines künftigen, 
eudermäßig unbeſtimmten Ereigniſſes nach dem Kalenver 
getimmt werden. In ſolchen Fällen findet die Vorſchr. des 
a Abſ. 2 Satz 1 BGB. keine Anwendung, und die Aus⸗ 
leabmevorſchrift des Satz 2 daſ. iſt einer ausdehnenden Aus⸗ 
Komig nicht fähig (RG. 103, 34 nebſt Nachweiſen; RGR⸗ 
Rum, Erl. 4 zu § 284). Ferner hatte die Bekl. geltend 
acht, die Kl. hätten ſich mit der Hinausſchiebung der 
Kelungen einverſtanden erklärt, da ſie die Auflaſſung er⸗ 
a hätten, ohne auf Zahlung zu beſtehen. Auf dieſen nach 
er Sachlage naheliegenden Einwand iſt das LG. überhaupt 
598 eingegangen. Endlich hätten die Kl. beweiſen müſſen, 
5 ihnen durch die verſpäteten Zahlungen ein Schaden er⸗ 
achſen ſei (8 286 Abſ. 1 BGB.), fie hätten alſo darzutun 
dehabt, daß ſie ſich bei rechtzeitiger Zahlung deren Wert hät⸗ 
& erhalten können (RGRKomm., Erl. 5dd zu 5242 Bd. 1 
1 805 381 nebſt Nachweiſen). Dieſen Nachweis ſieht aber 
1 angef. Urt. in anderem Zuſammenhang als nicht in vol⸗ 
5 Umfang erbracht an. Daß andererſeits das LG. inſofern 
Füngunſten der Kl. geirrt haben würde, als es nicht die 
Kaufkraft der Mark im Inlandsverkehr, ſondern die Gold⸗ 
> der Zahlungen an den Fälligkeitstagen und an den Zah⸗ 
untgstagen verglichen und den ſich hieraus ergebenden Wert⸗ 
haterſchied den Kl. als Geldentwertungsſchaden zugeſprochen 
Ve“, Mag nebenbei bemerkt werden. Der Klagegrund des 
torzugsſchadens, der unter Umſtänden die Kl. günſtiger ſtel⸗ 
ui würde als ber der Auf. (RC. 110, 52; 11, 306) Ge 
Ra dem vom RG. ſtändig feſtgehaltenen Grundſatz der Sub⸗ 
Mlarität der Aufw. (RG. 118, 64) wird auf letzteren 
deu degrund nur dann einzugehen ſein, wenn und inſoweit 
die Geſichtspunkt des Verzugsſchadens nicht zum Ziele führt, 
5 Aufw. nach 8 242 BOB. alſo die Kl. günſtiger ſtellt als 
Fa Klagegrund des Verzugsſchadens (vgl. Zeiler, Aufw⸗ 
"x Nr. 120, 1728). Daß es Ausnahmefälle dieſer Art 
beben kann und daß dann der Grundſatz der Subſidiarität 
N Aufw. nicht entgegenſteht, dem Gläubiger einen höheren 
Nb rag aus 8 242 BGB. zuzubilligen, als dies aus § 286 
. 1 daſ. möglich wäre, iſt dem BO. zuzugeben. 
Re II. Zur Frage der Aufw. geht das angef. Urt. ohne 
Lechtsverſtoß davon aus, daß es ſich bei dem Verkauf der 


—genſchaft und des Inventars um ein einheitliches Geſchäft 


* ) JW. 1927, 2918 


mit einem Kaufpreis von 1000 000 4% gehandelt habe und 
daß der Tag des Angebots, der 19. März 1922, als Stichtag 
zugrunde zu legen ſei (RG. 115, 132) auch 6). Auch der 
Auffaſſung des Vorderrichters, daß weder ein Verzicht der 
Kl. im Hinblick auf die Quittung v. 2. Sept. 1922 (vgl. RG. 
118, 65, 66 2)) noch eine Verwirkung des Klageanſpruchs in 
Frage kommt, iſt lediglich beizutreten. Die Rev. meint zwar, 
die Kl. hätten hinſichtlich der im Sept. 1922 geleiſteten Zah⸗ 
lungen weit früher als geſchehen Aufwertung verlangen und 
klagen müſſen, weil grundſätzlich nur die Aufwertbarkeit der 
Zahlungen v. 7. Juni und 17. Juli 1922 zweifelhaft 
geweſen ſei (RG. 113, 136); RGWarn. 1926 Nr. 127). 
Die Rüge iſt unbegründet. Es verſtößt nicht gegen die 
Grundſätze des § 242 BGB., wenn die Kl. es vor⸗ 
gezogen haben, die Frage der Aufw. der Raten vom Sep⸗ 
tember 1922 zuſammen mit der Aufwertung der Rate vom 
17. Juli 1922 in einem Prozeß der gerichtlichen Entſch. zu 
unterbreiten (Zeiler Nr. 1894, 2162) und dieſerhalb zu⸗ 
nächſt zu warten, bis die Rſpr. die Frage der Aufwertbarkeit 
vor Mitte Auguſt 1922 geleiſteter Zahlungen endgültig ge⸗ 
klärt hatte, was erſt durch die Urt. v. 20. Nov. 1926 (RG. 
114, 3995)) und v. 18. Febr. 1927 (RG. 115, 2016)) ge 
ſchehen iſt. Überdies find auch die Entſch. RG. 115, 13%), 6 
zu der Frage, welcher Stichtag bei Auseinanderfallen von 
Angebot und Annahme zugrunde zu legen iſt, erſt am 21. Dez. 
1926 ergangen. Aus der Geltendmachung des AufwAnſpruchs 
erſt oder richtiger ſchon im September 1926, die der Vorder⸗ 
richter zu Unrecht als ſpät bezeichnet und zuungunſten der 
Kl. in die Wagſchale wirft, iſt daher den Kl. nicht der min⸗ 
deſte Vorwurf zu machen. 

Der Vorderrichter berechnet nach den üblichen Ver⸗ 
gleichsmaßſtäben den Wert der Geſamtleiſtung der Bekl., ſo⸗ 
weit deren Aufwertung begehrt wird, und ſetzt dieſen Wert 
in Vergleich zu dem Werte des vereinbarten Kaufpreiſes. 
Die ſtändige Rſpr. des RG. (NE. 116, 3158); Zeiler 
Nr. 1026, 1200, 1292, 1439 u. a.), an der feſtzuhalten iſt, 
ſteht dagegen auf dem Standpunkt, daß für jede einzelne Zah⸗ 
lung die Vorausſetzungen der Aufw Fähigkeit geſondert feſt⸗ 
zuſtellen ſind. Welches Maß der Entwertung hierzu erforder⸗ 
lich iſt, muß der Tatrichter unter Berückſichtigung der be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles entſcheiden (RGurt.: Aufw⸗ 
Rſpr. 1931, 207 Nr. 74 unter Ziff. 4 mit Nachweiſen), und 
es kann keine Rede davon ſein, daß, wie die Rev. will, eine 
Entwertung auf ein Vierkel niemals eine Aufw. rechtfertigen 
könne. 

Das angefochtene Urt. weiſt zwar zutreffend darauf hin, 
daß vom Vertragspreiſe auszugehen ſei, erklärt dann aber, 
der nach der Wertanteilslehre errechnete Betrag ſei Ausgangs⸗ 
punkt und Grundlage für die endgültige Bemeſſung. Auch 
mit dieſer Berechnungsart ſetzt ſich das BG. in Widerſpruch 
zu dem in der Rſpr. des RG. (vgl. u. a. Zeiler Nr. 1441, 
1923, 2036) feſtſtehenden Grundſatz, daß für das Gebiet der 
freien Aufw. die Wertanteilslehre abzulehnen und der Gegen⸗ 
wartswert des Grundſtücks nur einer der Faktoren iſt, wel⸗ 
cher bei der Entſch., ob und in welcher Höhe eine Aufw. zu⸗ 
zubilligen iſt, deshalb Beachtung heiſcht, weil der Jetztwert 
des Grundſtücks die Kaufkraft der Mark auf dem inländiſchen 
Grundſtücksmarkt in der Inflationszeit erkennen läßt und die 
Berückſichtigung dieſes Wertes einen billigen Ausgleich der 
Belange beider Parteien fördert, dadurch aber den Grund⸗ 
ſätzen des § 242 BGB. gerecht wird. 

Die Kl. haben die Ziegelei erſt im Juni 1920, alſo 
in der Inflationszeit, gekauft und ſie nach einer Beſitzzeit von 
nur zwei Jahren weiterveräußert. Auf den Kaufpreis haben 
fie alsbald 100 000 %, weitere 25 000 4 aber erſt im Januar 
und Mai 1922 in erheblich entwerteter Valuta gezahlt und 
den Reſt von 75 000 46 als Hypothek ſtehen laſſen. Obgleich 
bei dieſer Sachlage je nach Umſtänden ſehr wohl ein In⸗ 
flationsgewinn der Kl. in Frage kommen könnte, hat ſich der 
BerR. für ſeine entgegengeſetzte Anſicht lediglich damit be⸗ 
gnügt, auf die kammergerichtliche Rſpr. (vgl. dazu Nadler, 
Grundbuch⸗ und Aufwertungsfragen, 3. Aufl., S. 70 unter 


2) JW. 1927, 965. ) JW. 1927, 965. JW. 1926, 2362. 
) FW. 1927, 680. 0) JW. 1927, 974, 
) JW. 1927, 967. 5) IW. 1927, 1849. 
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Nr. 9) und insbeſ. auf den Beſchl. des KG. v. 13. Nov. 1930 
zu verweiſen. Dieſer Beurteilung kann nicht ohne weiteres 
beigetreten werden. Das RG. hat wiederholt (vgl. u. a. 
Zeiler Nr. 1096, 1439) ausgeſprochen, daß die Aufw. nicht 
dazu beſtimmt iſt, einem Inflationsverkäufer einen Infla⸗ 
tionsgewinn zu verſchaffen oder wiederzuverſchaffen, und daß, 
wie auch in dem von den Kl. angeführten Urteil Zeiler 
Nr. 1103 anerkannt iſt, es bei der Bemeſſung des Aufw⸗ 
Betrages in Rückſicht zu ziehen iſt, wenn ein Inflationskäufer 
mit verhältnismäßig geringfügigen Mitteln ein Grundſtück 
erworben hat und es nach kurzer Beſitzzeit weiterverkauft. 
Eine andere Beurteilung würde freilich dann am Platze ſein, 
wenn die Behauptungen der Kl. zutreffen ſollten, daß die Kl. 
ſeit d. J. 1895 ein Landgut in F. beſeſſen und den aus dem 
Verkaufe dieſes Gutes erzielten Erlös zum Ankauf der 
Ziegelei in Z. verwendet hätten. 

Daß der Vorderrichter neben der ungünſtigen wirtſchaft⸗ 
lichen Lage der Bekl. auch die Vermögensverhältniſſe ihres 
einzigen Geſellſchafters R. berückſichtigt hat, iſt entgegen der 
Anſicht der Rev. nicht zu beanſtanden, wenigſtens nicht grundſätz⸗ 
lich. Der erk. Sen. hat ſich bereits in RG. 129, 54°) auf den 
gleichen Standpunkt geſtellt. Daß in dem letzteren Fall der 
Grundſtückserwerb zu einem Zeitpunkt ſtattgefunden hatte, in 
dem der einzige Geſellſchafter ſämtliche Anteile der als Aufw⸗ 
Schuldnerin in Anſpruch genommenen Gmbh. ſchon beſaß, 
während im vorl. Fall R. die Geſchäftsanteile der Bekl. erſt 
nach dem Erwerbe der Ziegelei durch die Bekl. gekauft hat, 
kann rechtsgrundſätzlich keinen Unterſchied machen. Denn der 
tragende rechtliche Geſichtspunkt iſt in beiden Fällen der 
gleiche: Es entſpricht nicht den Grundſätzen des $ 242 BGB., 
die wirtſchaftliche Lage des einzigen Geſellſchafters bei der 
Aufw. deshalb außer acht zu laſſen, weil der Geſellſchafter 
juriſtiſch einen Teil feines Vermögens in Form einer GmbH. 
aus ſeinem Vermögen formell ausgeſchieden hat, während 
dieſer ausgeſchiedene Teil wirtſchaftlich auch weiterhin einen 
Beſtandteil ſeines Vermögens bildet. Aber auf der anderen 
Seite erſcheint es, gerade weil bei der Einmanngeſellſchaft die 
Gmbh. und ihr einziger Geſellſchafter für die Aufw. wirt⸗ 
ſchaftlich in gewiſſem Umfang zu identifizieren ſind, in einem 
Falle, in welchem wie hier der Erwerb der Anteile der Gmbh. 
erſt nach dem Grundſtückserwerb liegt, in hohem Maße un⸗ 
billig, wenn entſcheidendes Gewicht allein auf die wirt⸗ 
ſchaftliche Lage des einzigen Geſellſchafters gelegt wird, und 
die von ihm zwecks Erwerbs der Anteile verauslagten Auf⸗ 
wendungen gänzlich außer Betracht gelaſſen werden. Hierzu 
könnte für den Tatrichter etwa folgendes in Betracht 
kommen. R. hat für den Erwerb der Anteile der Bekl. 
78 000 RM aufgewendet, wobei es allerdings noch der 
Aufklärung bedarf, welche Aktiva, wie z. B. Warenvorräte, 
ausſtehende Forderungen, die Bekl. am 9. April 1925 außer 
der Ziegelei nebſt Zubehör beſaß. Ferner iſt die Bekl. mit 
den AufwHypotheken der Stadt Z. von 1933,20 GM. und der 
Kl. von 331,60 GM. belaſtet, und die perſönliche Forderung 
der Kl. aus deren Reſtkaufgeldhypothek iſt auf 6849 GM., 
wovon der dingliche Betrag von 331,60 GM. in Abzug zu 
bringen iſt, aufgewertet. Außerdem aber ſoll die Bekl. bei 
einem Werte der Ziegelei nebſt Zubehör von höchſtens 
72 000 AM nach dem angef. Urt. noch weitere 20 000 RAM an 
die Kl. zahlen. Dazu würde ſie, da R. für die Schulden der 
Bekl. perſönlich unzweifelhaft nicht ohne weiteres haftbar iſt, 
gar nicht in der Lage ſein. Dem R. aber könnte vielleicht 
ein Eintreten für die AufwSchuld der Bekl. an die Kl. in 
einer ſolchen Höhe von 20000 AM nur dann zugemutet wer⸗ 
den, wenn R. wegen der AufwsLaſten einen Erſatzanſpruch 
gegen ſeine Anteilsverkäufer haben ſollte und dieſen durch⸗ 
ſetzen könnte. Sollte zu unterſtellen ſein, daß bei einer den 
88 133, 157 BGB. entſprechenden Auslegung des Vertrags 
v. 9. April 1925 dem R. ein ſolcher Regreßanſpruch zuſtehe, 
ſo wäre vielleicht die Behauptung der Bekl. beachtlich, daß 
dieſer etwaige Anſpruch des R. bei der Vermögensloſigkeit 
der Verpflichteten nicht beitreibbar ſei. Nun kommt es 
allerdings, wenn die wirtſchaftliche Lage des AufwSchuldners 
ſich nach der Geltendmachung des AufwAnſpruchs verſchlechtert 
hat, auf die in letzterem Zeitpunkt etwa günftgeren Verhälr⸗ 


o) JW. 1931, 39. 
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niſſe des Schuldners an, und das entſprechende gilt, ven 
der Grundſtückswert etwa feit der Zeit, zu welcher der OU. 
biger mit ſeinem AufwAnſpruch hervorgetreten iſt, gen ol 
iſt; denn von da ab mußte ſich der Schuldner auf einen er 
chen Anſpruch einſtellen, und aus ſeinem Verzuge da 
keinen Vorteil herleiten (Zeiler Nr. 446, RGulrt. = 
22. März 1928, VI 246/27 und v. 12. Nov. 1931, Ve 
Die recht beträchtliche Höhe der den Kl. im Aufn. 
fahren zugefprochenen Summe von 6849 GM. mußte, 109 der 
bereits in dem Beſchl. des KG. hingewieſen iſt, zugunsten . 
Bekl. gewertet werden. Im übrigen könnten folgende, u. 
ſtände dem Tatrichter beachtlich erſcheinen. Was die Aufl 1e 
Hypothek der Stadt Z. von 1933,20 GM. anlangt, ſo 1 
etwa einerſeits zu erwägen, daß die Kl. infolge der en 
übernahme der Bekl. einer Schuld von 75000 % mit on 
v. 2. Juni 1920 ledig geworden find und drei Achtel des b. 
ihnen an die Stadt Z. zu entrichtenden Kaufpreiſes nich an 
zahlt haben. Andererſeits aber haben die Kl. 75000 6 
Kaufpreis weniger erhalten, und die Bekl. hat dank der 7 1 
ſchriften des Aufto®. den Vorteil, daß fie von dieſen 75000 h, 
nur 25% und noch dazu unter Zugrundelegung des al 
markwertes v. 2. Juni 1920 zu zahlen hat. Dieſer Bo 
würde zugunſten der Kl. gewertet werden können (Jen! ) 
Nr. 1885 und 2026; RG.: AufwRſpr. a. a. O. unter Ziff. it 
Die Ausgleichung der beiderſeitigen Vorteile vorzunehmen 
Sache des Tatrichters, dem überhaupt die Prüfung der In 
eſſenlage überlaſſen bleiben muß. 3 
Einen Abzug von dem AufwBetrag im Hinblick az 
den Verarmungsfaktor in dem allgemeinen Sinn, daß der 
Volksvermögen in Deutſchland infolge der Ereigniſſe ez 
Kriegs⸗ und Nachkriegszeit erheblich geſunken iſt und va 
deshalb billig erſcheint, bei der Aufw. der allgemeinen? ef. 
armung Rechnung zu tragen, vorzunehmen, hat das and 
Urt. deshalb abgelehnt, weil die Bekl. ſich noch heute ren 
Eigentum des Kaufgegenſtandes befindet und ihn ſeit Jah 
genutzt hat. Dieſe Darlegung hält ſich mit der reichsger g 
lichen Rſpr. im Einklang (Zeiler Nr. 1519, 1781, 19 
2110, 2208). Dagegen hat das OLG. den Verarmungsfa 
in dem beſonderen Sinn, daß die Kl. ſich den Wert der 
Juli und September 1922 empfangenen Kaufpreisraten © 5 
dann nicht unvermindert wertbeſtändig erhalten haben folgt 
den, wenn die Zahlungen bereits am 19. März 1922 erid' 


wären, zuungunſten der Kl. in Betracht gezogen. Auch hier 
gegen ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. 
(U. v. 7. Dez. 1931; 329/31 VI. — Kaſſel.) [9 


* 15. 8242 BGB. Zur Frage der Verwirkung 
d 


anlage). f) Br 
Die Kl. verlangt 25%ige Aufwertung eines Dark 
von 5 Millionen Papiermark, daß ſie der Bekl. am 15. St 
1921 verzinslich zu 50% und auf ein Jahr feſt gewährt iet, 
und das ſie als Vermögensanlage betrachtet. Sie behaupt 
die Rückzahlung ſei am 26. Febr. 1923 erfolgt. 
Der Verwirkungseinwand hatte keinen Erfolg. fr 
In der Sache IV 136/31 hat der erk. Sen. einen ei 
mals im Juni 1929 geltend gemachten Aufwertungsanſpez, 
der Kl. unter ähnlichen Umſtänden nicht als verwirkt 
trachtet. Um die gleiche Zeit iſt hier der Aufwertungsanfht 
erſtmals erhoben. Der erk. Sen. läßt in ſtändiger Rſpr. 
Verwirkungseinwand gegenüber dem Aufwertungsanſpruch Mn 
Vermögensanlagen nur unter befonderen Umſtänden zu. 75 
eine Vermögensanlage hat es ſich in dem Falle nicht 97 
handelt, der der Entſch. RG. 131, 225, 2361) zugrunde las 
Zu 15. In den Urt. v. 12. Oft. 1931: IW. 1992, 41 fat e 
der 6. ZivSen. als feſtſtehend angeſehen, daß die Frage der — 
kung nicht durch Aufſtellung einer feſten Zeitgrenze (vgl. M in 
meinen Aufſatz: JW. 1931, 3251) entſchieden werden kann; er hat ei, 
diejem Falle die Verneinung der Verwirkung für möglich gehalt 1 
obwohl der Kl. erſtmalig im März 1930 mit dem Aufwertung? ar. 
langen hervorgetreten und die Klage erſt im Aug. 1930 erhoben 10 0 
Im vorl. Falle wird die Aufwertung bei einer am 17. April 1“ 


) JW. 1931, 2704“. 
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81. Jahrg. 1992 Heft 15 
Die Entſch. bezieht ſich vielmehr auf die freie Aufwertung in 
achen des handelsrechtlichen Verkehrs. Gleichwohl hat, wie 
we 2. BivSen. dort, auch dieſer Senat ſchon in IV 281/29 
v. 24. Febr. 19302) bei Vermögensanlagen ausgeſprochen, 
daß zwar der Zeitablauf immer nur einer der nach 8 242 
GB. für die Frage nach einer Verwirkung maßgebenden 
Faktoren ſei, daß aber, je länger das Zögern gedauert habe, 
um ſo eher auch eine Verwirkung angenommen werden könne 
und daß bei ungewöhnlich langem Zögern die ſonſtigen gegen 
die Verwirkung ſprechenden Umſtände gegenüber dem 
Zeitablauf ſchließlich ganz in den Hintergrund 
en könnten. Damit iſt zugleich zugegeben, die Rev. 
ertritt die gleiche Meinung durch Bezugnahme auf RG. 
31, 2953), daß es ſchließlich bei allzu langem Zögern auf 
ie ſonſt für erheblich erachtete Frage, ob der Schuldner an⸗ 
geſichts des Glaubens, er werde nicht mehr in Anſpruch ge⸗ 
nommen, Vermögensdispoſitionen getroffen habe, die er ſonſt 
unterlaſſen hätte, nicht mehr anzukommen braucht. Die Frage 
iſt nur, ob dieſe Zeit hier ſchon als gekommen zu erachten iſt. 
er Ber. hat der Kl. zugute gehalten, daß ſie im Saar⸗ 
gebiet anſäſſig iſt und des Glaubens gelebt habe, es komme 
Eu die Aufwertung ſaarländiſches Recht zur Anwendung. Als⸗ 
1555 nach Erſcheinen der ſaarländiſchen Aufw Vo. v. 22. Sept, 
1929 habe ſie den Aufwertungsanſpruch geltend gemacht. Es 
5 der Rev. zuzuſtimmen, auch inſoweit beruft ſie ſich auf die 
lantſch. des 2. Sen., daß es nicht entſcheidend iſt, ob das 
lange Warten ſchuldhaft iſt. Es braucht vielmehr auch ein 
ſchuldloſes Verhalten der Verwirkung nicht entgegenzuſtehen, 
weil es eben auf die Sachlage auf ſeiten des Gläu⸗ 
big ers nicht allein ankommt. Hier liegen die Dinge in⸗ 
lofern beſonders, als bei Vermögensanlagen der Schuldner 
eit Erlaß des AufivG. unbedingt damit rechnen mußte, in 
danſpruch genommen zu werden und nicht erwarten konnte, 
aß der Gläubiger geſetzlich geregelte Anſprüche preisgeben 
werde. Es kann deshalb nicht anders ſein, als daß bei Ver⸗ 
mögensanlagen — der erk. Sen. hat auf die Unterſchiede zur 
reien Aufwertung in RG. 124, 40) grundſätzlich hingewie⸗ 
en — der Zeitablauf nicht ebenſo ſtreng zu nehmen iſt, wie 
bei der freien Aufwertung. Dazu kommt als weitere Beſonder⸗ 
. im Vergleich zu RG. 131, 2255), daß die Kl. ein ſaar⸗ 
ändiſches Unternehmen iſt. Schon in IV 136/31 ift darauf 
ingewieſen, und das gilt auch hier, daß ſie ſich zwar bie 
Kenntnis, daß deutſches Aufwertungsrecht anwendbar ſei, 
zrühzeitiger hätte verſchaffen können, daß ſie aber deutſcher 
Rſpr. in Aufwertungsſachen ferner ſtand als ein im übrigen 
Deutſchland anſäſſiges Unternehmen und daß daher ein Ver⸗ 
halten, das für dieſes unachtſam genannt werden könnte, auf 
ihrer Seite einer milderen Beurteilung unterliegen muß. 
cheidet damit der Vorwurf aus, daß die Kl. fahrläſſig die 
deutſche Rſpr. nicht genügend verfolgt hat, ſo braucht doch 
angeſichts ihrer Schuldloſigkeit der Zeitablauf allein in Rück⸗ 
ſicht darauf, daß eine Vermögensanlage vorliegt, die Ver⸗ 
wirkung nicht zu rechtfertigen Wenigſtens läßt ſich die Auf⸗ 
faſſung des BerR. nicht als rechtsirrtümlich bezeichnen. Die 
erwirkung kann aber auch nicht aus dem Geſichtspunkt an⸗ 
genommen werden, daß die Bekl. mit Rückſicht auf das lange 
ögern der Kl. Vermögensdispoſitionen getroffen habe. Denn 
er Ber. verneint mit tatſächlichen Erwägungen, daß die 


erhobenen Klage zugelaffen. Hiernach darf wohl als endgültig feit- 
geſtellt angeſehen werden, daß Ende 1927 nicht der aäußerſte Zeit⸗ 
punkt für die Erhebung einer Aufwertungsklage iſt. Andererſeits 
112 0 aus den neueren Entſch. nicht etwa hergeleitet werden, daß 
Klagen, die i. J. 1930 erhoben werben, in der Regel nicht als ver⸗ 
!pätet anzuſehen Ind. Es kommt immer auf die beſondere Lage des 
Jalles an. Im vorl. Falle läßt des NG. die Aufwertung nur zu, 
15 es ſich um eine Vermögensanlage handelt und der Kl. beſondere 
illigkeitsgründe zur Seite ſtehen. 
N Zu der Frage, ob zur Annahme der Verwirkung erforderlich iſt, 
aß der Schuldner ſich auf die Nichterhebung von Aufwertungs⸗ 
anſprüchen wirtſchaftlich eingerichtet hat (vgl. hierzu meine Anm. zu 
em obenerwähnten Urt. v. 12. Okt. 1931), iſt aus dem jetzigen Urt. 
0 entnehmen, daß das RG. dieſen Umſtand für erheblich anſieht, aber 
„nimmt, daß es ſchließlich bei allzu langem Zögern auf dieſe Frage 
icht mehr anzukommen braucht. 
Staatsſekkr. a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mügel, Berlin. 
) JW. 1930, 2491. 1 JW. 1931, 2704. 
) JW. 1929, 1871. ) SW. 1981, 2704. 
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Bekl. ſich wirtſchaftlich auf das Nichtbeſtehen der Aufwer⸗ 
tungsſchuld eingerichtet habe und zieht weiter in Betracht, 
daß die Kl. ein kleines Bankunternehmen ſei, während die 
Bekl. in ſehr günſtigen Vermögensverhältniſſen lebe, ſo daß 
ihr eine Aufwertung in Höhe von 15 000 % — 6100 % ſind 
nur eingeklagt — zugemutet werden könne, ohne daß ſie 
allzuſehr belaſtet werde. Schließlich entſchuldigt er das Zögern 
mit der Klagerhebung bis 17. April 1930 damit, daß ſich 
an die erſtmalige Geltendmachung des Anſpruchs ein Brief⸗ 
wechſel angeſchloſſen habe, der bis September 1929 gedauert 
habe und daß ſie von da bis zur Klagerhebung glaubhaft 
die Zeit zu Vorverhandlungen mit ihren Prozeßvertretern 
benötigt habe. Dagegen beſtehen keine Rechtsbedenken. 


(u. v. 26. Nov. 1931; 206/31 IV. — Berlin.) [8a.] 


16. Verzicht und Verwirkung bei Aufwer⸗ 
tung einer Vermögensanlage. 


Im Okt. 1925 richtete die Kl. das Verlangen auf Auf⸗ 
wertung der im Dez. 1922 und Juni 1923 erfolgten Dar⸗ 
lehensrückzahlungen an die Bekl. Hierauf ging ihr im Jan. 
1926 von dem gem. $ 40 Abſ. 4 AnlAblöſc. zur Wahr⸗ 
nehmung der Rechte der Anleihegläubiger beſtellten Treu⸗ 
händer der Beſcheid zu, die Angelegenheit ſei nicht durch 
Aufw., ſondern nach Maßgabe des AnlAblöſG. zu regeln, 
eine Ablöſungsverpflichtung der Bekl. beſtünde aber nicht, 
da die Rückzahlungen vorbehaltlos entgegengenommen ſeien. 
Das Schreiben enthielt die Anfrage, ob bei dieſem klar⸗ 
liegenden Sachverhalt die Forderung aufrechterhalten werde. 
Die Antwort der Kl. v. 1. Febr. 1926 lautete: „Wir er⸗ 
kennen an, daß wir nach Lage der jetzt gültigen Beſt. unſere 
Forderung nicht aufrechterhalten können.“ 

a im März 1930 kam die Kl. auf ihr Aufw Verlangen 
zurück. 

1. Das BG. hat die Frage, ob in dem Schreiben der 
Kl. der behauptete Verzicht enthalten ſei, verneint. Der 
Begr. ift allerdings inſofern nicht beizutreten, als ausgeführt 
iſt, das Schreiben könne um deswillen für das Rechts⸗ 
verhältnis der Parteien keine Bedeutung haben, weil es nicht 
an die Bekl., ſondern an den Treuhänder gerichtet war, 
welcher die Rechte der Anleihegläubiger, nicht aber die der 
Bekl. als Anleiheſchuldnerin wahrzunehmen hatte. Dieſe An⸗ 
nahme iſt rechtsirrtümlich, weil der Treuhänder in ſeinem 
Schreiben v. Jan. 1926 der Kl. mitgeteilt hatte, daß der 
Bürgermeiſter der bekl. Gemeinde ſich auf die von der Gläu⸗ 
bigerin ausgehende Aufforderung zur Aufw. an ihn gewandt 
und ihm den das Darlehen betr. Schriftwechſel vorgelegt 
habe. Die Kl. mußte daher damit rechnen, daß der Treu⸗ 
händer ihre Erklärung v. 1. Febr. 1926 an die Gemeinde 
weitergeben würde. Die tatſächlich weitergegebene Erklärung 
iſt daher nicht anders zu werten, als wenn ſie von der 
Gläubigerin unmittelbar gegenüber der Schuldnerin abgegeben 
worden wäre. Dagegen iſt die Würdigung, welche das BG. 
dem Inhalt der Erklärung hat zuteil werden laſſen, rechtlich 
einwandfrei. Danach enthält die Erklärung nicht mehr als 
die Einräumung der Gläubigerin, daß ſie „nach Lage der 
jetzt gültigen Beſt.“, d. h. zugleich: unter der Herrſchaft der 
vom Treuhänder vertretenen Auffaſſung von dem Inhalt des 
AnlAblöſch., ihr AufwVerlangen nicht aufrechterhalten könne. 
Die Erklärung kann hiernach nicht dahin verſtanden werden, 
daß die Kl. ihre AufwAnſprüche, auch wenn ſie wider Er⸗ 
warten dennoch beſtehen ſollten, habe aufgeben wollen. Ein 
Verzicht oder die Bekundung der unzweideutigen Willens⸗ 
meinung, von der Geltendmachung der Forderung abzuſehen, 
iſt in der Erklärung nicht enthalten. Die Gläubigerin hat 
ſich vielmehr in der Erklärung, wenn darin auch kein aus⸗ 
drücklicher Vorbehalt zu finden ift, doch den Weg offen ge⸗ 
halten, bei einer künftigen Rechtsänderung oder dem Durch⸗ 
dringen einer von der Auffaſſung des Treuhänders abweichen⸗ 
den Rſpr. auf ihren AufwAnſpruch zurückzukommen. 

2. Das BG. hat die Verneinung der Vorausſetzungen 
einer Verwirkung und die Rechtfertigung der ſpäten Klage⸗ 
erhebung in erſter Reihe auf die Erwägung geſtützt, daß die 
Gläubigerin mit der Klage vernünftigerweiſe ſo lange habe 
warten können, bis eine genügende Klärung der Schuldſchein⸗ 
begriffe in der Rſpr. eingetreten ſei. In dieſem Zuſammen⸗ 
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hang wird auf RG. 131, 11) verwieſen, worin die ein- 
ſchlägigen rechtlichen Geſichtspunkte in eingehender und um⸗ 
faſſender Weiſe erneut dargelegt ſeien. Wenn das Bl. damit 
etwa hat zum Ausdruck bringen wollen, daß ein Abwarten 
bis zum Bekanntwerden dieſer Entſch. keinesfalls für die 
Frage der Verwirkung in Betracht kommen könne, ſo würde 
das nicht zu billigen fein. Schon die in RG. 117, 59 2) auf⸗ 
geſtellten Rechtsgrundſätze reichten für die Verneinung eines 
Schuldſcheindarlehens im vorl. Falle vollkommen aus. Wenn 
vom Herbſt 1927 ab mit einem Bekanntwerden dieſes Urt. 
gerechnet werden kann, ſo war die Kl. von da ab in der Lage, 
die Ausſichten ihres AufwAnſpruchs zu überſehen und zu 
erkennen, daß es ſich bei dem von ihr der Bekl. gegebenen 
Darlehen nicht um ein der Anleiheablöſung unterliegendes 
Schuldſcheindarlehen handelte. Es fragt ſich deshalb, ob 
wegen der Untätigkeit der Kl. in der Zeit vom Herbſt 1927 
bis März 1930 die Vorausſetzungen einer Verwirkung als ge⸗ 
geben anzunehmen ſind. Der Schriftwechſel aus den Monaten 
Jan. und Febr. 1926 muß ebenſo, wie für die Annahme eines 
Verzichts, für die der Verwirkung ausſcheiden, da ſich aus 
der Erklärung der Kl. v. 1. Febr. 1926 nach ihrem oben dar⸗ 
gelegten Inhalt kein die Verwirkung begünſtigender beſ. 
Umſtand ergibt. 

Die Klage betrifft die Aufw. einer Vermögensanlage. 
Der erk. Sen. hat in RG. 124, 483) und in wiederholten ſpä⸗ 
teren Entſch. die Meinung vertreten, daß der Gedanke der 
Verwirkung eines AufwAuſpruchs ſchon auf dem Gebiete der 
freien Aufwertung „nur mit Vorſicht“ anzuwenden ſei und 
bei Vermögensanlagen nur „unter ganz beſonderen Um⸗ 
ſtänden“ verwertet werden könne. Zu den ganz beſ. Um⸗ 
ſtänden iſt ein ſo ungewöhnliches, mit den Grundſätzen ver⸗ 
nünftiger Geſchäftsgebarung in Widerſpruch ſtehendes Zögern 
gerechnet, daß der Schuldner die verſpätete Geltendmachung 
des Anſpruchs als eine für ihn nicht erträgliche Zumutung 
betrachten dürfe. Über die Bedeutung des Zeitablaufs hat 
ſich der erk. Sen., wie der 2. Sen. (RG. 131, 225, 236), 
jo ſchon vorher: ZW. 1930, 2401 — 22. 1931, 375 in dem 
Sinne ausgeſprochen, daß es bei Vermögensanlagen zwar 


1) JW. 1931, 2715. 
4) JW. 1931, 2704. 


Zu 17. A. Anm. Mügel, ebenda. 

B. Die Entſcheidung läßt nunmehr auch eine Kette von Aus⸗ 
gleichsverpflichtungen zu: 

Zunächſt wird man ſich bei der Würdigung dieſer Entſch. vor 
Augen halten müſſen, daß die zit. RGEntſch. die Möglichkeit 
einer Kette von Ausgleichsanſprüchen bejaht, aber auch gerade nur 
die Möglichkeit. In allen Fällen iſt zu prüfen, ob nun auch wirklich 
im Einzelfalle nach dem Grundſatze von Treu und Glauben eine ſolche 
Häufung von Ausgleichsauſprüchen ſich rechtfertigen läßt. 

Im Gegenſaß zu Muͤgel: JW. 1932, 331 darf indes betont 
werden, daß die immer weiter geſteckten Grenzen der AusgleichsRſpr. 
nicht als eine dem Sinne des Aufw cg. entſprechende Rechtsſchöpfung 
angeſehen werden können. 

Mügel zitiert in ſeiner Anm. zur Unterſtützung ſeiner Auf⸗ 
faſſung die von der Juriſtiſchen Arbeitsgemeinſchaft für Geſetzgebungs⸗ 
fragen in den Jahren 1925/1927 gemachten Vorſchläge. Es trifft nun. 
zwar zu, daß die Juriſtiſche Arbeitsgemeinſchaft ſeinerzeit wiederholt 
angeregt hatte, für die Frage der Zuläſſigkeit der Aufwertung nicht die 
Grundſätze betr. den öffentlichen Glauben des Grundbuchs entſcheidend 
gelten zu laſſen, ſondern die Aufwertung zuzulaſſen, wenn die Tragung 
der Aufwertungslaſt dem Grundſtückseigentümer zuzumuten war (vgl. 
insbeſ. DIZ. 1927, 260, 261 u. 271). Wäre dieſe Beſt. Geſetz ge⸗ 
worden, jo hätte es einer AusgleichsRſpr. nicht bedurft. 

Aber der Geſetzgeber hat nun einmal dieſe Regelung abgelehnt. 
Sie wäre auch nur tragbar geweſen, wenn, ſo wie es von der Juriſti⸗ 
ſchen Arbeitsgemeinſchaft vorgeſchlagen war, die geſetlichen An⸗ 
meldungsfriſten gewahrt wurden und wenn von vornherein klare Maß⸗ 
ſtäbe für den Umfang der Aufwertungslaſt eingeführt worden wären 
(vgl. DI., a. a. O.). 0 

Die AusgleichsRſpr., fo wie ſie ſich jetzt geſtaltet hat, hat ſich 
hemmungslos über dasjenige hinweggeſetzt, was der Geſetzgeber wollte. 
Der Geſetzgeber wollte für das Gebiet der hypothekartſchen Aufwertung: 
Befriſtete Geltendmachung, Rechtsſchutz desjenigen, der in der In⸗ 
flationszeit den Grundbeſitz verſchleudert hatte (§ 15 AufwG.), Rechts⸗ 
ſchutz kraft öffentlichen Glaubens. Alles dies wird durch die Ausgleichs⸗ 
Rſpr. über den Haufen geworfen. 

Sechs und ſieben Jahre nach Erlaß des Aufiv. werden An⸗ 
ſprüche gegen Dritte geltend gemacht, die niemals damit rechnen konn⸗ 
ten, noch Schuldner von Aufwertungsanſprüchen zu werden, Dritte, die 


) JW. 1927, 1843. ) ZW. 1929, 1871. 


immer nur einer der nach $ 242 BOB. für die Frage be 
Verwirkung maßgebenden Faktoren ſei, daß aber, je länge 
das Zögern gedauert habe, um ſo eher auch eine Verwirkung 
angenommen werden könne und daß bei ungewöhnlich wi 
gem Zögern die ſonſtigen gegen die Verwirkung ſprechenden 
Umſtände gegenüber dem Zeitablauf ſchließlich ganz in, de 5 
Hintergrund treten könnten. Andererſeits hat der Sen. bishe 
daran feſtgehalten, daß dem Zeitablauf bei Vermögen“ 
anlagen nicht die gleiche Bedeutung beizumeſſen ift, wie be 
der freien Aufwertung. a 
Die in dem vorl. Falle für die Dauer von etwa u 
einhalb Jahren anzunehmende Untätigkeit der Kl. kann nicht 
als ein ſo ungewöhnliches und mit ſachgemäßer Geſchäfts 
führung unvereinbares Zögern erachtet werden, daß dam 
die Annahme der Verwirkung gerechtfertigt werden könnte 
In dieſer Beziehung kommt, wie das BG. zutreffend here 
gehoben hat, in Betracht, daß die Kl. eine große Anzahl der 
vorl. gleichartige AufwSachen zu bearbeiten hatte und 1 
die Kl. eine große Anſtalt des öffentlichen Rechtes iſt, die ein 
durch Beiträge von Arbeitgebern und Arbeitnehmern ka 
gebrachtes Vermögen, das zur Erfüllung öffentlicher foztalf” 
Aufgaben beſtimmt war, zu verwalten hatte, und von DE 
daher nicht angenommen werden konnte, daß ſie davon 5 
ſehen würde, ihr zuſtehende Forderungsrechte geltend a 
machen, deren Einziehung zur Erfüllung ihrer Aufgaben drin“ 
gend geboten war. Bei der Prüfung der Höhe der Auf. 
wird allerdings zu erwägen ſein, ob und inwieweit infolge 
des Zögerns der Kl. Umſtände auf ſeiten der Bekl. ein 
getreten ſind, die i. S. einer Einſchränkung des Auf 
Betrages zu verwerten wären. 
(U. v. 21. Dez. 1931; 263/31 IV. — Kaſſel.) Ka. 


17. § 242 BGB. Ein Ausgleichs anſpruch iſt 
auch gegen den dritten Abkäufer gerechtfertigt?) 
(U. v. 16. Nov. 1931; 298/31 VI. — Breslau.) [Ku.] 

<= RG. 134, 174.0 
Abgedr. ZW. 1932, 3312. 


ſich mit Rechtsgeſchäften auseinanderſetzen müſſen, die fie ſelbſt nie abe 
geſchloſſen haben. Der Schutz des öffentlichen Glaubens verliert vünn 
ſeine Bedeutung. Nicht einmal die Grenzen der Aufwertung von zn 
werden bei perſönlichen Anſprüchen gewahrt. Die Tatſache der 991 
flationsveräußerung wird überhaupt nicht mehr geachtet. Wenn je 
auch noch bei einer Kette von Geſchäften dem Richter zugemutet e 
nach den Grundſätzen von Treu und Glauben unter Berückſichtigung 
aller Umſtände des Falles eine Entſch. zu finden, ſo mutet man DEI 
Richter eine Funktion zu, die er ohne willkürliche Ergebniſſe über 
haupt nicht erfüllen kann. 8 
Es trifft auch nicht zu, daß — wie Mügel meint — dieſe Rü. 
den Vorarbeiten zum AufwG. entſpricht. Richtig iſt, daß der Se 
geber urſprünglich den Ausgleich zwiſchen den Beteiligten ſelbſt 7 
gewiſſem Umfange regeln wollte. Der § 30 in der Faſſung, wie 15 
der zweiten Leſung des Ausſchuſſes unterbreitet wurde, lautete wi 


folgt: 921 
„Iſt das belaſtete Grundſtück in der Zeit v. 14. Febr. * 
bis zum Inkrafttreten dieſes Geſ. veräußert worden, jo haftet DU 
Veräußerer dem Erwerber wegen einer nach den Vorſchr. dieſes Gel. 
ſtattfindenden höheren Aufwertung in gleicher Weiſe, wie wenn 5 
ſich nunmehr ergebende Umfang der Belaſtung bereits zur Zeit de 
Veräußerung beſtanden hätte. Der Veräußerer haftet nicht u. 
1. foweit der Erwerber die Gefahr einer höheren Aufwertung über 
nommen hat; 2 
2. wenn der Erwerber es unterlaſſen hat, die Herabſetzung der A 
wertung zu verlangen, obwohl die Vorausſetzungen des § 8 ge 
geben waren; 92 
3. ſoweit in ſeiner Perſon im Verhältnis zum Erwerber die Voraus 
ſetzungen des § 15 Ziff. 2 vorliegen. 75 
Für die Zeit vor dem 14. Febr. 1924 ſind für das Hal, 
tungsverhältnis die allgemeinen Rechtsvorſchriften maßgebend. 91 
der Erwerber dem Veräußerer gegenüber die Schu. 
übernommen und hat der Gläubiger die Schuldüber 
nahme nicht genehmigt, ſo haftet der Erwerber dem 
Veräußerer nicht, wenn dieſer es unterlaſſen ha 3 
die Befugniffe aus 88 8, 15 geltend zu machen, ob 
wohl ihre Vorausſetzungen gegeben waren.“ 5 
Dieſe Faſſung läßt klar erkennen, daß man bei den Vorarbeiten 
zum AufwG. an ſolche Fälle dachte, wo der Erwerber des Grundſtück⸗ 
mit einer unvorhergeſehenen hohen Aufwertung belaſtet wurde und er 
ſich nunmehr mit feinem Veräußerer auseinanderſetzen ſollte. Hier wal 
in der Tat ein Ausgleich der beiderſeitigen Intereſſen geboten. Ebenſd 
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wi 18. Durch Annahme einer Ablöſungsanleihe 
wird auf den Aufwertungsanſpruch nicht ver⸗ 
dich tet. +) 
Das LG. hat die Aufwertung deswegen verſagt, weil 
ein Schuldſcheindarlehen vorliege. Das BO. hat dieſen Ent⸗ 
bbeidungsgrund mi. Recht abgelehnt. Die Schuldurkunde 
40 12. Juli 1921 entſpricht nicht den Erforderniſſen der 88 30, 
0 AulAblöſch. Aus der Schuldurkunde ſelbſt ergibt ſich, 
aß bei ihrer Ausſtellung die Auszahlung des Darlehens⸗ 
etrages noch nicht erfolgt war. Sie vermag daher die Ent⸗ 
ſtehung der Darlehensverpflichtung für ſich allein nicht zu 
beweiſen. 
a Das BG. gelangt aber zu demſelben Ergebnis, wie das 
8 weil die Kl. Umtauſch ihrer Darlehensforderung in Ab⸗ 
döfungsanleihe mit Ausloſungsrecht nach Maßgabe des Anl⸗ 
blöſch, von dem Bekl. gefordert und angenommen habe. 
Dieſe Erwägungen vermögen die Entſch. nicht zu tragen. 


h 
0 


waren Beſt. für den Fall vorgeſehen, daß etwa der Veräußerer, den 
9775 Gläubiger an ſeiner perſönlichen Haftung feſthielt, wider Erwarten 
Aufwertungsanſprüchen ausgeſetzt war. Überall war das Pri⸗ 
äre eine kraft Geſetzes eintretende Aufwertungs⸗ 
flicht, an die ſich irgendein Ausgleich anſchloß. 
5 Wie wenig man daran dachte, hier etwa dem urſprünglichen Auf⸗ 
ertungsſchuldner eine erhöhte Aufwertungspflicht um deswillen auf⸗ 
zuerlegen, weil er ſich gegebenenfalls an den Nachmann hätte halten 
önnen, geht daraus hervor, daß man dem Veräußerer 
g en Ausgleich gegen den Erwerber nehmen wollte, 
wenn der Veräußerer es unterlaſſen hatte, ſeiner⸗ 
ſeits rechtzeitig von der 9 ärteklauſel Gebrauch zu 
machen. 
N Ju letzter Stunde ſah man von der Aufnahme einer geſetzlichen 
a eſt. ab. Die Rſpr. ſollte das Verhältnis zwiſchen Veräußerer und Er⸗ 
ber regeln. Zunächſt bewegte ſich diefe Rſpr. auch in durchaus 
nötigen Bahnen. Zur Erörterung ſtanden Fälle, wo der Erwerber 
sh Grundfiäks mit einer dinglichen Aufwertung 
elaſtet wurde, während beide Parteien bei Vertragsabſchluß ge⸗ 
glaubt hatten, eine ſolche Aufwertung könne nicht in Frage kommen. 
zatte in einem ſolchen Falle der Veräußerer die Gewähr für die 
Laſtenfreiheit übernommen, und verlangte auf Grund einer derartigen 
Sertragsbeſtimmung der Erwerber vom Veräußerer die Befreiung von 
18 Aufwertungslaſt, obgleich der Veräußerer für das in der In⸗ 
'wationszeit verkaufte Grundſtück ſo gut wie nichts erhalten hatte, ſo 
Aus in der Tat unter dem Geſichtspunkt von Treu und Glauben ein 
usgleich zwiſchen den Beteiligten geboten. Dem Erwerber, der das 
ertvolle Grundſtück beſaß, konnte nach Treu und Glauben zugemutet 
werden, trotz der vertraglichen Gewährleiſtungsbeſtimmung die Auf⸗ 
lertungslaſt ſelbſt zu tragen. Das war der Ausgangspunkt der Aus⸗ 
bleichsgiſpr. Das Primäre war auch hier die Aufwertung, 
ie kraft Geſetzes eintrat. Daran ſchloß ſich die Aus⸗ 
gleichspflicht an. 
d Das gleiche konnte in Frage kommen, wenn ein vermögen⸗ 
er Mann in der Inflationszeit ein Grundſtück für ein völlig un⸗ 
allangliches Entgelt veräußert hatte, und der Veräußerer mit Rückſicht 
KT feine ſonſtige Vermögenslage zu einer unvorherge⸗ 
upenen hohen Aufwertung herangezogen wurde. Auch hier konnte es 
nter Umſtänden billig ſein, daß der Erwerber, der das wertvolle 
; rundſtück beſaß, zur Befreiung des perſönlich in Anſpruch genom⸗ 
genen Veräußerers beitrug. Das Primäre iſt wiederum die 
ättäſtenz eines Aufwertungsanſpruches, der den Ver⸗ 
außerer ohne Rück ſicht auf das einzelne Geſchäft im 
Linblick auf ſeine allgemeine Vermögenslage te. 
d Die Gedankengänge, die ſichaber jetzt innerhalb 
ner Ausgleichs Rſpr. durchgeſetzt haben, ähneln ei⸗ 
em Taſchenſpielerkunſtſtück. Statt von der Aufwer⸗ 
ung auszugehen, geht man von dem durch die Aſpr. 
welchaffenen Ausgleichsanſpruch aus. Nur deshalb, 
10 man dem Aufwertungsſchuldner einen Aus⸗ 
gleichsanſpruch gibt, wertet man ihm gegenüber auf, 
1 weil man dann aufwertet, gibt man dem Schuld⸗ 
er wieder einen Ausgleichs anſpruch. Fed 
fa Bei einer derartigen Konſtruktion gleicht man, nicht eine ent⸗ 
8 Rene Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage aus, ſondern man 
rſchüttert die Geſchäftsgrundlage überhaupt erſt 
wel urch, daß man auf Grund des Ausgleichsanſpruches eine Auf⸗ 
9 ung konstruiert. Das iſt mit dem Willen des Aufwertungsgeſetz⸗ 
m ers nicht zu vereinen; und wenn man denn gar dieſes Experimeut 
r eine Kette von Geſchäften vervielfacht, jo verliert man vollig den 
sun unter den Füßen. Es ift unbedingt geboten, daß die Inſtcher. 
Mn der Befugnis, einen Ausgleich zu gewähren, nur in vorſichtiger 
= Gebrauch machen, und daß jie ſich wieder der Grenzen bewußt 
rden, die der Rſpr. im Intereſſe der Rechtsſicherheit gelebt ſind. 
Um einer Übertreibung der Ausgleichs Rſpr. entgegenzutreten, wird 


Die Aufwertungsſchuld des Bekl. iſt durch die Gewährung 
von Altbeſitzanleihe nicht getilgt worden. Dies wäre nur dann 
der Fall, wenn die Kl. dabei auf ihren Aufwertungsanſpruch 
verzichtet hätte. Ein ſolcher Verzicht ſetzt aber voraus, daß 
der Kl. das Beſtehen des Aufwertungsanſpruchs damals be⸗ 
kannt war. Dies wird jedoch vom BG. nicht angenommen. 
Es liegt nichts weiter vor, als daß der Bekl. Stücke einer 
Ablöſungsanleihe leiſtete, die er nicht ſchuldete und anderer⸗ 
ſeits auf die in Wahrheit beſtehende Aufwertungsforderung 
keine Leiſtung machte. Daran wird nichts dadurch geändert, 
daß auch die Kl. vermeinte, ſie habe Anſpruch auf Altbeſitz⸗ 
anleihe und dieſen Anſpruch erhob, ſowie die Leiſtung des 
Bekl. zur Tilgung dieſes Anſpruchs annahm. Die Folge 
der Leiſtung des Bekl. auf die nicht beſtehende Altbeſitzanleihe⸗ 
ſchuld iſt lediglich die, daß die Kl. das Erhaltene zurückzu⸗ 
gewähren und dementſprechend die infolge Ausloſung bereits 
erhaltenen Barbeträge ſich auf ihre Aufwertungsforderung 
aufrechnen laſſen muß. 

[Ka.] 


(. v. 21. Sept. 1931; 20/31 IV. — Berlin.) 


in erſter Linie der Geſichtspunkt der Verwirkung berückſichtigt werden 
müſſen. Dieſe Idee umfaßt das geſamte Rechtsgebiet des Rechts der 
Schuldverhältuiſſe; es it anerkannt, daß ſie nicht nur auf die Auf⸗ 
wertung ſelbſt Anwendung findet. Gerade, wenn man es überhaupt zu⸗ 
läßt, daß über eine Kette von Anſprüchen der Ausgleich durchgeführt 
wird, muß der Dritte, der in völlig unvorausſehbarer Weiſe durch die 
Rechlsbeziehungen anderer Perſonen beeinflußt werden ſoll, gegen eine 
verſpätete Inanſpruchnahme geſchützt werden. Tut man dies nicht, dann 
wird die Abwicklung der Aufwertung überhaupt kein Ende mehr 
nehmen. 

Was die Frage der Verwirkung betrifft, ſo hat insbeſ. das RG. 
in der Entſch. v. 4. Dez. 1931: AufwRſpr. 1932, 560, noch einmal 
mit voller Schärfe betont, daß Verwirkung etwas ganz anderes als 
ein ſtillſchweigender Verzicht des Gläubigers iſt. „Der Untergang des 
Anſpruchs kraft Verwirkung“, ſo heißt es in dieſer Entſch., „ſteht als 
Erlöſchungsgrund ſelbſtändig und unabhängig neben dem des Verzichts; 
er ift allein aus § 242 BGB. herzuleiten und greift durch, wenn die 
Anſprüche von ſeiten des Gläubigers jo ſpät erhoben werden, daß ihre 
Geltendmachung mit Treu und Glauben unvereinbar erſcheint“. 

Rein objektiv muß daher die Tatſache gewertet werden, daß es 
regelmäßig ſowohl für den Ausgleichsſchuldner wie für die Rſpr. ſelbſt 
unzumutbar iſt, wenn ſechs oder ſieben Jahre nach Beendigung der 
Inflation, nach Hochkonjunktur und Ausbruch einer Weltwirtſchafts⸗ 
kriſe der Richter Rechts⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe regeln foll, für 
die ein wirklich gerechter Maßſtab nicht mehr zu finden iſt. 

RA. Dr. Hans Fritz Abraham, Berlin. 


Zu 18. 1. Das RE. hat ſchon wiederholt (3. B. JW. 1930, 13079, 
2411.22, 23) ausgeſprochen und in NG. 131, 1 ff. JW. 1931, 2715 
erneut eingehend begründet, daß eine Urk. nur dann als Schuld⸗ 
ſchein gelten kann, wenn ſie für ſich allein geeignet iſt, den weſent⸗ 
lichen Inhalt der Darlehnsſchuldverpflichtung zu erbringen. An dieſer 
Vorausſetzung fehlt es, wenn der Schuldſchein den Nachweis der Zah⸗ 
lung nicht enthält. Ergibt ſich aus dem Schuldſchein ſogar, daß die 
Zahlung der Darlehnsſumme nicht erfolgt iſt, jo kann von einem 
Schuldſchein i. S. der 88 30, 40 AnlAblöſ h. keine Rede fein. 

2. Ebenſo ſteht in der Rſpr. des RG. der Satz feſt, daß ein 
Verzicht nicht vermutet wird (RG. 116, 313 JW 1927, 1849; 
118, 66 — JW. 1927, 2918) und ein Verzicht auf den AufwAnſpruch 
nur vorliegt, wenn der Berechtigte das Beſtehen des Aufwqechtes 
kannte oder doch wenigſtens die Vorſtellung von der Möglichkeit 
feines Beſtehens hatte (NG. 110, 127 JW. 1925, 948; 116, 316, 
317 = JW. 1927, 1849). 

3. Nach dieſen Grundſätzen konnte es ſich in vorliegendem Fall 
nur darum handeln, wie das Umtauſchverlangen des Kl. auszulegen 
ſei. M. E. iſt die Auslegung des RG. zu billigen. Der Kl. war der 
Meinung, er habe keinen Aufwertungsanſpruch, ſondern nur ein 
Recht auf die durch die geſetzt. Umwandlung ſeiner Forderung in 
Anleiheablöſungsſchuld ihm zuſtehenden Anleiheſtücke. Er war ſich 
daher der Möglichkeit eines AufwAnſpruches nicht bewußt; denn die 
geſetzt. Umwandlung in Anleiheſchuld würde die Aufw Möglichkeit 
ausgeſchloſſen haben. Daher konnte in dem Geben und Nehmen der 
Anleiheſtücke auch kein konkludent erklärter Verzicht auf die Auf⸗ 
wertung geſehen werden. Das Fordern und Leiſten der Stücke er⸗ 
folgte auf Grund vermeintlicher geſetzl. Verpflichtung und war folglich 
keine Vereinbarung über die Leiſtung an Zahlungs Statt. Aber ſelbſt 
wenn man das annehmen wollte, ſo wäre doch nur die Darlehns⸗ 
forderung in ihrem Papiermarkwert getilgt, aber nicht der von den 
Parteien gar nicht erkannte AufwAnſpruch. Daher iſt es richtig, 
daß die Bekl. ihre Anleiheſtücke wegen Nichtſchuld (condietio in- 
debiti) zurückverlangen kann, der AufwAnſpruch aber noch zu erfüllen 
iſt und auf ihn die bezahlten Barverträge zu verrechnen ſind. 

Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 
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II. Verfahren. 

19. 58 3, 8, 546 A bſ. 1 und 3 3 PO. 

1. Sind die Parteien darüber einig, daß ein 
Rechtsverhältnis einen beſtimmten Zeitpunkt 
nicht überdauert hat, fo hat das Klageverlaugen 
der Feſtſtellung der Nichtigkeit des Pachtver⸗ 
trages für die Folgezeit nicht das Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines Pachtverhältniſſes zum 
Gegenſtand, ſondern nur die Bedeutung, Scha⸗ 
densfolgen abzuwehren. In ſolchem Falle iſt 
nicht 83, ſondern 88 3 PO. für die Bemeſſung 
des Reviſionsintereſſes maßgebend. 

2. Dem Pächter neben dem reinen Pachtzins 
obliegende Leiſtungen an Feuerverſicherungs⸗ 
prämien, Rentenbankzins, Inſtandſetzungs⸗ 
koſten, Steuern, ſind nicht Zins im Sinne des 
§ 8 3 PO. 

Der Bekl. hatte von dem Kl. durch Vertrag v. 24. Mai 
1924 deſſen Hof in G. zur Pacht erhalten, die er am 1. Okt. 
1925 angetreten hat. Nach dem Vertrag ſollte die Pachtzeit 
bis zum 30. Juni 1929 dauern. Nachdem der Bekl. den 
Vertrag wegen argliſtiger Täuſchung durch den Kl. an⸗ 
gefochten, der Kl. ihn wegen Zahlungsverzugs des Bekl. ge⸗ 
mäß einer Vertragsbeſtimmung für aufgehoben erklärt hatte, 
gab am 1. Okt. 1926 der Bekl. die Pachtung auf. 

Vorher ſchon hatte der Kl. wegen ſeiner Anſprüche auf 
Bar⸗ und Naturalzins ſowie auf Auslagenerſatz für die Zeit 
vom 1. Okt. 1925 bis 30. Sept. 1926 Klage erhoben, die er 
vor dem LG. zuletzt auf Zahlung von 2118,91 N. nebſt 
Zinſen richtete. Der Bekl. erhob Widerklage auf Feſtſtellung, 
daß der Pachtvertrag nichtig ſei. Das LG. wies dieſe Wider⸗ 
klage ab und verurteilte den Bekl. nach dem Klageantrag. 
Auf die Berufung des Bekl. änderte das OLG. durch Urt. 
v. 27. Nov. 1928 die Vorentſcheidung nur inſoweit, als es 
die Verurteilung zur Klage auf 1567,77 RM beſchränkte. Auf 
die nur von dem Bekl. eingelegte Rev. wurde dieſes Urteil 
aufgehoben und wurde die Sache an das BG. zurückverwieſen. 
In dem weiteren Verfahren vor dieſem Gericht ſuchte der 
Kl. gegenüber den auf Abweiſung der Klage gerichteten An⸗ 
trag des Bekl. nach, die Berufung des Bekl. gegen das Urt. 
des LG. zurückzuweiſen. Das OLG. wies nunmehr die Klage 
ab und ſtellte nach dem Widerklageantrag die Nichtigkeit des 
Pachtvertrags feſt. Die Rev. des Kl. wurde als unzuläſſig 
(8 546 Abſ. 1 und 3 ZPO.) verworfen. 

Zugunſten des Kl. mag angenommen werden, daß der 
von ihm in dem zweiten Berufungsverfahren und jetzt ge⸗ 
ſtellte Antrag die Aufrechterhaltung des landgerichtlichen Ur⸗ 
teils in voller Höhe zum Ziel hat, obwohl er gegen das 
Urteil des BG. v. 27. Nov. 1928, inſoweit es die 1567,77 RAM 
überſteigenden Anſprüche abwies, kein Rechtsmittel eingelegt 
hat und deshalb ſachlich eine Aufrechterhaltung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils in vollem Umſang nicht mehr erreichen 
kann (RG. 56, 31 ff.). Von dem Klagebegehren entfällt ein 
Teil von 1768,31 Nh auf Pachtzinsanſprüche, der Reſt auf 
Erſatzanſprüche. Auch für die Beſtimmung des Werts der 
Widerklage iſt, wenn 88 ZPO. in Anwendung kommt, der 
Betrag des jährlichen Pachtzinſes beſtimmend. Soweit danach 
Klage und Widerklage ſich im Wert nach dem Pachtzins des 
gleichen Zeitraums beſtimmen, iſt die Widerklage nur Gegen⸗ 
bild der Klage, und eine Zuſammenrechnung nach den zu 
8 546 Abſ. 2 ZPO. geltenden Grundſätzen findet nicht ſtatt. 
Das Begehren der Widerklage, die Nichtigkeit des Pacht⸗ 
vertrages feſtzuſtellen, hat indes nur zum Teil das in 8 8 
ZPO. berückſichtigte Veſtehen oder Nichtbeſtehen eines Pacht⸗ 
verhältniſſes zum Gegenſtand, da beide Parteien dar⸗ 
über einig find, daß das Pachtverhältnis den 1. Okt. 1926 
nicht überdauert hat. Für die Folgezeit bis zu dem ver⸗ 
traglich vorgeſehenen Ende der Pachtzeit am 30. Juni 
1929 hat das Feſtſtellungsverlangen des Bekl. die andere Be⸗ 
deutung: aus den Beſtimmungen des Pachtvertrags von dem 
Kl. hergeleitete Folgen, Schadenserſatzanſprüche wegen Ver⸗ 
tragsverletzung, abzuwehren. Anſprüche dieſer Art fallen nicht 
unter 8 8 ZRD., das Intereſſe des Revͤl. hinſichtlich der 
Feſtſtellung it vielmehr nach 8 3 BRD. zu ſchätzen (RG. : 
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1895, 3222). Für die Wertbeſtimmung nach dem Pachtzins 
kommt alſo aus der Widerklage nur die Zeit vom 1 i, 
1925 bis zum 30. Sept. 1926 in Betracht, eben die Zeil, 
für die auch die Klage einen Betrag von 1768,31 AM 1 
Pachtforderung geltend macht. Somit iſt vorbehaltlich de 
Bewertung der Widerklage, ſoweit ſie die Zeit nach 9 
1. Okt. 1926 angeht, zur Klage und zur Widerklage als W 
nur ein Jahrespachtzins neben den in der Klage MM 
350,60 RA noch geforderten Erſatzleiſtungen, einzuſtellen, 1 
zwar entweder der in der Klage angeſetzte oder der höhert⸗ 
der ſich aus den Beſtimmungen des Pachtvertrags etwa er 
gibt. Der Kl. hat in ſeiner Eingabe v. 20. Mai 1930 den 
Jahrespachtzins (Roggenzins, Naturalien, zu denen er auch 
Erſatzleiſtungen zieht) mit nur 1422 RM angeſetzt. 8 
Richtigſtellung von Rechenfehlern dieſer Aufſtellung würde 
ſich aber ein Geſamtbetrag von 1904,90 RM ergeben. * 
ſeinen Laſten läßt der Kl. dabei außer acht, daß nach dem 
Vertrag der Zins von zwei Zentner Roggen je Morgen IT 
von 77 Morgen, nicht von der wahren Größe des Landes 
berechnet werden ſoll, ſo daß der reine Roggenwertzins ber 
einem mit dem Kl. anzunehmenden Durchſchnittspreis vo b 
10 4% je Zentner 1540 RM int Jahre ausmacht. Auf der 
anderen Seite hat der Kl. zu Unrecht Leiſtungen an Feu 
verſicherungsprämien, Rentenbankzins, Inſtandſetzungskoſten 
und Steuern zu dem Pachtzins gerechnet. Aufwendunge* 
dieſer Art gehören zwar zu den dem Pächter nach dem 3 
trag obliegenden Leiſtungen, find aber nicht Zins i. S. bon 
§ 8 ZPO. Dieſe Beſtimmung, die einen geeigneten Rech 
nungsfaktor wählt, denkt an das laufende und beftimml 
Entgelt für die Pachtüberlaſſung (gleichviel, ob es in Gelb 
oder Naturalien zu belegen iſt). Dagegen kommen für 2 
Wertberechnung die dem Pächter zur Inſtandhaltung, I 
ſtandſetzung, Wirtſchaftsführung auferlegten Pflichten nich 
in Anſatz, ebenſowenig ſonſtige Nebenleiſtungen, deren Fest 
ſetzung das Ziel hat, Laſten und Gefahren des Pachtlande⸗ 
zwiſchen Eigentümer und Nutzungsberechtigten zu verteilen 
(in gleichem Sinn RG.: JW. 1910, 291). Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob die Laſten und Verpflichtungen 5 
den Pächter drückend, für den Verpächter entlaſtend und vor 
teilhaft find. — Zu den 1540 AM Roggenpachtzins find des 
halb nur die Naturalleiſtungen mit 346 .. hinzuzuwählen. 
Zu dem fo errechneten Geſamtzins mit 1886 RM treten weite! 
Erſatzleiſtungen mit 350,80 %%, jo daß, abgeſehen von 
Widerklage, ſoweit ſie die Zeit nach dem 1. Okt. 1926 ber 
trifft, ſich ein Streitwert von 2236,80 RAM ergibt. * 
(Es wird dann weiter ausgeführt, daß es hinſichtt 
der Schadenserſatzanſprüche, die der Bekl. für die Zeit bi 
Vertragsende abzuwehren habe, an einer Glaubhaftmachung 
dahin fehle, daß ſie mit den 2236,80 N., zuſammen me 1 
als 6000 RA ausmachten.) 
(Beſchl. v. 13. Okt. 1930; 215/30 VIII. — Celle.) [. 


III. Stempelrecht. 


** 20. 8 1090 BGB.; TarSt. 19 LStempStG. Die 
Vollmacht für die Bewilligung der Eintragung 
einer Dienſtbarkeit iſt nach dem Wert der Dien 
barkeit zu verſtempeln. Beſteht dieſe in der Ge 
währung der Ausbeute von Bodenſchätzen, ſo it, 
ſolange unbekannt iſt, ob ſolche überhaupt vor? 
handen find, der Wert „unbeſtimmt“ i. S. des 
88 Abſ. 1 SStempStG., und es kann demnach, 
wenn der Wert der Dienſtbarkeit in Zukunft feſt 
geſtellt oder geſchätzt werden kann, die na t 
trägliche Zahlung der Stempelſteuer verland, 
werden. Das ändert aber nichts daran, daß zur 
Zeit der Wert als „nicht ſchätzbar“ i. S. . 
TarSt. 19 Abſ. 3 anzuſehen und die Vollmach 
daher vorerſt mit 1.50 % zu verſtempeln iſt. f) 

Die Kl. ſchloß vier notarielle Verträge mit der „Deutſch 
Bodenſchätze GmbH.“, welche dabei als Bavollmächtigte von 
Grundbeſitzern in G. handelte. Danach räumen die Grund 


Zu 20. Der Entſch. des RG. iſt zuzuſtimmen. Es handelt lich 
um die Verſtempelung einer Vollmacht, durch die der Bevollmächtig 
ermächtigt war, für die Grundſtückseigentümer die Eintragung eine 
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eigentümer der Kl. das Recht ein, auf ihrem Grundbeſitz nach 

uarziten zu ſchürfen, zu bohren und die aufgeſchloſſenen 
Quarzite ausſchließlich und auf die Dauer von fünfzig Jah⸗ 
ren auszubeuten und zu verwerten; dieſes Recht ſollte auf 
Verlangen der Kl. als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 
ins Grundbuch eingetragen werden, wozu ſich die Grundeigen⸗ 
tümer verpflichteten. Die Grundſtückseigentümer bevollmäch⸗ 
tigten die Kl., für ſie die Eintragung der Dienſtbarkeit zu be⸗ 
willigen und zu beantragen. 

Die Vollmachten, um deren Stempelpflichtigkeit gemäß 
TarSt. 19 LStempStch. es ſich handelt, betrafen die Be⸗ 
willigung und Beantragung der Eintragung einer beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit i. S. des 8 1090 BeH B. Der Wert 
des Gegenſtandes der Vollmachten, der für die Berechnung der 
Stempel abgabe Maß gibt, iſt alſo gleich dem Werte jener 
Dienſtbarkeit. Weiter iſt dem Ber R. auch darin beizuſtimmen, 
wenn er das Intereſſe der Kl. gleichſetzt mit ihrem Intereſſe 
an der Ausbeutung. Wenn er aber ſodann darzulegen ſucht, 
jenes Intereſſe — und damit auch der Gegenſtandswert der 
Vollmachten — müſſe ſich aus der Geſamtheit der Gegen⸗ 
werte ergeben, die den Eigentümern vertraglich zugeſichert 
worden ſeien, und deshalb hänge die Entſch. von der Schatz⸗ 
barkeit der zugeſicherten Gegenwerte ab, ſo iſt dem nicht zu 
folgen. Würde es ſich um die Verſtempelung von Pacht⸗ 
verträgen handeln, ſo wäre freilich die Gegenleiſtung des Päch⸗ 
ters, der Pachtzins, maßgebend (vgl. TarSt. 10 JI Abſ. 1 
WStempSt®.), aber davon ift im gegebenen Falle nicht die 
Rede. Der Wert der Dienſtbarkeit kann nur nach rein wirt⸗ 
ſchaftlichen Geſichtspunkten beſtimmt werden. Wie im Falle 
einer Nießbrauchsbeſtellung nur dann ein wirtſchaftlicher Wert 
des Nießbrauchs anzunehmen wäre, wenn der belaſtete Gegen⸗ 
ſtand Nutzungen abwirft (vgl. auch TarSt. 9 LStempStch., 
wo auf die nach dem Reinertrage des Nießbrauchs zu be⸗ 
rechnenden Nutzungen abgeſtellt wird), ſo kann man bei einer 
auf Ausbeutung der Bodenſchätze eines Grundſtücks gerichteten 
Dienſtbarkeit nach 8 1090 BGB. nur dann von einem der 
Ermittlung zugängigen wirtſchaftlichen Werte ſprechen, wenn 
ſolche Bodenſchätze tatſächlich vorhanden ſind. Solange dar⸗ 
über keine Gewißheit beſteht, muß der Wert der Grunddienſt⸗ 
barkeit als durchaus unſchätzbar gelten. Die Vorarbeiten 
(Schürfen und Bohren), zu denen nach den Verträgen die Kl. 
auch befugt fein ſollte, ſtellen für ſich keinen wirtſchaftlichen 

ktivpoſten dar, ſondern bedeuten, wenn keine abbauwürdigen 
uarzitvorkommen angetroffen wurden, nur wirtſchaftliche 
Einbußen. Mithin iſt deren Vorhandenſein in den belaſteten 
Grundſtücken Vorausſetzung für die Vornahme einer Schätzung 
des Wertes der Dienſtbarkeit. Dieſe Vorausſetzung war offen⸗ 
ſichtlich nicht gegeben im Zeitpunkt der Vollendung der Be⸗ 
urkundung der Verträge, der für die Beurteilung der Stempel⸗ 
pflichtigkeit der Regel nach Maß gibt. Denn die Verträge 
erteilten der Unternehmerin erſt die Befugnis, auf den Grunde 
ſtücken der Vertragsgegner die von ihr beabſichtigte Tätigkeit 
zu entfalten mit dem Ziele, feſtzuſtellen, ob dort abbau⸗ 
würdiger Quarzit vorhanden ſei. Fehlt es aber an dieſer 
Gſchrängten perfönlichen Dienſtbarkeit (fog- ſubjektiv⸗perſönlichen 
runddienſtbarkeit) zu bewilligen und zu beantragen. Für der⸗ 
artige Dienſtbarkeiten beſtimmt der $ 1090 Abſ. 1 BGB.: 
„Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß der⸗ 
jenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, berechtigt iſt, das 
Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen, oder daß ihm 
eine ſonſtige Befugnis zuſteht, die den Inhalt einer Grunddienſt⸗ 
barkeit bilden kann.“ 
5 In gleicher Weiſe wie bei der Vollmacht für eine Hypotheken⸗ 
Stellung der Wert ſich nach demjenigen der Hypothek richtet, iſt 
ei der Vollmacht für den Antrag auf Eintragung einer beſchränkten 
dorſönlichen Dienſtbarkeit deren Wert maßgebend. Mit Recht nimmt 
as RG. an, daß es nicht auf den Wert der Gegenleiſtung am 
ut Wenn die gegenteilige Auffaſſung des Vorderrichters richtig 
. würde bei der ſchenkweiſen Beſtellung einer Hypothek 
er Wert gleich Null ſein. Maßgebend iſt vielmehr, wie das RG. 
ausführt, der wirtſchaftliche Wert der Dienſtbarkeit, 
er wiederum in dem vorliegenden Falle von dem Umfange der zu 
gewinnenden Bodenſchätze abhing. Da aber noch nicht feſtſtand, ob 
ſolche Bodenſchätze überhaupt vorhanden waren, unterliegt die Stempel⸗ 
pflicht, wie das NG. zutreffend darlegt, dem 8 8 Abſ. 1 StempSt®.: 

„Wenn bei einem Geſchäfte der Wert des Gegenſtandes der⸗ 

geſtalt unbeſtimmt iſt, daß er von vornherein nicht feſt⸗ 
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Vorausſetzung, dann kommt der Bemeſſung der Gegenleiſtung 
der Unternehmerin kein Gewicht in Anſehung der Ermittlung 
des Wertes der Dienſtbarkeit zu. Es iſt denkbar, daß jemand 
einen hohen Preis dafür zahlt, daß ihm die Möglichkeit er⸗ 
öffnet wird, eine Gelegenheit zu einem Erwerb aufzuſuchen, 
der vielleicht beträchtlichen Gewinn verſpricht; erfüllt ſich 
aber ſeine Erwartung nicht, ſo hat er den Geldbetrag für ein 
wirtſchaftliches Nichts aufgewendet, und es geht nicht an, 
den Wert der fehlgeſchlagenen Unternehmung jenem Geld⸗ 
betrage gleichzuſetzen. Ohne Belang iſt demnach die Erörte⸗ 
rung des Berg. über die geldlichen Leiſtungen, die den 
Grundeigentümern teils für ſofort, teils für ſpäter vertrag⸗ 
lich zugeſichert wurden. 

Die Rev. macht einen ſpäteren Wegfall der urſprünglich 
— im Zeitpunkt der Beurkundung der Verträge — zweifel⸗ 
los gegebenen Unſchätzbarkeit des Gegenſtandswertes der Voll⸗ 
machten geltend. Wenn die Rev. hierbei 88 LStempStch. 
anführt, ſo iſt anzuerkennen, daß die im Abſ. 1 daſ. auf⸗ 
geſtellten Vorausſetzungen erfüllt ſind. Bei dem ſtempel⸗ 
pflichtigen Geſchäft iſt in der Tat der Wert des Gegenſtandes 
dergeſtalt unbeſtimmt, daß er von vornherein nicht feſtgeſtellt 
oder geſchätzt werden kann. Ob der Satz, Unbeſtimmtheit des 
Wertes ſei nicht gleichbedeutend mit Unſchätzbarkeit, rich ig iſt, 
mag dahinſtehen; jedenfalls ſchließen ſich aber dieſe Begriffe 
nicht aus, denn ſchon der Wortlaut des 8 8 Abf. I LStempSt⸗ 
Gel. zeigt, daß ein Wert auch dann als „unbeſtimmt“ gelten 
ſoll, wenn er „von vornherein nicht geſchätzt werden kann“. 
Es bleibt ſonach dem Bekl. unbenommen, durch die Steuer⸗ 
behörde die in der Geſetzesvorſchriſt zugelaſſenen Maßnahmen 
treffen zu laſſen, um die nachträgliche Zahlung der Stempel⸗ 
ſteuer für den Fall zu ſichern, daß etwa in Zukunft der Wert 
der ſtreitigen Vollmachten feſtgeſtellt oder wenigſtens geſchätzt 
werden kann. Dies ändert jedoch nichts daran, daß gegen⸗ 
wärtig nur der in TarSt. 19 Ubi. 3 StempStG. geordnete 
Feſtſtempel von 1,50 % erhoben werden darf, denn jetzt iſt der 
Wert des Gegenſtandes der Vollmachten nicht ſchätzbar, und 
ob ſich dieſe Lage der Dinge überhaupt jemals ändern wird, 
iſt ungewiß. Wenn aber die Rev. auch in dieſer Richtung Eins 
wendungen erhebt und rügt, daß der Vorderrichter verſäumt 
habe, unter Anwendung des $ 139 ZPO. aufzuklären, od 
ſich nicht bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung die 
Unbeſtimmtheit in Gewißheit verwandelt habe, jo iſt diese 
Beanſtandung abzulehnen. Es wäre Sache des Bekl. geweſen, 
darzulegen, daß und inwiefern der Zuſtand der Uunſchatzbar⸗ 
keit inzwiſchen zugunſten des Bekl. eine Anderung erfahren 
haben ſoll. Daß das Vorbringen der Kl. zur Ausübung des 
Fragerechts hätten Veranlaſſung geben müſſen, iſt nicht an⸗ 
zuerkennen. Die Inangriffnahme von nur drei oder vier 
Morgen in G. genügte ganz offenſichtlich nicht, um über den 
Umfang des etwaigen Quarzitvorkommens ein klares Bild zu 
gewinnen. 


(U. v. 5. Febr. 1932; 221/31 VII. — Düſſeldorf.) 
[Ku.] 


21. Tar St. 326 LStempStG. v. 30. Juni 1909. 
Verſtempelung der Einräumung eines Erdöl⸗ 
gewinnungsrechtes. Die Übertragung des de m 


geſtellt oder geſchätzt werden kann, ſo hat der zur 
Entrichtung der Abgabe Verpflichtete die Urkunde innerhalb der 
in den 88 15 und 16 angegebenen Friſten der Steuerbehörde vor⸗ 
zulegen, welche das Erforderliche wegen der überwachung, Sicher⸗ 
ſtellung und nachträglichen Zahlung der Stempelſteuer 
anordnen wird.“ 

Der 8 1 Abſ. 1 Satz 1 StempStch. beſtimmt jedoch: 

„„Die in dem anliegenden Tarif aufgeführten Urkunden unter⸗ 
liegen den darin bezeichneten Stempelabgaben.“ 
Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß die Tarifvorſchriften in 
erſter Reihe zu beachten ſind. Es iſt deshalb dem RI. darin zu 
folgen, daß 88 StempStG. an der Vorſchrift der Tarif⸗ 
ſtelle 19 (3) nichts ändert, wonach Vollmachten mit unſchätz⸗ 
barem, alſo auch mit unbeſtimmtem Werte vorerſt in jedem 
Falle mit dem Feſtſtempel von 1,50 46 zu veritenern find. Sobald 
ſich in Zukunft der Umfang der Bodenſchätze feſtſtellen und damit 
der wirtſchaftliche Wert der Dienitbarkeit ſchätzen läßt, bleiot es orm 
Stempelfiskus unbenommen, den Mehrſtempel gem. 8 8 Stenwöt®. 

nachzufordern. 
RA. Dr. Curt Callmann, Berlin. 
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Eigentümer zuſtehenden Rechts auf Ausbeutung 
eines Mineralvorkommens iſt als Veräußerung 
eines Gegenſtandes anzuſehen. Es iſt aber zu 
prüfen, ob die Begründung eines ſolchen Rechts 
nicht in Wahrheit die pachtmäßige Überlaſſung 
des Grundſtücks ſelbſt und die Beſtellung einer 
Dienſtbarkeit für den Berechtigten nur die ding⸗ 
liche Sicherung des rein ſchuldrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſes bedeutet. 

Zwiſchen dem Kl. ſowie vierzehn anderen Grundeigen⸗ 
tümern der Realgemeinde W. und dem Oberbohringenieur K. 
war am 13. März 1924 ein notarieller Vertrag geſchloſſen 
worden, laut deſſen $ 1 die Grundeigentümer K. „das aus⸗ 
ſchließliche dingliche, auf Verlangen eines der Beteiligten in 
das Grundbuch einzutragende Recht einräumten, auf ihren 
Grundſtücken zu bohren oder zu ſchürfen und die hiermit 
etwa aufgeſchloſſenen Lager von Petroleum, bituminöſen 
Stoffen und ſonſtigen dem Verfügungsrechte der Eigentümer 
unterliegenden und zur bergmänniſchen Ausbeutung ge⸗ 
eigneten Stoffen in jeder beliebigen Weiſe zu gewinnen und 
ſich anzueignen“. Nach den SS 4—6 des Vertrags hatte K. 
den Grundeigentümern „für die Überlaſſung der Bohrgerecht⸗ 
ſame“ ein jährliches, nach der Grundfläche bemeſſenes 
„Wartegeld“, im Falle der Förderung von Erdöl einen 
„Förderzins“ von 1 GM. für je 200 kg der geförderten und 
kaufmänniſch verwerteten Menge und im Falle der Be 
nutzung von Boden für Bohr⸗ oder Betriebszwecke einen 
Betrag von 300 oder 500 GM. für 121% a der in Anſpruch 
genommenen Fläche zu zahlen. Für die Urkunde wurde zu⸗ 
nächſt ein Stempel von 45 RM erhoben, i. J. 1929 aber mit 
Rückſicht auf die bis zum 31. März 1930 bezahlten Warte⸗ 
gelder ein Nachſtempel von 99 N., auf Grund der TarSt. 7 
Nr. 1b PrStempStG. angefordert. Der Kl. zahlte und er⸗ 
hob darauf Klage auf Rückzahlung. LG. hat abgemiejen. 
Auf eine Sprungreviſion hat das RG. aufgehoben. 

Unter dem „PrStempStG.“, deſſen Tar St. 7 Nr. 1b 
das BG. zur Anwendung bringt, kann nur das StempStG. 
i. d. Faſſ. v. 27. Okt. 1924 (GS. 627) verſtanden ſein. Das 
Gef. v. 27. Okt. 1924 durfte aber auf den vorliegenden Vertrag 
v. 13. März 1924 nicht angewendet werden, weil es erſt am 
1. Nov. 1924 in Kraft getreten iſt und für die vorher 
ſtempelpflichtig gewordenen Urkunden keine Geltung be⸗ 
anſprucht. Das in Wirklichkeit maßgebende Geſ. v. 30. Juni 
1909 enthält nun freilich in ſeiner TarSt. 32c eine Vor⸗ 
ſchrift, die in gleicher Weiſe wie die von der Steuerbehörde 
und vom LG. verſehentlich angewendete für den ſtreitigen 
Fall in Betracht gezogen werden kann, da fie „Kauf⸗ und 
Tauſchverträge und andere läſtige Veräußerungsgeſchäfte ent⸗ 
haltende Verträge“ für ſtempelpflichtig erklärt, „wenn ſie 
andere Gegenſtände aller Art (als die in a und b bezeichneten 
unbeweglichen Sachen und die ihnen gleichgeachteten Rechte) 
betreffen“ und fie nicht auf Grund der TarNr. 4 NStemp®. 
v. 27. April 1894 der Reichsſtempelabgabe unterliegen oder 
von dieſer befreit ſind. Der Steuerſatz beträgt aber nach 
dieſer Vorſchrift nur ¼ 9% vom Geſamtwerte der Gegen⸗ 
leiſtung, während er im Geſ. v. 27. Okt. 1924 auf / % be⸗ 
meſſen und von der Steuerbehörde entſprechend berechnet 
worden iſt. Es geht auch nicht an, den Steuerbetrag ohne 
weiteres nach dem zutreffenden geringeren Satz zu berechnen, 
weil nicht erſichtlich iſt, in welcher Weiſe die urſprünglich 
erhobenen 45 AM auf die aus dem Geſamtbetrage der Warte⸗ 
gelder für ſechs Jahre ermittelte Nachforderung von IIAM 
angerechnet worden ſind oder nicht darauf anzurechnen waren. 

Bei der erneuten Erörterung wird die Frage zu prüfen 
ſein, ob der Vertrag überhaupt ein „läſtiges Veräußerungs⸗ 
geſchäft“ i. S. der TarSt. 32 zum Gegenſtande hat. In dem 
Urteil RG. 116, 69) hat der erk. Sen. für die Geltungs⸗ 
zeit des Geſ. v. 16. März 1924 die Auffaſſung eingehend 
begründet, daß die Übertragung des dem Eigentümer zu⸗ 
ſtehenden Rechtes zur Ausbeutung eines Mineralvorkommens 
zwar nicht, wie er in einer früheren Entſch. ausgeſprochen 
hatte, als Veräußerung eines einer unbeweglichen Sache 
gleichgeachteten Rechtes i. S. der damaligen TarSt. 32a, wohl 


1) JW. 1927, 1754. 
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aber als Veräußerung eines „anderen Gegenſtandes“ i. 
der damaligen TarSt. 32 c zu behandeln ſei. Die für biejt 
Entſch. maßgebenden Erwägungen, an denen der Senat fe” 
hält, würden auch in dem heute vorliegenden Falle dazu 
führen, die fachlich entſprechende TarSt. 326 des Gef. vun 
30. Juni 1909 für anwendbar zu erachten. Eine zum Inhalt 
des Eigentums gehörende Befugnis des Eigentümers ik 
zwar als ſolche kein ſelbſtändiges Recht, aber immerhin eM 
„Gegenſtand“, und ihre Übertragung auf einen anderen unter 
Ausgeſtaltung zu einem ſelbſtändigen Recht iſt eine Veräuße⸗ 
rung i. S. des StempG. Es erſcheint aber zweifelhaft, 5 
nach dem Willen der Beteiligten die im 8 14 vereinbarte 
Beſtellung einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit für 
den erſten Ausbeutungsberechtigten den weſentlichen Inhall 
des Vertrags bildet oder ob dieſer nicht in der pachtähnlichen 
Überlaſſung eines beſtimmten Gebrauchs der Grundſtücke un 
des Genuſſes gewiſſer Früchte beſteht und die Beſtellung 
einer Dienſtbarkeit für den jeweiligen Ausbeutungsberechtigten 
nur eine Nebenabrede zur dinglichen Sicherung dieſes an ſich 
rein ſchuldrechtlichen Verhältniſſes darſtellt. Für dieſe letztere 
Auslegung ſpricht, daß die der beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit weſentliche Begrenzung auf die Lebenszeit de? 
Berechtigten (. SS 1090 Abſ. 2, 1061 BGB.) dem Zwecke 
und der wirtſchaftlichen Bedeutung eines Erdölgewinnung? 
rechts wenig entſpricht und daß das im § 9 des Vertrags 
für „den Unternehmer ſowie den Rechtsnachfolger“ bedungene 
Recht zur Übertragung „aller aus dem Vertrag übernom, 
menen perſönlichen Rechte und Pflichten“ über die im 8109 = 
BGB. vorgeſehene Erlaubnis zur Überlaſſung der Ausübung 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit hinauszuge⸗ 
ſcheint. Auch der im § 13 bedungene Vorbehalt eines Rück 
trittsrechts des Unternehmers läßt ſich eher als Kündigung?“ 
befugnis bei einem pachtähnlichen Vertrag, denn als das 
ſelbſtverſtändliche Recht zum Verzicht auf ein dingliches Recht 
verſtehen. 

(U. v. 24. März 1931; 200/30 VII. — Celle.) 


Ku. 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 


1. Die vor Inkrafttreten des Aufwb. begründeten 
wertbeſtändigen Rechte ſind mit Inkrafttreten des Aufwös, 
auf Grund des 8 7 Abſ. 4 mit abſoluter Wirkung gegen 
über ſpäter begründeten Rechten in die Rangſtelle gelang. 
Die Belegung der Rangſtelle durch dieſe Rechte bedarf zur Er 
haltung des Vorrangs vor ſpäter erworbenen Rechten kein! 
Vermerkung in der Befugniseintragung. f) 

Die Frage, welche Möglichkeiten die Eigentümerbefugnis 175 
97 Aufro®. hinſichtlich der Aufnahme von Grundkredit eröffne 
insbeſ. die Frage, ob fie die Beſtellung von Hypotheken oder Grun 
ſchulden im Range vor denjenigen Rechten, die erſt nach Inkrase 
treten des AufwG. begründet werden, nicht ermöglicht, ob ſie alf 
nur relative Wirkung hat, kann überhaupt nur inſoweit entjtehert 
als die Befugnis im Zeitpunkt des Erwerbs der neuen Rechte 1 
ausübbar iſt. Sie iſt nicht ausübbar, ſoweit die ihren Gegenſta { 
bildende Rangſtelle bereits ausgenutzt, belegt iſt. Dieſe Belegung kan. 
auf zweifache Weiſe erfolgen, nämlich entweder dadurch, daß ein zu 
Zeit des Jukrafttretens des AufwG. beſtehendes wertbeſtändiges N 
gem. § 7 Abs. 4 in die Rangſtelle einrückt oder dadurch, daß d 
Eigentümer die Rangſtelle einer Hypothek oder Grundſchuld gem. 
87 Abſ. 1 AufwG. einräumt. Im erſteren Falle erfolgt die Belegung 
der Rangſtelle kraft Geſ. im Zeitpunkt des Inkrafttretens bes 
Aufiv®., und zwar unabhängig davon, ob die Rangſtelle ſelbſt une 
das Einrücken der wertbeſtändigen Hypothek im Grundbuch eingete 
gen wird (5 7 Abſ. 3 und 4 AufwG.); im zweiten Falle vollzieht IN 


Zu 1. Die Vorſchrift des § 7 Abs. 4 AufwG. bezweckt 7 
Beſſerſtellung der in die Rangſtelle einrückenden wertbeſtändige 
Rechte. Es iſt daher ſelbſtverſtändlich, daß ſie einen Vorrang v 
anderen Rechten, den ſie ſchon vor dieſem Einrücken auf Grund 10 
Vorſchr. des 8879 BGB. vor ſpäter eingetragenen Rechten, 7 
hier vor Nr. 25, hatten, durch das Einrücken nicht verlieren. 13 
der Frage der abjoluten oder relativen Wirkung des Rangvorbehalts 
des § 7 hat die Erhaltung dieſes Vorrangs nichts zu tun. Der Eni 
des KG. iſt daher im Ergebnis unbedenklich zuzuſtimmen. Was be > 
Art der Begründung anlaugt, jo kommt es m. E. darauf, ob Her 
Einrücken in die vorbehaltene Rangſtelle kraft Gef. oder kraft ein 
Ausübung der Rangbefugnis des Eigentümers erfolgt iſt, nicht al 
vielmehr ſcheint es nir das richtigſte zu ſein zu ſagen, da der 
Gläubiger, der den Vorrang in der vorbehaltenen Rangſtelle geltend 
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der Verbrauch der Rangſtelle im Zeitpunkt, in welchem das Recht, 
em der Eigentümer die Rangſtelle einraumt, an dieſer Rangſtelle 
eingetragen wird. Nur im letzteren Falle iſt die Eintragung der Rang⸗ 
befugnis und des ihren Rangplatz belegenden Rechts im Grundbuche 
orausſetzung für den Verbrauch der Rangſtelle. Ju beiden Fällen 
des Rangſtellenverbrauchs behält gegenüber ſpäter zur Eintragung ge⸗ 
langenden Rechten die durch das Aufſoch., insbef. deſſen § % micht 
ausgeſchloſſene Vorſchr. des 8879 BGB. Geltung, wonach ſich das 
angverhältnis der in derſelben Abteilung eingetragenen Rechte nach 
der Reihenfolge der Eintragungen richtet. Bezüglich der auf Grund 
on Verfügungen des Eigentümers gem. §7 Abs. 1 AufwG. in die 
Rangſtelle gelangten Rechte wird gem. 8879 BGB. ihr Vorrang 
vor ſpäter eingetragenen Rechten erſt durch den Rechtsakt der Aus⸗ 
übung der Befugnis ſelbſt begründet. Die bereits vor Inkrafttreten 
des AufwG. im Grundbuch eingetragenen wertbeſtändigen Rechte haben 
den Vorrang vor dem erſt nach Inkrafttreten des Aum®. zur Ein⸗ 
tragung kommenden Rechten auf Grund des 8879 BGB. bereits 
unabhängig von den Vorſchr. des AufwG. erlangt. Aus dieſer Rang⸗ 
ſtelle hätten ſie zugunſten ſpäter beſtellter Rechte nur durch be⸗ 
ondere Geſetzesvorſchrift verdrängt werden können. Das Aufwch. ent⸗ 
hält jedoch eine dahingehende Vorſchr. nicht, ſondern es geftaltet im 
Gegenteil dieſe Rangſtelle durch 87 Abſ. 4 noch inſofern gunſtiger, 
als es dieſe Rechte in die Eigentümerrangſtelle des 57 Aufn. ein⸗ 
rücken läßt, alſo ihren Rang gegenüber allen Rechten, die dem für 
die Rangbefugnis maßgebenden Mutterrecht nachgehen, aber dem 
wertbeſtändigen Recht bisher vorgingen, verbeſſert. Dieſe Raugver⸗ 
beſſerung tritt kraft Geſ. ohne Eintragung ein. Die gem. § 7 Abi. 4 
Satz 2 erfolgte Eintragung des Einrückens des wertbeſtändigen Rechts 
hat nur berichtigende, das außerhalb des Grundbuchs eingetretene 
Rangverhältnis verlautbarende Bedeutung (Mügel IV, 11; Quaſ⸗ 
ſows ki II, 1 und 2; Schlegelberger⸗Harmening, Anm. 10 
zu 87 Aufwög.). Da die Eigentümerbefugnis nach 8 7 Abſ. 3 zum 
Schutze gegen die Gefahren des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs 
er Eintragung nicht bedarf, alſo ſpäteren Rechtserwerbern gegenüber 
mit ihrem geſetzlichen Inhalt und den geſetzlichen Wirkungen beſtehen 
eibt, zu dem letzteren aber auch das mit ihrer Entſtehung ohne 
weiteres erfolgende Einrücken wertbeſtändiger Rechte gem. Abſ. 4 ge⸗ 
hort, kann den wertbeſtändigen Rechten ihr Platz innerhalb der Eigen⸗ 
tümerrangſtelle durch gutgläubigen Erwerb ſpäterer Rechte nicht mehr 
entzogen werden (Ouaſſowski a. a. O. II, 2). In jedem Falle 
er Ausnutzung der Eigentümerrangſtelle, jet es infolge Einrückens 
wertbeſtändiger Rechte gem. Abſ. 4, jet es auf Grund von Verfügungen 
des Eigentümers gem. &7 Abſ. 1 Aufw., ſteht der Rang des Be⸗ 
ugnisrechts gegenüber ſpäter erworbenen Rechten abſolut und un⸗ 
verwirkbar feſt, ſo daß er eine Verſchlechterung zugunſten der letzteren 
nur im Wege eines Rangrücktritts gem. 8880 BOB. erleiden kann. 


An dieſer Rechtslage iſt durch das GWBereinch., insbeſ. deſſen 
88 17 und 18 nichts geändert. Die in 8 17 grundſätzlich feſtgelegte 
relative Wirkung der Rangbefugnis kann zur Anwendung nur be⸗ 
zuͤglich ſolcher an der Rangſtelle eingetragener Rechte kommen, die 
auf Grund einer Verfügung des Eigentümers in die Rangſtelle ge⸗ 
angt ſind, und zwar auch inſoweit nur im Verhältnis zu ſolchen 
Rechten, die nicht nur nach Inkrafttreten des Aufiv®., ſondern auch 
ſpäter als das Befugnisrecht erworben find, well andernfalls 8 879 


machen kann, das Recht hat, auf ſeine alte Rangſtelle zurückzugreifen, 
falls ihm dies vorteilhafter iſt. In dieſem Sinne habe ich mich be⸗ 
reits in meiner Anm. 2 zu 8 7 ausgeſprochen. 
Es iſt nicht ganz gleichgültig, wie man den entſcheidenden Ge⸗ 
ſichtspunkt formuliert. Tut man dies ſo, wie von mir vorgeſchlagen, 
io ergeben ſich hieraus praktiſch wichtige Folgerungen. Das KG. legt 
Gewicht darauf, daß das Einrücken in die vorbehaltene Rangſtelle 
raft Geſ. oder kraft einer Erklärung des Eigentümers vor der Ein⸗ 
tragung des nachgehenden Rechts erfolgt iſt. M. E. gebührt der Vor⸗ 
rang einem vor dem nachgehenden Rechte eingetragenen Rechte auch 
ann, wenn der Eigentümer, was zuläſſig iſt, dieſem Rechte den 
Rang der vorbehaltenen Rangſtelle einräumt, ohne daß es darauf 
ankäme, ob dieſe Einräumung vor oder nach der Eintragung des 
nachgehenden Rechts erfolgt. Auch ſonſt kann es von praktiſcher Be⸗ 
deutung ſein, daß der Gläubiger des in die vorbehaltene Rangſtelle 
eingerückten Rechtes das Rechk hat, auf ſeine alte Rangſtelle zurück⸗ 
zugreifen, z. B. wenn er für feine Eintragung in dieſe Rangſtelle die 
irkungen des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs in Anſpruch 
nehmen kann. + 
Wenn auf einem Grundſtück zwei Vorkriegshypotheken ein⸗ 
getragen waren, für A. von 100 000 , aufgewertet auf 24000 GM., 
für B. 40 000 %, aufgewertet auf 10 000 GM., und nach Löſchung 
des Rechtes von A. am 1. Nov. 1924 für C. eine Goldmarkhypothek 
von 25000 GM. eingetragen worden iſt, ſo kann C. auf Grund des 
Rangvorbehalts, in den er eingerückt iſt, zwar für 24000 GM. den 
orrang vor B. in Anſpruch nehmen, muß dann aber ſich A. mit 
24.000 GM. vorgehen laſſen; er kann ſich aber auch darauf berufen, 
daß ihm kraft des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs nur B. 
mit 10000 GM. vorgehe, muß ſich dann aber B. mit 10000 GM. 
vorgehen laſſen. In dieſem Falle iſt es für C. vorteilhafter, ſich auf 


Rechtſprechung 


— —— —— — 


1061 


2222 K — 


BGB. zugunſten der Befugnisrechte Platz greift. Die vor Inkraft⸗ 
treten des AufwG. begründeten wertbeſtändigen Rechte find mit In⸗ 
krafttreten des Aufw®. auf Grund des 8 7 Abſ. 4 mit abſoluter Wir⸗ 
kung gegenüber ſpäter begründeten Rechten in die Nangjtelle gelangt. 
Für die Anwendung der relativen Wirkung der Rangbefugnis iſt alſo 
immer nur inſoweit Raum, als die Rangſtelle zur Zeit des Erwerbs 
der ſpäteren Rechte noch ausnutzbar iſt. Mangels Anwendbarkeit der 
für die Wirkung der Rangbefugnis maßgebenden Regelvorſchrift des 
817 GBBereinc ö. kommt auch die dieſe einengende Ausnahmevor⸗ 
ſchrift des 8 18 CV Berein®. bezüglich des Rangverhältniſſes der in 
die Rangſtelle eingerückten wertbeſtändigen Rechte zu dem nach In⸗ 
krafttreten des AufwG. erworbenen Rechten nicht in Frage. Die Be 
legung der Rangſtelle durch die vor Inbrafttreten des AufwG. be⸗ 
gründeten wertbeſtändigen Rechte bedarf zur Erhaltung des Vorranges 
vor den ſpäter erworbenen Rechten keiner Vermerkung in der Be⸗ 
fugniseintragung. Der geſetzliche Rang der wertbeſtändigen Rechte 
innerhalb der Eigentümerrangſtelle und vor ſpäter erworbenen Rechten 
wird alſo weder dadurch berührt, ob zur Zeit des Inkrafttretens der 
88 17, 18 HEBerein. die Eigentümerrangſtelle ſelbſt — mit zu⸗ 
läſſigem Inhalt — eingetragen iſt, noch dadurch, ob im Falle wirk⸗ 
ſamer Eintragung der Eigentümerrangſtelle in dem erwähnten Zeit» 
punkt das Einrücken der wertbeſtändigen Rechte im Grundbuch ein⸗ 
getragen iſt. 
(Kch., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 3. Dez. 1931, 1 X 794/31.) 
Mitgeteilt von LER. a. D. Dr. Tuckermann, Glogau. 
* 


2. 88 1—3, 25, 37 Abi. 2 GBBereinG.; 8 16 Abſ. 1 
Aufw G.: 88 13, 32 GBO. Wird der von einem Antrags- 
berechtigten i. S. der 8 13 GBO. § 25 GBBereinGG. vor 
oder nach Inkrafttreten des GBBerein®. bis zum Ablauf 
des 31. März 1931 geſtellte Antrag auf Eintragung der 
Aufwertung von dem Antragſteller — wenn auch erſt nach 
Ablauf des 31. März 1931 — formgerecht zurückgenommen, 
ſo erliſcht die rechtserhaltende Wirkung dieſes Antrages 
auch zuungunſten der übrigen Antragsberechtigten. 

Nach § 1 GBBereinG. kann der Antrag auf Eintragung 
der Aufwertung nur bis zum Ablauf des 31. März 1931 geſtellt 
werden. Antrage, die vor Inkrafttreten des GBBerein®. geſtellt 
find, bleiben, wie aus § 37 Abſ. 2 d. Gef. hervorgeht, wirkſam. Der 
Antrag i. S. des 8 1 GBBBereinG. iſt, wie im Schrifttum allgemein 
anerkannt wird, vom Senat auch bereits mehrfach ausgeſprochen 
iſt (1 X 383/31. 1 X 388/31: Höchſthgſpr. 1931 Nr. 1454 und 
1456; auch 1 X 170/31 und 200/31: HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 1455 
und 1468), auch in der Begr. des Entw. zu § 1 ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben iſt, ein Antrag i. S. des 8 13 GBO. Ein vor Inkraft⸗ 
treten des GBBerein®. geftellter Antrag auf Eintragung der Auf⸗ 
wertung behält gem. § 37 Abſ. 2 ſeine verfahrensrechtliche Eigen⸗ 
ſchaft auch für den Anwendungsbereich des GBBereinch. Dieſe Be⸗ 
deutung des Antrages äußert ſich wie diejenige jedes ſonſtigen Ein⸗ 
tragungsantrages i. S. des § 13 GBO. dahin, daß das GBA. 
über ihn durch Eintragung nach Maßgabe der 88 17, 46 GBO. oder 
durch Erlaß einer Zwiſchenverfügung gem. 8 18 GBD., oder endlich 
durch Ablehnung Entſch. treffen muß, daß dem Autrage aber 


ſeine alte Rangſtelle zu berufen. Wenn z. B. der Erlös 20 000 % 
beträgt, erhält C. wegen ſeines guten Glaubens an das Erlöſchen 
des Rechtes von A. von dem Erlös 10000 %, da ihm nur B. mit 
10000 GM. vorgeht; die erſten 10000 % erhält aber nicht B., 
ſondern A., da A. dem B. mit 24000 GM. vorgeht. Wollte ſich C. 
auf den Rangvorbehalt berufen, ſo würde er an der vorbehaltenen 
Rangſtelle nichts erhalten, da dem Rangvorbehalt das Recht des A. 
von 24000 GM. vorgeht. Wäre dagegen die Forderung des B. nicht 
10000, ſondern 40 000 GM., ſo würde es für C. vorteilhafter ſein, 
ſich auf das Einrücken in die vorbehaltene Rangſtelle zu berufen. 
Wenn z. B. der Erlös 40.000 % wäre, ſo kann C. auf Grund 
ſeines alten Ranges trotz ſeines guten Glaubens an das Erlöſchen 
des Rechtes des A., nichts verlangen, da ihm in ſeiner alten Rang⸗ 
ſtelle B. mit 40 000 GM. vorgeht. Dagegen kann er wegen des Ein⸗ 
rüchens in die vorbehaltene Rangſtelle 16000 % verlangen, da dem 
B. A. mit 24000 GM. und der Rangvorbehalt ebenfalls mit 
24000 GM. vorgehen, der Erlös von 40 000 46 alſo wie folgt zu 
verteilen iſt: A. 24000, C. 16 000 46. C. kann nicht die Wirkungen 
des guten Glaubens auf ſeinen Rang in der vorbehaltenen Rang⸗ 
ſtelle übertragen, alſo bei einem Erlöſe von 40 000 % 25 000 % 
verlangen, da ihm die Wirkungen des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs nur in ſeiner alten Rangſtelle zugute kommen, und der 
Rangvorbehalt von 24000 GM. das Beſtehen eines Rechtes des A. 
von 24000 GM. zur Vorausſetzung hat (vgl. hierzu in meinem Buche 
„Das geſamte Aufwertungsrecht“ S. 528; ſiehe ferner wegen anderer 
Fälle, in denen es von praktiſcher Bedeutung werden kann, daß der 
Gläubiger eines in die vorbehaltene Rangſtelle eingerückten Rechtes 
ſich auf ſeinen alten Rang berufen kann, meine Ausführungen 
S. 532 und 556). 
Staatsſeler, a. D. Wirkl. Geh. Rat Dr. Mü gel, Berlin. 
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dieſe verfahrensrechtlichen Auswirkungen durch Zurücknahme ent⸗ 
zogen werden können mit der Folge, daß die gleiche Rechtslage 
hergeſtellt wird, als wenn der Eiutragungsantrag gar nicht ge⸗ 
ſtellt worden wäre. Die Möglichkeit einer Zurücknahme des Ein⸗ 
tragungsantrages mit der vorbezeichneten Folge wird durch 8 2 
GBBerein®. nicht berührt. Die hier getroffene Beſtimmung, daß 
die aufgewertete Hypothek erliſcht, wenn der Antrag nicht recht⸗ 
zeitig geſtellt iſt, verleiht allerdings einem rechtzeitig geſtellten An⸗ 
trage neben ſeiner verfahrensrechtlichen Eigenſchaft inſofern eine 
materiell⸗rechtliche Bedeutung, als der rechtzeitig geſtellte Autrag 
das Erlöſchen des aufgewerteten Papiermarkrechts zunächſt ver⸗ 
hindert, alſo eine Vorausjegung für das Beſtehenbleiben der Hypo⸗ 
thek über den 31. März 1931 hinaus bildet. In dieſer Bedeutung 
ähnelt der in 8 1 GWBereinch. bezeichnete Eintragungsantrag der in 
$ 16 AufwG. geregelten Aufwertungsanmeldung, und zwar inſofern, 
als auch dieſe, wenn ſie rechtzeitig erfolgt iſt, das Beſtehenbleiben 
des Papiermarkrechts zum Aufwertungsbetrage ſichert, während die 
Unterlaſſung der Anmeldung das Erlöſchen des Rechts herbeiführt 
(vgl. Nadler, Grundbuch- und Aufwpertungsfragen, III. Aufl., 
S. 91, Nachtrag S. 137 mit Entf; ferner RG. 120, 235 JFG. 
5, 2 = JW. 1930, 797). Richtig iſt auch, daß die mit der recht⸗ 
zeitigen Stellung eines Eintragungsantrages i. S. des 8 1 GB 
BereinGG. verbundene Wirkung zugunſten aller an der Eintragung der 
Aufwertung Beteiligten eintritt, daß alſo insbeſ. ein vom Eigentümer 
rechtzeitig geitellter Antrag auch dem Gläubiger zugute kommt. Da⸗ 
gegen unterſcheidet ſich der Antrag der SS 1—3 GBBereinG. in 
ſeiner Beziehung zum aufgewerteten Recht von der Anmeldung des 
8 16 AufwG. inſofern, als der erſtere ein grundbuchlicher 
Verfahrensakt iſt, zu ſeinem unmittelbaren Gegenſtande 
die Eintragung der Aufwertung hat und deshalb die an ihn 
geknüpften Rechtsfolgen nur fo lange äußern kaun, wie er als 
ſolcher beſteht, während die letztere eine eigenartige, vom Aufm®. 
geſchaffene Verfahrens⸗ und Rechtshandlung iſt, die unmittelbar die 
Erhaltung des Auſwertungsrechts bezweckt und bewirkt und dieſer 
Wirkung durch die bloße Rücknahme, d. h. die Erklärung des Nicht⸗ 
mehr⸗Wollens ebenſowenig entkleidet werden kann, wie ſonſtige ma⸗ 
terielle Rechtsakte, die mit ihrer Vornahme eine beſtimmte — 
rechtsbegründende, rechtserhaltende oder rechtszerſtörende — Rechts⸗ 
wirkung auslöſen (vgl. RG. 120, 235 JW. 1930, 797 JFG. 
5,2; 1X 434/27: Jurqdſch. 1927 Nr. 16—76; 9 AW III 19/27: 
JurRdſch. 1927 Nr. 1217). 

In der Begr. des Entw. wird zu § 1 auch ausdrücklich darauf 
hingewieſen, daß der Eintragungsantrag des 8 1 GBBereinG. nicht 
gleichbedeutend ſei mit einer Anmeldung i. S. des 8 16 AufwG. 
Durch die bloße Belt. einer Anmeldungsfriſt mit Aus⸗ 
ſchlußwirkung wäre der Zweck des GBBereind. auch nicht erreicht 
worden, weil dadurch keine Gewähr dafür geſchaffen wäre, daß nach 
erfolgter Anmeldung auch die grundbuchliche Eintragung von den 
Beteiligten alsbald betrieben würde (vgl. auch Mügel, Anm. 1 
u. 4 zu 8 1 ©BBerein®. und Krieger, II, 1 zu 8 J. 

Daß dem Eintragungsantrage i. S. der 88 1—3 GBBereinG. 
die rechtserhaltende Wirkung nur ſo lange innewohnt, als er nicht 
grundbuchlich beſeitigt iſt, geht insbeſ. auch aus der Beſt. von Aus⸗ 
ſchlußfriſten für die Beſchwerde und die weitere Beſchwerde gegen 
zurückweiſende Entſch. hervor (8 3 Abſ. 3 d. Geſ.). Denn daraus 
ergibt ſich, daß die Unterlaſſung friſtgemäßer Beſchwerde gegen die 
Zurückweiſung eines rechtzeitig geſtellten Antrages die gleiche Folge 
haben ſoll, als wenn der betreffende Antrag überhaupt nicht geſtellt 
wäre, nämlich das Erlöſchen der Hypothek. 

Dieſer Zweck der Beſchwerdefriſten geht auch aus der Begr. zu 
83 d. Entw. hervor, wo darauf hingewieſen wird, daß die Aus⸗ 
ſchlußfriſten im Intereſſe einer beſchleunigten Klarſtellung eingeführt 
jeien (vgl. auch 1 X 170/31 a. a. O., 1X 693/31 und Mügel, 
Anm. 3 zu 8 3). Die Belt. der Ausſchlußfriſten wäre völlig zweck⸗ 
los, wenn krotz rechtskräftiger Ablehnung des Eintragungsantrages 
und trog Ablaufs der für die Stellung neuer Anträge im 8 1 
GBBereinG. beſtimmten Friſt der zurückgewieſene Antrag feine 
rechtserhaltende Wirkung zugunſten anderer Antragsberechtigter be⸗ 
halten und von dieſen auch nach dem 31. März 1931 zu beliebiger 
Zeit weiter verfolgt werden könnte. 

Ebenſo wie eine rechtskräftige Zurückweiſung des Eintragungs⸗ 
antrages ihn mit allen ſeinen Wirkungen beſeitigt, iſt dies der Fall, 
wenn der Eintragungsantrag wirkſam zurückgenommen wird. Denn 
auch durch die Zurücknahme wird die gleiche Rechtslage hergeſtellt, 
als wenn der Antrag von vornherein gar nicht geſtellt wäre (Mügel, 
Anm. 5 zu 8 3; Krieger, Anm. 4 zu 82 GBBereinG.). 

Daß ein vor Inkrafttreten des GBBereinch. von einem An⸗ 
tragsberechtigten geſtellter Eintragungsantrag dann keine Wirkung 
mehr äußern kann, wenn er ſchon vor Inkrafttreten des GB⸗ 
Bereind. wirkſam zurückgenommen war, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Das gleiche muß aber nach den obigen Ausführungen 
auch gelten, wenn der vor dem Inkrafttreten des Geſetzes geſtellte 
Antrag von dem Antragſteller erſt nach Inkrafttreten des Geſetzes 
zurückgenommen iſt. Daß dies der Standpunkt des Geſetzgebers war, 
geht auch aus § 5 DurchfVO. v. 1. Mai 1931 (NED. I, 140) her⸗ 
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vor. Denn dadurch, daß der Geſetzgeber hier die Zurücknahme von 
Eintragungsanträgen i. S. der 88 1, 37 Abſ. 2 d. Gef. überhaupt, 
wenn auch nur hinſichtlich ihrer Form zu regeln für nötig befunden 
hat, wird erkennbar, daß er die Beſeitigung der Eintragungsantrüge 
gerade in ihrer rechtserhaltenden Eigenſchaft im Wege der Zurück 
nahme für möglich anſah. 

Der hier eingenommene Standpunkt hat allerdings zur Folge, 
daß jeder der mehreren nach 8 25 ®BBerein®. zum Antrage Be⸗ 
rechtigten darauf bedacht ſein muß, ſeinerſeits einen Eintragung?” 
antrag vor Ablauf des 31. März 1931 zu ſtellen, wenn auch nut 
in der Weiſe, daß er vor dieſem Zeitpunkt ſeinen Beitritt zu dem 
von einem anderen geſtellten Antrag in irgendeiner Form zu 
Ausdruck bringt. 5 

Iſt hiernach von der vorerörterten Möglichkeit und Wirkung 
einer Antragsrücknahme auszugehen, dann hat der i. J. 1929 von 
der Eigentümerin geſtellte Eintragungsantrag auf jeden Fall dur 
die nach Inkrafttreten des GBBereinG. erfolgte Zurücknahme ſeine 
rechtserhaltende Bedeutung ſchlechthin verloren. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 5. Nov. 1931, 1 X 719/31.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Karge, Berlin. 
* 

3. Grundſätze über Eintragungsfähigkeit der 19° 
genannten Pflaſterkoſtenhypotheken. Es iſt unmöglich, 
eine Hypothek „zur Sicherung von Straßenpflaſterkoſten 
einzutragen. Verzicht einer Gemeinde auf öffentliche Ab“ 
gaben. 


Das CG. hat gleich der BeſchwF. der rechtlichen Beurteilung 
des hier geſtellten Eintragungsantrages neben dem Inhalt der Ein⸗ 
tragungsbewilligung auch den Inhalt des auf Grund des Bau 
dispensvertragsangebots v. 14. Mai 1930 offenbar zuſtande gekom⸗ 
menen Abkommens zwiſchen der Beſchw§. und den Grundſtückseigen“ 
tümern zugrunde gelegt. Dieſes Verfahren kann nicht gebilligt werden. 
In das Grundbuch kann nur eingetragen werden, was nach dem 
Inhalt der Eintragungsbewilligung (§ 19 G80.) durch Einſchtt⸗ 
bung in das Grundbuch oder durch eine zuläſſige (88 874, 111 
BGB.) Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zum Inhalt be 
Grundbuchs gemacht werden foll. Die Entſch. darüber, ob die von 
den Grundſtückseigentümern beſtellte Hypothek eintragungsfähig N 
kann demnach auch nur auf Grund des Inhalts der Eintragung?” 
bewilligung getroffen werden. Letztere erwähnt das zwiſchen der 
Beſchwy. und den Eigentümern geſchloſſene Baudispensabkommen 
nicht, ſondern beſagt in Anſehung der durch die Hypothek zu ſichern⸗ 
den perſönlichen Forderung lediglich, daß die Hypothek „zur Sie“ 
rung für die Straßenpflaſterungskoſten“ eingetragen werden ſol⸗ 
Die zunächſt zu beantwortende Frage iſt alſo die, ob eine Hypothel 
mit dieſem Inhalt eintragungsfähig iſt. Das muß verneint werden. 
Der Inhalt der Eintragungsbewilligung läßt die Beſtellung DE 
Hypothek zur teilweiſen Sicherung eines Straßenanliegerbeitrages als 
möglich erſcheinen, nämlich zur Sicherung desjenigen Teiles des 
Straßenanliegerbeitrages, welcher die Erſtattung der erſten Hei 
ſtellungskoſten des Straßendammes zum Gegenſtand hat (vgl. 8 15 
PrFluchtl. v. 2. Juli 1875). Mit dieſem Inhalt könnte die 
Hypothek nach der inſoweit rechtsirrtumsfreien Annahme der Vor⸗ 
inſtanzen nicht eingetragen werden. Denn die Straßenbaulaſt des 
8 15 PrFluchtlcß. v. 2. Juli 1875 iſt als eine mit dem Vorzugs 
rechte des 8 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZmXerftG. ausgeſtattete und zu va 
gemeinen Laſten i. S. der Art. 1 Abſ. 1 Nr. 2 und Art. 2 Abs. I 
Nr. 1 PrAch ZwVerſtch. gehörende öffentliche Laſt (RG. 17, 199i 
32, 346; 56, 398; 86, 3591); OLG. 1, 203; 3, 98; Kc . 54, 
4 271; R.: GruchBeitr. 36, 977, 1183; OVG. 15, 157; 38, 149 
Jäckel⸗Güthe, ZwVerſtch. 6 Anm. e 2 zu Art. 1 Pr 
AGZwVerſtG.; Güthe⸗Triebel, GBO.s Anm. 4 zu Art. 11 100 
AGGBD.; v. Strauß und Torney⸗Saß, Straßen⸗ und ar 
fluhten®.6 $15 Bem. 14a S. 302; Sarau, Baufluhte2 81? 
Bem. 47 S. 475) gemäß Art. 11 Abſ. 1 Pra BO. von der Ei 
tragung in das Grundbuch ausgeſchloſſen, und zwar ſelbſt dann 
wenn ſie von dem Verpflichteten noch durch beſondere Vereinbarung 
mit dem Berechtigten übernommen iſt (Os. 1, 203; 3, 98; NOS 
34, 271; RC. 86, 357 [3600 2); RG.: GruchBeitr. 47, 83; Güthe⸗ 
Triebel, Vorbem. z. 2. Abſchn. Anm. 22; derſ. Anm. 3, 9 zu 
Art. 11 PrAGGBD.; v. Strauß und Torney⸗Saß a. a. O.! 
Sarau a. a. O. 5 15 Bem. 48 S. 484). Der öffentlich⸗ rechtliche 
Anſpruch auf Entrichtung des Straßenanliegerbeitrages kann ferner, 
wie der Senat in OLG. 16, 163 und neuerdings in einem n 
achten v. 18. Dez. 1930 und 12. Febr. 1931, 1 Gen VII 1 308, 
für öffentliche Laſten des Grundſtücks i. S. des Art. 11 Abſ. 1 Fr 
AGO. allgemein dargelegt hat, auch nicht auf Grund einer Dr 
willigung des Eigentümers durch eine ſofort wirkſame Hypothek 
geſichert werden, ſolange für den Erſtattungsanſpruch noch das Vor- 
recht des 8 10 Abſ. 1 Nr. 3 ZuVerſtch. beſteht, jedenfalls dann 
nicht, wenn in der Bewilligung lediglich eine Anerkennung der 
öffentlichen Laſt zum Ausdruck kommt. Die den hier geſtellten Eim 


1) JW. 1915, 596. 2) JW. 1915, 596. 
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teagungsautrag enthaltende Eintragungsbewilligung läßt nicht er⸗ 
dennen, daß die hupotheleariſch zu ſichernden Strazenpflaſterungs⸗ 
boſten jeit mehr als zwei Jahren rückeſtändig ſind, jo daß eine Ein⸗ 
tragung nach Maßgabe des Juhalts diefer Bewilligung möglichen 
weiſe die unzuläfige hypothekariſche Sicherung eines mit dem Vor⸗ 
zugsrechte des 8 10 Abf. 1 Nr. 3 Z wVerſtcß. ausgeſtatteten Straßen 
auliegerbeitrages bzw. eines Teiles desſelben ergeben würde. Daraus 
ſolgt jedoch nicht, daß die Zurückweiſung des Antrages der Beſchw ß. 
im Ergebnis zu Recht beiteit. Kann für die ſich aus dem Bau 
dispensoertrage erg bende Forderung der Beſchw F. gegen die Eigen⸗ 
tümerin auf Zahlung von 1020 N. eine Hypotheb eingetragen wer⸗ 
den, fo bedarf es, um dem Autrage der BeſchoF. zum Erfolge zu 
verhel en, lediglich einer Erganzung der Eintragungsbewilligung, 
welche klarſtelt, daß es ſich bei der hhpothelariſch zu ſichernden 
Gorderung um die genaunte Forderung der Land zemeinde 3. aus 
dem Baudispensvertrage handelt, und die über den Juhalt dieſer 
Forderung in dem Baudispe is bectrage getroffenen Vereinbarungen 
zwecks Eintragung derieiben in das Grundbuch wiedergibt. Auf die 
Erganzung der Eintragungsbewilligung in vorſtehendem Sinne kaun 
ferner durch Erlaß einer entſp le henden Z viſchenverfügung i. S. 
des 8 18 G0. hingewirkt werden. Die danach gebotene Prüfung 
der Frage, ob für die zuvor gekennzeichnete Forderung der Beſchw . 
aus dem Baudispensvertrage eine Hypothek eintragbar iſt, führt zur 
ejahung dieſer Frage. 

In der Entſch. KJ. 34, A 271, auf deren eingehende Be⸗ 
gründung hier verwieſen werden kann, hat der Senat in einem dem 
vorliegenden im weſentlichen gleichgearteten Falle aus eſprochen, 
die Verpflichtungen, die ein Grundſtückseigentümer durch Vertrag 
mit einer Stadtgemeinde als Gegenleiſtung dafür übernehme, daß 
die Stadtgemeinde ihm die Errichtung eines Wohngebäudes an einer 
noch nicht für den öffentlichen Verkehr fertig hergeſtellten Straße 
geſtattet, ſeien keine gemeinen Laſten i. S. der Art. 1 Abſ. 1 Nr. 2 
und Art. 2 Abf. 1 Nr. 1 PraGZwVerſtG., und zwar ſelbſt daun 
nicht, wenn die durch den Vertrag dem Eigentümer auferlegten 
Pflichten ſich völlig mit denen deckten, welche nach 8 15 Prcluchtlch. 
und nach den Beſtimmungen des einſchlägigen Ortsſtatuts als ge⸗ 
meine Laſten auf ſeinem Grundſtücke ruhten; zur Sicherung dieſer 

erpflichtungen könne ferner ein Pfandrecht an einer Eigentümer⸗ 
grundſchuld zugunſten der Stadtgemeinde eingetragen werden. In dem 
Senatsbeſchluſſe, 1 X 97/30, iſt für einen gleichgelagerten Fall 

e Eintragung einer Höchſtbetragshypothek zur Sicherung der in 
einem Baudispensvertrage vom Eigentümer übernommenen Straßen⸗ 
herſtellungskoſten für zuläſſig erachtet worden. Auch in der ſonſtigen 
the, und im Schrifttum iſt anerkannt, daß die in einem Bau- 
ispensvertrage zwiſchen der die Ausnahmegenehmigung vom orts⸗ 
ſtatutariſchen Bauverbot erteilenden Gemeinde und dem ſich dafür 
zu Gegenleiſtungen, iusbeſ. ſolchen finanzieller Art verpflichtenden 
Sigentümer getroffenen Vereinbarungen einen rein privatrechtlichen 
Inhalt haben, mag auch ihr Anlaß im öffentlichen Recht wurzeln, 
und daß die aus dieſem Vertrage zugunſten der berechtigten Ge⸗ 
meinde entſpringenden Geldforderungen hypothekariſcher Sicherung 
teilhaftig werden können (ſo z. B. RG. 56, 4 [6]; 78, 19; RG. 
Gruch Beitr. 56, 977; OVG. 15, 157; 23, 28; 54, 438 a; KG. 
(9. ZivSen.): AufwRſpr. 1929, 243; Jaeckel ⸗Guthe, 
Jo Verſtch. 6 Anm. ( 2 zu Art. 1 Prach ZwVerſtch. Güthe- 
Triebel, Anm. zu Art. 11 Prachc0BO.; v. Strauß und 
Torney⸗Saß a. a. O. § 12 Bem. 8a, b S. 165 ff. [beſ. S. 168]; 
Sarau a. a. O. § 12 Bem. 262 S. 246, Bem. 26e S. 260 m. weit. 
achr.,, Bem 266 S. 256). Im vorliegenden Falle ſtehen aber 
ausweislich des zu den Grundakten überreichten Baudispensver⸗ 
tragsangebots der BeſchwF. gleichfalls Verpflichtungen der Eigen 
ümer in Frage, welche letztere als Gegenleiſtung dafür übernehmen 
ollen bzw., wie angenommen werden darf, übernommen haben, daß 
ihnen unter Befreiung von dem nach dem Ortsſtatut v. 3. Febr. 
1911 (8 1) beſtehenden kommunalen Bauverbot ($ 12 PrFluchtlch.) 
ie Genehmigung zur Errichtung eines Wohngebaudes an der noch 
nicht gemäß den baupolizeilichen Beſtimmungen des Ortes (Pol VO. 
etr. Anlegung von Straßen in den Amtsbezirken des Kreiſes N. 
KL 17. April 1930) für ben öffentlichen Verkehr und den Anbau 
fertig hergeſtellten S. ſtraße ſeitens der BeſchwF. erteilt worden 
iſt; es handelt ſich mithin bei dieſen Verpflichtungen um rein 
privatrechtliche Verpflichtungen der Eigentümer. Die grundſätzliche 
Verſchiedenheit der in dem Baudispensvertrage von dem Eigen; 
ümer übernommenen Verpflichtungen von denjenigen, die ſich für 
fie auf Grund des 8 15 Fluhtl®. i. Verb. m. 88 ff. des Orts, 
datuts ergeben würden, erhellt ſchon daraus, daß erſtere, ſoweit 
5 Fahlung der Straßenpflaſterungskoſten von 1020 AM in Be 
racht kommt, dieſe Zahlung nicht von der Fertigſtellung der an 
18 Baugrundſtück greuzenden Straße abhängig machen, ſondern 
115 Monate nach Abſchluß eines (nicht näher bezeichneten) Kauf⸗ 
laßt rages beginnende Ratenzahlungen vorſehen. Die Straßenbau⸗ 
ai i. S. des $ 15 Fluchtl G. entſteht aber überhaupt erſt unter der 
oppelten Vorausſetzung, daß die Koſten zur Herſtellung der Straße 
aufgewendet ſind und feſtgeſtellt werden Können und daß ein Gebäude 
auf dem betreffenden Gruudſtück an der Straße errichtet wird (dich. 
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86, 357 [3601 8); 56, 398; RG.: Gruch. 36, 1183; OVG. 23, 23; 
33, 127, 130; 40, 100; 41. 107; v. Strauß und Torney⸗ 
Saß a. a. O. 8 15 Bem. 5b S. 21; 6 S. 224, 244; 14a S. 305 
und 140 S. 312; Sarau a. a. O. 8 12 Bem. 2a S. 183, 184; 
43, 457; 44 S. 463 ff.), während die aus der Straßenbaulaſt enk⸗ 
ſpringende Verpflichtung zu einer beſtimmten Beitragsleiſtung ſogar 
erſt fällig iſt, wenn die Leiſtung durch beiondere Veranlagung i. ©. 
der 8s 61 ff. PrͤommAbgG. v. 14. Juli 1893 (GS. 152) dem 
Grundſtückseigentümer gegenüber zur Hebung geſtellt worden iſt 
(NS. 56, 398; 86, 360; OVG. 33, 130; 41, 107; v. Strauß 
und Torney-Saß a. a. O. § 15 Bem. 14a S. 307; 14c S. 312; 
Sarau a. a. O. 8 15 Bem. 44 ©. 465). Die Forderung der Beſchwð. 
auf Zahlung von 1020 RA unter den in dem Baudispensvertrage 
geregelten Bedingungen beruht alſo auf einer als Gegenleiſtung 
für die Geſtattung des Baues freiwillig übernommenen ſelbſtändigen 
privatrechtlichen Verpflichtung der Eigentümer und ſoll und kann 
durch eine von den Eigentümern gleichfalls freiwillig beſtellte Hypo⸗ 
thek ſichergeſtellt werden. Weder der 8 15 FluchtlGG. noch das Orts⸗ 
ſtatut begründen einen öffentlich⸗rechtlichen Anſpruch auf eine der⸗ 
artige Sicherung (OVG. 15, 157 ff.; 41, 107; KGJ. 34, 4 271 
275, 276]; Sarau ga. a. O. 815 Vem. 51 S. 523). 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 2. Juli 1931, 1X 394/81.) 
Miigeteilt von JR. Ludwig Steiner, Berlin. 
* 


4. 8 20 Pr iſchch. v. 11. Mai 1916. Eine Fiſcherei⸗ 
berechtigung, die mittels eines Fiſchwehres ausgeübt 
wird, iſt als ein beſchränktes Fiſchereirecht i. S. des 8 20 
FiſchG. anzuſehen; ſie kann deshalb durch Rechtsgeſchäßft 
unter Lebenden auf einen anderen als den Eigentümer 
des Gewäſſers nicht übertragen werden. 7) 

Nach 820 Prßpiſchch. v. 11. Mai 1916 muß unterſchieden werden 
zwiſchen nicht eingeſchränkten ſelbſtändigen Fiſchereigerechtigkeiten, die 
auf jeden beliebigen Dritten übertragen werden können, und eingeſchränk⸗ 
ten ſelbſtändigen Fiſchereigerechtigkeiten, die durch Rechtsgeſchaͤfte unter 
Lebenden nur auf den Eigentümer des Gewäſſers übertragen werden 
können. Für die Art und Weiſe, in der ein Fiſcheretrecht eingeichränkt 
fein kann, führt der § 20 vier Beiſpiele an, indem er beſonders erwähnt: 

a) Fiſchereirechte, die auf Hegen oder Aneignen nur einzelner 
der in 8 4 aufgeführten Fiſche beſchränkt ſind; 

b) Fiſchereirechte, die auf die Benutzung beſtimmter Fangmittel 
(mit Ausnahme der Auweiſung auf mehrere Arten von Keygen oder 
Reuſen) beſchränkt find; 

c) Fiſchereirechte auf Zeit; 

d) Fiſchereirechte für den häuslichen Gebrauch. 

Daß dies nur Beiſpiele ſein ſollen, geht daraus hervor, daß im 
Geſetzestert ſodann weiterhin als durch den 8 20 betroffen bezeichnet wird: 

e) „jedes in anderer Hinſicht eingeſchränkte Fiſchereirecht“. 

Ob das Grundbuchamt in Fällen, in denen das Recht im Grund» 
buch ſchlechthin als „Fiſchereiberechtigung“ oder als „Recht zum Fiſch⸗ 
fang“ oder in ähnlicher allgemeiner Faſſung bezeichnet iſt, auf Grund 
des 8891 BGB. von dem Beſtehen eines unbeſchränkten, durch § 20 
PrcpiſchG. nicht betroffenen Fiſchereirechts auszugehen hat und deshalb 
von den Beteiligten den Nachweis der Nichtbeſchränkung bei der 


s) JW. 1915, 596. 


Zu 4. Das Urteil ſagt: „Das Fiſchcd. v. 11. Mai 1916 ver⸗ 
ſteht unter einem Fiſchwehr, wie aus 8 35 Abſ. 5 hervorgeht, eine 
am Ufer befeſtigte oder im Bett in das Gewäſſer eingebaute 
ſtändige Fiſchereieinrichtung, an der beſtimmte Fanggeräte ange⸗ 
bracht ſind.“ Dann wird das Fiſchwehr als eine aus Stangen, Dräh⸗ 
ten und Netzen hergeſtellte Sperr⸗ und Fangvorrichtung beſchrieben. 
Ein ſolches Fiſchwehr iſt aber keine ſtändige Fiſchereivorrichtung, 
weil zu ſtändigen Fiſchereivorrichtungen gehört, wie 8 35 ausdrücklich 
ſagt, daß die Vorrichtung „dauernd am Ufer oder im Bett einge 
baut it”. In der Begründung des FiſchchEntw. heißt es: „Danach 
gehört zur Ständigkeit einer Fiſchereivorrichtung ein feſter, aus 
Holz, Stein oder Metall hergeſtellter Bau, in dem der Fung⸗ 
apparat in dauernder Befeſtigung oder abnehmbar angebracht iſt.“ 
Nach der ſicherlich auf Grund örtl. Beſichtigung gegebenen Beſchreibung 
des Fiſchwehrs handelt es ſich um eine Fangvorrichtung, die nur jo 
lange im Waſſer bleibt, als gefangen werden kann, die alſo z. B. im 
Winter herausgenommen wird, denn die Stangen laſſen ſich leicht 
herausziehen. Derartige Fiſchwehre ſind keine ſtändige Vorrichtung 
(vgl. auch Germershauſen: Über die Auslegung des Begriffes 
„Ständige Fiſchereivorrichtungen uſw.“ in den „Mitteilungen“ der 
Fiſchereivereine für die Provinz Brandenburg, Dfipreußen, Pommern, 
Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen und Oberſchleſien“ XVII, 18285, 
Nr. 8, S. 177 182). 

Fiſchwehre dienen im allgemeinen nur zum Fang von abwan⸗ 
dernden Aalen und auffteigenden Lachſen, d. h. zum aneignen „ein⸗ 
zelner“ Fiſcharten. Das Urteil ſtützt ſich alſo in doppelter Hinſicht 


auf 820 FiſchG. 
Geh RegR. Prof. Dr. Eckſtein, Eberswalde. 
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Entſch. über Anträge auf Umſchreibung der Berechtigung auf den 
Namen eines anderen auf Grund einer Veräußerung unter Lebenden 
nicht fordern darf, kann hier unerörtert bleiben, weil die Vor⸗ 
inſtanzen ohne Rechtsirrtum angenommen haben, daß die im Grund⸗ 
buch für die Art der Fiſchereiberechtigung gewählte Bezeichnung 
„Fiſchwehr“ auf ein i. S. des § 20 a. a. O. beſchränktes Fiſcherei⸗ 
recht hinweiſt, und zwar auf ein ſolches, das nur mittels eines be⸗ 
ſtimmten Fangmittels ausgeübt werden darf (oben zu b). Grundbuch⸗ 
eintragungen unterliegen anerkanntermaßen der Auslegung. Bei dieſer 
it die Vorſchrift des 8 133 BGB. ſinngemäß anzuwenden. Bei der 
Feſtſtellung der Bedeutung des zur Bezeichnung eines Rechtsbegriffs 
in der Eintragung gewählten Ausdrucks muß in erſter Linie ent⸗ 
ſcheidend ſein, ob das einſchlägige Geſetz mit einer Bezeichnung, wie 
ſie das Grundbuch kundtut, einen beſtimmten Sinn verbindet. In 
Ermangelung ſolcher Anhaltspunkte in dem maßgebenden Geſetze iſt 
der allgemeine Sprachgebrauch heranzuziehen. Das PrFiſch c. vom 
11. Mai 1916 verfteht unter einem „Fiſchwehr“, wie aus 835 Abſ. 5 
hervorgeht, eine am Ufer befeſtigte oder im Bett ins Gewäſſer ein⸗ 
gebaute ſtändige Fiſchereieinrichtung, an der beſtimmte Fanggeräte an⸗ 
gebracht find. Die Fiſchwehranlage fest ſich alſo zuſammen aus dem 
eigentlichen Fiſchwehr, das iſt eine aus Stangen oder Drähten her⸗ 
geſtellte Sperrvorrichtung, und den hieran befeſtigten Fangwerkzeugen, 
nämlich aus Rohr⸗ oder Rutengeflecht beſtehenden Fangkörben, in 
welche die Fiſche mittels der Strömung durch die Sperrvorrichtung 
Dineingetrieben werden. Bei der Ausübung der Fiſcherei mittels eines 
Fiſchwehrs wird der Fiſchfang alſo ausgeführt durch die Wehranlage 
in ihrer Zuſammenſetzung aus der Sperrvorrichtung und den daran 
befeſtigten Fangwerkzeugen. Dieſe zuſammengeſetzte Fanganlage iſt als 
ein einheitliches „beſtimmtes Fangmittel“ anzusehen (vgl. Begr. Druckhſ. 
des Herrenhauſes 1916—1918 Nr. 12 zu 835). In dieſem Sinne 
wurden die Fiſchwehre ſchon im Prciſchch. v. 30. Mai 1874 auf- 
gefaßt. 8 5 Abſ. 2 dieſes Geſetzes nennt die Fiſchwehre unter den zum 
Fiſchfang beſtimmten ſtändigen Fiſchereivorrichtungen. 8 20 Abſ. 3 da⸗ 
ſelbſt nennt die ſtändigen Fiſchereivorrichtungen „beſondere Fangmittel“. 

In dieſer Bedeutung iſt der Begriff des Wehrs auch in den all⸗ 
gemeinen Sprachgebrauch übergegangen. 

Zu Unrecht glaubt der Beſchw§. aus dem Umſtande, daß 820 
des geltenden Fiſchcö. anders als 85 Abſ. 2 des Gef. v. 30. Mai 1874 
die ſtändigen Fiſchereivorrichtungen nicht beſonders erwähnt, herleiten 
zu können, daß die letzteren, insbeſ. die Fiſchwehranlagen nicht unter 
520 des neuen Geſetzes fallen. $5 des Gef. v. 30. Mai 1874 be⸗ 
ſtimmte, daß gegen vollſtändige Entſchädigung in nicht geſchloſſenen 
Gewäſſern eine beſondere Beſchränkung oder gänzliche Aufhebung 
ſolcher Berechtigungen ſollte erfolgen dürfen, welche auf die Be⸗ 
nutzung einzelner beſtimmter Fangmittel oder ſtändiger Fiſchereivor⸗ 
richtungen (Wehre, Zäune uſw.) gerichtet find. Dieſe Beſtimmung zeigt 
gerade, daß Fiſchereiberechtigungen, die nur ein Recht zu einer be⸗ 
ſtimmten Art des Fiſchfangs (mittels beſtimmter ſtändiger Fiſcherei⸗ 
vorrichtungen oder beſtimmter beweglicher Fiſchereiwerkzeuge) geben, 
ſachlich ſchon damals eine gleiche Ausnahmeſtellung gegenüber den all⸗ 
gemeinen Fiſchereiberechtigungen inſofern einnahmen, als ſie beſon⸗ 
deren Beſchränkungen unterworfen werden konnten. Wenn in dem 
FiſchG. v. 30. Mai 1874 hierbei die auf Benutzung ſtändiger Fiſcherei⸗ 
vorrichtungen gerichteten Fiſchereiberechtigungen neben den auf die 
Benutzung einzelner beſtimmter Fangmittel gerichteten Fiſchereiberech⸗ 
ligungen beſonders aufgeführt wurden, ſo bedeutet das lediglich eine 
redaktionelle Abweichung gegenüber der ſpäteren Faſſung des § 20 des 
geltenden Fiſchch. Bei dieſem wird der Geſetzgeber die erſtere Art von 
Fiſchereiberechtigungen nur deshalb im Text des Geſetzes nicht beſon⸗ 
ders genannt haben, weil er auch die ſtändigen Fiſchereivorrichtungen 
als ohne weiteres unter den Begriff „beſtimmte Fangmittel“ fallend, 
angeſehen hat. Dafür ſpricht auch, worauf bereits oben hingewieſen 
wurde, daß das Gef. v. 30. Mai 1874 in 8 20 Abſ. 3 die ftändigen 
Fiſchereivorrichtungen als „beſondere Fangmittel“ bezeichnet und da⸗ 
mit in den weiteren Begriff „Fangmittel“ einreiht. 

Die vorſtehende Auffaſſung wird auch durch die Entſtehungs⸗ 
geſchichte der Vorſchrift des 820 und der gerade die ſtändigen Fi⸗ 
ſchereivorrichtungen betreffenden, ſie beſchränkenden Beſtimmung des 
8 35 des geltenden und des 8 5 des früheren Geſetzes geſtützt. Durch 
820 des neuen Fiſchcz. ſollten die „Kulturſchädlichen Nebenberechti⸗ 
gungen getroffen werden, weil gerade die Berechtigung mit einzelnen 
Geräten zu fiſchen, ſchädlich wirke“. „Die auf Benutzung einzelner 
Geräte beſchränkten Perſonen hätten kein Intereſſe an einer vernünf⸗ 
tigen Behandlung der Fiſcherei“ (Komm Ber. des Abgeordnetenhauſes 
1914/15 Druckſ. Nr. 725 4. Zu 8 35 des geltenden Geſetzes wurde 
geltend gemacht, daß namentlich in fließenden Gewäſſern einerſeits die 
oberhalb und unterhalb Fiſchereiberechtigten vor Schaden bewahrt, 
andererſeits verhindert werden ſollte, daß der Fiſchbeſtand in einem 
Gewaſſer durch Maßnahmen geſchädigt wird, welche die Bewegungs⸗ 
freiheit der Fiſche ſtören und die Aufhaltung oder Hemmung des 
freien Fiſchzuges, der zur Ernährung der Fiſche und zur Verrichtung 
des Laichgeſchäftes notwendig ſei, verurſachen (Bear. des Entw. 
Druckſ. des Herrenhauſes 1916/1918 Nr. 12). 

Der gleiche Zweck wird für die Vorſchrift des § 5 des Geſ. von 
1874 in den Motiven hierzu angegeben. Dort wird gleichzeitig darauf 
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hingewieſen, daß die „ſtändigen Fanganlagen die wichtigſten und für 
die Bewirtſchaftung der Gewäſſer nachteiligſten Fangmittel ſeie 
(vgl. Textausgabe Verlag Parey 1887 Anm. la zu 8 5). N 

Auf dem Standpunkt, daß die Fiſchwehre unter die Beide 
kung des 8 20 des geltenden FiÜh®. fallen, ſteht auch die Ausfüß⸗ 
rungsanweiſung hierzu v. 16. März 1918 (abgedruckt bei 0 
Fiſchc. S. 312), in der als Beiſpiele für beſchränkte Fiſchereire 1 
i. S. des § 20 unter anderem auch „Wehre“ genannt werden. Ob der 
BeſchwF. darin beizutreten iſt, daß dieſe Ausführungsanweiſung | 5 
ſtändige Geſetzeskraft nicht habe, mag dahinſtehen, ſie iſt aber z 
falls, wie Born a. a. O. in der Anm. zu 8 136 zutreffend bemerte, 
„als eine ſehr wichtige, den Gedankengang und das Ziel des Geſetze 
darlegende Behandlung und Auslegung ſeiner einzelnen Beſtimmunge. 
anzuſehen“ und kann deshalb als Erkenntnisquelle für die richtig 
Auslegung der im Fiſchereiweſen eingebürgerten Ausdrücke und vor 
kommenden Berechtigungen mit verwertet werden. A 

Was die von dem BeſchwF. wiedergegebene Beſtimmung DE 
früheren märktiſchen Provinzialrechts betrifft, ſo weiſt ſchon das LG 
zutreffend darauf hin, daß dieſe Beſtimmung ja nur beſagt, n 
„wenn jemand die Fiſcherei oder die Fiſchereigerechtigkeit überhauß 
und ohne nähere Beſchränkung habe, angenommen werde, daß ihm 
auch die ſogenannte große Fiſcherei zuſtehe“. Daß aber insbeſ. ant 
die hier in Rede ſtehende Berechtigung zum Fiſchfang mittels eine 
Fiſchwehrs ſich als eine Fiſchereigerechtigkeit ohne nähere Einſchräs, 
Kung darſtelle, wird in der von der BeſchwF. wiedergegebenen 
ſtimmung keineswegs geſagt. 

Im übrigen kommt es nicht darauf an, wie die Ausübung 175 
Fiſcherei mittels einer Fiſchwehranlage im märkiſchen Fiſchereirege 
des 16. und 17. Jahrhunderts aufgefaßt wurde, ſondern darauf, welch 
Auffaſſung in dem geltenden Fiſchcz. zum Ausdruck gelangt iſt. 

Auch den Ausführungen des Beſchw§., daß der 8 20 Praiſchon 
v. 11. Mai 1916 wegen Verſtoßes gegen verfaſſungsrechtl. Vorſchriftel 
als ungültig behandelt werden müſſe, kann nicht beigetreten werden. 
Gegenüber der Berufung auf Art. 152 RVerf. v. 11. Aug. 1919 „AM 
Wirtſchaftsverkehr gilt Vertragsfreiheit nach Maßgabe der Geſetze 
bemerkt ſchon das LG. zutreffend, daß unter den Begriff „Geſetze 
auch „Landesgeſetze“, alſo auch das PrFiſchch. v. 11. Mai 1916, fallen. 

Zu dem Hinweiſe des Beſchw§. auf den von der Enteignung 
handelnden Art. 153 der geltenden MVerf. hat das LG. mit ein 
gehender Begründung zutreffend ausgeführt, daß, wenn man in de 
durch das geltende Fiſchcz. eingeführten Unmöglichkeit, bejchrändl? 
Fiſchereirechte unter Lebenden auf andere Perſonen als den Eigen 
tümer des Gewäſſers zu übertragen, eine Enteignung ſehen will, biel 
im vorl. Falle ſchon mit dem Inkrafttreten des Gel. v. 11. Mai 19 9 
vollzogen iſt, und daß deshalb auf dieſe Enteignung die Vorſchrifte! 
der geltenden RVerf. nicht Anwendung finden können (RG.: Warn. 
1924 Nr. 182; RG. 128, 30 = JW. 1930, 1960). 9 

Soweit in der Vorſchrift des g 20 des geltenden Fisch G. abe 
etwa ein Verſtoß gegen Art. 9 PrVerfUrk. v. 31. Jan. 1850 liegen 
ſollte, ſteht den Gerichten nach der Vorſchrift des Art. 106 Abl. 
PrVerfUrk. v. 31. Jan. 1850 eine Nachprufung der Rechtsgültigkei 
des 5 20 Przifh®. v. 11. Mai 1916 nicht zu. 

(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 15. Okt. 1931, 1 X 440/31.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Karge, Berlin. 
* 


9. 88 54 Abſ. 1 Satz 1 GBD.; 76 Abſ. 3 KO. Nicht jede 
objektive Verletzung einer geſetzlichen Vorſchrift begrün 1 
eine Geſetzes verletzung i. S. 8 54 Abſ. 1 Satz 16D. Ins 
beſon dere liegt Geſehesverletzung nicht vor bei Anwen’ 
dung von Geſetzen durch das Grundbuchamt auf unrichlig 
oder unvollſtändig vorliegende Tatbeſtände, wenn d 
Fehler dem Grundbuchamt ohne ſein Verſchulden unbe 
kannt geblieben find. ) 

Für die Frage, ob eine Eintragung unter Verſtoß gegen die 
geſetzlichen Vorſchr. i. S. des 854 Abi. 1 Satz 1 GBO. bewirkt 
worden iſt, iſt nur die Sach⸗ und Rechtslage im Zeitpunkt der Ein 
tragung maßgebend (KJ. 38, A 206; NG. 108, 1761), 179) 
Der BeſchwF. iſt der Auffaſſung, daß die Geſetzesverletzung darin 
zu erblicken ſei, daß das GBA. die Zwangshypothel entgegen ben 
§ 14 KO. eingetragen habe, wonach während der Dauer des on 
kursverfahrens Arreſte und Zwangsvollſtreckungen zugunſten us 
zelner Konkursgläubiger weder in das zur Konkursmaſſe gehörig 
noch in das ſonſtige Vermögen des Gemeinſchuldners ſtattfinden. 


Zu 5. Es befremdet, daß bet einem am 17. Dez. 1929 5 
öffneten Konkurſe am 20. Nov. 1930, alſo faſt ein Jahr a 
ein Vermerk über die Eröffnung des Konkurſes auf dem Grundſtück 
des Gemeinſchuldners nicht eingetragen worden war. Nach 8 5 
KO. hat das KonkursGer., ſoweit ihm Grundſtücke oder Rechte be 
kannt ſind, das GBA. von Amts wegen um die Eintragung zu vr 
ſuchen. Die Eintragung kann auch vom Konkursverwalter beantrag, 
werden. Aus dem Tatbeſtand geht nicht hervor, aus welchem Grund 


1) JW. 1924, 1142. 
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Dieſe Anſicht iſt jedoch von dem LG. mit Recht abgelehnt worden. 
ie in der Rſpr. des Sen. (KGJ. 40, 177; 53, 177) anerkannt iſt, 
Slordert die Annahme einer Geſetzesverletzung i. S. von § 54 Abſ. 1 
daz 1 GBD. zwar nicht das Vorliegen eines Verſchuldens des 
Vl. auf der anderen Seite reicht aber auch nicht jede objektive 
Ferlezung einer geſetzlichen Vorſchr. aus. Hat vielmehr das GBA. 
zas Geſetz auf den ihm vorliegenden Tatbeſtand richtig angewendet, 
Mt jedoch der Tatbeſtand unrichtig oder unvollſtändig, ohne daß 
es dem GBA. zur Zeit der Vornahme der Eintragung bekannt 
oder infolge Fahrläffigkeit unbekannt geweſen iſt, fo findet § 54 
keine Anwendung. Auf demſelben Standpunkt ſteht auch 
G.: 358. 3, 1 beſ. 4, wonach die Anwendung des 8 54 GBO. 
ausgeſchloſſen iſt, wenn das GBA. nach ſeinen Unterlagen richtig 
fahren iſt. Im vorl. Falle war nun im Zeitpunkte der Ein⸗ 
ragung der Zwangshypothek (20. Nov. 1930) die Eröffnung des 
Konkursverfahrens, die bereits am 17. Dez. 1929 erfolgt war, im 
Grundbuche nicht vermerkt. Die Eintragung des Konkursvermerks 
geſchah noch am 6. Febr. 1931. Nach dem Grundbuche hatte es 
alſo das GA. bei der Eintragung der Hypothek mit einem Grund⸗ 
hücke zu tun, das nicht zu einer Konkursmaſſe gehörte. Daß dem 
SU. die Eröffnung des Konkursverfahrens anderweit bekannt ge⸗ 
„ten ſei, dafür fehlt es an einem Anhalte. Die Kenntnis von der 
donkurseröffnung wird dem GBA. nach dem Geſetz grundſätzlich 
wo die gem. H113 MO. zu veranlaſſende Eintragung der Er- 
fnung des Konkursverfahrens vermittelt. Die Anſicht des BeſchwF., 
zaß der Grundbuchrichter die wenigen Konkurſe ſeines Gerichtsortes 
„einen müſſe, iſt nicht zu billigen. Nach § 76 Abſ. 3 KO. gilt 
lerdings die gem. § 111 KO. zu bewirkende öffentliche Bek. der 
eröffnung des Konkursverfahrens als Zuſtellung an alle Be⸗ 
‚Aigte, auch wenn die KO. neben ihr eine beſondere Zuſtellung vor⸗ 
ſchreibt. Die öffentliche Bek. hat alſo nach dieſer beſonderen geſetz⸗ 
gen Vorſchr. die Rechtswirkung, daß der Beſchluß über die Er⸗ 
Nnung des Konkursverfahrens allen Beteiligten als zugeſtelll gilt. 
uf das G8 A., das nicht zu den Beteiligten i. S. des 876 KO. 
gehört, bezieht ſich die genannte Beſtimmung jedoch nicht. Mangels 
zer ſonſtigen Geſetzesvorſchrift kann daher auf Grund der öffent⸗ 
‚en Bek. des Eröffnungsbeſchluſſes die Kenntnis des GBA. von 
er Eröffnung des Konkursverfahrens nicht angenommen werden. 
(KG., 1. Ziv Sen., Beſchl. v. 19. Nov. 1931, 1 X 705, 439/31.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Dobberkau, Celle. 


— 
at am 6. Febr. 1931 der Konkursvermerk eingetragen worden ift. 
Be Entſch. enthält keine neuen Rechtsgrundſätze. Zur Zeit der Ein- 
gung der Sicherungshypothek war im Grundbuche der Konkurs⸗ 


kurmerk nicht eingetragen. Das GBA. mußte, ſofern es die Kon⸗ 
eröffnung nicht kannte, die Sicherungshypothek eintragen. An⸗ 


kannten Rechtes iſt, daß für die Frage, ob eine Eintragung unter 
ber letzung geſetzlicher Vorſchr. bewirkt worden ift, der Zeitpunkt 
ein Eintragung allein maßgebend ift, eine durch ſpätere Ereigniſſe 
uns etretene Verletzung genügt nicht. Nicht ſtreitig iſt ferner, daß 
reine objektive Geſetzesverletzung in 8 54 Abſ. 1 Satz 1 voraus- 
Hebt wird, nicht Verſchulden des GBA. In der Entſch. wird unter 
döſengnahme auf R.: IF g. 3, 1 ff. ausgeführt, daß auch eine 
wäettkive Geſetzesverletzung nicht ausreiche; § 54 finde keine An⸗ 

üdung, wenn das GA. das Geſetz auf den ihm vorl. Tatbeſtand 


The ß 
ha ig angewendet hat, der Tatbeſtand jedoch unrichtig oder unvoll⸗ 
Eidig iſt, ohne daß dies dem Gel. zur Zeit der Vornahme der 


weß ragung bekannt oder infolge von Fahrläſſigkeit unbekannt ge⸗ 
ten ſei. Hat das GBA. eine Eintragung auf Grund eines un⸗ 
Unt 8 ‚oder unvollſtändigen Tatbeſtands vorgenommen und die 
ung tigkeit war ihm bekannt oder infolge von Fahrläſſigkeit 
des kannt geblieben, fo iſt die etwa eingetretene Unrichtigkeit 
bur, Grundbuchs durch das GBA. verurſacht; denn das GBA. 
able die Eintragung nicht vornehmen, mußte vielmehr den Antrag 
der en und § 54 findet Anwendung. Nicht der Fall iſt dies, wenn 
wirt ntrag an ſich begründet ift, die Beteiligten aber die Rechts⸗ 
oder ungen nicht richtig überſehen. Iſt dem GBA. die Unrichtigkeit 
nicht Unvollſtändigkeit des Tatbeſtands nicht bekannt und auch 
nach aus Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben, verfährt es deshalb 
ſeinen Unterlagen richtig, ſo liegen die Vorausſetzungen des 
Befegg; ob objektiver Unrichtigkeit nicht vor, weil keine Verletzung 
Is “her Vorſchr. durch das GBA. verurſacht iſt. In RS.: ITS. 3, 
für „war dies zweifelhaft. Es war die Eintragung einer Hypothek 
0 Kriegerverein beantragt und die Hypothek eingetragen. Der 
ben in hatte Reine Rechtsperſönlichkeit. Entſprechend der herrſchen⸗ 
954 gcchtsanſicht war die Eintragung nicht als unzuläffig i. S. des 
N vd] 1 Satz 2 anzufehen, weil dieſe Beſt. nur vorausgeſetzt, 
buch die Unzuläſſigkeit ſich lediglich aus dem Inhalt des Grund⸗ 
buch ergibt und nicht erſt aus Beweiſen, die außerhalb des Grund⸗ 
fen liegen. Das RG. hat aber auch das Vorliegen der Voraus⸗ 
Bapyg gen des 8 54 Abf. 1 Satz 1 verneint, weil für das BEA. ein An⸗ 
Punkt, die Rechts perſönlichkeit des Kriegervereins zu bezweifeln, 
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Bayeriſches Oberſtes Landesgericht. 
Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 88 350, 292 ff. Steh B. Ein Jagdangeſtellter, der 
weiſungswidrig Wild nicht für den jagdberechtigten 
Staat erlegen will, macht ſich durch das Erſchießen des 
Wildes keiner Amtsunterſchlagung, ſondern einer un⸗ 
berechtigten Jagdausübung ſchuldig. +) 

Nach dem Rechte des BGB. iſt ein bei der Jagdausübung ver⸗ 
wendeter Angeſtellter des Jagdberechtigten, alſo auch ein ſtaatlicher Forſt⸗ 
wart, der ja gegenüber dem Staat als dem Jagdberechtigten zur Be⸗ 
folgung der auf die Jagdausübung bezüglichen Weiſungen verpflichtet 
iſt, als Beſitzdiener i. S. des 8855 BGB. anzuſehen und hat als 
ſolcher die Möglichkeit, unmittelbar für den Jagdberechtigten Beſitz 
und Eigentum an dem erlegten Wild zu erwerben (Staudinger, 
9. Aufl., 8854 IV 1; Planck, 4. Aufl., § 854, 5, 8 855, 4; 
Behr, Bay Jagdch., 2. Aufl., Art. 1 B I 1). Vorausſetzung eines 
ſolchen unmittelbaren Eigentumserwerbes für den Jagdberechtigten 
iſt jedoch, daß der Jagdangeſtellte bei der Erlegung des Wildes als 
Beſitzdiener handeln, den Weiſungen des Jagdberechtigten Folge 
leiſten, im Kreiſe der ihm obliegenden Pflichten verbleiben will. 
Wenn der Jagdangeſtellte von vornherein das Wild weiſungswidrig 
nicht für den Jagdͤberechtigten erlegen will, dann iſt für die Annahme, 
der Jagdberechtigte habe Eigentum erlangt, keine rechtliche Mög⸗ 
lichkeit gegeben, vielmehr liegt dann ein Fall der unberechtigten 
Jagdausübung vor und Eigentum wird an dem erlegten Wild über⸗ 
haupt nicht, für niemand, erworben (RGGRKomm. 8 958 Abf. 4). 


weder allgemein noch nach den ihm gegebenen Unterlagen des Ein⸗ 
tragungsbegehrens, insbeſ. nach den Feſtſtellungen des Beſchwcger. 
nicht beſtanden habe. Rechtliche Bedenken ſeien nicht etwa daraus zu 
entnehmen, daß in dem Eintragungsverlangen der Kriegerverein ohne 
den in 865 BGB. vorgeſehenen Zuſatz „Eingetragener Verein“ als 
Gläubigerin benannt ſei. An der Richtigkeit dieſer Begründung wird 
gezweifelt werden können. Da es zu den Pflichten des GBA. gehört 
im Intereſſe der Sicherheit des Grundbuchverkehrs unrichtige Ein⸗ 
tragungen zu verhindern, ſo hätte es zu den Aufgaben des GBA. 
gehört, dem Antragſteller den Nachweis aufzugeben, ob dem Krieger⸗ 
verein Rechtsperſönlichkeit zuſteht, und falls der Nachweis nicht er⸗ 
bracht wurde, den Antrag zurückzuweiſen. 
SR. Dr. Arnheim, Berlin. 


Zu 1. Aus der hier nicht mitgeteilten Begründung des Urteils 
iſt zu entnehmen, daß der Angekl. des fortgeſetzten Vergehens wegen 
Betrug und Beſtechung (88 263 und 74 StGB.) überführt und des⸗ 
halb rechtskräftig verurteilt worden iſt. Bedenken an dem Willen 
des Jagdangeſtellten zu zweifeln, daß er ſchon von vornherein das 
in der Schonzeit erlegte Reh für ſich behalten und ſich einen rechts⸗ 
widrigen Vermögensvorteil verſchaffen wollte, ſind daher ausgeſchloſ⸗ 
ſen. Er hat während der geſetzlichen Schonzeit ein Reh erlegt. Während 
der Schonzeit kann unter mancherlei Umſtänden ein Stück Wild 
widerrechtlich erlegt werden, z. B. wenn ein Bock und eine Ricke, 
von denen letztere Schonzeit hat erſterer aber nicht (in Preußen 
Schonzeit für männliches Rehwild v. 1. Jan. bis zum 1. Mai, für 
weibliches Rehwild und Rehkälber v. 1. Jan. bis zum 31. Okt.) und 
der Schütze auf den Boch zielend die Ricke trifft, weil ſie in voller 
Flucht an ihm vorüberzogen, oder wenn er einen Bock, der ſtatt der 
Knopfſpieße ſchon ein Gabelgehörn aufgeſetzt hatte (Eckſtein, Bei⸗ 
träge zur Kenntnis des Rehgehörns: DJäger Z. 56, 552 ff.) hinſicht⸗ 
lich des Alters überſchätzte, oder dadurch, daß er einem ſtark lahmen⸗ 
den oder ſonſt kranken Reh den Gnadenſchuß gibt. Solche Fälle ſind 
von dem jagdlichen Standpunkt aus zu verſtehen. Ob und wie in 
einem ſolchen Falle etwa wegen Fahrläſſigkeit Verurteilung oder 
Freiſpruch erfolgt, ſoll hier nicht erörtert werden. Jedenfalls ſind 
dieſe Möglichkeiten gegeben. 

Im vorl. Fall aber trifft keine dieſer Möglichkeiten zu. Der 
Angekl. hat ein geſundes Stück Rehwild während der Schonzeit 
ſchießen wollen und tatſächlich geſchoſſen. An dem Willen, des 
eigenen perſönlichen Vorteils wegen das Reh zu erlegen, iſt nicht zu 
zweifeln, denn als Förſter und Jagdangeſtellter war er ſeit ſeiner 
Ausbildung über Schuß⸗ und Schonzeiten des Wildes belehrt und 
hat die Vorſchr. wahrſcheinlich auch befolgt, bis er auf die ſchiefe 
Bahn kam. 0 

Daß der Jagdherr, ein weidgerechter Jäger, ihm den Auftrag 
gegeben hätte, iſt ausgeſchloſſen und auch nirgends behauptet worden. 
Daß der Jagdherr Eigentümer des widerrechtlich erlegten Stückes 
nicht werden kann, hat das Urt. begründet. Der Angell. hat ſich 
nicht Fahrlaſſigkeit im Dienſt zuſchulden kommen laſſen, ſondern 
im vollen Bewußtſein und abſichtlich gegen das Yagd®. gehandelt, 
wobei als erſchwerend ſeine Ausbildung und dienſtliche Stellung 
in Betracht kommt. 

Geh. RegR. Prof. Dr. Eckſtein, Eberswalde. 
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Strafrechtlich ift dann die Handlungsweiſe des Jagdangeſtellten als 
Jagdvergehen (88 292 ff. Stöß B.) zu beurteilen; Unterſchlagung, alſo 
auch Amtsunterſchlagung, kann in dieſem Falle nicht vorliegen 
(RGSt. 9, 431; 39, 179, 180; R Mild. 10, 127; Ipz Komm., 
4. Aufl., 8292 Anm. VII; Olshauſen, 11. Aufl., 8 292 Anm. 9; 
Frank, 18. Aufl., 8 292 Aum. III). 


(BayO5LG., StrSen., Urt. v. 2. Nov. 1931, RevReg. II Nr. 667/31.) 
* 


2. 8366 Ziff. 9 StB. Eine Verkehrsverhinderung 
iſt nicht objektiv rechtswidrig, wenn dieſelbe nicht ver⸗ 
mieden werden konnte und nach der Verkehrsſitte von der 
Allgemeinheit geduldet werden mußte. 


(BayobsLG., StrSen., Urt. v. 21. Juli 1931, RevNeg. I Nr. 486/31.) 


Oberlandesgerichte. 


a) Zivilſachen. 
I. Materielles Recht. 


1. 88 298, 342, 349 I 21 AL R.; 88 99, 157, 315, 554, 567, 
581 BG B.; Art. 170, 171 KG BGB. 88 262, 271, 280 3PO. Kauf 
oder Pacht. Übergangsfragen. Mindeſtjahrespacht, wenn 
Pachtzins nach Ertrag beſtimmt. Kündigungsrecht. 

Laut Pachtvertrag v. 19. Dez. 1892 verpachtete A. ein Grund⸗ 
ſtück an Baumeiſter B. zum Ausbrechen von Bruchſteinen. Als Pacht⸗ 
betrag wurde vereinbart: „pro Fuhre a 1½ ebm gerechnet im erſten 
Jahre 20 Pf., im zweiten Jahre 30 Pf. und in folgenden Jahren 
40 Pf. Bezahlung erfolgt jährlich und hat nach Abſchluß mit den 
Steinbrechern zu geſchehen“. 

Der Vertrag ſollte Gültigkeit haben, ſolange Steine zu brechen 
vorhanden ſeien. 

Am 21. Mai 1919 übertrug B. alle Rechte aus dieſem Ver⸗ 
trag an den Bauunternehmer C. und dieſer trat in die Verpflich⸗ 
tungen des Vertrages ein. 

P., die Rechtsnachfolgerin des A., erklärte hierzu ihr Einverſtändnis. 

C. brach 19211925: 758, 455, 255, 382, 377 Fuhren, 1926 
bis 1928 nichts. 

P. verlangte Verurteilung des Bekl. zu einem Schadenserſatz von 
jährlich 160 RA ſeit 1926. 

Gleichzeitig kündigte er in der Klage den Pachtvertrag auf 
Grund der 88 581, 554 BGB. evtl. 88 298, 342121 Pra LR. 

LG. gab am 6. März 1930 der Klage ſtatt. OLG. wies ab. 

Zutreffend wendet der Erſtrichter auf den Vertr. v. 21. Mai 1919 
die Belt. des BGB., nicht die des Pr ALR. an. Denn es war ein neuer 
Vertr., der — wenn auch auf Grundlage des alten — zwiſchen neuen 
Parteien geſchloſſen wurde, und es fehlt jeder Anhaltspunkt und jeder 
vernünftige Grund dafür, daß die Parteien i. J. 1919 noch auf die 
längſt überholten Vorſchriften des Pr AR. hätten zurückgreifen und 
hiernach ihre Beziehungen regeln wollen (vgl. Art. 170 ff. EGBGB. 
Habicht, Die Einwirkung des BGB. auf zuvor entſtandene Rechts⸗ 
verhältniſſe, 3. Aufl., S. 219 ff., 222, 225, 277, 281). 

Nur der Vollſtändigkeit halber ſei bemerkt, daß bei Anwendung 
des PrALR. die Kündigung in der Klage nicht als „gehörig ge⸗ 
ſchehene Aufkündigung“ i. S. des 8349121 ALR. gelten könnte. 
Dieſe läge nur vor, wenn dem Kündigenden ein geſetzliches oder ver⸗ 
tragsmäßiges Recht zur Seite ſtand (vgl. Koch, 6. Ausg. Anm. 27 
a. a. O.; Plenarbeſchl. des ObTrib. v. 6. Mai 1848: Entſch. 16, 48). 
Dies wäre hier aber nicht der Fall, denn zum „Rückſtand zweier 
Termine“ i. S. des 8298 gehört ein in beſtimmten Zeiträumen, z. B. 
jährlich oder vierteljährlich zu entrichtender Pachtzins von beſtimmter 
Höhe. Hieran fehlte es von vornherein nach § 2 des „Pachtvertrags“ 
v. 19. Dez. 1892, wonach der Pachtvertrag ſich jeweils nach der Zahl 
der gebrochenen Fuhren beſtimmen und die Bezahlung jährlich nach 
Abſchluß mit den Steinbrechern erfolgen ſollte, ganz abgeſehen davon, 
daß zur Zeit der Schaffung des ALR. ein derartiger Vertrag noch 
durchweg als Kauf angeſehen wurde (dgl. Koch, Anm 64 zu 8260 
ebenda und über die ſpätere Auffaſſung als Pacht RG. 27, 279; 
RG.: JW. 1899, 625; 1903, 13125). 

8 349 wäre auch für eine Kündigung mittels Klage durch 
8 262 ZPO. abgeſchafft. Eine Erklärung binnen acht Tagen konnte 
der Verpächter, wenn er ſogleich Klage erhob und erſt in dieſer 
kündigte, überhaupt nicht mehr erwarten. 

Nach § 581 BGB. iſt der Vertrag v. 19. Dez. 1892/21. Mai 1919 
ſicher als Pachtvertrag, wie ihn auch die Parteien ſelbſt bezeichneten, 
anzuſehen. Denn hiernach hat der Verpächter dem Pächter den Ge⸗ 
brauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte, 
ſoweit ſie nach den Regeln einer ordnungsgemäßen Wirtſchaft als 
Ertrag anzuſehen ſind, während der Pachtzeit zu gewähren. „Früchte“ 
ſind aber gem. 8 99 die Erzeugniſſe einer Sache und die ſonſtige 
Ausbeute, die aus der Sache ihrer Beſtimmung gemäß gewonnen 
wird. Daß hierzu auch die anorganiſchen Bodenbeſtandteile, wie Kohle, 
Torf, Marmor, Lehm, Steine, gehören, iſt unbeſtritten. 


Bamberg. 
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Die Einſchränkung des § 581 „nach den Regeln einer ordnung 
mäßigen Wirtſchaft“ tritt hier inſofern in den Hintergrund, als 5 
zunächſt Sache des Pächters war, wieviel Steine er jeweils breche 
wollte. Der Verpächter hatte hieran nur inſofern ein Intereſſe, @ 
ſeine Einnahme — der „Pachtzins“ — jeweils um ſo größer wur! 
je mehr Steine der Pachter brach. der 

Hieraus ergibt ſich aber auch ohne weiteres, daß, wenn I 
Verpächter ſich für jedes einzelne Jahr eine Mindeſteinnahme hal n 
ſichern wollen, er eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber in de 
Vertrag hätte aufnehmen müſſen. 1 

In RG.: JW. 1899, 62 hatte der Kl. auf feinen Grundſtüche, 
dem M. die Ausbeutung von Schwerſpat auf 15 Jahre geſtattete pe 
Gegenleiſtung war in der Art beſtimmt, daß M. für je 200 Zen. 
Spat 45 % zu zahlen hatte. Der Kl. hatte ſich aber zugleich N 
jährliche Mindeſteinnahme von 5625 „ dadurch geſichert, daß m 
dieſen Betrag zahlen mußte, auch wenn das entſprechende Quan 
Spat nicht gewonnen war. die 

Der Sachverſtändige bejahte die an ihn geſtellte Frage, ob 
maßgebende Verkehrsauffaſſung dahin ging und geht, daß derjenid 
der ein Grundſtück zur Ausbeutung von Steinen verpachtet, — 
rechnen muß, daß bei ungünſtiger Geſchäftslage eine Unterbrechu 
des Betriebes eintreten kann und, wenn er dies vermeiden 1 
im Vertrage eine jährliche Mindeſtausbeute oder eine feſte fahr!“ 6. 
Pauſchalſumme für das Recht der Ausbeute vereinbart werden "a 

Ein Kündigungsrecht nach $554 mit 581 BGB. hatte der un 
ſchon deshalb nicht, weil er ſich im Vertrag keinen feſten jährliche 
Pachtzins ausbedungen hatte. 05 

Die Bekl. kann mit ſeiner Entrichtung nicht in Verzug 900 
weſen ſein, weil er ihr der Höhe nach vor dem Urt. v. 6. März 1 
gar nicht bekannt war. v 

Dem Pächter könnte auch nach dem Vertrage, fo, wie er — 
liegt, keinesfalls zugemutet werden, jährlich einen gewiſſen Barbeie 5 
zahlen zu müſſen, ohne ihn auf die ſpäter zu brechenden Steine I 
rechnen zu dürfen. e. 

Es hat aber nach der Faſſung des Vertrages in erſter Linie n 
Pächter darüber zu entſcheiden, wieviel Steine er jeweils bre 
will. Hierfür iſt ſeine Geſchäftslage maßgebend. pie 

Eine andere Beurteilung könnte nur Platz greifen, wenn 
Bekl. argliſtig längere Zeit oder wider Treu und Glauben 2 
weniger Steine gebrochen hätte, als ſie leicht hätte brauchen könn 
und trotzdem den Kl. am Vertrag feſthalten wollte. fraß 

Mangels Beſtimmung einer feſten Mindeſtmenge im Ren 
könnte man höchſtens in ſinngemäßer Anwendung des 8315 der 
den Vertrag dahin ergänzen, der Pächter habe die Benimm e 
zu brechenden Mengen nach billigem Ermeſſen zu treffen gehabl⸗ 

(OLG. Bamberg, 2. Ziv Sen., Urt. v. 4. Nov. 1930, L 117/30.) 
Mitgeteilt von OSR. Güntzer 7, Bamberg ' 
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Berlin. M 
2. 88 585, 1257, 1281 BGB. Eine entfprechende r 
wendung des 81281 BOB. auf das geſetzliche Verpä dez 

pfandrecht, ſoweit dieſes die Unterpachtforderungen 
Pächters ergreift, iſt nicht möglich. 5 ſich 
Es mag ſein, daß das dem Verpächter zuſtehende Pfandrecht auf 
auch auf die Forderungen des Pächters gegen ſeine Unterpädjlet das 
Zahlung der Unterpachtzinsbeträge als Erträge erſtreckt, 5010 0. 
2, 


nr 
1* 


3 


Grundſtück vermöge eines Rechtsverhältniſſes gewährt“ (8 9 
BGB.). So RGRKomm. zu § 585 Anm. 1; Staudinger DDr 
Anm. II 12 zu $585; Fiſcher, Pfandrecht des Verpächters: „und 
Bl. 78, 178. Es mag ferner auch zutreffend ſein, daß der Ge 
gedanke des 8 585 BGB. auf eine möglichſt weitgehende Sich ji 
des Verpächters und auf eine auch im Intereſſe der Landwir ung 
liegende Erweiterung des Verpächterpfandrechts nach jeder Ri iht 
hin abzielt. In jedem Fall iſt die Art und Weiſe, in der die Bel bol, 
Pfandrecht an den Unterpachtzinsforderungen geltend gemach 
nicht angängig. 0b. 
Es kann ſchon zweifelhaft ſein, ob aus dem 8 1273 dung 
i. Verb. m. 81257 BGB. allgemein eine entſprechende Anime an 
der Vorſchr. über das durch Rechtsgeſchäft beiteilte Pfandre 1 
Forderungen auch auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfandre 
Forderungen abgeleitet werden kann, für eine entſprechem 
wendung des § 1281 BOB. iſt jedenfalls kein Raum. Pfand, 
Nach Satz 1 dieſer Belt. kann der Schuldner nur an den diese 
gläubiger und den Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten. We 
Beſt. etwa auch auf das Verpächterpfandrecht an den Unterpa® op 
forderungen anwendbar wäre, fo würden die Unterpächter — ud 
fang an gezwungen jein, ihren Vertragspachtzins an Pichler, alte 
Verpächter gemeinſchaftlich abzuführen. Nach Satz 2 erſte aftlic 
könnte jeder von dieſen beiden verlangen, daß an ſie gemeinſch ide 
geleiſtet werde, und nach Satz 2 zweite Hälfte könnte jeder von , nel 
ſtatt der Leiſtung Hinterlegung für beide verlangen. Es liegt gorde 
Hand, daß eine derartige Verfangenſchaft der Unterpachtzin che, 
rungen unmöglich gegeben ſein kann, da andernfalls der ch dei 
der zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung des Grundſtücks au ö 


1. Jahrg. 1932 Heft 15] \ 


dm aus der Unterpachtung zufließenden Geldmittel zum mindeſten in 
sem erheblichſten Teil benötigen wird, zur Erfüllung jener ihm 
gegenüber ſeinem Verpächter obliegenden Pflicht außerſtande geſetzt 
erden könnte. Es bedarf keiner Ausführung, daß ein derartiges 
Ergebnis von keiner der Vertragsparteien gewollt fein kann. Es 
u mt hinzu, daß bei einem durch Rechtsgeſchäft beſtellten Pfand⸗ 
S ht an einer Forderung der Umfang der dem Schuldner obliegenden 
der uldverbindlichkeit zahlenmäßig genau umgrenzt iſt durch die Höhe 
zu ſichernden Forderung, während bei dem Verpächterpfandrecht, 
s uneingeſchränkt auch für den künftigen Pachtzins beſteht, die 
dohe der geſicherten Forderung des Verpächters für den Schuldner 
undurchſichtig iſt; der Unterpachter würde alſo fortlaufend gehalten 
zun, die Unterpachtzinsbeträge an den Pächter und deſſen Ver⸗ 
zachter gemeinſchaftlich abzuführen oder auf Verlangen des Ver⸗ 
füchters für beide zu hinterlegen, dadurch würde dem Pächter aber 
5 unbegrenzter Höhe und auf unbeſtimmte Zeit eine Verwirklichung 
ſeines Anſpruches gegen den Unterpächter auf Zahlung der Unter⸗ 
bachtzinſen an ihn ſelbſt genommen oder doch erſchwert ſein, ohne daß 
bei elbſt auch nur in der Lage wäre, die fällige Pachtzinsforderung 
„108 Verpächters durch Verweiſung auf die hinterlegten Geld⸗ 

eträge zum Erlöſchen zu bringen. 

Gl., 17. Ziv Sen., Urt. v. 21. Dez. 1931, 17 U 13100/31.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. v. Waldow, Berlin. 
* 


5 3. 89 581. 626 B B. Hat ein Landwirt einen geringen 
und abgeſondert liegenden Teil ſeines Landes zu mehr 
härtneriſcher Nutzung (Spargelland) auf lange Dauer ver⸗ 
tet, fo ift zwar auch zwiſchen Verpächter und Pächter 
erſtändnisvolles Zuſammenarbeiten zu fordern. Be⸗ 
ehen Streitigkeiten, ſo geben dieſe dem Verpächter aber 
ur dann ein friſtloſes Kündigungsrecht, wenn den Pächter 


ne erhebliche Schuld daran trifft. 


G., 17. ZivSen., Urt. v. 7. Jan. 1932, 17 U 1201581.) 
Mitgeteilt von KR. Dahmann, Berlin. 


* 


95 4. 8 5 Abſ. 1 und 3 RlGartd. Verliert ein Zwiſchen⸗ 
de er von Kleingarten land die Gemeinnützigkeit, jo wird 
Kr Pachtvertrag nichtig. Wird nunmehr ein Pachtvertrag 
ſchelelben Inhalts mit einem neuen gemeinnützigen Zwi⸗ 
5 en pächter vom Zentralkleingartenamt feſtgeſetzt, das 
= den erſten Pachtvertrag feſtgeſetzt hatte, fo iſt eine 
3 zwiſchen von einem Bezirksamt ohne Kenntnis des 
Wintralamts verfügte Anderung des Pachtvertrages ohne 
irkung. 

der Der erſte Zwangspachtvertrag v. 17. Sept. 1923 war zugunſten 
N Berliner Landpachtgenoſſenſchaft verfügt worden. Dieſer war durch 
bus, v. 1. Okt. 1924 die Gemeinnützigkeit aberkannt worden. Hier⸗ 
dec war ſie einem nicht gemeinnützigen Weiterverpächter rechtlich 
Klichgeſtell: worden. Nach 85 KlGartO. wurde daher der beſtehende 
ni eangartenpachtvertrag von dem Wegfall der Gemeinnützigkeit ab 
(Si g, wie dies der Senat ſchon in dem Urt. v. 26. März 1928 
un ÖNRNIpT. 1928 Nr. 1596; JW. 1928, 2474; Kl. 1928, 89) 
190g Billigung des NG. im Urt. v. 14. Jan. 1929 (Höchſtaſpr. 
Vos Nr. 920; JW. 1929, 1982; Klch. 1929, 46) ausgeführt hat. 
irn diefer Auffaſſung abzugehen, liegt kein Grund vor, da der Klein⸗ 
Ener, deſſen Schutz das Geſetz bezweckt, mindeſtens ebenſo gegen 
de en eiterverpächter, der nicht mehr gemeinnützig iſt, geſchützt wer⸗ 
nile muß wie gegen einen ſolchen, der von Anfang an nicht gemein⸗ 
in dig war, und da $5 eine Unterſcheidung in dieſer Hinſicht auch 

einer Weiſe erkennen läßt. 
der Maßgebend für die Beziehungen zwiſchen den Streitteilen iſt daher 
dür wangspachtvertrag v. 13. Sept. 1924, deſſen Verfügung es be⸗ 
Die um die Rechte der Kleingärtner als Unterpächter zu erhalten. 
trace beſtimmt, daß die Regelung des Pachtzinſes wie im alten Ver⸗ 
für, bleibe. Dort war für das Kleingartenland eine Punktzahl von 10 
dag zan Quadratmeter feſtgeſetzt worden. Nun hatte zwar inzwiſchen 
die Dezirks⸗Kleingartenamt die Punktzahl auf 5 herabgeſetzt. Ob es 
ion iberhaupt gegenüber dem vom Zentral⸗Kleingartenamt feſtgeſetzten 
Yen sbachtvertrag konnte oder nicht (wie mit der Auskunft des 
blei ul⸗Kleingartenamts anzunehmen ſein dürfte), kann dahingeſtellt 
genden Denn jedenfalls war dieſe vom Bezirks⸗Kleingartenamt vor⸗ 
gart, mene Pachtzinsänderung nicht zur Kenntnis des Zentral⸗Klein⸗ 
h igaamts gelangt, und es kann daher die Aufrechterhaltung der bis⸗ 
den gen Pachtzinsbedingungen in dem neuen Zwangspachtvertrage nur 
fon, mn haben, daß die Punktzahl 10 für den Quadratmeter gelten 
zu Der Kl. ſteht alſo der auf dieſer Grundlage errechnete Pachtzins 
Ange un nicht in ihrem Verhalten, nämlich der Annahme des ge⸗ 
dern ren Pachtzinſes während längerer Zeit, die Vereinbarung des 
erblich eren Pachtzinſes oder ein Verzicht auf den Mehrbetrag zu 
warden iſt. Wird berückfichtigt, daß der Kleingartenpachtzins im 
wird Je pachtvertrag feſtgeſetzt iſt, durch Zwang äußerſt niedriggehalten 
burft und daß die Kl. ſich auf die Berechnung des Bell. verlaſſen 

% da dieſer ein Träger des Kleingartenweſens iſt, ſo kann von 
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einer Einwilligung der Kl. in die Herabſetzung des Pachtzinſes nicht 
gut die Rede fein. Fehlt es aber an dieſer Einwilligung der Kl., fo 
iſt auch der im Zwangspachtvertrage feſtgeſetzte Pachtzins für die 
ſtreitige Zeit noch maßgebend. Demgegenüber iſt es ohne Bedeutung, 
daß der Bekl. das Land nicht zu eigenem Nutzen gepachtet hat und 
daß möglicherweiſe inzwiſchen die Unterpächter gewechſelt haben, da 
hierdurch ſeine Verpflichtungen aus dem Vertrage nicht berührt werden. 
(KG., 17. ZivSen., Urt. v. 9. Nov. 1931, 17 U 6214/30.) 
Mitgeteilt von KGR. Dahmann, Berlin. 


* 
Breslau. 


5. 88 535 ff. BGB. Unterſchied zwiſchen Miete und 
Pacht. In der Bezeichnung des Vertrages als Mietvertrag iſt 
in der Regel nicht die Vereinbarung zu erblicken, daß die 
Mieterſchutzvorſchriften entſprechende Anwendung finden 
follen. 5) 

Die Parteien haben unter dem 25. März 1920 einen notariellen, 
als Kauf bezeichneten Vertrag abgeſchloſſen. Nach 8 1 verkaufte die 
Kl. dem Bekl. das ihr gehörige, unter der Firma Otto H. Buch⸗ 
druckerei, in W.⸗A. betriebene Buchdruckereiunternehmen, einſchließ⸗ 
lich des dazugehörigen Inventars und ſämtlicher Verlagsrechte, insbeſ. 
des Verlagsrechtes am ſchleſiſchen Gebirgskurier, für den Preis von 
180 000 AA, In 87 vermietete die Kl. dem Bekl. die zur Zeit von 
der Druckerei benutzten Räume vom 1. April 1920 ab auf die Dauer 
von fünf Jahren, und in 88 für den gleichen Zeitpunkt die im 
zweiten Stockwerk belegene Vierzimmerwohnung. Die Kl. hat den 
Vertrag am 15. März 1924 gekündigt. Sie iſt der Anſicht, daß es 
ſich um einen Pachtvertrag handelt und hat daher Klage auf Räumung 
ſämtlicher, dem Bekl. überlaſſenen Räume erhoben. 

Das LG. hat mit Recht das Vertragsverhältnis der Parteien 
als Pacht, nicht als Miete angeſehen. Dem Bekl. find nicht leere 
Räume, ſondern Räume, in denen bisher eine Druckerei betrieben 
worden war, mit ſämtlichen für dieſen Druckereibetrieb vorhandenen 
Maſchinen und Anlagen überlaſſen worden. Wenn auch die Maſchinen 
ſtark heruntergewirtſchaftet waren, ſo waren doch die für einen 
Druckereibetrieb benötigten Maſchinen bei der Übergabe an den 
Bekl. betriebsfähig, und es iſt mit dieſen Maſchinen tatſächlich der 
Druckereibetrieb, in welchem u. a. eine täglich erſcheinende Tages⸗ 
zeitung hergeſtellt wurde, bis zur Verpachtung an den Bekl. geführt 
worden, und der Bekl. hat mit dieſen Maſchinen den Betrieb ohne 
jede Unterbrechung fortgeſetzt. 

Die Behauptung des Bekl., daß, auch wenn der Vertrag als 
Pacht anzuſehen ſei, nach dem übereinſtimmenden Willen beider Ver⸗ 
tragsteile die Mieterſchutzbeſtimmungen entſprechend Anwendung finden 
ſollten, das Vertragsverhältnis alſo nur unter den Vorausſetzungen 
gekündigt werden dürfe, unter denen ein unter Mieterſchutz ſtehendes 
Mietverhältnis gelöſt werden könnte, entbehrt jeder Grundlage und 
iſt als widerlegt zu erachten. Zur Zeit des Vertragsſchluſſes galt für 
Mietverhältniſſe die Miet Sch O. v. 23. Sept. 1918 mit den ſich aus 
der VO. v. 22. Juni 1919 ergebenden Erweiterungen (vgl. Hertel, 


Zu 5. Es iſt richtig, daß man enkgegen dem beiderſeits ge⸗ 
wollten Vertragszweck nicht einen Pachtvertrag als Mietvertrag 
bezeichnen und ihn dadurch zum Pachtvertrage machen kann. Es 
muß den Vertragsbeteiligten aber überlaſſen bleiben, den Vertrags⸗ 
zweck ſelbſt zu beſtimmen. Im vorliegenden Falle iſt das geſamte 
Buchdruckereiunternehmen einſchl. Inventar und ſämtlicher Verlags⸗ 
rechte uf. an den Bekl. verkauft worden. Hätte der Behl. bereits 
anderweitig Räume gehabt und wäre er mit ſeinem Unternehmen 
dahin übergeſiedelt, fo war für die Kl, eine Verpachtung ihrer Räume 
gar nicht mehr möglich. Der Bell. hätte aber auch das ihm ver⸗ 
kaufte Inventar aus der Druckerei herausnehmen und es wieder 
hineintun können. Auch dann hätte Miete vorgelegen. Etwa zu for⸗ 
dern, daß zur Verwirklichung des von den Parteien gewollten Miet⸗ 
zweckes eine ſolche unwirtſchaftliche Manipulation vorgenommen wurde, 
dürfte der Vernunft widerſprechen. Aber davon abgeſehen kann man 
ein bereits verkauftes Druckereiunternehmen, nachdem nur noch die 
nackten Räume als nicht verkauft übriggeblieben ſind, nicht noch 
einmal dadurch verwerten, daß man die Räume überdies zur Frucht⸗ 
ziehung verpachtete, da die Fruchtziehung bereits mitverkauft iſt. 
Danach ging der Zweck der Parteien ganz offenbar darauf hinaus, 
lediglich die nackten Räume zu vermieten. Daß zufälligerweiſe in den 
nackten Räumen die bereits den Bekl. gehörigen Inventarſtücke 
ſtanden und alſo eine Einrichtung, die den Bekl. gehörte (ihm daher 
nicht verpachtet werden konnte) vorhanden war, muß als neben⸗ 
fächlich bezeichnet werden. 0 

In der bloßen Bezeichnung eines Vertrages als Miete wird man 
an ſich auch die Vereinbarung finden können, daß auf den Vertrag 
auch die augenblicklichen Mieterſchutzvorſchriften Anwendung finden 
ſollen. Sonſt hätte dieſe Bezeichnung wenig Zweck. Jedoch iſt dies 
Auslegungsſache und wird dann mit dem erkennenden Gerichte 
übereingeſtimmt werden müſſen, wenn die Bezeichnung lediglich irr⸗ 


tümlich erfolgte. N 
RA. Beitzen IV, Hildesheim. 
134* 
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Mieterſchutz, Bd. 1 S. 1). Danach konnte zwar eine Kündigung auf 
Antrag des Mieters vom MENU. für unwirkſam erklärt und die 
Fortſetzung des Mietverhältniſſes angeordnet werden. Es konnten 
ferner allgemeine Anordnungen dahin ergehen, daß ein Mietverhält⸗ 
nis über Wohnungen, Läden oder Werkſtätten nur mit Zuſtimmung 
des MEN. gekündigt werden könne. Die Entſch. über die Wirkſam⸗ 
keit der Kündigung oder über die Zulaſſung einer ſolchen lag aber 
im billigen Ermeſſen des ME., ohne daß bei Vorliegen beſtimmter 
Tatbeſtände die Zulaſſung der Kündigung ſchlechthin vorgeſehen war. 
Es iſt daher nicht recht erfindlich, was Bekl. damit meint, wenn er 
behauptet, die Parteien hatten vereinbart, daß ihr Vertragsverhältnis 
nur unter denſelben Vorausſetzungen gelöſt werden könne wie ein 
fenden auf welches die Mieterſchutzvorſchriften Anwendung 
änben. 

Auch war nach der Miet ShLD. und den hierzu ergangenen 
örtlichen Ausf Beſt. eine Mitwirkung des MEN. bei der Auflöſung 
des Vertrages nur bei Mietverhältniſſen vorgeſehen, ſo daß das 
ME., da hier ein Pachtvertrag vorliegt, zur Entſch. über Zulaſſung 
oder Aufrechterhaltung einer Kündigung gar nicht zuſtändig geweſen 
wäre, und ſeine Zuſtändigkeit auch nicht durch Parteivereinbarung, 
abgeſehen von dem hier nicht vorliegenden Falle eines Schiedsgerichts⸗ 
vertrages, begründet werden konnte. 

Ferner ergibt die ganze Faſſung des Vertrages, daß den Par⸗ 
teien eine ſolche Vertragsbeſtimmung vollſtändig ferngelegen hat. Sie 
haben offenbar ebenſo wie der beurkundende Notar das Vertrags⸗ 
verhältnis fälſchlich als einen Mietvertrag angeſehen oder geglaubt, 
daß es lediglich von ihrem Willen abhänge, ein Vertragsverhältnis 
zur Miete oder zur Pacht zu ſtempeln, indem ſie es als Miete bzw. 
als Pacht bezeichneten. In der bloßen Bezeichnung als Miete kann 
aber nicht eine Vereinbarung erblickt werden, daß die Mieterſchutz⸗ 
vorſchriften entſprechende Anwendung finden ſollten. Wäre dies von 
den Parteien gewollt worden, dann wäre dies ſicher, da der Vertrag 
notariell gemacht worden iſt, in anderer Weiſe zum Ausdruck ge⸗ 
kommen und insbeſ. näher angegeben worden, inwiefern eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung der Mieterſchutzvorſchriften von den Parteien 
gewollt war. Es iſt nach alledem anzunehmen, daß die Parteien eine 
ſolche Vereinbarung nicht getroffen haben, weil ſie eben den Vertrag 
für einen Mietvertrag hielten oder glaubten, ihn durch die gewählte 
Bezeichnung zu einem Mietvertrag gemacht zu haben und gar nicht 
mit der Möglichkeit rechneten, daß derſelbe als Pacht angeſehen 
werden könne. 

(OLG. Breslau, Urt. v. 16. März 1931, 17 U 2894/30.) 
Mitgeteilt von OG R. Dr. Hertel, Oppeln. 


* 


6. 5 566 BGB. gilt nicht für Abreden über käuflich 
dem Mieter oder Pächter überlaſſenes Inventar. f) 

Die Kl. verpachtete die ihr gehörige Landwirtſchaft auf mehrere 
Jahre an den Bekl. Das vorhandene lebende und tote Inventar 
ſollte vom Pächter käuflich übernommen werden. 

Die Anſicht der Kl., durch die formloſe Abänderung des ſchrift⸗ 
lichen Vertrages habe ſich dieſer gemäß § 566 BGB. in einen 
Vertrag von unbeſtimmter Dauer verwandelt, iſt unzutreffend. 
Denn die mündlichen Abmachungen betreffen gar nicht den 
Inhalt des Pachtvertrages ſelbſt, ſondern die Begleichung des Kauf⸗ 
preiſes für das dem Pächter käuflich überlaſſene Inventar. Das 
Erfordernis der Schriftform in 8 566 BOB. iſt dazu beſtimmt, dem 
Erwerber eines Grundſtücks, der nach 8 571 Bench. beſtehende Pacht⸗ 
verträge gegen ſich gelten laſſen muß, einen Überblick über die dem 
Verpächter obliegenden Verpflichtungen zu verſchaffen. Durch Verein⸗ 
barungen über den Kaufpreis für das dem Pächter käuflich über⸗ 
laſſene Inventar wird die Rechtsſtellung des Erwerbers nicht berührt, 
da er in die ſich daraus ergebenden Rechte und Verpflichtungen der 
Vertragsparteien nicht eintritt. Der Anſpruch auf den Kaufpreis 
ſteht auch im Falle einer Veräußerung des Grundſtücks nur der ur⸗ 
ſprünglichen Verpächterin zu, desgleichen der Zinsanſpruch, und 


Zu 6. Bei Verbindung von Miet⸗ bzw. Pachtverträgen mit 
Inventarkaufverträgen zu einheitlichen Verträgen ſtellt die Kaufs⸗ 
abrede einen weſentlichen Beſtandteil des einheitlichen Vertrags dar: 
gleichwohl verneint obiges Urteil mit Recht die Erſtreckung des 
Formerforderniſſes des § 566 BGB. auf den Kaufteil des Vertrags. 
Denn die Schriftform des 8 566 ſoll lediglich den Inhalt des dauern⸗ 
den, ſich ſtändig erneuernden Teil des Vertrags (des Miet⸗ bzw. 
Pachtvertrags) zwecks Orientierung ſpäterer Erwerber des Grund⸗ 
ſtücks ſicherſtellen; dazu aber bedarf es der ſchriftlichen Feſtlegung 
des nicht auf dauernde Erfüllung abgeſtellten Kaufteils des Vertrags 
nicht; der Kauf iſt ohne Rückſicht auf die Dauer des Mietvertrags 
vom Miet⸗Käufer (Pächter⸗Käufer) zu erfüllen und nicht von einem 
Miet⸗ bzw. Pachtnachfolger oder dieſem gegenüber. So ſprechen 
Sinn und Zweck des § 566 gegen die in obigem Urteil abgelehnte 
Erſtreckung, gleichgültig, ob der urſprüngliche Vertragsabſchluß oder 
die nachträgliche Abänderung des Kaufteils in Frage ſteht. 

IR. Dr. Bruno Stern, Würzburg. 
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ebenſo kann der Pächter Rechte in Anſehung des Inventars nur 
gegenüber dem Verkäufer desſelben geltend machen. 12 
Die urſprüngliche Vertragsdauer iſt daher durch die nacher 
liche formloſe Abrede über den Kaufpreis nicht berührt worden. 
(Os G. Breslau, Urt. v. 4. Dez. 1930, 17 U 801/30). 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Hertel, Oppeln. 
* 
Köln. 4 
7. 88 328, 330, 331 BGB. Bei der Gutsüberlaſſn⸗ 
erwerben die nicht berückſichtigten Kinder einen ſelb im 
digen unmittelbaren Anſpruch auf die Abfindung 118 
Zweifel mit dem Tode des erſtverſterbenden Eltern ten 
Später iſt eine Anderung der Abfindung ohne ihre gu, 
ſtimmung nicht mehr erlaubt. Tragweite der Vertrag, 
beſtimmung, daß der „Übernahmepreis in den Nachlaß 
gezahlt werden ſolle. }) 2 
Die Kl. und die Bekl. find mit ſieben weiteren Geſchwiſte 
die Kinder der Eheleute S. a. 
J. J. 1922 ſchloſſen die betagten Eheleute mit der 8 er 
einen notariellen Vertr., in dem fie dieſer ihren geſamten Gru, 
beſitz, beſtehend aus einem Hausgrundſtück und mehreren Feldg er 
ſtücken nebſt Inventar für 25000 PM. übertrugen. Der "her 
nahmepreis ſollte ein Jahr nach dem Tode des Letztlebenden Zi, 
Eheleute S. ohne Zinſen „in den Nachlaß“ gezahlt werden. 25 
Bekl. verpflichtete ſich außerdem, ihren Eltern bis an deren Lebege 
ende unentgeltlich ſtandesgemäßen Unterhalt zu gewähren. Für 6. 
Fall unpünktlicher Unterhaltsleiſtung behielten ſich die Eheleum 
das Recht zum Rücktritt vor. und 
Die Mutter der Parteien ſtarb 1924 und wurde auf Gr 
Erbvertr. von ihrem Ehemann allein beerbt. ellen 
Der Vater ſchloß i. J. 1926 mit der Bekl. einen notar g 
Vertr., durch den der Vertr. v. J. 1922 abgeändert wurde. In gz 
neuen Vertr. wurde der Übernahmepreis herabgeſetzt. Die Unter den, 
leiſtungen ſollten ferner auf den Übernahmepreis angerechnet wenn 
Der Vater ſtarb und wurde von feinen neun Kindern Deere 
Die Kl. hat ausgeführt, durch den Vertr. von 1922 hätten 0 
Kinder als Erben des letztlebenden Vaters einen unmittelbaren ile 
unwiderruflichen Anſpruch auf Auszahlung des Ubernahmeptee 
von 25000 PM. erworben. Dieſer Anſpruch habe den Erben 
den Vertr. von 1926 nicht wieder entzogen oder beſchränkt wer die 
Können. Jedenfalls enthalte der zweite Vertr. eine Schenkung 
Bekl. ſei deshalb zur Ergänzung des Pflichtteils verpflichtet. age 
Die Bekl. haben den Anſpruch nach Grund und Höhe bestens die 
Bei verſtändiger Würdigung des Vertragszweck Können ez 
Worte „in den Nachlaß“ in dem Vertr. von 1922 nichts an ‚ter 
bedeuten, als „an die Erben“. Es bleibt demnach zu 1 7 
ſuchen, ob die Erben aus dieſer VertrBeſt. ſofort einen ums og 
baren und unwiderruflichen Anſpruch erworben haben. Denn 6 
die Gültigkeit des zweiten Vertr. beſtehen keine Bedenken. ve’ 
Wird in einem Vertr. eine Leiſtung an einen Dritten 
ſprochen, ſo erwirbt der Dritte hieraus eine Forderung nur das 
wenn dies der Abſicht der Vertragſchließenden entſpricht. na 
der Fall ift, bleibt in Ermangelung einer ausdrücklichen Verl . 
Auslegungsfrage und muß aus der Geſamtlage der Umſtände, 100 ). 
aus dem Zweck des Vertr. entnommen werden (8 328 Abs. 2 = der 
Indeſſen hat 8 330 Abſ. 2 BGB. für den hier vorl. Fam, 
Gutsüberlaſſung eine Auslegungsregel gegeben. Dort iſt beitt 
daß im Zweifel der Dritte, ohne daß es ſeines Beitritts zum die 
bedarf, einen ſelbſtändigen und unmittelbaren Anſpruch auch pie 
Leiſtung aus dem Vertr. erwirbt. Damit ift freilich nicht au 
Frage entſchieden, wann der Dritte dieſes Recht erwerben des 
ob die Berechtigung unwiderruflich ſofort mit dem esse 
Vertr., oder ob fie erſt ſpäter oder unter gewiſſen Voraus ſebn her 
eintreten ſoll. Dies hängt von dem Inhalt des Vertr. ab. 


denken. Der Vertr. von 1922 wird m. R. als Gutsiberlafh 
vertr. (GV.) angeſehen; er enthält zugleich einen Altent 3 
i. ©. der Art. 96 EGBGB. und Art. 15 Pr AG BGB., wie 90% „ 
ſtens der Fall iſt. Das BGB. gibt keine Begriffsbeſt. des . 
es hat ihn nur mehrfach im Auge, ſo 88 511, 1477, und er ahr 
ihn ausdrücklich im 8 330. Nachdem man bis in das vorige eitio 
hundert hinein geneigt geweſen war, den Vertr. als dis pilot 
parentum inter tar aufzufaſſen, fteht heute nach dem 
des 8 656 1 12 AL R.: „Vertr., wodurch Eltern ihr Vermögen unter 
bei Lebzeiten ihren Kindern abtreten, find bloß als Verte. igel 
Lebenden anzuſehen“, und nach den grundlegenden Unter, u 
des jüngeren Puchta „Über die Rechtsnatur der bäuerlichen 0 er 
abtretung“ (Gießen 1837) in Rſpr. und Rechtslehre feſt, da cl. 
Gü V. ein Vertrag unter Lebenden iſt, und zwar ein entgeltli er 
ſtens ein gemiſchter. Das Weſentliche des Vertr. iſt die eng 015 
Übertragung des Gutes, er iſt alſo ein Kauf vertr. (. 
t der 8e 


i gr 

Zu 7. Das Urt. erſcheint im feiner Begr. nicht frei von uw 
rtl, 

mer 


S. 22 ff) 
Bedingen ſich die Übertragsgeber, wie das ſehr of 


* 
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Jertr. von 1922 fagt nichts hierüber. Es greift aber, da die Lei⸗ 
kung an die Erben erſt nach dem Tode des Letztlebenden erfolgen 
u, die geſetzliche Auslegungsregel des 8 331 BGB. ein. Danach 
dicht im Zweifel der Dritte, der erſt nach dem Tode des Ver⸗ 
rechensempfängers die Leiſtung empfangen ſoll, das Recht auf 
duese Leiſtung mit deſſen Tode. Dies würde zur Folge haben, daß 
—9 Vater bis zu ſeinem Tode als der ſolang Alleinberechtigte über 
5 Übernahmepreis frei hätte verfügen können. Hier iſt aber ein 
zutgegenſtehender Wille der Vertragſchließenden anzunehmen. Denn 
die Zuwendungen für die geſetzlichen Erben in einem bäuerlichen 
utsüperlaſſungsvertr. enthalten durchweg eine vorweggenommene 
; bfolge, da das Vermögen der bäuerlichen Bevölkerung erfahrungs⸗ 
IMG im weſentlichen aus Grundſtücken beſteht. Deshalb iſt auch 
ei deren Überlaſſung an ein einzelnes Kind die endgültige 
bfindung der nicht berückſichtigten Geſchwiſter des Übernehmenden 
beboten, und dies iſt regelmäßig der Wille der ſich zur Ruhe ſetzen⸗ 
zen Eltern. In dieſer klar erkennbaren Abſicht wird der Verlr. ge⸗ 
beloſſen. Hiermit iſt es aber unvereinbar, daß nach dem Tode 
es einen Elternteils die übrigbleibenden Vertragsteile beliebig den 
anderen Abkömmlingen ihre Erbteile entziehen oder ſchmälern 
enter, Bis zum Tode des einen Elternteils muß man allerdings 
Er Befugnis der Eltern unterftellen, mit Zuſtimmung des Guts⸗ 
gi längers die Abfindung abzuändern. Ein ſolches Recht fteht den 
tern bei der letztwilligen Verfügung zu, und es iſt nicht anzuneh⸗ 
men, daß ſie ſich durch den Gutsüberlaſſungsvertr. ſtärker binden 
zollen. Das Recht auf die Abfindung erwerben demnach die anderen 
wunder erſt mit dem Tod des erſtverſterbenden Elternteils. Dies 
atſpricht der Abſicht der Vertragſchließenden beim Vertragſchluß, 
5 auf eine Regelung der Erbfolge geht. Nach dem Tode der Mutter 
Innten daher hier der Vater und die Bell. allein nicht einſeitig 
51 Rechte der übrigen Kinder auf die Abfindung beſeitigen oder ſie 
beeinträchtigen. OLG Rſpr. 39, 139 betrifft einen anderen Fall. 
8 Eine Befugnis, den früheren Vertr. zum Nachteil der anderen 
in der zu ändern, ergibt ſich auch nicht daraus, daß ſich die Eltern 
N Vertr. von 1922 für den Fall der unpünktlichen oder ſchlechten 
hablorgung das einſeitige Rücktrittsrecht vom Vertr. vorbehalten 
keen. Dieſe VertrBeft. ſpricht im Gegenteil eher für die hier ver⸗ 
etene Anſicht, da fie den einſeitigen Rücktritt nur für dieſen beſ. 
— 


Ni einen größeren Barbetrag als Gegenleiſtung aus, ſo ſpricht man 
2 „Gutsabſtandsgeld“, „Anſatzpreis“, „Reſtkaufgeld“ oder auch, 
1 im vorl. Falle, vom „Übernahmepreiſe“. Regelt der Vertr. nur 
dcn Beziehungen zwiſchen den Eltern und dem Übernehmer, ſo unter⸗ 
abeldet man wohl auch dieſe „reinen GuV.“ von den andern, die 
die Verhältniſſe zu den übrigen Kindern ordnen (vgl. Mügel, 
Julwertungsrecht, 1927, S. 611 und von ihm angef. Obergerichte). 
eat ergibt ſich, daß die Abfindung der Geſchwiſter nicht als 
igſentliches Merkmal des GuV. anzuſehen iſt (vgl. RGG.: JW. 
30, 2390 und RG.: DRotg. 1928, 123). 
m Wenn im vorl. Falle ſich die Eltern einen „Übernahmepreis“ 
zorſprechen ließen, jo iſt nicht einzuſehen, weshalb dieſer nicht, wie 
fort Kaufpreisforderung, ihr freies Eigentum fein und bleiben 
kalte. Der Hinweis des Ger., daß der GuV. durchweg eine vorweg⸗ 
bogommene Erbfolge enthalte, ſteht mit der Tatſache im Widerſpruche, 
tie es „reine Übertragsvertr.“ gibt, bei denen an die Abfind⸗ 
ve überhaupt nicht gedacht wird. Gegen den Abfindungszweck 
Ri Übernahmepreifes ſpricht weiter, daß die Gutsüberlaſſer ſich den 
ucktritt vom Vertr. bei ſchlechter Behandlung vorbehielten. Dieſes 
(8 45 ſtand auch dem überlebenden Gatten als Geſamtgläubiger zu 
© 428 f.). Er konnte alſo die angeblich ſchon mit dem Tode des 
oerſtorbenen auf die Kinder übergegangene Forderung wieder 
acdeben. Vor allem fehlt es aber an dem Merkmale des § 330, 
„die Übernehmerin eine Leiſtung an einen Dritten zum Zwecke 


auch 
2. 


1 Abfindung verſprochen hatte“. Als Dritte ſollen die Erben ge⸗ 
Aut fein, die im Wege der — allerdings woht berechtigten — 


ap gang an die Stelle des „Nachlaſſes“ treten, an den der Über» 
Zu mepreis ein Jahr nach dem Tode des Letztlebenden zu entrichten iſt. 
Altar Erben gehört aber auch die Übernehmerin, die hier nicht wohl 
gleich als „Dritter“ auftreten kann. Namentlich iſt aber nichts 
n geſagt, daß der Übernahmepreis „zum Zwecke der Abfin⸗ 

verſprochen iſt. Mit der allg. Bemerkung, daß der Gl. 
gehn vorweggenommene Erbfolge enthalte, läßt ſich dieſe Voraus⸗ 
Gun? des § 330 nicht erſetzen. Der überlebende Gatte, der auf 
due bes Erbvertrages der Erbe des anderen geworden war, 

te daher nach meiner Anſicht über den Übernahmepreis und feine 


ünſwertung verfügen. 
Wil Will man der Auslegung des OLG. folgen, und danach als 
den en der Vertragsparteien annehmen, daß der Übernahmepreis 


beet, Erben zum Zwecke der Abfindung verſprochen werden ſollte, fo 
der ich der Anſicht bei, daß nach dem Tode der Mutter, dem einen 

n ben „Verſprechensempfänger“, dem Vater, nicht mehr das 
den „ zuſtand, den Anſpruch aufzugeben, weil dieſer inzwiſchen von 
der n „erworben“ war (8 331). Die Frage, wann bei Gu. 
geht bfindungsanſpruch auf die nicht zugezogenen Geſchwiſter über⸗ 

iſt unter altem Rechte außerordentlich umſtritten geweſen (ogl. 


Fall vorſah, ihn alſo ſonſt ohne Mitwirkung der ſämtlichen 
Vertragsteile oder der mit ihrem Erbteil ſchon bedachten Kinder aus⸗ 
ſchloß. In dem Vertr. von 1922 ſind ferner die bedachten Erben 
nicht mit Namen benannt worden, ſondern die Bekl. hatte den 
Übernahmepreis „in den Nachlaß“ zu zahlen. Da der überlebende 
Elternteil lt. Erbvertr. der alleinige Erbe des Erſtverſtorbenen war, 
hätte es vielleicht in ſeiner Macht gelegen, einſeitig durch Errichtung 
eines Teſtaments einzelne oder ſämtliche Kinder von der Erbfolge 
und damit von dem Anteil an dem Übernahmepreis auszuſchließen. 
Es geht jedoch nicht an, hieraus zu ſchließen, daß die Kinder durch 
den Vertr. nicht mit dem Tode der Mutter ein unwiderrufliches 
Recht auf die Abfindung verlangt hätten. Denn einmal hat der 
Vater keine derartige letztwillige Verfügung errichtet und dann hätte 
er auch nicht, wie im Vertr. von 1926 geſchehen, die Abfindung 
ſelbſt in der letztwilligen Verfügung zum Nachteil der anderen Erben 
ändern dürfen. Inſoweit war er nach dem Zweck des Vertr. und 
dem Willen ſämtlicher Vertragsteile gebunden. 
(OLG. Köln, 2. ZivSen., Urt. v. 5. Nov. 1931, 2 U 77/31.) 
* 


8. 8 917 BGB. Das Notwegerecht umfaßt nicht nur 
die Benutzung des Weges zum Gehen und Fahren. Es kann 
auch das Recht in ſich ſchließen, den Notweg zur Zuführung 
von elektriſchem Strom, Gas, Waſſer uſw. zu benutzen. f) 

Die Anwendung des § 917 BGB. iſt nicht deshalb aus⸗ 
geſchloſſen, weil der Begriff „Notweg“ dahin auszulegen iſt, daß er 
mur das Recht auf einen „Weg“ im gewöhnlichen Sinne in ſich 
ſchließt, alſo das Recht über das Nachbargrundſtück zu gehen und zu 
fahren. Eine ſolche enge Auslegung würde den Anforderungen des 
neuzeitlichen Verkehrs⸗ und Wirtſchaftslebens nicht gerecht. Sicherlich 
bezieht ſich die Vorſchr. des 8 917 BGB. in erſter Linie auf Fälle 
der gewöhnlichen Art, daß nämlich dem abgeſchloſſenen Grundſtück die 
Verbindung mit dem öffentlichen Wege zum Gehen und Fahren fehlt. 
Ein ſtädtiſches Grundſtück bedarf aber weiter zur ordnungsmäßigen 
Benutzung regelmäßig des Anſchluſſes an Waſſerleitung, Entwäſſerung, 
Gas und Elektrizität; das muß insbeſ. für das Grundſtück der Bekl. 
gelten, da es ſich hier um ein ſtädtiſches Fabrikgrundſtück handelt, 
das den Strom zum Teil auch als Kraftſtrom verwendet. Den Not⸗ 


u. a. RG. 29, 173; JW. 1895, 547; Gruch. 37, 985). Das BGB. 
hat durch die Vermutungen der 88 330 Satz 2 und 331 Abſ. 1 die 
Beweislaſt verteilt: Im Zweifel ſoll dem Abfindling der Anſpruch 
auf die Abfindung ſofort zuſtehen; wenn ſie aber nach dem Tode 
des Gutsüberlaſſers fällig iſt, ſo erlangt er das Recht im Zweifel 
erſt mit deſſen Tode. Dieſe geſetzlichen Vermutungen können aber 
nach § 328 Abſ. 2 widerlegt werden, wenn „aus den Umſtänden, 
insbeſ. aus dem Zwecke des Vertr. zu entnehmen iſt“, daß der Ab⸗ 
findling ein Recht noch nicht erwerben ſoll. OLG. Köln ſchließt ſich 
der weitverbreiteten Auffaſſung an, daß der bäuerliche Gutsüber⸗ 
laſſer ſich das Recht des Widerrufes bzw. der Abanderung bez. der 
ausgeſetzten Abfindungen vorbehalten will. Andere Fälle ſ. OLG⸗ 
Rſpr. 12, 36 (Königsberg); 39, 139 u. 40, 272 (Hamm). 

Kann dieſe Abänderung auch noch vorgenommen werden, wenn 
von den übertragenen Eheleuten einer geſtorben iſt? Ich möchte das 
mit dem OLG. verneinen, falls die Gatten ſich das Recht dazu nicht 
ausdrücklich im Vertr. vorbehalten haben. Nach 8 331 Abf. 1 fiel 
die Abfindung den Kindern ſpäteſtens mit dem Tode des Erſtver⸗ 
ſtorbenen an. Dieſer Anfall läßt ſich nicht etwa auf die Hälfte oder 
einen ſonſtigen Bruchteil beſchränken. Beide Gatten wollten gemein⸗ 
ſam den Kindern die Abfindung ausſetzen, ſie konnten das gemein⸗ 
ſam ändern, taten ſie das nicht, ſo muß als Wille der Vertrag⸗ 
ſchließenden angeſehen werden, daß nach dem Tode eines Gatten nun⸗ 
mehr die Abfindung dem Kinde unwiderruflich verbleibt. Bei dem 
ſtark erbrechtlichen Gehalte des Übertragsvertr. ergibt ſich das unter 
entſpr. Anwendung auch aus 88 2271, 2272 BGB. Danach iſt daun 
ſchließlich aber auch die vom DLG. erwogene Möglichkeit ausge⸗ 
ſchloſſen, daß der Vater vielleicht durch Teſtament die Abfindungen 
hätte ändern können. 


IR. Dr. Wilh. Meyer, Bielefeld. 


Zu 8. Der Entſch. wird im Ergebnis und in der Begründung 
zuzuſtimmen ſein. Die Frage des Umfanges des Notwegerechtes ijt 
in Lehrmeinung und Rſpr. ſtreitig. J. S. der vorl. Entſch. hat ſich 
ausgeſprochen: Rüdenberg, Das Notwegerecht, Bonn 1905, S. 13, 
14; Langholz, Das Recht, 1913 S. 511; Staudinger, BGB. 
zu 8 917 Anm. III; Wolff, Sachenrecht, 1927 S. 168 Anm. 4; 
LG. Elbing: JMonschr. f. Poſ. 1909, 42 ff., OLG. Augsburg: 28. 
1914, 1768; OSG. Hamm: Seuff Arch. 79, 61. Dagegen: Fraucke: 
Recht 1913, 400; Planck zu 8917 Anm. 2 a, 8; KONKomm. zu 
8917 Anm. 10; OLG. Köln: Neumanns Jahrb. Jahrg. 3 Bd. 1 zu 
3917 BGB.; Os. Colmar: DIZ. 1909, 440; auch wohl Baydb sk. 
7, 230. („Die Herſtellung einer ungewöhnlichen Verbindung kann 
nicht beanſprucht werden.“) Das NG. hat ſich nur einmal, ſoweit er- 
ſichtlich, mit der Frage befaßt (Recht 1914 Nr. 211) und hat das 
Auflegen von Schienen zur beſſeren Beförderung von ſchweren Roll⸗ 
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weg in Fällen, in denen eine andere Anſchließungsmöglichkeit an der⸗ 
artige Leitungen fehlt, nur aus dem Grunde zu verſagen, weil das 
Verbindungsmittel nicht die Erdoberfläche bildet, ſcheint durch nichts 
gerechtfertigt und iſt auch um ſo weniger begründet, als das Geſetz 
ſelbſt nur von der „Verbindung“ mit dem öffentlichen „Wege“ ſpricht, 
ohne etwa einſchränkend zu bemerken, was unter einer ſolchen Ver⸗ 
bindung zu verſtehen iſt. Ebenſo, wie zu einem öffentlichen Wege, wie 
ihn eine ſtädtiſche Straße darſtellt, nicht nur die Straßenfläche, ſon⸗ 
dern der ganze Wegekörper gehört, gehört zu einer den neuzeitlichen 
Verkehrsanordnungen und Verkehrsanſchauungen entſprechenden „Ver⸗ 
bindung mit einer öffentlichen Straße“ nicht nur die Oberfläche des 
Verbindungsweges, ſondern auch der darunter liegende Erdraum, ſoweit 
er zur Aufnahme der zur Bewirtſchaftung des abgeſchnittenen Grund⸗ 
ſtückes erforderlichen Leitungen gebraucht wird. 

Die engere Auslegung des Begriffes „Notweg“ würde dazu führen, 
daß der Eigentümer eines von öffentlichen Wegen abgeſchloſſenen 
Grundſtücks darauf angewieſen wäre, mit ſeinen Nachbarn Verträge 
zu ſchließen, um Anſchlüſſe an Kanaliſationsanlagen, Gas, Waſſer oder 
elektriſche Leitungen unter dem Grundſtück des Nachbars legen zu 
können. Damit wäre aber ein ſolcher Eigentümer gezwungen, auf alle 
ihm geſtellten noch ſo harten Bedingungen einzugehen, wenn er nicht 
auf die wirtſchaftliche Ausnutzung ſeines Grundſtücks verzichten will. 
Schon dieſe Erwägung allein beweiſt die Notwendigkeit, dem Not⸗ 
wegerecht einen den Zeitverhältniſſen entſprechenden Inhalt zu geben. 
Es umfaßt nicht nur die Benutzung des Weges zum Gehen und Fahren; 
je nach Lage der Umſtände iſt es umfaſſender und vorliegend muß es 
auch das Recht in ſich ſchließen, den Notweg zur Zuführung des elek- 
triſchen Stroms zu benutzen (Staudinger, Komm. z. BGB. Anm. 
III zu 8917; Wolff, Sachenrecht 1927, S. 168 Anm. 4; RG.: 23. 
1914, 1768; Seuff Arch. 79, 61). 

(DRS. Köln, 6. ZivSen., Urt. v. 24. Nov. 1931, 6 U 129/31.) 
Mitgeteilt von RA. Ernſt Crott, Aachen. 


* 
Stuttgart. 


9. 875 Au fw. Der Vergleich muß auf Zahlung 
lauten, um vollſtreckbar zu ſein. 
In einem Vergleich vor der AufwSt. anerkannte der Schuldner 
670 % für die perſönliche Forderung, verzinslich und zahlbar nach dem 
AufwG. Der Gläubiger verlangte Vollſtreckungsklauſel. Die AufwSt. 
lehnte ab, das LG. wies ſie auf Beſchwerde an, die Vollſtreckungsklauſel 
zu erteilen, das OLG. hob auf. In § 75 AufwG. iſt vorausgeſetzt, 
daß der Vergleich einen der Vollſtreckung zugänglichen Inhalt hat, 
daß er nicht bloß eine Zahlungspflicht ausſpricht, wie die Entſch. 
der AufwSt., ſondern darüber hinaus auf Zahlung gerichtet iſt 
(Quaſſowski zu § 75; Michaelis, Anm. 4 zu 8 75). Hieran 
fehlt es hier trotz der Beſt. über die Fälligkeit. 
(OLG. Stuttgart, 1. ZivSen., Beil. v. 11. Juli 1931, BA 5/31.) 


Königsberg. II. Verfahren. 


10. 1. 8 41 Ziff. 13 PO. Ein Amtsrichter, der ein Jagd⸗ 
pachtrecht in einer Zwangsverſteigerungsſache anmeldet, 
iſt in dieſer ausgeſchloſſen. Zieht er ſeine Anmeldung 


wagen, wobei die Schienen nach der Benutzung jedesmal wieder ent⸗ 
fernt wurden, für zuläſſig gehalten, trifft alſo nicht feſt eingebaute 
Gegenſtände. Die Gegner begründen ihre Anſicht damit, daß in 8 917 
BGB. nur von einem Wege geſprochen fei, der nach $ 918 Abſ. 2 BGB. 
über das Grundſtück führt. Dem wird man nicht beipflichten können, 
denn Notwege können ſchon als gepflaſterte oder chauſſierte Straße 
nicht unerheblich in den Erdboden einſchneiden. Es muß der obigen 
Entſch. darin beigepflichtet werden, daß nach heutiger Auffaſſung zum 
Wegekörper auch die darunter befindlichen Leitungen für Gas, Waſſer, 
Elektrizität uſw. gehören. In der Entſch. war ein Notweg im engeren 
Sinne vorhanden. Dies wird man zur Anwendung des § 917 BGB. 
auch auf ſonſtige Zuleitungen für erforderlich anſehen müſſen. Bei 
dem angeführten Schrifttum iſt dies nicht immer zu erkennen. Beſteht 
für ein Grundſtück eine Verbindung mit einer öffentlichen Straße, ſo 
beſteht überhaupt kein Notwegeanſpruch, dann aber auch nicht für 
Zuleitungen der in Rede ſtehenden Art, ſelbſt dann nicht, wenn über 
die vorhandene Verbindung dieſe Zuleitungen nicht beſchafft werden 
Können. Andernfalls würde man zu Unbilligkeiten kommen. Man 
denke an den Fall, daß eine Straße mit Anlagen für Gas, Waſſer, 
Elektrizität uſw. verſehen iſt, eine gleichlaufende Straße, deren Grund⸗ 
ſtücke an die Anlieger der erſten Straße ſtoßen, aber nicht. Hier 
kann man dem Eigentümer der an der erſten Straße liegenden Grund⸗ 
ſtücken nicht zumuten, denen der zweiten Straße ein Recht der Durch⸗ 
führung der Zuleitungen zu ihrem Grundſtücke zu gewähren. Liegt 
aber ein allgemeines Notwegerecht vor, ſo wäre es unbillig, die 
wirtſchaftlich oft notwendigen Zuleitungen der genannten Art über 


dieſen Notweg zu verbieten. 5 
RA. Dr. Riccius, Berlin. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 
—— 


bei Beginn der Verſteigerung zurück, dann iſt er von der 
Vornahme der Verſteigerung nicht ausgeſchloſſen. 1. 
2. § 10 Ziff. 3 ZwVerſtG. Die landſchaftliche General” 
garantie der Oſtpr. LandſchO. iſt eine öffentliche Haft. 
(OLG. Königsberg, Beil. v. 1. Febr. 1932, 7 W 56/32.) 
Mitgeteilt von OSR. Sieloff, Königsberg. 
* 
11. SS11ZiFf.AZRO. Pfändbarkeit von Bienenſtöcken. 
Der Schuldner, der einen Obſt⸗ und Gemüſegarten gepachte! 
hat, hat in dieſem 90 Bienenſtöcke aufgeſtellt, von denen 2 2 
pfändet find. Durch den angef. Beſchluß ift die Pfändung für u 
zuläſſig erklärt. Die Beſchwerde des Gläubigers hat Erfolg un 
habt. Es kann dem LG. nicht darin beigeſtimmt werden, da 
der Schuldner zu den Perſonen zu rechnen iſt, welche Landwir 
ſchaft betreiben. Allerdings macht es keinen Unterſchied, ob ke: 
Landwirtſchaft von dem Eigentümer oder Pächter betrieben WI” 
Es kann ferner auch die Gärtnerei und Bienenzucht als Lan 
wirtſchaft angeſprochen werden; ſie muß aber landwirtſchaftlie 
betrieben werden, alſo einen Umfang und eine Einrichtung haben 
daß der Betrieb als der eines Landguts i. S. der 58 98 Zi": 
583 BGB. anzuſehen iſt und der Schuldner als Landwirt bezeicht 
werden kann, der die Bienenzucht als Haupt⸗ oder Nebenbet re 
ausübt. Dazu reicht aber der Betrieb eines Obſt⸗ oder Gemilf 
gartens in der Regel nicht aus, da dieſem der Charakter ein 
Landguts, einer mit Wohn⸗ und Wirtſchaftsgebäuden verſehene, 
Wirtſchaftseinheit fehlt. Dazu kommt, daß nicht erſichtlich iſt, Be 
wieweit die gepfändeten Bienenſtöcke zum Wirtſchaftsbetriebe ef 
forderlich find. Die Bienen finden ihre Nahrung nicht nur auf 
dem Gartengelände, ſondern auch, und wohl in der Hauptſache, 1 
anderen Grundſtücken in weitem Umkreiſe. Das Pachtland dien 
alſo nicht zur Ernährung der Bienen, ſondern hauptſächlich n 
Aufſtellung der Bienenſtöcke. Wenn das Grundſtück den nötig 
Raum bieten würde, könnte das Mehrfache des jetzigen Beſtande 
an Bienenvölkern auf ihm gehalten werden, ohne daß man lich 
von ſprechen könnte, daß ſie zum Wirtſchaftsbetrieb erforder 5 
ſeien. Ebenſowenig wie aus § 811 giff. 4 iſt aber auch die PIE 
dung der 20 Bienenſtöcke aus Ziff. 5 ausgeſchloſſen, da 1 
Schuldner zugibt, daß er neben ſeiner ſonſtigen gewerbliche 
Tätigkeit die Bienenvölker nicht allein verſorgen könne, ſond 
dazu der Hilfe ſeiner beiden Söhne benötige. 


(OLG. Königsberg, Beſchl. v. 27. Aug. 1931, 7 W 778/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


b) Strafſachen. 
Berlin. I. Strafgeſetzbuch. 


12. 8 360 Ziff. 11 StGB.; 8 80 Pol O. übermäßiges 
Heulen von Hunden. on 

Nach 8 80 StraßPol VO. für die Stadt W. dürfen Beſitzer de 
Hunden dieſe zur Nachtzeit nicht außerhalb des Grundſtücks ausfpet 
und müſſen dafür forgen, daß die Hunde nicht durch Heulen und anhalt 
des Bellen die Nachtruhe der Einwohner ſtören. Nach dem von den 
AR. feſtgeſtellten Sachverhalt iſt der Tatbeſtand des ruheſtöre 15 
Lärms i. S. des 8360 Ziff. 11 StGB. erfüllt. Diefe Vorſche 
neben der nach der neueren Rſpr. des erk. Sen. (vgl. Johow SA 1 
47, 376; Urt. v. 8. April 1927, 1 8 200/27) allerdings auch polig 
liche, außerhalb des Rahmens des 8 360 Ziff. 11 StGB. liegen 
Lärmſchutzbeſtimmungen zuläſſig ſind, geht als reichsrechtliche 7 
fern ihre Vorausſetzungen gegeben find — jener landesrechtlichen un⸗ 

Nach 8360 Ziff. 11 StGB. macht ſich ſtrafbar, „wer daß 
gebührlicherweiſe ruheſtörenden Lärm erregt“. Dazu genügt, kun 
der Lärm, d. h. die beunruhigende und beläſtigende Einwirken e 
durch den Gehörſinn auf das Empfindungsleben, geeignet i 
Ruhe des Publikums allgemein zu ſtören. Der Ausdruck „unge hne 
licherweiſe“ deutet darauf hin, daß es ſich um eine Ruheſtorung ige 
gerechtfertigte Veranlaſſung, um eine das Publikum unnol er 
beläftigende überſchreitung einer zuſtehenden⸗ ung 
fugnis handeln muß. Freilich iſt nicht jede geringfügige Ruheſtor er 
hierfür ausreichend, vielmehr muß ſie dem Maße nach erheblich ung 
die Grenze des Erlaubten hinausgehen. Darauf, ob die Cr , 
unmittelbar oder nur mittelbar geſchieht, kommt nichts an tiven 
hauſen, 11. Aufl., Anm. D zu 9 360 Ziff. 11 Stch B.). Diefe objek h 
Vorausſetzungen liegen, wie aus den Urteilsfeſtſtellungen hervor nde; 
hier vor. Denn ihnen zufolge hat der Angekl. in W. in einem um 
zwinger eine Anzahl Hunde untergebracht, die in den Nächten ein 
26., 27., 28. und 29. Aug. 1929 die Ruhe der Nachbarn, allo eh 
individuell nicht abgegrenzten Perſonenßreiſes, durch fortge fert 
Heulen andauernd, mithin in übermäßiger Weiſe, unnötig Nas 
haben. Nach den weiteren Feſtſtellungen des AR. hat der Angel ah, 
Anſuchen um Abſtellung des Mißſtandes in unhöflicher Weiße der 
gelehnt und ſich hartnäckig geweigert, gegen die Ruheſtörung 


* 
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Frtsbewohner Vorſorge zu treffen. Damit iſt auch der innere Tat⸗ 
eſtand einer Zuwiderhandlung gegen den 8350 Ziff. 11 StGB. dar⸗ 
en. Denn hieraus erhellt, daß der Aırgekl. fernerhin das Geheul 
er Hunde zugelaſſen hat in dem Bewußtſein, daß dadurch die Ruhe 
er Nachbarn geſtört werde. Er hat aſſo mit dem zur Strafbarkeit 
ausreichenden bedingten Vorſatz gehandelt. Unerheblich iſt es dabei, 
> die Hunde — wie die Rev. u. a. ausführt — nicht Eigentum des 
ngekf., ſondern feiner Ehefrau find. Denn da er die Hünde in 
em Zwinger untergebracht hat, ſo iſt die Annahme berechtigt, daß 
er jedenfalls der Hakter der Tiere iſt, zumal wenn ſie etwa zum ein⸗ 
gebrachten Gut oder im Falle der Gütergemeinſchaft zum Geſamtgut 
gehören (vgl. RENKomm. z. BGB., 5. Aufl., 1. Bd. Anm. 4 zu 8 833). 
18 ſolcher verfällt er der Beſtrafung aus 8360 Ziff. 11 StGB., wenn 
er es — wie feſtgeſtellt iſt — zuläßt, daß die Hunde in der Nacht 
übermäßig heulen (vgl. LpzKomm., 4. Aufl., Anm. 5 zu 8 300 
Ziff 11 Sto B.; Olshauſen, 11. Aufl., Aum. d zu 8 360 Ziff. 11 
dee B. Goltd Arch. 11, 58; BayOpL®. 7, 260 f. und 17, 2; Urt. 
es Sen. v. 4. März 1927, 1 8 53/27, ſ. auch Recht 1913, 473). 

Wenn die Reviſion beſonders geltend macht, daß der Hunde⸗ 
swinger von dem betroffenen Grundſtück 600 m entfernt liegt, ſo 
77 demgegenüber darauf hingewieſen, daß nach den Urteilsgrunden 
das fortgeſetzte Heulen während der Nacht ſtunden, alſo zu einer Zeit 
tattfand, als es bei der naturgemäß ſonſt herrſchenden Stille beſon⸗ 
ders weit vernehmbar war, und daß es, wie oben ausgeführt tft, für 
die Anwendung des § 360 Ziff. 11 SGB. ausreicht, wenn der Lärm 
geeignet war, die Ruhe zu ſtören. 

(AG., 1. StrSen., Urt. v. 14. März 1930, 1 S 97/30.) 

Mitgeteilt von KR. Dr. Stienen, Neutempelhof. 


* 
Dresden. 


13. 8 321 StGB. Das Einrammen von Pfählen in 
nen Weg erfüllt den Tatbeſtand, auch wenn die heraus» 
genden Teile der Pfähle abgeſägt wurden. Vermeint⸗ 
iche Notwehr. 


10 Das Graben der Löcher und das Einrammen der Pfähle in 
dieſe Löcher ſtellt eine Einwirkung auf die Subſtanz des Weges dar, 
durch die deſſen Brauchbarkeit für ſeine Zweckbeſtimmung erheblich 
Tabgeminbert wurde. Denn dadurch wurde es dem zum Befahren 
11 Weges berechtigten Z. unmöglich gemacht, ſeinen Laſtkraftwagen 
M der techniſch einzig richtigen Weiſe in feine an dem Wege gelegene 
e rage hineinzufahren und aus ihr herauszubringen. Es wurde alſo 
1 beſtimmte Gebrauchsart ausgeſchloſſen oder wenigſtens ſtark er⸗ 
\ Wert. Durch das Abſägen der über die Oberflache des Weges hinaus⸗ 
“genden Teile der Pfähle iſt die Brauchbarkeit des Weges für dieſen 
died feiner Zweckbeſtimmung wiederhergeſtellt worden. Damit entfiel 
due Beſchädigung des Weges, obwohl die beim Setzen der Pfähle vom 
gel. vorgenommene Einwirkung auf die Subſtanz des Weges 
ortdauerte. Ob die Sperrung eines Weges, durch die Gefahr für das 
eben oder die Geſundheit anderer herbeigeführt wird, unter 8 321 
StGB. fällt oder nicht, hängt davon ab, ob bei der Schaffung des 
danderniſſes auf die Subſtanz eingewirkt wird oder nicht. Denn 
1 Begriff der Beſchädigung in § 321 StGB. iſt kein anderer als der 
ei 8303 StGB. Daß 8 321 SGB. trotz dieſer Begriffsgleichheit 
ae viel ſchärfere Strafe androht als § 305, beruht nur auf den in 
99821 zum Tatbeſtandsmerkmal erhobenen ſchweren Folgen: der Her⸗ 
Aiführung von Gefahr für das Leben oder die Geſundheit anderer. 
1 5 ergibt ſich ohne weiteres aus der Einreihung dieſes Vergehens 

den 27. Abſchnitt des StGB. 
Re Es iſt feſtgeſtellt, daß Z. durch das Urt. vor der Tatzeit das 
a8 0 zugeſprochen worden iſt, den vom Angekl. beſchädigten Weg 
En Einfahrt zu ſeiner Garage zu benutzen. Ferner ſagt die angef. 
niclſch.: „Daß der Angekl. ſich der Rechtswidrigkeit feines Tuns 
1 bewußt geweſen ſei, war unerheblich, da dieſes Bewußtſein vom 
greetz nicht gefordert iſt.“ Dies läßt die Möglichkeit offen, daß der 
bende hl. das Urt. dahin ausgelegt hat, daß Z. nur das Recht habe, 
en Weg bis zur Höhe der Einfahrt in feine Garage zu benutzen. 
a aber der Angekl. über den Umfang des Z.ſchen Wegerechts, und 
dlaubte er deshalb, die Fahrweiſe Z.s verletzte ſeine eigene Grund⸗ 
zenſtbarkeit, fo würde er möglicherweiſe in vermeintlicher 
ebtwehr gehandelt haben, und er könnte dann wegen ſeiner Ab⸗ 
ve Handlungen nicht nach 8321 StB. beſtraft werden, weil ihm 
10 Vorſatz gefehlt hätte, vorausgeſetzt, daß er ſich dabei wenigſtens 
10 ) feiner Vorſtellung in den Grenzen der zur Abwehr des vermeint⸗ 

en rechtswidrigen Angriffs erforderlichen Verteidigung gehalten hat. 
OLG. Dresden, Urt. v. 1. Dez. 1931, 2 Ost 270/31.) 

Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 

* 
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Karlsruhe. 


leit 14. 88 350, 246 StGB. An der Regel, daß die Fähig⸗ 
ſchf zu alsbaldigem Erſatz vom Vorwurf der Amtsunter⸗ 
Re agung nicht befreit, iſt feſtzuhalten. Aber auch dieſe 
e erleidet Ausnahmen, weil auch bei der Amtsunter⸗ 

agung der Vorſatz, die entnommenen amtlichen Gelder 
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ſich rechtswidrig zuzueignen, nicht unterſtellt werden darf, 
fondern von Fall zu Fall bewieſen werden muß. f) 

Das Schöffcö. hat zunächſt hervorgehoben, nach der Rſpr. ſei 
die Abjicht rechtswidriger Zueignung nicht als gegeben zu erachten, 
„wenn der Täter in der Lage iſt, den zugeeigneten Betrag aus jederzeit 
greifbaren Mit eln ſofort zu erſetzen“. Das Vorliegen dieſes Sach⸗ 
verhalts hat es ſodann daraus gefolgert, daß der Angekl. nach Feſt⸗ 
ſtellung des Fehlbetrags von 185 6 bei der Rev. dieſen Fehlbetrag 
innerhalb weniger Minuten erſetzt habe. Entſcheidend iſt aber der 
Zeitpunkt der Entnahme, nicht der der Entdeckung und des Er⸗ 
ſatzes! Aber auch wenn die Feſtſtellung des Schöffc d. in ſich un⸗ 
bedenklich wäre, könnte ſie den Freiſpruch nicht tragen. Allerdings 
hat die Rſpr. bei einer gewöhnlichen Unterſchlagung im allgemeinen 
den Vorſatz rechtswidriger Zueignung dann verneint, wenn der 
Täter zum Erſatz des entnommenen Geldes willens und jederzeit in 
der Lage war. Dieſe Rſpr. wurzelt in der Annahme, der Eigen⸗ 
tümer des Geldes werde unter ſolchen Umſtänden gegen die vorüber⸗ 
gehende Eutnahme nichts einzuwenden haben, mindeſtens dürfe der 
Täter das annehmen und ſei, wenn er ſich irre, durch 8 59 StGB. 
geſchützt. Dieſer Geſichtspunkt entfällt aber, wenn es ſich um Amts⸗ 
unterſchlagung handelt, da der Verwalter öffentlicher Gelder die 
Einwilligung des zur Verfügung über die Gelder berechtigten Staats⸗ 
organs zu ihrer privaten Zwecken dienenden Entnahme jedenfalls nur 
unter ganz beſonderen Umſtänden vorausſetzen kann (vgl. darüber 
RGSt. 3, 10; 61, 207, und neuerdings RG.: J W. 1931, 
3668 mit Anm. von Dahm). 

Auch der Vergleich eines Gerichtsvollziehers — der Gelder in 
amtlicher Eigenſchaft empfängt — mit einem RA. — der inſoweit 
ſicher nur privater Beauftragter iſt — kann den von dem an⸗ 
gegriffenen Urt. gezogenen Schluß nicht rechtfertigen. Die Frei⸗ 
ſprechung beruht auf einer nicht genügenden Unterſcheidung des 
Weſens der Amtsunterſchlagung von der gewöhnlichen Unterſchlagung 
und ſomit auf einer Verletzung des Geſezes. Dem Antrag der StA. 
auf Aufhebung war daher ſtattzugeben. 

Dem weiteren Antrag, alsbald unter Verhängung der geſetz⸗ 
lichen Mindeſtſtrafe gem. § 354 StPO. eine Verurteilung aus⸗ 
zuſprechen, konnte dagegen nicht ſtattgegeben werden. Dies wäre nur 
möglich geweſen, wenn der Senat ſich auf den Standpunkt geſtellt 
hätte, daß aus der Tatſache der Entnahme amtlicher Gelder zum 
privaten Gebrauch das Bewußtſein, ſich eine fremde Sache rechts⸗ 
widrig zuzueignen, unbedingt geſchloſſen werden müſſe. Eine 
fo weitgehende Ausdehnung des in RGSt. 3, 10 ausgeſprochenen 
Grundſatzes könnte aber zu einer Erſtarrung und damit zu einer 
Ungerechtigkeit im Einzelfall führen, die das Geſetz ebenfalls nicht 
gewollt haben kann. Iſt grundſätzlich die Verwendung amtlicher 
Gelder zu eigenem Zweck objektiv Unterſchlagung, ſo ſind doch auch 
in der Rſpr. Fälle veröffentlicht, in denen der Grundſatz eine Aus⸗ 


Zu 14. Daß Veruntreuung fremder Gelder oft vor den Straf⸗ 
richter kommt, iſt leider begreiflich. Weniger begreiflich iſt, daß ſie 
fo häufig zur Entſch. eines RevG. führt. Denn unſtreitig ſollte folgen- 
des fein: 1. Tatbeſtandmaßig iſt ſie Unterſchlagung; 2. war der 
Eigentümer mit der „Zueignung“ einverſtanden, ſo fehlt der Tat⸗ 
beſtandsverwirklichung die Rechtswidrigkeit; 3. hat der Täter 
ein ſolches Einverſtändnis irrig angenommen, ſo fehlte ihm der Vor⸗ 
ſatz. Schwierigkeiten liegen hier auf einem Gebiet, das dem Rev. 
verſchloſſen iſt, auf dem Gebiet der Beweiswürdigung und der 
Tatſachenfeſtſtellung. War wirklich der Eigentümer einverſtan⸗ 
den (3. B. mit vorübergehender Entnahme aus der verwalteten Kaſſe, 
mit Umwechſeln)? Wenn nein: hat der Täter es irrig angenommen? 
Wie immer in derart typiſchen Fällen, haben ſich hier Lebensregeln 
herausgebildet. Man ſchließt von der nachträglichen Zuſtimmung auf 
die Einwilligung und namentlich von der Erſatzfähigkeit und Erſatz⸗ 
bereitſchaft auf den Irrtum. Das iſt Sache des Tatrichters; er muß 
es nur entſprechend begründen. Der Fehler beginnt, wenn aus der tat⸗ 
ſächlichen Vermutung unverſehens eine Rechtsvermutung 
wird. Dann beginnt eine geſetzwidrige Erweiterung des geſetzlichen 
Tatbeſtandes, und zwar in doppelter Richtung: Zugunſten des Täters, 
indem Rechtfertigungsgründe oder Schuldausſchließungsgründe Ron⸗ 
ſtruiert werden, wo in Wahrheit nur frei zu würdigende Indizien für 
ſolche vorliegen (z. B. wenn geſagt wird, nachträgliche Zuſtimmung 
bejeitige die Rechtswidrigkeit; oder wenn bei Erſatzbereitſchaft frei⸗ 
geſprochen wird, ohne daß feſtgeſtellt wird, der Täter habe angenom⸗ 
men, bei Erſatzbereitſchaft ſei der Eigentümer mit der Geldentnahme 
einverſtanden). Der Fehler zieht dann mit Notwendigkeit den um⸗ 
gekehrten Fehler nach ſich, der den erſten korrigieren ſoll. Es wird 
(zuungunſten des Täters) deſſen irrige Annahme, der Eigentümer ſei 
einverſtanden, dann für unbeachtlich erklärt, wenn er in ſolchem Irr⸗ 
tum ſich nicht befinden „durfte“. Auch das mag hingehen, ſolange im 
Einzelfall feſtgeſtellt wird: hier „durfte“ man ein Einverſtändnis des 
Eigentümers ſo wenig annehmen, daß kein Menſch es angenommen 
hätte, alſo glauben wir auch dem Täter nicht, wenn er ſagt, daß 
er es angenommen „hat“. Aber was darüber iſt, iſt falſch. Den Schutz 
des 8 59 ſchlechthin dann zu verſagen, wenn der Täter nicht irren 
„durfte“, bedeutet ein Bekenntnis zu dem Spruch: „Was nicht ſein 
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nahme zu erleiden hatte (vgl. Goltd Arch. 46, 52; JW. 1926, 2754; 
auch Recht 1931 Nr. 2299 und JW. 1924, 1531). Sind amtliche 
Gelder auch im allgemeinen nicht als „vertretbare Sachen“ anzuſehen, 
ſo wird doch dagegen nichts einzuwenden ſein, daß der Gerichts⸗ 
vollzieher ſolche Gelder zur vorübergehenden Verwahrung auf ſein 
dienſtliches Poſtſcheckkonto einbezahlt, wodurch an die Stelle des 
dem Staat oder den Auftraggeber gehörigen Geldes eine Forderung 
des Gerichtsvollziehers an die Poſt tritt. Auch wird niemand etwas 
dagegen haben, wenn der Gerichtsvollzieher über die eingegangenen 
Geldzeichen durch Umwechſeln mit gleichwertigen verfügt. Schließlich 
wäre das Bewußtſein rechtswidriger Zueignung auch dann zu ver⸗ 
neinen, wenn die Entnahme zu einem ſo vorübergehenden Zweck 
und der Erſatz durch eigenes Geld ſo unmittelbar darauf erfolgt, 
daß gewiſſermaßen mit der einen Hand gegeben, was mit der 
andern genommen wird. Die Rückſicht auf die Beamtendiſziplin und 
die unbedingte Unantaſtbarkeit verwalteter öffentlicher Gelder ver⸗ 
langt die ſtarke Betonung des von der Rſpr. herausgearbeiteten, 
oben wiedergegebenen Grundfatzes; andererſeits verlangt aber die 
Pflicht, Unbilligkeiten zu vermeiden, die Abwehr formaliſtiſcher Er⸗ 
ſtarrung; im Einzelfall die Grenze zu ziehen, iſt Sache des Richters. 
Er wird dabei immer im Auge behalten müſſen, daß 8 350 StGB. 
bei aller Beſonderheit den Tatbeſtand des 8 246, alſo auch das 
Bewußtſein rechtswidriger Zueignung vorausſetzt und daß dieſes Be⸗ 
wußtſein in aller Regel nur da vorhanden fein wird, wo pflicht⸗ 
widrige Unordentlichkeit in Unehrlichkeit übergegangen iſt. 
(OLG. Karlsruhe, StrSen., Urt. v. 14. Jan. 1932, SM 290/31.) 
Mitgeteilt von OS GR. Dr. Jordan, Karlsruhe. 


darf, das nicht ſein kann“; es bedeutet, juriſtiſch geſprochen, Beſtrafung 
der Fahrläſſigkeit, wo das Geſetz nur vorſätzliche Begehung 
mit Strafe bedroht; mindeſtens Aufſtellung einer Beweisregel, 
wie fie das Geſetz in § 259 ganz ausnahmsweiſe für den Hehlervorſatz 
gegeben hat. Daß gerade hier, bei der irrigen Annahme einer Ein⸗ 
willigung, eine ſchwer ausrottbare Neigung zu Schuldvermutungen 
herrſcht, hat übrigens ſeinen Grund ſicherlich auch in der Verwandt⸗ 
ſchaft des ſtrafrechtlichen Einwilligungsproblems mit gewiſſen bürger⸗ 
lichrechtlichen Gedanken. Bekanntlich wird von einzelnen (z. B. Zitel⸗ 
mann: ArchzZivpPr. 99, 42 ff.; ähnlich v. Hippel II, 245) die Ein⸗ 
willigung des Verletzten inſoweit für ſtrafrechtlich bedeutſam erklärt, 
als ſie nach bürgerlichem Recht gültig ſein würde. Es liegt nahe, von 
da aus bei irriger Annahme einer Einwilligung an die Grundſätze der 
auftragloſen Geſchäftsführung zu denken und damit auch an 8 677 
BGB., wo dem „wirklichen Willen“ des Geſchäftsherrn der „mut⸗ 
maßliche“ gleichgeſetzt wird. Es mag hier dahingeſtellt bleiben, ob jene 
bürgerlichrechtliche Fundamentierung des ſtrafrechtlichen Einwilligungs⸗ 
problems tragfähig iſt. Auch wenn ſie es wäre: hier wäre der Rückgriff 
auf 8 677 BGB. verfehlt. Ein ähnlicher Fehler begegnet bisweilen 
beim Hausfriedensbruch, indem dem wirklich entgegenſtehenden Willen 
des Hausberechtigten der vom Täter „zu vermutende“ gleichgeſetzt wird 
(fo auch die mit Recht angefochtene RGSt. 12, 132). Alles dies iſt 
eine Verwiſchung der Grenze zwiſchen einer ſauberen juriſtiſchen Aus⸗ 
legung des geſetzlichen Tatbeſtands auf der einen und der tatſächlichen 
Feſtſtellung ſeiner Verwirklichung auf der anderen Seite; einer Grenze, 
die nicht einer pedantiſchen Syſtematik zuliebe, ſondern deshalb ſtreng 
eingehalten werden muß, weil man ſonſt unweigerlich zu Schuldprä⸗ 
ſumtionen kommt. — Die Aufgabe des Reviſionsrichters kann 
hier nur ſein, auf die Beachtung dieſer Grenze zu dringen; zu wehren 
alſo ſowohl einer Gleichſetzung der Erſatzbereitſchaft mit der Einwil⸗ 
ligung wie auf der anderen Seite einer Verflüchtigung der Vorſatz⸗ 
grenze, ſich dabei aber aller Beweiswürdigungen zu enthalten. So 
betrachtet iſt das obige Urt. des OLG. nicht ganz unbedenklich. Es 
fagt mit Recht, „daß § 350 den Tatbeſtand des $ 246, alſo auch das 
Bewußtſein rechtswidriger Zueignung vorausſetzt“. Der größte Teil 
des Urt. beſteht aber aus Erwägungen, wann dies Bewußtſein an⸗ 
genommen werden dürfe, wobei, im Widerſpruch zu jener durchaus 
richtigen Gleichſetzung, ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen der ein⸗ 
fachen und der Amtsunterſchlagung gemacht wird. Für die einfache 
Unterſchlagung wird geſagt, der Eigentümer werde, wenn der Täter 
zum Erſfatz willens und jederzeit in der Lage ſei, im allgemeinen nichts 
einzuwenden haben, „mindeſtens dürfe (7) der Täter das annehmen 
und ſei, wenn er ſich irre, durch § 59 geſchützt“; wogegen „der Ver⸗ 
walter öffentlicher Gelder die Einwilligung nur unter ganz beſonderen 
Umſtänden annehmen kann“, z. B. „wenn die Entnahme zu einem ſo 
vorübergehenden Zweck und der Erſatz durch eigenes Geld ſo un⸗ 
mittelbar darauf erfolgt, daß gewiſſermaßen mit der einen Hand ge⸗ 
geben, was mit der anderen genommen wird“. Das ſind Erwägungen, 
zu denen ein Tatrichter Anlaß haben kann; die aber im Urt. eines 
Rev. als Rechtsnormauslegungen wirken und dann falſch ſind. Es 
Rommt nicht darauf an, was der Täter annehmen darf, ſondern 
darauf, was er angenommen hat. Das gilt für die einfache wie 
für die Amtsunterſchlagung; denn auch bei dieſer iſt Fahrläſſigkeit 
nicht ſtrafbar. Freilich pflegen Amts inſtruktionen über das, was ein 
Verwalter fremder Gelder „darf“, ſo viel deutlicher zu ſein, als pri⸗ 
vate Anweiſungen auf dieſem Gebiet, daß der Tatrichter dem amtlichen 
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15. 88 7, 8, 10, 41, 61, 65, 77 PrJagdd.; 88 53, 54 StG B. 
88 228, 229 BGB. Schlingenſtellen iſt in Preußen auch 
gegenüber Wildſchaden verurſachenden wilden Kaninchen 
ſtrafbar. f) 

Der Vorderrichter hat den Angekl. auf Grund der 88 41, 77 
Abſ. 1 Ziff. 2, Abſ. 3 PrJagdO. verurteilt, weil der Angekl., unn 
feine Acker gegen die Kaninchenplage zu ſchützen, dort Schlingen 
aufgeſtellt hat. 2 

Die Rev. des Angekl. wegen Verletzung materiellen Rechte 
durch Nichtberückſichtigung ſeiner, durch die Kaninchen auf ſeinen 
Feldern bewirkte Notlage vermag keinen Erfolg zu haben. Es iſt 2 
Preußen, auch in einer derartigen Notlage, nicht geftattet, Schlingen 
gegen wilde Kaninchen aufzustellen aus folgenden Rechtsgründen! 

Die PrJagdO. hat zunächſt wegen der Wildſchadenverhütung, 17 
ausdrücklich auch die wilden Kaninchen, trotzdem dieſelben keine jagd 
baren Tiere i. S. der Jagd O. find, umfaßt, eine Sonderregelung 8 
troffen. Und zwar für die Beſitzer von Grundſtücken, welche Tei 
eines gemeinſchaftlichen Jagdbezirks bilden oder ſolcher Waldenklaven⸗ 
auf welchen die Jagdausübung den Eigentümern der fie umſchließen 
den Wälder überlaſſen iſt (OVG. 77, 407). Dieſen Beſitzern iſt ein he 
ſonderes Schutzrecht gewährt (88 61, 65, 7 Abſ. 5, 8, 10 Jagd d.), M 
gem. § 2 Abſ. 2 EGStGh B. v. 31. Mai 1870 aufrechterhalten iſt 1 
als Sonderregelung der allgemeinen Regelung nach anerkannten Rechte 
grundſätzen vorgeht. Wenn vorliegend, was aus dem Vorderurteil mich, 
zu erkennen iſt, derartige Grundſtücke in Frage kommen, ſo iſt nac 
§ 61 Abſ. 2, Abſ. 1 Satz 2 Jagdd. die Jagdpolizeibehörde gegebenen 
falls in der Lage, gegenüber der Kaninchenplage die Genehmigung 55 
einer Fangweiſe („zu fangen“) zwecks Beſeitigung der Notlage zu el 


Kaſſenverwalter nicht jo leicht glauben wird, wie dem privaten, went 
er ſich mit Irrtum entſchuldigt. Es kann aber auch einmal umgekehrt! 
liegen! Jedenfalls: einen grundſätzlichen Unterſchied gibt es ebenso? 
wenig, wie es die oben wiedergegebenen Sätze als „Rechtssätze“ gib 
die, was den amtlichen Kaſſenverwalter betrifft, auch nicht ganz un, 
bedenklich ſein würden. Der Tatrichter ſoll „formaliſtiſche Erſtarrung 
vermeiden. In dieſem Sinne, aber auch nur in ihm, d. h. als um 
verbindliche Hinweiſe, ſind jene „Beiſpiele“ beachtenswert. a 
Es liegt nahe, im Anſchluß hieran auf eine intereſſante 12 
Lehre einzugehen: Die bewußte Gleichſetzung der „mil 
maßlichen“ mit der wirklichen Einwilligung als Rech 
fertigungsgrund (jo Mezger, Strafrecht § 29). Sie iſt heraus, 
gewachſen aus feinen Unterſuchungen über „Subjektive Unrechts 
elemente“ (Ger S. 89, 288 ff.). Ich bin vorläufig von der Richtig 
keit dieſer Gedankengänge nicht überzeugt; nicht einmal von ihre 
Ungefährlichkeit. Soweit ſie aus der bürgerlichrechtlichen Fundamen 
tierung des Einwilligungsproblems (Zitelmann) ſtammen, — 
ledigen ſie ſich mit deren Ablehnung; treffend darüber benen 
Hegler: 3StW. 36, 42 f. Auch bei Mezger münden ſie in J 
Wege ein, obwohl er den bürgerlichrechtlichen Ausgangspunkt m 
Recht für falſch hält. Jedenfalls aber iſt, was bei Mezger M 5 
deutlich wird, jene Gleichſetzung höchſtens dann diskutabel, ned 
die Tatbeſtandshandlung dem „wahren Wohl“ des formal Verletzt 85 
entſpricht (jo Hegler); ähnlich das „Handeln im Intereſſe ©” 
Verletzten“: jo im Anſchluß an v. Lilienthal (3 StW. 20, 440% 
deſſen Priorität oft vergeſſen wird, heute viele. Aber um di 
vielleicht diskutablen Fälle handelt es ſich hier nicht; ei 
objektiv mutmaßliche Einwilligung als Rechtfertigungsgrund, ſond! u 
um die irrige Annahme einer wirklichen Einwilligung als Schul 1 
ausſchließungsgrund (weshalb auch RGSt. 61, 256 nicht herangezogen 
werden darf); m. a. W.: um eine Verwiſchung der Grenze zwiſche; 
Rechtswidrigkeit und Schuld (ſo auch Frank vor 8 51 III a. 7 
und in der Weiterwirkung um bedenkliche Schuldvermutungen. 
Prof. Dr. Kohlrauſch, Berlin. 


Zu 15. Wildkaninchen ſind in Preußen nicht jagdbar, doch n 
ihr Fang — wie jener der jagdbaren Tiere — durch Schlingenſte x 
verboten, deshalb ift dieſe Art der Selbſthilfe „auf jeden Fall . 
rechtlich“. Frettieren zum Schutz des Pachtlandes mußte aus der dicht 
der Abwehrmaßregeln ausſcheiden, weil auf dem Acker Baue * 
vorhanden waren und der Bekl. nicht Kaninchen durch Frettieren 05 
beuten, ſondern nur die Früchte ſeines Feldes ſchützen wollte. . 
Kaninchen nicht jagdbar iſt, iſt die Selbſthilfe durch Nachſtellen 
Jagdvergehen. Jedermann darf ihnen außer durch Schlingen M 41 
ſtellen, alſo auch durch Gift (Görcke, Preuß. JagdD., 1920, 155 
Anm. 13). Der Angekl. hätte vergiftete Mohrrüben auslegen kön 1 
in Brandenburg wäre hierzu die ſchriftliche Genehmigung des Ja ach 
berechtigten nötig geweſen. Er hätte auch ſein Pachtland 2 
Verwittern der Gtenze, z. B. mit Rohkreſol, ſchützen können (uc 
Ströſe, Kaninchenplage, Neudamm 1915, S. 41—45) oder ig! a 
lich den Jagdberechtigten zu ſtärkerem Abſchuß der Kaninchen af 
fordern können, jo daß bei Ablehnung 8 61 Jagd. hätte in 


treten können. 
Geh. RegR. Prof. Dr. Eckſtein, Eberswalde. 
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teilen. Hierunter fällt aber nicht das Schlingenſtellen, das auch hier 
gem. 8 41 Jagd. verboten bleibt (Bauer, Die Jagd., 5. Aufl. 
1928, S. 355; v. Brauchitſch, Preuß. VerwGeſ. Bd. II, 21. Aufl., 
S. 663, Anm. 1 zu 8 61; Delius, Jagdrecht, I, 1930, S. 199). 

Handelt es ſich vorliegend aber um die weitere Möglichkeit, daß 
die Grundſtücke, die der Angekl. anſcheinend pachtweiſe in Beſitz hat, 
zu einem eigenen Jagdbezirk i. S. der JagdO. gehören (Bauer 
Aa. O.; Delius a. a. O.), fo iſt auch in dieſem Falle das gem. 8 41 
Jagd O. allgemein verbotene Schlingenſtellen auch gegenüber milden 
Kaninchen nicht durch die Notlage des Angekl. gerechtfertigt. Abgeſehen 
davon, daß das RG. in ſtändiger Rſpr. (RGSt. 34, 295 [297]; 36, 
280 [236]) Notwehr (853 StEB. [Notſtand nach 8 54 StGB. kommt 
rechtlich nicht in Frage]) gegenüber Tieren verneint hat (a. M. aller⸗ 
ings u. a. Frank, Lpfomm, Olshauſen), jo fehlt auch 
das Merkmal der Erforderlichkeit gerade dieſes Verteidigungsmittels 
ASt. 54, 196) (Töten durch Schlingenſtellen; demgegenüber: Ver⸗ 
ſcheuchen, Frettieren, Abſchießen uſw., gegebenenfalls mit Genehmi⸗ 
gung des Jagdberechtigten bzw. der zuſtändigen Polizei⸗ bzw. Jagd⸗ 
polizeibehörde). Im übrigen iſt der Geſchädigte im weſentlichen auf 
zertragliche Regelung bzw. einen Schadenserſatzanſpruch angewieſen 
(O. 77, 4071409]; Bauer a. 4. O.; Delius a. a. O.). 8 228 
5B. i. Verb. m. Art. 69 EGBGB. ſcheidet aus, weil zur Gefahr⸗ 
abwendung nicht das Töten der Kaninchen durch Schlingenfang er⸗ 
ſorderlich iſt (RGSt. 34, 297), abgeſehen davon, ob wilde Kaninchen 
Uberhaupt als „fremde Sachen“ rechtlich angeſehen werden Können. 
3229 BGB. ſcheidet aus, weil ein Anſpruch i. S. dieſer Beſtimmung 
und feine Verwirklichung nicht in Frage kommt (AGG. 18 149/28). 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 12. Jan. 1932, 1 8 748/31.) 
Mitgeteilt von KON. Dr. Stienen, Berlin. 


* 
136. 5 10 II 17 AL R.; 814 PrPol VerwG. Eine Pol VO. 
zann nicht mit rechtswirkſamer Strafandrohung vor⸗ 
ſchreiben, daß in Ställen die Standbreite für jede Kuh 
mindeſtens 1,25 m betragen muß. f) 
Die PolVO. des RegPräſ. in N. betreffend Milchhandel be⸗ 
kimmt im 8 2, der die Überſchrift trägt: „II. Beſtimmungen über 
tallungen und Kühe innerhalb des Geltungsgebietes der Pol VO. “, 
a die Standbreite für jede Kuh, deren Milch ganz oder teilweiſe 
Verkauft wird oder zum Verkauf beſtimmt ift, mindeſtens eine Breite 


N Zu 16. Die Entſch. vorl. Strafſache fällt in den Zeitraum, 
voſerhalb deſſen ſich die Erneuerung des allgemeinen Polizeirechts 
vollzog. Das erſte Urt. iſt v. 26. Sept. 1931 — am 1. Okt. 1931 
ritt das neue Pol Verw. in Kraft —, am 1. Dez. 1931 entſcheidet 
s Rev. (88 313, 334 Step O.). Es fragt ſich, ob nicht die Rev. 
Yon deshalb zurückgewieſen werden mußte, weil fi) das vom KO. 
zugrunde gelegte Polizeiverordnungsrecht zwiſchenzeitlich geändert hatte. 
f § 76 Pol Verw. beſtimmt mit Wirkung v. 1. Okt. 1931, daß 
fi den bei dem Inkrafttreten des neuen Pol Verw. in Geltung be⸗ 
Mdlichen PolV S. der Ober⸗, Regierungspräſidenten u. a. m. die 
h trafdrohung aufgehoben werde und die PolVO. ftatt 
bilſen den Zuſatz erhielten: „Für jeden Fall der Nichtbefolgung 
Kefer Pol VO. wird hiermit die Feſtſetzung eines Zwangsgeldes in 
Söhe bis zu 150 , im Nichtbeitreibungsfalle die Feſtſezung von 
auvangshaft bis zu zwei Wochen angedroht.“ 8 76 Pol VerwG. kommt 
ach hier in Betracht, da es ſich um die PolVO. eines Reg Prüf. 
an delt, die „auf Grund des BolVermG. v. 11. März 1850“ (wohl 
der auf Grund des 8137 Abſ. 2 Lich. [ogl. Stier⸗Somlo, 
ammlung preuß. Geſetze, 5. Aufl., S. 104, Anm. 2]) und damit in 
g leitung einer Strafdrohung erging. Strafe i. S. des 

37 Abf. 2 LB., wie heute i. S. des § 33 Abſ. 1 Satz 4 Pol⸗ 
erw. (Pol VO. des Miniſters), und dieſe erſetzendes Zwangs⸗ 
del des neuen Pol Verwß. ſind nun derart weſensverſchieden, daß 
bs ein Zwangsgeld androhende VO. keinesfalls als Strafgeſetz i. S. 

82 Abſ. 2 StGB. bezeichnet werden kann. Es iſt ja auch der 
im bruck: „Zwangsgeld“ gerade beſonders geformt worden, „um die 
und Ablikum bisher ſtark verbreitete Verwechſlung von Exekutivſtrafe 
cen Kriminalſtrafe zu verhindern und den ganz anders gearteten 
(Drrakter des rein polizeilichen Mittels nach außen hin Klarzuſtellen“ 

tews, Preuß. Polizeirecht, 1931, S. 85; Stier⸗Somlo, 
ern, 1932 zu § 55 und 8 33 zu c). Die Beitreibung des 
i angsgeldes erfolgt im Verwaltungszwangsverfahren; der Grund» 
A ß des ne bis in idem gilt hier nicht (vgl. Stier⸗Somlo zu 
ane Abſ. 4). Aus allem folgt: Zur Zeit der Entſch. des Revch. war 
ſtüß Strafnorm, auf welche die Verurteilung des Augehl. hätte ge⸗ 
tt werden können, nicht mehr da. 

Nach 8 2 Abſ. 2 SGB. iſt bei Verſchiedenheit der Geſetze von 
wilt zeit der begangenen Handlung bis zu deren Aburteilung das 
une Strafgeſetz anzuwenden. „Mildeſtes Geſetz“ ift hier auch das 
üh, Ötitrafgejeg““, d. h. ein Zuſtand, in dem ein beſtimmtes Verhalten 
0 anbaupt nicht mehr mit Strafe bedroht iſt (Frank, 82 Abſ. 4). 
wandelte es ſich alſo bei der Entſch. des KG. um „Aburteilung”, fo 
5 a die Pol BO. des RegPräſ. i. d. Faſſ. nach g 76 Pol Verw. als 

atdeſtes Geſetz“ mit der Folge der Zurückweiſung der Rev. zu be⸗ 
en. Die Anſicht, das Rev. „urteile ab“, wird mit eingehender 
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von 1,25 m betragen muß ($2 A Abf. 1, B Abſ. 3). Der Vorder⸗ 
richter hat den Angekl., bei dem er eine Kuhaufſtellung von je nur 
1,18 m Standbreite feſtſtellt, freigeſprochen, weil dieſe Beſt. der Pol⸗ 
BO. der Rechtswirkſamkeit entbehre. Der hiergegen ſich richtenden 
Rev. der StA. muß der Erfolg verſagt bleiben. 

Das KG. hat in ſtändiger Rſpr. dargelegt, daß das Recht der 
Polizeibehörden auf Grund des Pol VerwGG. v. 11. März 1850 — 
jetzt des preuß. PolVerwcß. v. 1. Juni 1931 (GS. 77) — Pol BO. 
zu erlaſſen, begrenzt wird durch die Beſt. des § 10 II 17 ALR. — 
jetzt des § 14 Pol VerwG. v. 1. Juni 1931. Danach iſt es Aufgabe 
der Polizei, ſolche der Geſamtheit oder den einzelnen drohenden Ge⸗ 
fahren abzuwenden, durch welche die öffentliche Ruhe, Sicherheit und 
Ordnung geſtört wird. Zur Gefahrabwehr in dieſem Sinne gehört 
vor allem alles nicht, was zur Wohlfahrtspflege rechnet. Hinſichtlich 
des Tierſchutzes beſtehen dabei bereits die reichsrechtlichen Beſt. der 
Viehſeuchengeſetzgebung; der Tierquälerei tritt die reichsrechtliche 
Vorſchr. des § 360 Ziff. 18 (vgl. auch § 366 Ziff. 7) StGB. ent⸗ 
gegen. Darüber hinausgehende Vorſchr. dienen der Wohlfahrtspflege 
und nicht mehr der Gefahrabwehr im hervorgehobenen Sinne der 
Geſetze. Das KG. hat daher in ſtändiger Rſpr. ausgeführt, daß die 
Polizei nicht berechtigt iſt, derartige Vorſchr. wie vorliegend, im Wege 
der Pol VO. zu treffen (vgl. KJ. 16, 484; 23, C 55; 24, C 90; 
28, C 68; Dig. 1902, 534; 1906, 882; 1 8 1016/11; vgl. ferner 
Friedrichs, Pol., 1911, Anm. 15, 16, 21 zu 8 60 S. 96ff.; 
Hatſchek, Lehrb. d. dtſch. und preuß. VerwR., 5.6. Aufl., 1927 
[Tierſchutzl). Auch die Einſchränkung auf ſolche Kühe, deren Milch 
verkauft wird, erfüllt nicht die Vorausſetzung der notwendigen 
Gefahrabwehr. Es iſt nicht erſichtlich, wie eine Kuhſtandbreite von 
mindeſtens 1,25 m eine „nötige Anſtalt“, eine „notwendige 
Maßnahme“ zur Abwehr einer, Menſchen —darauf kommt es an 
(KGJ. 24, C 91) — mit Wahrſcheinlichkeit bevorſtehenden, 
Gefahr darſtellt (vgl. auch Drews, Polizeirecht, 1929, S. 8 ff.). 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 1. Dez. 1931, 1 8 670/31.) 
Mitgeteilt von KGR. Dr. Stienen, Berlin. 
* 

171 Zur Natur des Jagdrechts. Überleitung einer 
Freijagd in die gebundene Jagd der Jagdd. 

Die Rüge der Verletzung der 8$ 12 Ziff. 2, 5 und 3 Hann⸗ 
Jagd. (Geſ. v. 11. März 1859, die Jagd. enthaltend, Hann. 


Begründung von Lilienthal: JW. 1917, 933 vertreten; für 
dieſe Auslegung des § 2 Abſ. 2 StGB. ſetzt ſich ebenfalls v. Bar 
ein (Geſetz und Schuld, I, 92 ff.). Die neueren Erläuterungsbücher 
laſſen eine entſchiedene Stellungnahme zur Streitfrage vermiſſen (vgl. 
z. B. Ebermayer, 82 Abf. 6). Die gegenwärtig vorwiegende 
Meinung fieht die Tätigkeit des Rev. im Gegenſatz zu der des 
„Tatrichters“ und läßt nur die Entſch. des letzteren als „Ab⸗ 
urteilung“ gelten. Dieſe Anſicht legt auch das KG. zugrunde. 

Nur für diejenigen, die in der Entſch. des Rev®. keine „Ab⸗ 
urteilung“ ſehen, vor allem alſo auch für das KG., konnte die von 
dieſem aufgeworfene Frage nach der Rechtsbeſtändigkeit der an⸗ 
gewandten Pol VO. entſtehen. Die bei Erörterung dieſer Frage er- 
folgte Abgrenzung von „Wohlfahrtspflege“ und „Gefahrenabwehr“ iſt 
althergebrachtes Gemeingut (vgl. insbe). Drews S. 9; Schäfer⸗ 
Wichards⸗Wille S. 45; Wichards: JW. 1932, 359). Zur 
Wohlfahrtspflege gehört alles, „was i. S. der VO. v. 26. Dez. 1808 
über die“ „Erhaltung deſſen, was ſchon da iſt“, „hinausgeht“ 
(Drews S. 9). Auch darin, daß Tierſchutz nicht zur Gefahren⸗ 
abwehr des § 14 Pol VerwGd. gehört, iſt dem RG. beizupflichten. Mit 
den Gründen der KcGEntſch. it davon auszugehen, daß die VO. des 
Regpräſ. ausſchließlich auf das Wohl der Tiere und nicht gleich⸗ 
zeitig, wenn auch nur mittelbar — etwa zur Erhaltung der in den 
Tieren verkörperten Sachwerte — auf das Intereſſe der beteiligten 
Perſonen abſtellt. Darüber, daß „Tierſchutz“ nicht als Gefahrenabwehr 
i. S. des § 10 II 17 ALR. bzw. des 8 14 Pol Verw. bezeichnet wer⸗ 
den kann (ogl. außer den vom Kc. ſelbſt angeführten Entſch. noch 
die KGEntſch. v. 16. Jan. 1931 [MBliV. 373). Man wird die VO. 
auch nicht inſofern als Maßnahme zur „Gefahrenabwehr“ werten 
können, als ſie die Verletzung der Ordnungsnormen verhüten 
will, die bei der Allgemeinheit hinſichtlich der Tierbehandlung be⸗ 
ſtehen (vgl. über Ordnungsnormen Drews, 1929, S. 12ff.; 
Grüttner, Preuß. Polizeirecht, Frage 14). Für dieſen Geſichts⸗ 
punkt iſt angeſichts der bereits vom KG. hervorgehobenen erſchöpfen⸗ 
den Regelung durch das Reichsrecht (88 360 Ziff. 13, 366 Ziff. 7 
Steh B.) kein Raum mehr. 

Von ganz beſonderem Werte iſt es, daß das KG. ſich von An⸗ 
fang an zu der Auffaſſung bekennt, daß ſich trotz des veränderten 
Wortlauts der einſchlägigen Geſetzesſtellen der materielle Poltzei⸗ 
begriff nicht geändert hat. Es tritt dadurch der den Landtagsverhand⸗ 
lungen zugrunde liegenden Auffaſſung über das Verhältnis des alten 
zum neuen allgemeinen Polizeirecht bei. Nur ſo war es möglich, die 
bisherige Rſpr. des KG. zu § 10 II 17 ALR. auf den 8 14 Pol⸗ 
Verw. vollinhaltlich zu übertragen (vgl. Drews S. 8; Stier⸗ 
Somlo zu 8 14 Pol Verw.). 

RA. Dr. Edwin Bruno Grüttner, Köln. 
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GS. I, 159) i. Verb. m. 8292 StGB. iſt nicht gerechtfertigt. 
Auch der erk. Sen. iſt der Rechtsauffaſſung, daß die frühere, 
gewohnheitsrechtlich begründete, beſchränkte Freijagd im Kirch⸗ 
ſpiel O. nicht mehr beſteht. 

Die Beſt. der HannJagdO. v. 11. März 1859 ſtehen noch 
heute in Geltung; fie ſind gem. ihrem $ 1 an die Stelle der 
„wegfallenden“ 58 4—16, 30 Jagd. v. 29. Juli 1850 (Hann. 
GS. 1, 103) getreten, das durch Art. 69 EGBGB. im übrigen 
aufrechterhalten iſt. Im 8 1 dieſ. Gef. wird für Hannover das 
Jagdrecht auf fremdem Grund und Boden aufgehoben und im 
§ 3 beſtimmt: „Jedem Grundeigentümer .. fteht das Jagdrecht 
auf eigenen Grund und Boden zu. Abf. 2: Die Ausübung desſelben 
richtet ſich nach den folgenden Beſt.“ d. h. alſo jetzt, nach denen 
der Jagd O. v. 11. März 1859 (Hann. GS. I, 159). 


Nach dieſen geſetzl. Beſt. richtet ſich auch die ſog. Freijagd 
im hann. Hochland Hadeln (vgl. hierüber u. a. Stelling, Das 
heutige Gewohnheitsrecht der freien Pürſch in der Provinz Han⸗ 
nover, 1897, beſonders S. 11 ff., 88 ff., 104 ff.; Stelling, Die 
Hann Jagdcg. 1930, insbeſ. S. 410 ff., 423 ff., 435 ff.). 

Das Freijagdrecht erſtreckt ſich für jeden Berechtigten auf 
das geſamte Hochland Hadeln; beſchränkt ſich alſo nicht etwa 
nur auf das einzelne Eigentümergrundſtück oder das einzelne Kirch⸗ 
ſpiel (vgl. Stelling, Pürſch S. 30; Geſetze S. 425). 

Der Vorderrichter hat nun tatſächlich ohne erkennbaren 
Rechtsirrtum und daher für das Rev®. bindend feſtgeſtellt (8 337 
StqpO.), daß die Angekl. an ſich — als dementſprechender Grund⸗ 
ſtückseigentümer bzw. als Hausſohn im Kirchſpiel O. — Frei⸗ 
jagdberechtigte im Hochland Hadeln ſind. Sie haben am 1. Okt. 
1930 in der Feldmark O., die ein Teil der früheren Feldmark 
O. darſtellt, auf Haſen gemeinſam gejagt. Tags vorher hatten 
ſie von einer öffentl. Bek. des Landrats Kenntnis genommen, wo⸗ 
nach das OLG. die Verpachtung der Feldmarksjagd in den früheren 
Gemeinden O. als rechtmäßig feſtgeſtellt habe, und danach 
dort die bisherige Freijagd aufgehoben ſei. Gleichwohl gingen die 
Angekl. am folgenden Tag auf die Jagd in O. 

Am 23. Aug. 1928 haben die zur Freijagd Berechtigten der 
Feldmark O. — ſämtliche Berechtigte waren hierzu einzeln ord⸗ 
nungsgemäß geladen worden —, und zwar auf Stimmenmehr⸗ 
heit der Erſchienenen, die Stimme nach der Größe des Grund⸗ 
beſitzes berechnet, beſchloſſen, zum 1. Sept. 1928 die Freijagd 
für die Feldmark O. aufzuheben. Am gleichen Tage haben die 
Grundeigentümer dieſer Feldmark, die ebenfalls ſämtlich hierzu 
ordnungsgemäß geladen waren, in gleicher Abſtimmungsart be⸗ 
ſchloſſen, die Feldmarksjagd zu verpachten. Der zu dieſem Zweck 
alsdann gewählte Jagdvorſtand verpachtete am 1. Sept. 1928 die 
Feldmarksjagd O. mit Ausſchluß der Eigenjagdbezirke. 

Hierdurch iſt für die Feldmark O. die alte Freijagd end⸗ 
gültig erloſchen. 

Es bedurfte hierzu insbeſ. nicht eines Beſchluſſes, zu deſſen 
Herbeiführung ſämtliche im ganzen Hochland Hadeln Freijagd⸗ 
berechtigte eingeladen waren und mitgewirkt hatten. Die gegen⸗ 
teilige, in einem Urt. des KG. v. 8. Jan. 1891 für das Land 
Wurſten vertretene (von Stelling, Pürſch S. 105 mitgeteilte) 
Auffaſſung kann nicht aufrechterhalten bleiben. Dieſe Entſch. ſtützt 
ſich im weſentlichen auf den Wortlaut lediglich des 8 5 Hann⸗ 
Jagd., den auch die NevBegr. in der Hauptſache ihren Ausführun⸗ 
gen zugrunde legt. Hierbei findet aber die in erſter Linie maß⸗ 
gebende Beſt. des § 12 Jagd. nicht die notwendige Beachtung. 
„Ausnahmsweiſe“ wird hier nämlich eine andere Benutzung 
der „Feldmarksjagd“ als durch Verpachtung oder eigene Jäger, 
nämlich die Freijagd geſtattet. Im Abf. 2 wird dann aus⸗ 
drüchlich die Möglichkeit der überleitung der Jagdverhältniſſe in 
den Regelzuſtand der Jagd O. dahin geregelt, daß das gem. 8 5 
JagdO., alſo durch die dort vorgeſehene Stimmenmehrheit der 
beteiligten und erſchienenen Grundeigentümer, erfolgen könne 
— aber das iſt das Weſentliche der Beſt. — „für jede ein» 
zelne Feldmark“. Dieſe Einſchränkung hat nicht nur räum⸗ 
liche, ſondern auch perſönliche Bedeutung, zumal ja das 
Jagdrecht mit dem Grundeigentum verbunden iſt. Es iſt damit 
nicht nur zugelaſſen, daß bei Überleitung der Jagdverhältniſſe in 
den Regelzuſtand der Jagd O, nicht etwa das geſamte Hochland 
Hadeln nur als ſolches verpachtet oder durch Jäger für Rechnung 
der Beteiligten beſchloſſen werden muß, ſondern daß — der Nor⸗ 
malzuſtand — die einzelne Feldmark des Freijagdlandes in 
derſelben Art, wie alle anderen Feldmarkjagden Gegenſtand der 
Verpachtung uſw. werden kann. Das iſt aber nur möglich, wenn 
hierüber die Freijagdberechtigten der einzelnen Feldmark bzw. die 
beteiligten Grundeigentümer der Feldmark (alſo unter Ausſchluß 
der Eigenjagdberechtigten) entſprechend den Beſt. der Jagd O. über 
die Art der Bejahung beſchließen. Kann, wie niemand beſtreitet, 
räumlich der übergang in den Regelzuſtand ohne die Geſamtheit 
(Hochland Hadeln) erfolgen, ſo muß das gleiche bei der Natur des 
Jagdrechtes auch perſönlich gelten. Das Gef. läßt aus ſeiner ganzen 
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Faſſung die Abſicht deutlich erkennen, die Überleitung aus dem 
Ausnahmezuſtand in den Regelzuſtand der JagdO. zu erleichtern 
und zu ermöglichen. Wäre dem nicht fo, jo hätte das Gel. dieſe 
doch bewußt erfolgte Einſchränkung auf die einzelne Feldmals 
nicht derart getroffen. Im Abf. 1 Ziff. 2 des $ 12 ſpricht es dem⸗ 
entſprechend auch von „den Feldmarken“ und im Abſ. 2 von 
„jeder einzelnen Feldmark“. Es fehlt daher an jeder ausreichen 
den geſetzl. Grundlage dafür, daß die Aufhebung der Freijagb 
in der einzelnen Feldmark an die Zuſtimmung der Freijagd⸗ 
berechtigten des ganzen Landes (Hochland Hadeln) gebunden ſel 
das hätte ausdrücklich geſchehen müſſen; jedenfalls hätte dann 
das Geſ. nicht dieſe Faſſung des § 12 Abſ. 2 Jagd. wählen 
können, in dem nicht nur von jeder Feldmark geſprochen mild, 
ſondern zweckverſtärkend von „jeder einzelnen Feldmark 
Dementſprechend iſt z. B. auch ſchon ſeit langem in dem anderen 
Teile des Landes Hadeln, den ſog. Sietland durch Mehrheii” 
beſchlüſſe der beteiligten Grundeigentümer je in den einzelne! 
Kirch pielen die Freijagd aufgehoben und die Feldmarksjagd ver 
pachtet worden (vgl. Stelling, Pürſch S. 31 ff., beſonders S. 38). 

Der in § 12 Abf. 2 JagdO. durch den dort abſichtlich gewählten 
Wortlaut danach vorgeſehene Rechtsmodus wird der Tendenz del 
Jagd O. gegenüber den „ausnahmsweiſe“ zugelaſſenen ander 
Nutzungsarten der Feldmarksjagd allein gerecht. 

Dabei kann der Senat im vorl. Falle dahingeſtellt laſſen, 00 
immer zunächſt ein ausdrücklicher Beſchluß der freijagdberechtigt 
Grundeigentümer der einzelnen Feldmark über die Aufhebung de 
Freijagd notwendig iſt, oder ob ſchon ein Beſchluß der ſämtlichen 
Grundeigentümer der Feldmark — mit Ausnahme natürlich de 
Inhaber von Eigenjagdbezirken — über künftige Handhabung bel 
Jagd in der Feldmark (Verpachtung, Beſchießung durch eigen? 
Jäger, Ruhen) allein genügt, da ja im weſentlichen die Beteiligte 
bei der in 8 5 JagdD. vorgeſehenen Abſtimmungsart nach de 
Größe des Grundbeſitzes die gleichen ſein werden. Im vorl. Falle 
liegen nämlich beide Beſchlüſſe vor, gegen deren ordnungsmäßig 
Zuſtandekommen Bedenken nicht beſtehen. An der rechtsgültigen 
Aufhebung der Freijagd in der Feldmark O. beſtehen daher 
keine Zweifel. e 

Die Angekl., die als Oſterbrucher nach dem alten Freijagh 
gewohnheitsrecht im ganzen Hochland an ſich jagen konnten, dur 
ten daher in der Feldmark O. ſeit dem Beginn der Verpachtung, 
der mit der Aufhebung der Freijagd zeitlich zuſammenfiel, MI 
mehr jagen. Es gibt dort keine Freijagd mehr, und das hat a 
gleich die rechtl. Folge, daß die Feldmark aus der Freijagd = 
Hochlandes Hadeln in jeder Beziehung ausgeſchieden iſt. & 
früheren Freijagdsberechtigten der Feldmark O. dürfen weder 
dieſer Feldmark, noch auch in dem übrigen Hochland der regal 
nachgehen. Ebenſowenig dürfen die übrigen Freijagdberechtigug 
des Hochlandes jetzt noch in der Feldmark O. jagen, da hier 7 
Freijagdrecht rechtsgültig und endgültig aufgehoben iſt. 

(KG., 1. StrSen., Urt. v. 18. Aug. 1931, 1 8 355/31.) 
Mitgeteilt von KR. Dr. Stienen, 
* 


18. 88 6, 139 e GewO. Zur „Fiſcherei“ i. ©. des 5 g 
GewO. gehört auch der Handel mit ſelbſtgefangenen Fiſche 
in dem üblichen Umfang. t 

Unter Fiſcherei i. S. 86 GewO. kann nicht allein der sichten 
verſtanden werden. Mag auch N 


Berlin. 


das PrFiih®. ſich im weſentlichen z 
mit dem Fiſchfang und der Fiſchzucht befaſſen, fo verſteht doch dr 
Gewd. unter dem Fiſchereigewerbe den ganzen Umfang der . 
werbstätigkeit des Fiſchers und ſtellt dieſe in Gegenſatz zu = 
übrigen, in der GewO. geregelten Gewerbebetrieben. Zur Fiſch 0 
als Erwerbstätigkeit gehört aber als notwendiger Beſtandteil au 
der Abſatz der gefangenen oder gezüchteten Fiſche; ohne deren 29 
werbsmäßigen Verkauf find Fiſchfang oder Fiſchzucht als Erwer er 
zweige nicht zu denken. Die Verkaufstätigkeik bes Angekl. if dah 

den Zeitbeſchränkungen des § 139 e GewO. nicht unterworfen. 
(C., 3. StrSen., Urt. v. 21. Dez. 1931, 3 8 527/31.) > 
Mitgeteilt von RA. Wolfgang Egger, Croſſen a. d. = 

* 


Dresden. 8 
19. 88 14, 16, 147 Ziff. 2, 148 Ziff. 1 GewO. ; 8 54 StG 
Das Schlachten ſelbſtgezüchteten Viehs durch den N! 
wirt ftelft nur dann einen Nebenbetrieb der Sandwirti@@ |, 
dar, wenn dieſe die hauptſächliche Grundlage bleibt! 2 
ſich die Schlachtungen und die ſich anſchließende Verwer. 
tung des Fleiſches der Art, dem Zwecke und dem Umfang 
nach als in der Land wirtſchaft üb lich darſtellen. Schlach n 
der Landwirt das Vieh, anſtatt es lebend zu verkaufen 
weil die für das lebende Vieh zu erzielenden Preiſe der 
Zuchtkoſten nicht decken, ſo kommt ein Nebenbetrieb 1 
Landwirtſchaft nicht in Frage. Ebenſo kann von ein 0 
Notſtand keine Rede ſein. — Gewerbsmäßig handelt aug 
der, der die betr. Erwerbstätigkeit nur unter gewiſſeh, 
Vorausſetzungen und nicht auf unbegrenzte Dauer an 


F 


61. Jahrg. 1932 Heft 15] 


üben will. 8 15 Sächſ. AusfO. z. Schlacht StG. ſetzt nicht 
das Vorliegen eines der Gew. entfallenden Gewerbes 
dor aus. 5) 


8 Den Angekl. iſt zur Laſt gelegt, teils als Beſitzer eigener 
Landwirtſchaften, teils als Landgutpächter durch Schlachten mehrerer 
in ihren landwirtſchaftlichen Betrieben ſelbſt gezüchteter oder ſelbſt 
gemäſteter Schweine und durch Verpfunden des gewonnenen Fleiſches 
und der daraus hergeſtellten Waren unmittelbar an Verbraucher ein 
fiehendes Gewerbe begonnen und das Viehſchlachten gewerbsmäßig 
betrieben zu haben, und dabei durch Nichteinholung der behördlichen 
Genehmigung und durch Nichtanzeige des Gewerbebetriebes ſowie 
durch Nichtanmeldung der Schlachträume den 88 16, 147 Abſ. 1 
Ziff. 2, 14, 148 Abſ. 1 Ziff. 1 GewO. ſowie § 15 SachſsAusfsd. 
v. 1. Aug. 1923 (GBl. 254) zum SächſSchlacht Stb. und 8 377 — 
letzt 8 413 — RAbgdO. zuwidergehandelt zu haben. 

Die Strͤ. hat die Angekl. freigeſprochen, weil die Verpfundung 
der ſelbſt geſchlachteten Schweine nicht über den Rahmen eines land⸗ 
wirtſchaftlichen Nebenbetriebes hinausgegangen und die Schlachtungen 
auch nicht gewerbsmäßig betrieben worden ſeien. 

e Die Auffaſſung der Str., die in dem Urt. des OLG. Celle: 
JW. 1928, 248118 eine Stütze findet, vermag der erk. Sen., der 
dabei allerdings zum Teil vom 1. StrSen. (1 08 84/27) ab⸗ 
weicht, nicht beizutreten. 

Nach der im Schrifttum und in der Rſpr. herrſchenden Auffaſ⸗ 
ſung ſtellt der Betrieb der Landwirtſchaft als ſolcher allerdings keinen 
gewerblichen Betrieb dar. Er iſt deshalb, ebenſo wie die Viehzucht, 
die in $ 6 GewO. ausdrücklich hervorgehoben iſt, den Beſt. der GewO. 
nicht unterworfen. Das gleiche hat auch für die mit der Landwirt⸗ 
ſchaft verbundenen gewerblichen Nebenbetriebe, z. B. für Brauereien, 

rennereien, Molkereien, Käſereien uſw., zu gelten, ſofern ihr Be⸗ 
trieb ausſchließlich oder doch in der Hauptſache und vorzugsweiſe 
auf die Bearbeitung und Verarbeitung der im eigenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe gewonnenen Erzeugniſſe beſchräukt bleibt. Erſt 
wenn derartige Betriebe ſich in einer Form vollziehen, bei der die 
Landwirtschaft oder die Viehzucht nicht mehr ihre ausſchließliche oder 
auptjächliche Grundlage bildet, treten ſie aus dem Rahmen der ge⸗ 
werblichen Nebenbetriebe heraus und nehmen trotz ihres bis zu einem 
gewiſſen Grade fortdauernden Zuſammenhanges mit dem landwirt- 
ſchaftlichen Haupibetriebe die Eigenſchaft ſelbſtändiger Gewerbebetriebe 
Aut die als ſolche den Beſt. der GewO. unterliegen (vgl. RG. 1, 
65; NOS. 18, 371; 22, 288; 36, 305). Ein nicht unter die 
Send. fallender Nebenbetrieb iſt aber ferner nach der herrſchenden 
Auffaſſung nur dann anzunehmen, wenn dieſer Betrieb ſeiner Art, 
leinem Zweck und ſeinem Umfang nach in der Landwirtſchaft üblich 
iſt. Ein ſelbſtändiges, mit der Landwirtſchaft nicht mehr zuſammen⸗ 
Yangendes Gewerbe iſt daher auch dann gegeben, wenn bei der Be⸗ 
oder Verarbeitung der im eigenen landwirtſchaftlichen Betrieb ge⸗ 
wonnenen Erzeugniſſe das Maß dieſer Üblichkeit, das nach 
eit und Ort verſchieden ſein kann, überſchritten wird, es ſei 
enn, daß die Überſchreitung dieſes Maßes in ganz beſonderen außer⸗ 
gewöhnlichen Umſtänden ihren Grund findet. Dieſe Geſichtspunkte 
Und auch für die Beurteilung von Fällen maßgebend, in denen der 
Landwirt in der eigenen Landwirtſchaft gezüchtetes oder herangemäſte⸗ 
1 Vieh zwecks gewinnbringender Weiterveräußerung des gewonnenen 
Sleifches unmittelbar an die Verbraucher ſelbſt ſchlachtet oder ſchlachten 
al Im allgemeinen liegt es auch heute noch nicht im Weſen der 


Zu 19. Die Entſch. hält ſich im Rahmen der herrſchenden Rſpr. 

m würde zu einer weiteren Erörterung keinen Anlaß geben, wenn 
Ant das Problem ſichtbar wäre, inwieweit die zeitigen Verände⸗ 
zungen der Wirtſchaftsverhältniſſe Einfluß auf die Rſpr. ausüben 
vol. Drucker, Dag. 1932, 87). Die Wirtſchaftsformen in ber 
gandwirtſchaft find im Fluß und bedingt durch die kataſtrophale 
bage, aus der man keinen Ausweg findet. Wie auf allen Gebieten 
zahnt ſich auch hier der Weg ins Freie durch Selbſthilfe. Der Land⸗ 
‚ann vermeidet den ſonſt üblichen Verkauf von Schlachtvieh an den 
dündler zu Schleuderpreiſen dadurch, daß er ſelbſt ſchlachtet und die 
felt Zwiſchenhande“ und Schlächter zufallende Verdienſtſpanne ſich 
AAbſt ſichert. Mag hierbei die ſonſt übliche Arbeitsteilung im Wirte 
Haftsprozeß aufgegeben werden, jo iſt das neue Verfahren — öko⸗ 
zomiſch betrachtet — gewiß einleuchtend. Es hat auch umgekehrte 
bläufe gegeben: während der Bauer früher die im Wege der Ur⸗ 
roduktion gewonnene Milch ſelbſt abgeſetzt und verarbeitet hat 
Mutter), führte die weitere Entwicklung zu einer Ablieferung der 
N an die Meiereien (meiſt auf genoſſenſchaſtlicher Grundlage), 
deibrend neuerdings — genau wie bei der Schlachtung — auch hier 
er Rückſchlag zur Selbſtverarbeitung und zum Selbſtvertrieb ein⸗ 
auseren iſt. Die Frage, inwieweit die über die Urproduktion hin⸗ 
Gay gehende Verarbeitung und der Vertrieb ſelbſtändiger Gewerbes 
Te trieb oder landwirtſchaftlicher Nebenbetrieb ift, wird in der GewO. 
4 nicht gelöſt, vielmehr wird es als ſelbſtverſtändlich angeſehen, 
Sn die Landwirtſchaft überhaupt nicht zum Gewerbe gerechnet wird. 
80. anfängliche Entwicklung der Rſpr. (RG. 1, 267) ließ gar keinen 
in el, daß ein gewerbsmäßiger Nebenbetrieb, bei dem es ſich um 
ſterzeugte Rohſtoffe handelt, nur als landwirtſchaftlicher Betrieb 
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Landwirtſchaft, daß der Landwirt fein ſelbſt gezüchtetes oder heran⸗ 
gemäſtetes Vieh zu dieſem Zweck ſelbſt ſchlachtet. Der Landwirt 
züchtet und mäſtet vielmehr auch heute noch ſein Vieh in der Regel 
nur zur Veräußerung in lebendem Zuſtand. Das eigene Schlachten 
zum Zwecke gewinnbringender Veräußerung des Fleiſches und der 
daraus hergeſtellten Waren kann daher, weil an ſich der Landwirt⸗ 
ſchaft fremd, im allgemeinen nicht als ihr gewerblicher 
Nebenbetrieb angeſehen werden. Das Schlachten zu dieſem 
Zwecke ift vielmehr Sache des Fleiſchereigewerbes. Geſchieht es durch 
den Landwirt ſelbſt, ſo kann es nur ausnahmsweiſe, und zwar 
nur dann als gewerblicher Nebenbetrieb der Landwirtſchaft ange⸗ 
ſehen werden, wenn außergewöhnliche mit der Züchtung und Mäſtung 
des Viehes unmittelbar zuſammenhängende Umſtände dieſe Art der 
Verwertung notwendig machen, wenn alſo beiſpielsweiſe eine 
Notſchlachtung erforderlich iſt, oder wenn ein Stück Vieh zwecks 
Verhinderung der Verbreitung einer Seuche geſchlachtet werden muß. 
Die in der allgemeinen Marktlage begründete Möglichkeit, das Vieh 
auf dieſe Weiſe nutzbringender verwerten zu können als durch Lebend⸗ 
verkauf, kann als ein ſolcher beſonderer Umſtand nicht 
angeſehen werden. Das eigene Schlachten durch den Landwirt ſtellt 
ſich daher nicht mehr als ein gewerblicher Nebenbetrieb der Land⸗ 
wirtſchaft dar, wenn es geſchieht, weil dieſe Art der Verwendung 
des Viehs rentabler iſt als der Lebendverkauf. Hieran vermag auch 
der Umſtand nichts zu ändern, daß der Landwirt den durch das Ver⸗ 
pfunden des geſchlachteten Viehs erzielten Erlös reſtlos ſeinem land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe zuführt. Schreitet der Landwirt auch nur 
in Zeiten, in denen er ſelbſt ſchwer um ſeine Exiſtenz zu kämpfen 
hat und in denen die Nachfrage nach Schweinen gering iſt und 
infolgedeſſen die für lebendes Vieh gebotenen Preiſe ſo niedrig 
ſind, daß ſie nicht einmal mehr die Koſten der Zucht und der Mäſtung 
decken, dazu, ſein Vieh ſelbſt zu ſchlachten und zu verpfunden, um 
ſich vor Schaden zu bewahren, ſo zeigt dieſe Erſcheinungsform eben 
nur, daß er ſich zur Zeit in einer ſehr ſchwierigen wirtſchaftlichen 
Lage befindet. Sie beweiſt aber nicht, daß ſie eine aus den wirt⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben der Landwirtſchaft ſelbſt ſich ergebende Be⸗ 
tätigungsform wäre (vgl. DIZ. 1930, 238). Der Landwirt, der 
ſein Vieh, ſtatt es zu ſehr niedrigen Preiſen zu verkaufen, ſchlachtet 
und ſelbſt verpfundet, hat, worauf Stier⸗Somlo: IW. 1928, 
248118 zutreffend hinweiſt, keine neue Wirtſchaftsform geſucht, 
ſondern eine nicht mehr zur Urproduktion gehörende gewerbliche 
Tätigkeit entfaltet. Er hat gehandelt in Ausnutzung einer ſich dar⸗ 
bietenden beſſeren Verwertungsmöglichkeit. 


Rechtlichen Bedenken begegnet auch die Annahme, daß die 
Angekl. nicht gewerbsmäßig gehandelt hätten. Gewerbs⸗ 
mäßig handelt auch der, der in der Anſicht, ſich eine Einnahme⸗ 
quelle zu verſchaffen, die betreffende Erwerbstätigkeit nur unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen und nicht auf unbegrenzte Dauer, ſondern 
auf eine durch Beziehung auf andere Verhältniſſe oder Umſtände be⸗ 
ſtimmte Zeit ausüben will (vgl. RGSt. 58, 20; RegerEntſch. 16, 117; 
RG. 93, 224). Feſtgeſtelltermaßen haben die Angekl. mindeſtens 
zweimal, Februar bis Juli, Schlachtungen vorgenommen. Zum 
Teil haben ſie dieſe Schlachtungen erſt wieder aufgeben wollen, 
wenn der Lebendverkauf wieder zu einem Preiſe möglich ſei, der 
die Unkoſten decke. 

Der Umſtand, daß die Angekl. die Schlachtungen in den Wirt⸗ 
ſchaftsräumen haben vornehmen laſſen, die ſich gerade am beſten 
dazu eigneten, würde der Annahme einer Schlächterei nicht entgegen⸗ 


angeſehen werden muß. Die Einſchränkung, daß dies nur gilt, 
wenn das Maß des „üblichen“ nicht überſchritten wird, war das 
Ergebnis der ſpäteren Rechtsentwicklung, die ſich bis heute erhalten 
hat und auch in obiger Entſch. vertreten wird. Der erſte Abkehr⸗ 
verſuch findet ſich in OLG. Celle: JW. 1928, 2486; dagegen Anm. 
Stier-Somlo); dieſe Entſch. ſpricht klar aus, daß auf die in 
bewegten Zeiten veränderten Wirtſchaftsformen Rückſicht genommen 
werden muß. Dem liegt der richtige Gedanke zugrunde, daß die 
bisherige ſtänd. Rſpr. ſich gebildet hat auf dem Boden einer rom 
malen Zeit und verhältnismäßig feſt fundierter landwirtſchaftlicher 
Betriebsformen. Auf dieſer Grundlage läßt ſich mit dem Begriff 
der „üblichkeit“ praktiſch arbeiten, ſolange der Vergleich des Tun 
des einzelnen mit dem Tun aller durchführbar iſt. In wirtſchaft⸗ 
lich ſchwankenden Zeiten wird der dynamiſche Begriff des „üblichen“ 
immer unverwendbarer, da ſich das allgemeine Tun von heute auf 
morgen ändert und ferner die ſch ver lösbare Feſtſtellung zu treffen 
iſt, wann eine Entwicklung ſoweit vorgeſchritten iſt, daß das Merk⸗ 
mal des allgemeinen Tuns einer Maſſe gegeben iſt; dieſe Frage kann 
ſelbſtverſtändlich ihre Löſung nur auf dem Gebiet der Tatſachen⸗ 
ermittlung finden. Es erſcheint aber nicht ungerechtfertigt, daß 
eine den heutigen Verhältniſſen dienende Rſpr. das frühere Erforder⸗ 
nis des „üblichen Maßes“ aufgibt und auf den RG. 1, 267 feſt⸗ 
gelegten Ausgangspunkt zurückkehrt; der ſchwer ringenden Land⸗ 
wirtſchaft würde damit in dieſem Fall geholfen werden. Der von 
Drucher befürchtete „Kotau der Rſpr. vor der Wirtſchaft“ findet 
hier nicht ſtatt, da die Wandlung der Rechtsanſchauungen den Boden 
des Geſetzes nicht verläßt. RA. Paul Jeſſen, Kiel. 
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ſtehen. Denn unter einer „Schlächterei“ i. S. des $ 16 Gewd. ſind 
nicht bloß beſonders eingerichtete Schlachthäuſer zu verſtehen, ſon⸗ 
dern auch jede auf eine gewiſſe Dauer, jedenfalls nicht nur vorüber⸗ 
gehend zum Schlachten benutzte Näumlichkeit. Errichtet wird eine 
Schlächtereianlage auch von dem, der andere bereits vorhandene 
Räume oder den Hof eines Grundſtücks zum Schlachten verwendet. 

Auf das Vorliegen eines Notſtandes zur Erhaltung ihrer land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebe würden ſich die Angekl. nicht berufen kön⸗ 
nen. Denn ebenſo wie bei dem Notſtand des 8 54 StGB. iſt bei 
dem ſog. übergeſetzlichen Notſtand Vorausſetzung für den Wegfall der 
Rechtswidrigkeit, daß die Gefahr für das höhere Rechtsgut nicht 
auf andere Weiſe beſeitigt werden kann als durch Begehung der ſtraf⸗ 
baren Handlung. Davon kann im vorl. Falle ebenſowenig die 
Rede fein wie, daß die Angekl. bei pflichtmäßiger Abwägung dieſer 
irrigen Meinung geweſen ſeien. 

In der neuen Hauptverhandlung wird zu beachten ſein, daß 
die Anwendung des 8 147 Ziff. 2 die von § 148 Ziff. 1 GewO. 
ſchon nach dem Wortlaut ausſchließt, und daß bei Anwendung von 
8147 Abſ. 1 GewO. für die gleiche Handlung nicht außerdem noch 
auf eine Steuerſtrafe erkannt werden kann ($ 147 Abſ. 2 Gew.), 
während umgekehrt die Beſtrafung aus $ 148 Abſ. 1 GewO. aus⸗ 
geſchloſſen iſt, wenn die ſtrafbare Handlung zugleich eine Zuwider⸗ 
handlung gegen die Steuergeſetze enthält ($ 148 Abſ. 2 Gewd.). 

Ferner wird die Str. erneut die Anwendbarkeit des 8 15 
SächſAusfVoO. z. Schlacht StG. zu prüfen haben (vgl. hierzu § 13 
i. d. Fafſ. v. 23. Sept. 1931 (GBl. 199) und § 16 Abſ. 1 Ausf O. 
vom gleichen Tage (GBl. 202). Dabei wird zu beachten ſein, daß 
§ 15 — jetzt 8 16 — AusfVO. den gewerbsmäßigen Betrieb des 
Viehſchlachtens nicht in dem Sinne vorausſetzt, daß eine gewerbs⸗ 
mäßige Verwendung des Fleiſches durch Beginn eines der GewO. 
unterliegenden Gewerbebetriebs beabſichtigt ſein müſſe. Der Geſetz⸗ 
geber hat den Begriff „Gewerbebetrieb“ in dieſer Vorſchr. 
in einem weiteren Sinne als in der Gewd. ausgelegt wiſſen 
wollen. Nach dieſer Vorſchr. betreibt alſo auch derjenige das Gewerbe 
des Viehſchlachtens, der, ohne damit ein unter die GewO. fallendes 
Gewerbe zu betreiben, durch wiederholtes Schlachten von Vieh und 
den Verkauf des hierbei gewonnenen Fleiſches unmittelbar an die 
Verbraucher eine fortlaufende Einnahmequelle ſich verſchaffen will. 

(OLG. Dresden, Urt. v. 22. Dez. 1931, 2 OSt 278/31.) 
Mitgeteilt von OStA. Dr. Alfred Weber, Dresden. 
*. 
Hamm. 

20. Eine Gärtnerei iſt nur dann dem Gewerbe hinzu⸗ 
zurechnen, wenn ſie nicht oder nicht in der Hauptſache auf 
die Hervorbringung organiſcher Naturprodukte, ſondern 
auf die Verarbeitung und Veräußerung ſolcher Produkte 
gerichtet iſt. 5) 

Die Str. geht von der Auffaſſung aus, daß der feldmäßig betriebene 
Anbau von Gartenfrüchten der Landwirtſchaft zuzuzählen, die Kunſt⸗ und 
Handelsgärtnerei hingegen als ein gewerblicher Betrieb anzuſehen ſei, auf 
den die Arb ZVO. zur Anwendung komme. Dieſe Anſicht ſtützt ſich auf 
die Rſpr. des RArbGG., welches die Intenſität der Einwirkung des 
Menſchen auf die Pflanze und nicht den Gegenſtand als ſolchen in 


Zu 20. Die gärtneriſche Streitfrage iſt ſo alt wie die GewO. Sie 
taucht auf den verſchiedenſten Gebieten auf, z. B. Lehrlingsweſen, Kin⸗ 
derſchutz, Gewerbeaufſicht, Verſicherungspflicht, Sonntagsruhe, Schlich⸗ 
tungsweſen, Fortbildungsſchule, Koalitionsrecht, Gewerbeſteuer, Land⸗ 
wirtſchaftskammer, Tarifrecht, vor allem bei der Arbeitszeit. In den 
Geſetzen der neueſten Zeit, auch in den NotVO., find die gartenwirt⸗ 
ſchaftlichen Betriebe des öfteren erwähnt und ſind hier gewöhnlich den 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Betrieben gleichgeſtellt. Hieraus laſſen 
ſich jedoch für unſere Frage keine Folgerungen ziehen, weil der Begriff 
der Gärtnerei kein einheitlicher und kein für alle Rechts⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe gleichbedeutender ift. So iſt denn auch auf jedem Sou⸗ 
dergebiete ſeit langem der Kampf um die Einordnung der Gärtnereien 
entbrannt, und er kommt ſeit der Revolution nicht zur Ruhe. Im 
Grunde genommen iſt der Streit kein rechtswiſſenſchaftlicher, ſondern 
ein ſozialpolitiſcher. Die Arbeitnehmer wünſchen die Gärtnerei als Ge⸗ 
werbe behandelt zu ſehen, die Arbeitgeber möchten ſie der Landwirtſchaft 
gleichſetzen. Den Standpunkt der Arbeitgeber verfechten die Schriften 
von Prof. Dr. Lutz Richter, „Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit 
von Gärtnereibetrieben zum Gewerbe“, und Dänhardt, „Die Stel⸗ 
lung des Gartenbaues im Wirtſchaftsleben und im geltenden Recht“. An 
deren Beweisführung ſchließt ſich auch das vorl. Urt. an, welches in 
einem gewiſſen Gegenſatz zu anderen Urt. desſelben Gerichts (GewArch. 
25, 140 und 28, 476) ſteht. 5 

Die Gründe ſind jedoch nicht überzeugend. Es iſt ſchon nicht 
richtig, daß es bis zur GewO Nov. v. 28. Dez. 1908 einhellige Mei⸗ 
nung geweſen wäre, daß nur diejenigen Gärtnereien, die den Handel 
mit gärtneriſchen Produkten zum Gegenſtand hatten, unter den Begriff 
des Gewerbes fielen; ſondern auch die Kunſt gärtnereien wurden von 
der Geſetzgebung und Rſpr. dem Gewerbe zugerechnet (PrGewStG. v. 
24. Juni 1891; KG.: DZ. 1902, 29). Im Jahre 1908 wurde in 
§ 154 Gewd. die Vorſchr. eingefügt, daß von den Beſt. im Titel VII. 


ſeiner Verbundenheit zur Natur als das Unterſcheidungsmerkmal zip“ 
ſchen Urproduktion und gewerblicher Tätigkeit betrachtet. Das RALbO- 
erklärt die GewO. und demnach auch die Arb go. auf ſolche Gärk⸗ 
nereien für anwendbar, bei denen die naturhafte Erzeugung gegenüber 
der intenſiven und kunſtmäßigen Bearbeitung der Pflanze durch ge⸗ 
ſchulte Kräfte zurücktritt (JW. 1929, 802). Die Anſicht findet eine 
weitere Stütze in der Rſpr. des KG. (Goltd Arch. 71, 31f.) und einiger 
OLG., die der Meinung find, daß mit der Neufaſſung des 8 154 GewO. 
die Gärtnereien, foweit fie nicht auf rein feldmäßige Bewirtſchaftung 
eingeftellt ſind, grundſätzlich den Vorſchr. der Gerd. unterworfen ſeien 
und daß nur die ausdrücklich unter Ziff. 4 bezeichneten Beſt. auf ſie 
Reine Anwendung fänden. Der Senat kann ſich dieſer Anſicht nicht al“ 
ſchließen. Bis zur Neufaſſung des 8 154 GewO. durch die Nov. p. 
28. Dez. 1908 war es einhellige Meinung, daß Gärtnereien, ſowelt 
fie nicht lediglich den Handel mit gärtneriſchen Produkten zum Gegen“ 
ſtand hatten, nicht unter den Begriff des Gewerbes fielen. Durch die 
Neufaſſung ſollte dieſer Geltungsbereich der Arbeiterſchutzvorſchr. nuch 
geändert werden. Es ſollte vielmehr nur zum Ausdruck kommen, daß 
die in 8 154 Ziff. 4 bezeichneten Schutzvorſchr. auf die Gärtnereien, die 
bisher ſchon der GewO. unterſtanden, keine Anwendung finden ſollten. 
Das Unterſcheidungsmerkmal zwiſchen gewerblichen und nichtge⸗ 
werblichen Gärtnereien i. S. der GewO. und damit auch der Arb 3 VO. 
iſt nicht in der Intenſität der Bewirtſchaftung, ſondern in dem Objekt 
der beiderſeitigen Tätigkeiten zu ſuchen. Eine Gärtnerei iſt nur dann 
dem Gewerbe zuzurechnen, wenn ſie nicht oder nicht in der Hauptſache 
auf die Hervorbringung organiſcher Naturprodukte, ſondern au 
die Verarbeitung und Veräußerung folder Produkte gerichte 
iſt. Im erſteren Falle läßt ſie ſich begrifflich von der Landwirte 
ſchaft nicht unterſcheiden und fällt damit als Zweig der Urproduktion, 
die nach einhelliger Anſicht von Rſpr. und Literatur nicht dem Gewerbe 
zuzurechnen ift, nicht unter die GewO. ur 
Zwiſchen der Landwirtſchaft und der Gärtnerei, ſoweit es ſich 
nicht um eine gewerbliche im engeren Sinne, die An- und Verkauf von 
toten Erzeugniſſen betreibt, handelt, beſteht lediglich ein graduellen 
Unterſchied in der Art der Bewirtſchaftung. Die Landwirtſchaft hat die 
Erzeugung pflanzlicher Rohſtoffe zum Gegenſtand. Sie iſt an eine 
beſtimmte Grundfläche gebunden und abhängig von Klima, Boden 
Witterungsgeſtaltung und der Keim⸗ und Lebensfähigkeit der Pflanzen, 
Auch die Gärtnerei iſt auf die Erzeugung von Naturprodukten mit 
naturgegebenen Mitteln gerichtet. Wenn ſie auch in weitgehendem M 
den Boden künſtlich verfeinert, bewäſſert, düngt, erwärmt, die Pflanzen 
während der Keimzeit in Gewächshäuſern und Glasbeeten gegen ; 
terungseinflüſſe ſchützt und dazu geſchultes Perſonal verwendet, jo vel 
mag dieſe Tätigkeit den Erzeugungsvorgang doch nicht völlig zu ber 
einfluſſen. Sie kann das etwa anhaltende Fehlen des Sonnenlicht 
nicht erſetzen, die Keimfähigkeit nicht entſcheidend beeinfluſſen und au 
Erkrankungen nicht völlig verhindern. Die Landwirtſchaft verwend 
in großem Umfang künſtliche Düngung und Bewäſſerung, Maſchinen 
und Motore, bereitet das Saatgut vor, begegnet ſogar der Froſtgefaht 
durch künſtlichen Nebel uſw. Trotzdem iſt ihr Ergebnis wie bei DE 
Gärtnerei abhängig von dem unberechenbaren Einfluß der Naturkrä te. 
Sie unterſcheidet ſich von der Gärtnerei mithin nur dadurch, daß Di 
Verfeinerung der Arbeitsmethoden bei den regelmäßig weniger umfang 


der GewO. die 88 135—139 a auf Gärtnereien keine Anwendung 
finden. Ein Regierungsvertreter erklärte hierzu, daß alle hier nit 
ausgeſchalteten Vorſchr. der GewO. auf die gewerblichen Gärtnereien 
Anwendung fänden. Hieraus leitet die herrſchende Meinung her, daß 
grundſätzlich auch die Gärtnereien als Gewerbebetriebe anzuſehen ſeien, 
Zu dieſen gewerblichen Gärtnereien wird allgemein in Gegenſatz gelte! 
die Feldgärtnerei oder der Gartenbau, d. h. der Feldgemüſe⸗ un 
Plantagenobſtbau. Wenn das OLG. ſagt, durch die Neufaſſung b 
8154 Ziff. 4 Hätte nur ausgeſprochen werden ſollen, daß die dort 
zeichneten Schutzvorſchr. auf diejenigen Gärtnereien, die bisher ſchon 7 
Gerd. unterſtanden, keine Anwendung finden ſollten, jo wird br 
Löſung dadurch nicht näher gebracht; denn an einem gejeplicden AM 
terium dafür, welche Gärtnereien unter die GewO. fallen ſollten m 
welche nicht, fehlte es eben völlig. Die Entſch. erblickt das Kennzeich 5 
des Gewerbes in der Verarbeitung toten Materials und in Unabhängis 
keit von Jahreszeit und Ort, regelmäßig auch von Witterungseinflüſſen 
Beides iſt nicht richtig. Man kann wahrlich nicht behaupten, daß 1 
Transport⸗ und Beherbergungsgewerbe, das Gewerbe der Stellenverm 
ler, Friſeure, Muſiker u. dgl. auf die Verarbeitung toten Materials be 
richtet ſei, ebenſowenig wie ſich behaupten läßt, daß etwa das ewe 
der Gaſtwirte, der Theater und Lichtſpiele, der Bekleidungsinduſtrie, 
Beförderungsunternehmen, das Baugewerbe und viele andere hat 
Wetter und von den Jahreszeiten unabhängig ſeien. Andererſeits ſbe⸗ 
die Gärtnerei ſich durch Gewächshäuſer und Frühbeete, durch Hande 
maſchinen, durch Schatten⸗ und Froſtſchuzvorrichtungen, durch mal” 
nelle Beregnungs⸗ und Berieſelungsanlagen, durch Methoden zur n 
einfluſſung der Blütezeit mittels Verdunkelns, Atheriſierens, * 
bade⸗ oder Kälteverfahrens, durch Düngung und künſtliche Beleuchtun 
in hohem Maße von den Einflüſſen der Witterung unabhängig gema = 
Es trifft auch nicht zu, daß jede auf Hervorbringung organiſcher Natur 
produkte gerichtete gärtneriſche Tätigkeit ſich nicht begrifflich, ſonder 
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reichen Gärtnereibetrieben dem Grade nach weiter ausgebildet iſt. 
Ein begrifflicher Unterſchied zwiſchen ihr und der Gärtnerei, der 
dieſe etwa dem Gewerbe und nur jene der Urproduktion zuwieſe, iſt 
nicht zu machen. 

Das Gewerbe iſt in erſter Linie auf die Verarbeitung toten Ma⸗ 
terials gerichtet. Es iſt abhängig von Jahreszeit und Ort, gewöhnlich 
auch unabhängig von Witterungseinflüſſen. Das Arbeitsergebnis iſt bei 
der Beeinfluſſung durch die Willensrichtung des Gewerbetreibenden, 
ſeine oder ſeiner Angeſtellten Handfertigkeit, ſeine maſchinellen Hilfs⸗ 
mittel und bei der Beſchaffenheit des Stoffes im voraus zu berechnen. 
Das iſt z. B. der Fall bei Gärtnereien, die ſich nicht oder nur in ge⸗ 
ringem Umfang mit der Ausnutzung des Bodens zur organiſchen Ge⸗ 
winnung von Pflanzen befaſſen, ſondern von den Wurzeln getrennte 

lumen von dritter Seite beziehen, ſie zu Sträußen oder Kränzen ver⸗ 
arbeiten und weiterveräußern, oder z. B. Roſenſtöcke kaufen, ſie für 

urze Zeit einpflanzen und pflegen und weiterverkaufen, die alſo ent⸗ 

weder lediglich totes Material bearbeiten, oder bei denen die Ver⸗ 
arbeitung und Veräußerung lebender Produkte die organiſche Gewin⸗ 
nung derſelben überwiegt. 

(SG. Hamm, FerötrSen., Urt. v. 22. Ang. 1931, 2 8 290/31.) 

Mitgeteilt von RA. Dr. Rohr, Münſter i. W. 
* 


Königsberg. 

21. 88 14 Abſ. 1, 148 Abſ. 1 GewO. Verkauf von 
Fleiſchwaren durch einen Landwirt in Markthallen iſt 
landwirtſchaftlicher Nebenbetrieb. 

(OLG. Königsberg, Urt. v. 14. Jan. 1932, 8 570/31.) 
Mitgeteilt von OLGR. Sieloff, Königsberg. 


graduell in der Art der Bewirtſchaftung von der Landwirtſchaft unter⸗ 
ſcheide. Man denke z. B. an ſolche Gärtner, die ſich mit dem Ankauf 
ausländiſcher, hier nicht vorkommender Pflanzenſamen oder Pflanzen⸗ 
erzeugniſſe befaſſen und dieſe in Kübeln oder Töpfen mit käuflich er⸗ 
worbener, für dieſe Pflanzen notwendiger Erde in beſonders temperierten 
Gewächshäuſern großziehen und kultivieren. Die Landwirt ſchaft iſt 
auf Hervorbringung verhältnismäßig weniger pflanzlicher Rohſtoffe zu 
Ernährungszwecken auf naturgewachſenem Boden in großem Umfang 
gerichtet und bearbeitet nicht die einzelnen Pflanzen, ſondern nur den 
Grund und Boden im ganzen, ohne in der Zeit zwiſchen der Ausſaat 
und der Ernte einen nennenswerten Einfluß auf das Wachstum der 
Pflanzen ausüben zu können, und kann dieſe Tätigkeit im weſentlichen 
mit Arbeitern ohne beſonders qualifizierte Schulung ſowie ohne be⸗ 
ſondere künſtliche Anlagen zur Züchtung und Veredelung der Pflanzen 
ausführen. Der weſentliche Unterſchied gegenüber der Gärtnerei leuchtet 
ein, wenn man nur deren zahlreiche Unterarten in folgender Zu⸗ 
ſammenſtellung bedenkt: Baumſchule, Obſtgärtnerei, Handelsrebſchule, 
bſt⸗, Wein⸗ und Fruchttreiberei, Freiland⸗Gemüſegärtnerei, Gemüſe⸗ 
treiberei in Frühbeeten und Gewächshäuſern, Samenzüchterei, Freiland⸗ 
lumengärtnerei, Blumentreiberei, Pflanzengärtnerei, Topfpflanzen⸗ 
Schnittblumen⸗, Landſchafts⸗, Dekorations⸗, Friedhofsgärtnerei, Blu⸗ 
men⸗ und Kranzbinderei, Blumen⸗, Pflanzen⸗, Samenhandel i. Verb. m. 
Gärtnerei oder Vertrieb gärtneriſcher Erzeugniſſe. Daher wird von der 
herrſchenden Meinung das begriffliche Unterſcheidungsmerkmal in der 
Intenſität der Einwirkung des Menſchen auf die Pflanzen, in der Ver⸗ 
edelungstätigkeit, der Haltung vorwiegend geſchulten Perſonals, in der 
Art der Pflanzen und der Landbeſtellung, in der Verwendung künſt⸗ 
licher Anlagen zur Züchtung und Veredelung und in ähnlichen In⸗ 
dizien geſehen. a 
Unter Berückſichtigung dieſer und anderer Merkmale, z. B. der 
techniſchen Vorbildung und Betriebsführung des Unternehmers, Buch⸗ 
ührung, Bezeichnung des Unternehmens, Lehrlingshaltung u. dgl., wird 
ür die einzelnen Rechtsgebiete die Entſch. der Frage nach dem Zweck 
des Gef. zu treffen fein. Bei der ArbZBD. iſt eine ausdehnende Aus⸗ 
legung deshalb am Platze, weil ihr Charakter als ſoziales Schutzgeſetz 
dies erfordert und weil ſie nach ihrem Wortlaut weitgehend „alle 
gewerblichen Betriebe“ umfaſſen will, wobei ſie ausdrücklich noch den 
ergbau einbezieht, welcher doch ebenfalls auf Gewinnung von Natur⸗ 
produkten gerichtet iſt, ſowie ferner die landwirtſchaftlichen Betriebe 
gewerblicher Art. 
Weiteres Material enthalten: KG.: Goltd Arch. 71, 31; GewArch. 
14, 323; 23, 591; 24, 122; 26, 343; ſowie die Urt. 1 8 137,26 und 
38 499/29; BanO5LG.; GewArch. 22, 584 (im Gegenſatz zu Gewarch. 
20, 373 — JW. 1921, 347); OLG. Dresden: Gewarch. 12, 104, 540; 
DES. Kiel: ebenda 13, 688; OLG. Karlsruhe: JW. 1922, 110 
755 Gewerch. 21, 369; Oldenb. Min.: GewArch. 15, 356; RArbG. 4, 97 
(IM. 1929, 802); 5,495 ſowie die LUrt.: Gewärch. 20, 372 u. 527. 
Ferner Reinhold, „Die Gärtnerei als Objekt der Geſetzgebung“; 
berſ., „Iſt Gärtnerei Gewerbe oder Landwirtſchaft?“; Pokthoff, 
„Die geſetzliche Regelung der Arbeitszeit in der Gärtnerei“; Land⸗ 
mann⸗Rohmer, Gemd., 8. Aufl., I S. 46; Schmoelders, 
RVerwgl. 28,580,855; Wal khoff, „Soziale Praxis“ 1928 Sp. 1080 
und die Anm. in der JW. zu den genannten Entſch. Im Sinne obigen 
zar. HaniD8®.: GewArch. 28, 149 und OLG. Breslau: Goltd Arch. 
4, 149. RA. Dr. Sokolowski⸗Mirels, Berlin. 


Rechtſprechung 


Landgerichte. 
Tilſit. 


1. 8 482, 195 BGB. Zuſicherung einer Eigenſchaft 
oder Garantievertrag. 5) 

Der Kl. hat nur den Tauſchvertrag mit dem Behl. deshalb 
abgeſchloſſen, weil dieſer ihm für die Geſundheit der Kuh garan⸗ 
tierte. Unter dieſen Umſtänden bedeutet aber die Zuſicherung, die 
Kuh ſei geſund, dafür werde garantiert, nicht lediglich eine beim 
Viehhandel übliche Zusicherung, ſondern eine über die Vorſchr. des 
§ 482 BGB. hinausgehende Verpflichtung. 

Aus dieſem Garantievertrag iſt der Bekl. für ſämtl. Mängel 
verhaftet, ſoweit ſie eine gute Milchleiſtung der Kuh beeinträchtigen 
und bei Gefahrübergang vorhanden waren. Daß die Nierenkrank⸗ 
heit, die bei der eingetauſchten Kuh feſtgeſtellt und die nach dem 
Gutachten des Sachverſtändigen bereits zur Zeit des Tauſches vor⸗ 
handen geweſen iſt, die Milchleiſtung beeinträchtigte, ſteht feſt; 
die Kuh mußte ſogar notgeſchlachtet werden. 

Aus dem Garantievertrage hat der Bekl. dem Kl. deſſen ge⸗ 
ſamte Intereſſe wegen Fehlens der garantierten Eigenſchaft zu 
erſetzen, d. i. die Erſtattung des von dem Kl. für die Kuh ge⸗ 
leiſteten Gegenwertes. 

(LG. Tilſit, 4. ZK., Urt. v. 8. Okt. 1931, 2 8 190/31.) 


Mitgeteilt von Bürovorſteher Renat, Kaukehmen. 


Chemnitz. Amtsgerichte. 


1. 8550 BB. Die Anbringung von Wahlpropa⸗ 
gandaſchildern durch Wohnungsmieter an der Außen⸗ 
wand des Mietshauſes ſtellt einen vertragswidrigen 
Gebrauch der Mietsſache dar. 

(AG. Chemnitz, Beſchl. v. 9. März 1932, IC Ar 11/32.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Loſſow, Chemnitz. 


Zu 1. Dieſes Urteil ift nicht zutreffend. Nach dem mir vorl. 
Tatbeſtand des amtsgerichtl. Urt. taufchten die Streitteile Tiere. 
Während der Tauſchverhandlungen erklärte der Kl. dem Bekl., 
daß er die Kuh zur Milchnutzung eintauſchen wolle und dieſe daher 
geſund fein müſſe. Der Bekl. erwiderte darauf, daß er für die 
Geſundheit der Kuh garantiere. In dieſer Erklärung des Bekl. 
erblickt das LG. den Abſchluß eines Garantie vertrages. 

Zuſicherung der Geſundheit eines Tieres bedeutet 
rechtlich Zuſicherung einer Eigenſchaft desfelben (NG.: JW. 1902, 239 
Beil. 85 RG.: Stölzle II, 180, 181; Stölzle, Viehkauf, 
6. Aufl., S. 450). Das Weſen der zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaft beſteht darin, daß das zugeſicherte katſächliche oder rechtliche 
Verhältnis zur Zeit des Gefahrübergangs als ein zuſtändliches, eine 
gewiſſe Dauer erwarten laſſendes beſteht. Das Tier muß deshalb 
im Zeitpunkt des Gefahrübergangs die zugeſicherte Eigen⸗ 
ſchaft haben. Es haftet alſo der Bekl. im konkreten Fall dafür, 
daß die Kuh im Zeitpunkt des Gefahrübergangs geſund war. Für 
mehr haftet der Bekl. als Verkäufer nicht, insbeſ. nicht dafür, 
daß die Kuh eine gute Milchkuh ſei. Selbſt wenn ein Tier zu einem 
beſtimmten Gebrauchszweck verkauft wurde (Reitpferd, Wagenpferd, 
Zuchttier, Milchkuh), ſo liegt in dieſem Verkauf nicht die Zuſicherung 
des Verkäufers, daß das Tier zu dem nach dem Vertrag voraus⸗ 
geſetzten Gebrauch tauglich ſein müſſe (Stölzle, Viehkauf S. 460 
und die dort. Zit., insbeſ. jetzt RG. 123, 147 = JW. 1929, 738). 

Das Weſen des Garantievertrages beſteht dagegen darin, 
daß das zugeſicherte tatſächliche oder rechtliche Verhältnis oder ein 
beſtimmter Erfofg für die Zukunft, alſo für die Zeit nach dem 
Kaufabſchluß und Gefahrübergang beſtehen, eintreten oder weg⸗ 
fallen ſolle (vgl. Stölzle, Viehkauf S. 453 ff. und die dort. Zit.). 

Selbſt wenn zugeſichert iſt: Die Kuh muß beim Käufer 
12 1 Milch geben, das Pferd muß beim Käufer zugfeſt ſein, ſelbſt 
in dieſen Fällen wird von der Praxis kein Garantievertrag ange⸗ 
nommen, ſondern nur Zuſicherung einer Eigenſchaft (Stölzle 
S. 454 ff.). In dem Konkreten Fall ſpricht nichts dafür, daß der 
Bekl. mehr zuſicherte als das, daß die Kuh im Zeitpunkt des (er 
fahrübergangs geſund ſei. Iſt das richtig, dann darf man ihm 
nicht unterſtellen, daß er auch eine Haftung übernehmen wollte für 
die Zeit, die nach dem Zeitpunkt des Gefahrüberganges liegt. 
Die Richtigkeit dieſer Erwägung ergibt ſich nicht nur aus wirt⸗ 
ſchaftl. Gründen, denn eine ſo ſchwerwiegende und langandauernde 
Haftung übernimmt kein vernünftiger Verkaufer, aber auch aus 
rechtl. Gründen, denn der Grundſatz des Viehgewährſchaftsrechtes 
iſt kurze Haftung des Verkäufers, kurze Verzährungsfriſt. Die 
von mir aufgeſtellten Grundſätze ſchädigen auch nicht die Intereſſen 
des Käufers, denn innerhalb der ſechswöchigen Verjährungsfrist 
läßt ſich in der Regel doch feſtſtellen, ob ein Tier geſund oder krank 
war. Wenn der Kl. die ſechswöchige Verjährungsfriſt verſäumt, 
dann iſt er an dem Verluſte ſeiner Rechte eben ſelbſt ſchuld. 

IR. Dr. Hans Stölzle 7, Kempten (Allgäu). 
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B. Arbeitsgerichte. 
Reichsarbeitsgericht. 


Berichtet von Rechtsanwalt Abel, Eſſen, Rechtsanwalt und 
Dozent Dr. Georg Baum, Berlin, und Rechtsanwalt 
Dr. W. Oppermann, Dresden. 


1. Anwendbarkeit des Reichs Tar Vertr. für das Bau⸗ 
gewerbe auf Neu⸗ und Erweiterungsbauten an Abzugs⸗ 
gräben, die keinen rein landwirtſchaftl. Zweck verfolgen. f) 

Die bekl. Sielacht ließ an dem durch ihren Bezirk laufenden 
ir des ſog. Quatſchloots Reinigungs⸗ und Erweiterungsarbeiten vor⸗ 
nehmen. 

Der Kl. verlangt für ſeine Tätigkeit bei dieſen Arbeiten Ver⸗ 
gütung nach dem RTarVertr. für Hoch⸗, Beton⸗ und Tiefbauarbeiten 
b. 30. März 1929 und dem ergänzenden Bezirks-Lohn⸗ und Arbeits⸗ 
TarVertr. für das Hoch», Beton⸗ und Tiefbaugewerbe des Unterweſer⸗ 
und Emsgebiets v. 24. Mai 1929. Beide TarVertr. ſind allgemein⸗ 
verbindlich (RArbBl. 1929, 303 u. 397), der RTarVertr. für das 
Deutſche Reich, der Bezirkstarif u. a. für das hier in Frage kommende 
Gebiet. Grundſätzlich findet nach der (RArbG. 4, 193) Verbindlich⸗ 
keitserkl. der RTarVertr. und der inſoweit auf ihn Bezug nehmende 
Bez ar Vertr. auf alle gewerbl. Arbeiter im Bau⸗ ... und Tiefbau⸗ 
gewerbe (einſchl. der Wege», Straßen⸗ und Chauſſeebauarbeiten, ausſchl. 
Pflaſterarbeiten) Anwendung, d. h. auf Baus... und Tiefbauarbeiten, 
die von gewerbl. Arbeitern in einem Unternehmen der angef. Artz 
oder in einem Unternehmen geleiſtet werden, das derartige Arbeiten 
zum Gegenſtande ſeiner betriebl. Tätigkeit macht (RArb cg. 1, 203; 2, 
181; 3, 109 1)). Ausgenommen find aber von der allg. Verbindlichkeit 
u. a. die ſtändigen Arbeiter der Staats- und Kommunalverwaltung, 
die unſtändigen nur inſoweit, als ſie nicht bei Neubauten und Er⸗ 
weiterungsbauten beſchäftigt werden, ferner die Arbeiter der Reichs⸗ 
waſſerſtraßenverw. und der preuß. Waſſerbauverw. mit Ausnahme der 
Arbeiter, die an Neu⸗ und Erweiterungsbauten beſchäftigt werden, die 
im 2. und 3. Abf. der AusfBeſt. zu § 1 Lohn TarVertr. für die Arbeiter 
der Reichswaſſerſtraßenverw. v. 2. Mai 1929 bezeichnet ſind. Die ge⸗ 
planten und z. T. durchgeführten Arbeiten ſind i. S. dieſer Ausnahmen 
Neu⸗ und Erweiterungsbauten. Es handelte ſich bei den Arbeiten nicht 
darum, den Quatſchloot zu ſchlöten, d. h. ihn von Waſſerpflanzen, Unrat 
und Raſen zu reinigen und neu zu befeſtigen, ſondern darum, ihn um 
mehrere Meter zu erbreitern und ihn auf 1,60 m zu vertiefen. Das 
geſchah in Ausführung eines größeren Planes, der die geſamten Vor⸗ 
flutverhältniſſe anders regelte und das Binnenwaſſer nach Weſten dem 
Nordener Tief zuleiten wollte, während es bisher in nördlicher Rich⸗ 
tung dem Meere zugeleitet wurde. Es war daher eine ſtellenweiſe Ver⸗ 
legung und völlige Neuanlegung des Grabens vorgeſehen. Der Quat⸗ 
ſchloot gehört zu den Hauptzugſchlöten, die das geſamte Binnenwaſſer 
aus den Hammrichen, dem ausgedehnten Weideland und den höher 
gelegenen Geeſtdörfern ſammeln und dem Meere zuführen. Sie haben 
eine über das landwirtſchaftl. Intereſſe hinausgehende Bedeutung. Sie 
kommen allen Bewohnern der im Bereiche der bell. Sielacht gelegenen 
Dörſer und auch den Grundſtücken zugute, die in gewerbl. Benutzung 
ſtehen. Es handelte ſich um eine das geſamte Land und alle ſeine Be⸗ 
wohner berührende Angelegenheit, die einen Teil Oſtfrieslands „vital 
berührte“, da aus entwäſſerungstechniſchen Gründen die Vorflut, die 
zu dem der Verſandung ausgeſetzten Neßmer Siel ging, nach Weſten 
verlegt werden ſollte. Mit Rückſicht hierauf und auf den erheblichen 
Umfang ſind die geplanten Arbeiten nach ihrem Wirtſchaftsziel und 
Zweck nicht als landwirtſchaftliche, ſondern als Tiefbauarbeiten auf⸗ 


Zu 1. Zu RArbcz. v. 15. Mai 1929: JW. 1929, 3328 hat 
Verf. bereits betont, daß das RArbch. die Frage, ob Erdarbeiten an 
Gräben, die von ungelernten Landarbeitern ausgeführt werden können, 
als Tiefbauarbeiten dem Baugewerbetarif mit neuen höheren Lohn⸗ 
ſätzen zuzurechnen ſind, m. R. individuell behandelt. Es ſcheidet vom 
Baugewerbetarif aus die dem Betriebe der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
eigentümlichen und ihren Zwecken beſtimmten Erdarbeiten. Gleichwohl 
unterſtehen die der Landwirtſchaft eigentümlichen und dienlichen Arbeiten 
dem Baugewerbetarif, wenn der Schutzzweck über den landwirtſchaftl. 
Intereſſenkreis hinaus nichtlandwirtſchaftl. Kreiſen dienſtbar wird. 
Wenn bei den vorl. Erdarbeiten es ſich nicht allein um die übliche 
Grabeuräumung handelt, ſondern um die Vorbereitung einer ander⸗ 
weiten Regelung der Vorflutverhältniſſe, die ſogar Grabenverlegungen 
zur Folge hat, ſo iſt dem Urt. zuzuſtimmen, wenn es auch den vor⸗ 
bereitenden Arbeitskomplex bereits zu den Tiefbauarbeiten zählt und 
den Bauarbeitertarif anwendet. Bei der Zuziehung von Landarbeitern 
zu den gewöhnl. Grabenräumungen kommt nie der Tiefbautarif in 
Frage. Sobald aber den Räumungspflichtigen von der Schaukommiſſion 
andere Arbeiten, z. B. die Höherlegung einer Grabenüberbrückung, 
auferlegt werden, gehen dieſe Bauarbeiten über eine landwirtſchaftliche 
Arbeitstätigkeit hinaus. Mit Recht prüft das KAG. neben dem 


2) JW. 1929, 2070. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift * 


zufaſſen. Der vorl. Fall unterſcheidet ſich weſentlich von RArbch. : 
IW. 1929, 3328. Die dort in Frage ſtehende Entleerung ſog. Schlick⸗ 
ſchächte war eine Arbeit, die nach ihrem wirtſchaftl. Ziel und Zweck 
nur der Landwirtſchaft, der Düngung, Schaffung und Verbeſſerung 
von Weideland im Vorgelände des Deichs diente. Zwar trat dadurch 
mittelbar ein erhöhter Deichſchutz ein, nicht aber als Zweck der Arbeiten. 
Dieſe hatten nach Dauer und Umfang das übliche Maß landwirtſchaft⸗ 
licher Arbeiten nicht überſchritten. Sie waren auch hauptſächlich von 
landwirtſchaftl. Arbeitern ausgeführt worden und konnten als gewerbl 
Arbeiten nicht gelten. Im vorl. Fall dagegen hat die Bekl. i. S. von 
RArbGG. v. 17. Sept. 1930, RAG 127/30 u. RALHG.: JW. 1929, 3328 
Tiefbauarbeiten zum Gegenſtande ihrer betrieblichen Tätigkeit gema 
(vgl. auch RArbG. 1, 203; 2, 181; 3, 109 2). 

(RArb Gh., Urt. v. 19. Sept. 1931, RAG 45/31. — Osnabrück.) IO. 


C. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reid). 


Reichsfmanzhof. 


Berichtet von Reichsfinaunzrat Dr. Boethke, Reichsfinanzrat Arlt 
und Reichsfinanzrat Dr. Georg Schmauſer, München. 


Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs 
finanzhofs abgedruckt.] 


Reichsabgabenordnung. 


1. 8116 NFaſſ. (8 96 AFaſſ.) RAbgoO. Es liegt keine 
Veräußerung im Sinne des 8 116 RA bg. NFaſſ. vor, wenn 
beim Pachtrückfall der Verpächter die vom Pächter be’ 
ſchafften Betriebseinrichtungen in Gemäßheit des Pacht 
vertrages gegen Entgelt übernimmt. 5 

Der Beſchw. hat fein Anweſen den Eheleuten F. zur Ein“ 
richtung und zum Betriebe eines Lichtſpieltheaters pachtweiſe über 
laſſen. Nach Kündigung dieſes Pachtverhältniſſes übernahm der Beſchws ' 
den Kinobetrieb, wobei ihm die geſamte Kinoeinrichtung, die die Ehe“ 
leute F. vereinbarungsgemäß beſchafft hatten, von dieſen übertragen wurde. 

Die Heranziehung des Beſchwe. für die Umſatzſteuerrückſtände 
der Eheleute F. iſt zu Unrecht erfolgt. Wie der Senat bereits in dem 
Urt. VA 64/31 v. 18. Mai 1931 (RStBl. 445) in Abweichung von 
feiner früheren Rſpr. ausgeſprochen hat, iſt der Verpächter eines Unter? 
nehmens, an den das Unternehmen zurückfällt, auch dann nicht haft“ 
bar i. S. des § 96 NABGD. a. F. (8 116 Abſ. 1 RAbgO. n. F.), wenn 
er den Betrieb des Pächters weiterführt. Geht nun bei einem ſolchen 
Pachtrückfall eine Betriebseinrichtung in das Eigentum des Verpächter 
über, fo entſteht die Frage, ob wegen des Erwerbes dieſer die weſen“ 
liche Vorausſetzung für die Fortführung des Betriebes bildenden Ein⸗ 
richtung die Haftung nach 8 96 RAbgO. a. F. (5 116 Abſ. 1 RAbgd. 
n. F.) zu bejahen ſei. Gegenſtand des Pachtvertrages war hier ein 
Lichtſpieltheatergebäude des Verpächters; daß die Aufwendungen für 
den Umbau von den Pächtern zu tragen waren, iſt ohne entſcheidende 
Bedeutung; wirtſchaftlich fand das feinen Ausgleich dadurch, daß der 
Pachtzins entſprechend niedriger gehalten und damit die Bausumme 
amortiſiert wurde. Nun war zwar über eine Verpflichtung zur ar 
ſchaffung der beweglichen Betriebsgegenſtände und deren Verbleib nach 
Pachtablauf im Pachtvertrag keine Beſtimmung getroffen. Aber ihre 
Anſchaffung durch die Pächter war nach dem Inhalt des Pachtvertrag? 
eine ſelbſtverſtändliche Notwendigkeit, und es kann angenomme 
werden, daß auch ihre Übernahme durch den BeſchwF. für die Ber 


Zweck auch die Art der Arbeit. Nicht immer fallen z. B. im Gebiet 
der Rhinluchmeliorationsgenoſſenſchaft des Havellands vorgenommen 
Grabenvertiefungen und Erweiterungen unter den Tiefbau. Es iſt ter 
zu prüfen, ob dieſe Arbeiten aus dem Rahmen der mit der Gra 
räumung verbundenen Uferbefeſtigung und insbeſ. aus der Reinigungs“ 
pflicht der der Verſandung ausgeſetzten Gräben des Havelländiſchen 
Luchs herausfallen. Das Ausſchöpfen von Sand, um in beſtimmte 
Tiefe die Grabenſohle freizulaſſen, iſt keine Tieſbauarbeit. Eine Frei 
legung der Sohle iſt keine Vertiefung, wohl aber ihre Tieferlehn 
über den normalen Sohlenſtand hinaus. Eine Verbreiterung, die nos 
Uferbefeſtigung iſt (z. B. Überſchwemmungen haben die Befeſtigung * 
ſeitigt und die Neubefeſtigung muß infolge Anderung des Grabenlaufe⸗ 
durch das Hochwaſſer an anderen Stellen angebracht werden, wobu 
eine Verbreiterung des Grabenbettes eintritt), fällt nicht unter d 
Tiefbauarbeiten, wohl aber die ſtellenweiſe planmäßige — d.) 
vorhergeſehene notwendig gewordene und völlige Verlegung (D. Verf.) = 
Neuanlegung eines Grabens. N 
Das RArbcz. paßt fi unter Heraushebung der Wirtſchafte“ 
zwecke der Arbeiten gut den Belangen der beſchäftigten Arbeitnehmer 
RA. Ernſt Böttger, Berlin. 


2) JW. 1929, 2070. 
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endigung des Pachtverhältniſſes als die für beide Teile zweckmäßigſte 
döſung von vornherein ins Auge gefaßt war und ſomit auf die Ge⸗ 
ſtaltung des Pachtverhältniſſes von Einfluß geweſen ift. Die Geſtaltung 
entſpricht der im 8587 BGB. getroffenen Regelung. Die Übernahme 
der Einrichtung durch den Verpächter iſt die rechtliche Folge der Be⸗ 
endigung des Pachtverhältniſſes und ebenſowenig wie dieſes ſelbſt als 

eräußerung i. S. des SIE RAbgoO. a. F. (8116 Abſ. 1 RAbgO. n. F.) 
anzuſehen. 


(Rich, 5. Sen., Urt. v. 3. Juli 1931, VA 165/31 8.) 


Einkommenſteuergeſetz. 


2. 58 6 Abſ. 2, 12, 26 EinfSt®. Zur Frage, ob 
Vertpapiere, die ehemals als Pachtkaution dienten, zum 
landwirtſchaftlichen Betriebsvermögen gehören. ) 

Die Beſchw. — Vater und Sohn — haben gemeinſam ein 
Rittergut gepachtet. Sie führen Bücher. Strittig iſt, ob der bei 
er Veräußerung von Roggenpfandbriefen erzielte Gewinn dem 
Einkommen aus Landwirtſchaft zuzurechnen iſt. Die Vorbehörden 
haben dies bejaht. 5 
Nach den Feſtſtellungen der Vorbehorden wurden die frag⸗ 
lichen Wertvapiere Anfang 1924 aus Betriebsmitteln beſchafft und 
zunächſt als Pachtſicherheit hinterlegt, Ende 1924 jedoch von den 
erpächterinnen freigegeben. Sie wurden darauf einer Bank, die 
auch die ſonſtigen Wertpapiere verwahrte, zur Aufbewahrung über⸗ 
geben, wo ſie bis zum Verkauf verblieben. Die Vorbehörde ent⸗ 
nimmt vor allem daraus, daß die Wertpapiere auch nach Frei⸗ 
gabe als Sicherheit weiterhin in den Betriebsbüchern als „Pacht⸗ 
Raution“ geführt wurden, den Grund, die Wertpapiere bis zu ihrer 
Veräußerung als Betriebsvermögen anzusprechen. Sie erachtet den 
Hinweis der Beſchw§. darauf, daß die laufenden Erträgniſſe der 
zertpapiere bei der Einkommenſteuer als aus Kapitalvermögen 
fließend erklärt und veranlagt und auch bei der Vermögenſteuer 
die Wertpapiere als ſonſtiges Vermögen behandelt ſeien, für nicht 
geeignet, die Bedeutung der Buchungen zu entkräften. Eine Klar⸗ 
ſtellung, daß die Beſchw. die Pfandbriefe nunmehr als Privat⸗ 
vermögen betrachten wollten, ſei dadurch nicht erfolgt. Wenn ſie 
ie Papiere mit Verluſt verkauft hätten, würden ſie ſich wohl 
auch auf die Buchung als Betriebsvermögen berufen haben. 

Die Beſchwß. beſtreiten das letztere. Sie ſehen in den Werk⸗ 
papieren, insbeſ. nach deren Freigabe als Kaution, lediglich Privat⸗ 
apitalbermögen. In der Begründung zur Rechtsbeſchwerde weiſen 
die Beſchw§. beſonders darauf hin, daß die nur weſentlich weiter 
erfolgte buchliche Behandlung als Pachtkaution nachträglich be⸗ 
richtigt worden ſei. 

Die zu entſcheidende Frage hat inſofern grundſätzliche Be⸗ 
deutung, als ſie die Grenzlinie zwiſchen Betriebs⸗ und Privat⸗ 
dermögen bei Landwirten betrifft. Der Senat hat deshalb vor 
Entſch. den Deutſchen Landwirtſchaftsrat unter Darlegung der 
weſentlichen Tatbeſtandsmerkmale, aber ohne Erwähnung, daß im 
zu entſcheidenden Falle die Verſteuerung eines Gewinns in Frage 
omme, erſucht, eine gutachtliche Außerung zu folgenden beiden 

unkten abzugeben: 5 5 
1. ob buchführende Landwirte im allgemeinen geneigt ind, Vor⸗ 
gänge wie die Anſchaffung von Wertpapieren zu Pachtkautionen 


— 


Zu 2. Die Entſch. beſchäftigt ſich mit der praktiſch ſehr wich⸗ 
tigen Frage, unter welchen Vorausſetzungen Wertpapiere, die einem 
Landwirt gehören, Beſtandteil ſeines landwirtſchaftlichen Betriebsver⸗ 
mögens ſind. Dieſer Frage kommt gerade heute bei der außerordent⸗ 
ichen Kurseinbuße in der letzten Zeit eine erhöhte Bedeutung zu; 
enn wenn die Wertpapiere zum Betriebsvermögen gehören, ſo 
önnen die Kurseinbußen über ein Erfolgskonto abgeſchrieben werden. 
n dem Urt. v. 25. Juni 1930 waren die Wertpapiere zunächſt als 
achtkaution hinterlegt. Sie dienten alſo zur Sicherung einer nur 
möglichen Forderung. Später wurden ſie als Kaution freigegeben, ſie 
urden einer Bank zur Aufbewahrung übergeben und dienten gleich⸗ 
zeitig als Kreditunterlage. Auch jetzt wurden ſie alſo zu Sicherungs⸗ 
zwecken hinterlegt, aber ſie ſollten nunmehr nicht nur eine mög⸗ 
iche, ſondern, wie man wohl unterſtellen darf, eine tatſächlich 
bdorhandene Forderung ſichern. Eine rechtliche Bedeutung kommt 
dieſem Unterſchiede indeſſen nicht zu; denn man wird weder in dem 
einen noch in dem anderen Falle Wertpapiere nur um deswillen 
zum Betriebsvermögen rechnen dürfen, weil ſie zu Sicherungszwecken 
verpfändet werden ſind, ob ſie nun eine vorhandene oder nur eine 
ünftige Forderung ſichern ſollen. Früher dachte man hierüber an⸗ 
ers. Das PrOG. ſtand auf dem Standpunkt, daß eine im Gewerbe⸗ 
etrieb hinterlegte Kaution zum gewerblichen Betriebsvermögen ge⸗ 
hörte OVG. i. St. 7, 107). Dieſe Rſpr., die naturgemäß auch 
auf Pachtkautionen ſinngemäße Anwendung hätte finden müſſen, 
entſpricht aber nicht mehr unſerer heutigen Anſchauung. Sonſt müßte 
boa beiſpielsweiſe ein einem Induſtriellen gehöriges Wohngrundſtück, 
elches an ſich mit dem Betrieb nicht das geringſte zu tun hat, 
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mehr als den Betrieb oder mehr als das Privatvermögen aus⸗ 
gehend zu betrachten; 

2. ob in dem vorliegend geſchilderten Falle nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung (vgl. 86 Abf. 2 EinkStch.) eine Zugehörigkeit oder 
Nichtzugehörigkeit der Roggenpfandbriefe, die, aus Betriebs⸗ 
mitteln erworben, als Pachtkaution und nach Rückgabe durch 
den Verpächter als Kreditunterlage dienten, zum Betriebs⸗ 
vermögen angenommen werden kann. 

Nach Einholung der Stellungnahme der in dem Beirat der 
Betriebs⸗ und Steuerſtelle beim Deutſchen Landwirtſchaftsrat zu⸗ 
ſammengeſchloſſenen landwirtſchaftlichen Organiſationen (Buchſtellen 
der Landwirtſchafts kammern, des Reichslandbundes, der Geſell⸗ 
ſchaft für Howardſche Buchführung und der Deutſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsgeſellſchaft) hat der Deutſche Landwirtſchaftsrat nachſtehendes 
Gutachten erſtattet: 

„Zu 1. Der Verkehrsauffaſſung entſpricht es, daß Wert⸗ 
papiere grundſätzlich als zum Privakvermögen gehörig anzuſehen 
find. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Wertpapiere mit 
Mitteln der aus dem landwirtſchaftlichen Betrieb gewonnenen Er⸗ 
träge angekauft werden, da der Landwirt in dieſer Anlage kein 
Betriebskapital erblickt, ſondern den Spargroſchen für das Alter 
und das Erbteil ſeiner Kinder, die den Beſitz nicht übernehmen. 
In der Landwirtſchaft iſt der Begriff der Ablieferungen und Zu⸗ 
ſchüſſe geläufig. Ablieferungen ſind die Beträge, die der Be⸗ 
trieb an den Beſitzer abliefert und über die er dann nach freiem 
Ermeſſen verfügen kann. Die Ablieferungen können keils ver⸗ 
braucht, teils geſpart und in Wertpapieren angelegt werden. Zu⸗ 
ſchüſſe ſind die Beträge, die der Landwirt aus ſeinen erſparten 
oder ſonſtigen Privatmitteln dem Betriebe zuführt, ſei es zur Ab⸗ 
deckung von Schulden oder zur Subſtanzvermehrung. Von den land⸗ 
wirtſchaftlichen Buchſtellen werden ſolche Wertpapieran⸗ und vver⸗ 
käufe in der Regel über das Privatkonto verbucht. Man darf je⸗ 
doch aus dieſer Buchungsart nicht ſchließen, daß der Kursverluſt 
bei der Aufnahme einer Pfandbriefſchuld, die zur Deckung von 
Betriebsſchulden verwendet wird, einkommenſteuerrechtlich nicht 
abzugsfähig ſei (die Abzugsfähigkeit des Kursverluſtes in ſolchen 
Fällen iſt ja auch durch mehrere Entſch. des R§ H. anerkannt). 
Der Vollſtändigkeit halber ſei noch darauf hingewieſen, daß Werk⸗ 
papiere, deren Anſchaffung ſich zwangsläufig aus dem Betrieb er⸗ 
gibt, ſelbſtverſtändlich zum Betriebsvermögen gehören. Hierher 
gehören insbeſ. Aktien oder Anteile einer Aa e Molkerei, 
Trocknungsanlagen, Elektrizitätswerke (Überlandzentralen), Anteile 
von Ein⸗ und Verkaufsgenoſſenſchaften uſw. Dieſe Vermögens⸗ 
werte ſind mit dem Betrieb unmittelbar verknüpft und wirken 
direkt auf den Reinertrag ein. 

Was die Frage der Pachtkaution betrifft, ſo gehen die 
Anſichten der befragten Buchſtellen auseinander. Die eine Auf⸗ 
faſſung neigt dazu, die Pachtkautionen dem Betriebsvermögen 
zuzurechnen. Dieſe Auffaſſung wird damit begründet, daß die 
Pachtkaution regelmäßig Vorausſetzung für den Abſchluß des Pacht⸗ 
vertrags ſei, der Pächter mithin mit dieſer Ausgabe von vorn⸗ 
herein ebenſo rechnen müſſe wie mit der für die Übernahme des 
Inventars. Aus dieſer engen Verbundenheit dieſer beiden Aus⸗ 
gaben ergebe ſich, daß die Kaution in gleicher Weiſe wie der Auf⸗ 
wand für das Inventar zum Betriebsvermögen rechne. 

Demgegenüber ſieht die andere von der Mehrheit der be⸗ 


allein um deswillen dem Betriebsvermögen hinzurechnen, weil der 
Induſtrielle zur Sicherung von Forderungen, die in ſeinem Gewerbe⸗ 
betrieb gegen ihn begründet ſind, eine Hypothek an dieſem Grundſtück 
beſtellt hat. Dieſe Folgerung hat man aber bisher, ſoweit ich über⸗ 
fehen kann, noch niemals gezogen. Dann kann man aber auch ben 
Fall der Stellung einer Kaution nicht anders behandeln. 

Daraus folgt indeſſen nicht, daß die Tatſache einer Kautions⸗ 
ſtellung oder einer Lombardierung von Wertpapieren rechtlich be⸗ 
deutungslos wäre. Sie kann nämlich ſehr wohl in Verbindung mit 
anderen Tatſachen eine Rolle ſpielen. Wenn ein Landwirt ihm ge⸗ 
hörige Wertpapiere durch ſeine Bücher gehen läßt, ſo kann hieraus 
allein auch nicht geſchloſſen werden, daß die Wertpapiere zum Be⸗ 
triebsvermögen gehören. Wenn aber die Papiere in der Buchführung 
regiſtriert werden und die Papiere gleichzeitig als Kaution oder zu 
Lombardzwecken hinterlegt werden, dann wird man wohl annehmen 
dürfen, daß ſolche Papiere zum landwirtſchaftlichen Betriebsvermögen 
gehören; denn durch die Hinterlegung wird eine Verbindung zwiſchen 
dem landwirtſchaftlichen Betrieb und den Wertpapieren geſchaffen. 
Dies reicht, wie oben ausgeführt, allein nicht aus, um die Papiere 
als Betriebsvermögen zu ſtempeln. Werden ſie aber auch in den 
Büchern geführt, ſo kann man hieraus wohl auf den Willen 
schließen, dieſe Wertpapiere als landwirtſchaftliches Vermögen zu be⸗ 
handeln. Dies iſt auch der Standpunkt, den der RF. in dem obigen 
Urteil eingenommen hat und gegen den ſich ſicherlich nichts ein⸗ 
wenden läßt. 

UM. Dr Ser dens 
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fragten Buchſtellen vertretene Auffaſſung in der kautionsweiſen 
Hinterlegung von Wertpapieren einen rein privaten Vorgang, der 
mit der Bewirtſchaftung des Betriebs in keinerlei Zuſammenhang 
ſtehe. Die Pachtkautionen werden geſchaffen, um dem Verpächter 
Sicherheit für ſeine Vertragsrechte zu geben, ſie trete alſo nur in 
einem perſönlichen Schuldverhältnis auf. 

Der Deutſche Landwirtſchaftsrat ſchließt ſich der letzteren Auf⸗ 
faſſung an. Sie entſpricht den Grundſätzen ordnungsmäßiger Buch⸗ 
führung und den von den hervorragendſten Betriebswirtſchafts⸗ 
lehrern (Laur, Grundlagen und Methoden, 2. Aufl., S. 23) ver⸗ 
tretenen betriebswiſſenſchaftlichen Auffaſſung, welche als Geld⸗ 
kapital nur das bare Geld (Kaſſenbeſtand) und die Forderungen an⸗ 
ſieht. Ebenſowenig wie die Zinſen aus den hinterlegten Wert⸗ 
papieren mit dem landwirtſchaftlichen Reinertrag etwas zu tun 
haben und auch nicht als Einkommen aus Landwirtſchaft auf⸗ 
zufaſſen ſind, ebenſowenig gehört die Pachtkaution zum Betriebs⸗ 
vermögen. Die Zugehörigkeit zum Betriebsvermögen wird nur beim 
Vorliegen beſonderer Verhältniſſe anzunehmen fein. 

Zu 2. Ob für den vorliegenden Fall derartige beſondere Ver⸗ 
hältniſſe vorliegen, iſt ohne eingehendere Kenntnis des Tat⸗ 
beſtandes für den Deutſchen Landwirtſchaftsrat ſchwer zu be⸗ 
urteilen. Dem Deutſchen Landwirtſchaftsrat erſcheint es das Rich⸗ 
tigſte, die Beurteilung des Tatbeſtandes auf den Willen der Pflich⸗ 
tigen ſelbſt abzuſtellen. Dabei erſcheint es nicht maßgebend, daß 
die Wertpapiere aus Betriebsmitteln erworben und nach Freigabe 
durch den Verpächter als Kreditunterlage bei einer Bank auf⸗ 
bewahrt ſind. Wie oben zu 1 ausgeführt, ſind nach der Verkehrs⸗ 
auffaſſung Wertpapiere, auch wenn ſie aus freigewordenen Be⸗ 
triebsmitteln erworben ſind, im allgemeinen dem Privatvermögen 
zuzurechnen und bleiben Privatvermögen auch dann, wenn ſie als 
Kreditunterlagen benutzt werden. Ob die von dem Pächter auf⸗ 
genommenen Bankkredite durch die Wertpapiere dinglich geſichert 
werden oder nicht, iſt für die Beurteilung ohne Einfluß und 
lediglich nur Formſache, da die Bank ſowieſo nach den allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen die Verfügungsgewalt über die Papiere durch 
die Aufnahme in ihr Depot gewonnen hatte. Dagegen ſpricht der 
Umſtand, daß die Papiere in der Buchführung der Steuerpflichtigen 
als „Kapitalwert der Pachtkaution“ geführt worden ſind, der ſon⸗ 
ſtige, wenn auch geringfügige Effenktenbeſtand aber nicht in den 
Büchern erſcheint, dafür, daß der Wille der Steuerpflichtigen 
dahin ging, die Wertpapiere dem Betriebsvermögen zu widmen und 
die Pachtkaution als Betriebskapital anzuſehen.“ 

(REH., 6. Sen., Urt. v. 25. Juni 1930, VI A 799/29.) 


Umſatzſteuergeſetz. 


3. 5 1 UmſStG.; Art. 1 BayͤKörG. v. 13. Aug. 1910 
und 31. März 1930 (GVBl. 1910, 609; 1930, 144). In Bayern 
geſchieht die Haltung eines Zuchtbullen durch die Ge⸗ 
meinde kraft Geſetzes (För G.) im Rahmen der den Ge⸗ 
meinden obliegenden öffentlichen Aufgaben und iſt daher 
um ſatzſteuerfrei. 5) 

In Bayern iſt durch das Körgeſetz v. 13. Aug. 1910 und 
31. März 1930 (SHELL. 1910, 609; 1930, 144) in Art. 1 be⸗ 
ſtimmt, daß in Gemeinden, in denen Rinderzucht oder Schweinezucht 
betrieben wird, die Sorge für die Haltung der erforderlichen Bullen 
und Eber der Gemeinde obliegt. Die Haltung von Zuchttieren iſt in 
Bayern den Gemeinden danach durch Geſetz als Teil der ihnen ob⸗ 
liegenden öffentlich⸗rechtlichen Aufgaben zugewieſen. Die Regelung 
weicht damit ab von der beiſpielsweiſe für die preuß. Provinzen 
Schleſien und Heſſen⸗Naſſau durch das preuß. Geſ. v. 19. Aug. 1897 
(GS. 393) getroffenen Regelung, bei der die Gemeinden nur er⸗ 
gänzend einzutreten haben, wenn nicht genügend private Halter von 
Zuchttieren vorhanden ſind (Rö. v. 11. Febr. 1927, V A 893/26). 
Auf Grund der Vorſchr. des BayKörGG. haben die Vorinſtanzen daher 
mit Recht angenommen, „daß die Leiſtungsempfänger (Tierhalter) 
kraft Geſetzes zur Annahme der gemeindlichen Leiſtung (Deckgeſchäft)“ 
gezwungen ſind und daß auf der anderen Seite die Gemeinde geſetz⸗ 
lich zur Haltung der Zuchttiere verpflichtet iſt. Rechtsirrtümlich it 
aber die Auffaſſung des Fincker., daß durch die geſetzliche Regelung, 


Zu 3. Das Reich und die ſonſtigen öffentlich⸗rechtlichen Ver⸗ 
bände ſind mit den Eingängen aus gewerblicher oder beruflicher 
Tätigkeit ſteuerpflichtig, dagegen ſteuerfrei mit den Einnahmen aus 
obrigkeitlicher Tätigkeit. In RFH. 13, 221 hat der R§ H. die Ein- 
gänge einer Gemeinde an Kurtaxe als Entgelte aus gewerblicher 
Tätigkeit für umſatzſteuerpflichtig erklärt, auch ſonſt hat er den Kreis 
der Umſatzſteuerpflicht der öffentlich-rechtlichen Verbände ſehr weit 
gezogen. Dieſe Rſpr. iſt ſtark angegriffen worden, Bühler (JW. 
1929, 2130) hat ſogar die erwähnte Entſch. betr. die Kurtaxen als 
„Gipfel der Verirrung“ bezeichnet (vgl. die Beſpr. des Verf. zu RF. 
v. 24. Juli 1931, V A 350/30 8. (Die Entſch. wird demnächſt abgedr. 
werden. D. S.) Dieſer Kritik iſt durch die obige zutreffende Entſch. 
Rechnung getragen. 

RA. Dr. Meinhold Nußbaum, Nürnberg. 
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weil die Bullenhaltung auch Gegenſtand einer privaten Erwerbstätig 
keit fein könnte, den Gemeinden lediglich eine „Monopolſtellung 
eingeräumt ſei, jo daß eine Umſaßſteuerpflicht der Gemeinde für 
aus der Bullenhaltung erzielten Entgelte beſtehen würde. Das Fincher. 
verkennt die Begriffe des Staatshoheitsakts und des Monopols 
Unter Monopol iſt eine Vorzugsſtellung im Tauſchverkehr zu ver 
ftehen, die zugunſten des Inhabers des Monopols bei der Veräuße“ 
rung oder bei dem Erwerb von Gütern fremden Wettbewerb be⸗ 
ſchränkt oder ausſchließt (Hans Goldſchmidt: Handwörterbu 
der Rechtswiſſenſchaften von Stier⸗Somlo und Elſter Bd. 1 
S. 117). Der Geſichtspunkt der wirtſchaftlichen Bevorzugung war 
aber für das bayer. Geſ. nicht maßgebend. Hier ſollte im allgemeinen 
(öffentlichen) Intereſſe den Gemeinden die Aufgabe der Haltung var 
Zuchttieren zugewieſen werden, um damit die Erhaltung und Fbede⸗ 
rung eines geſunden Tierbeſtandes ſicherzuſtellen. Im Rahmen 
Geſetze ſind Reich und Länder berechtigt, den Kreis der Aufgaben zu 
umſchreiben, die ſie als hoheitsrechtliche anſehen wollen. Daß dieſer 
Kreis hier geſprengt wäre, iſt nicht erſichtlich. Der Annahme, dal 
die Erfüllung hoheitsrechtlicher Aufgaben vorliegt, ſteht auch nich 
entgegen, daß nach Art. 2 BayKör®. die Gemeinde die Bullenhaltung 
auch Privatperſonen vertraglich übertragen kann. Grundſätzlich . 
es den öffentlichen Körperſchaften überlaſſen, in welcher Form ſie 
die ihnen obliegenden Aufgaben erfüllen wollen. 
(RFH-, 5. Sen., Urt. v. 11. Dez. 1931, V A 796/81 8.) 
* 


4. f 1 Nr. 1 UmſStG. Wenn eine Eierverwertungs“ 
genoſſenſchaft Eier, die fie von ihren Mitgliedern be 
zieht, vor der Weiterlieferung an ihren Abnehmer jo?“ 
tiert, durchleuchtet, nach Farbe und Gewicht zuſammen“ 
ſtellt und verpackt, ſo gehen dieſe Handlungen über den 
Rahmen der Beförderung hinaus. h 

Die beſchwerdeführende Genoſſenſchaft übernimmt von ihren mir 
gliedern Eier gegen Bezahlung nach dem Gewicht. Sie liefert die Eien 
weiter und vereinnahmt dafür den Erlös nach gewiſſen Abzügen. 
Danach liegen jedenfalls mehrere Umſätze i. S. von 9 1 Nr. 1 UmStch. 
vor, und die BeſchwF. iſt daran als Unternehmerin i. S. von 87 
teiligt. Ihr Einwand, daß ſie die Eier lediglich bei ihren Mitgliedern 
ſammele und für deren Rechnung den Verkauf lediglich vermittle, 
unbehelflich, da weſentlich iſt, daß die Mitglieder dem Lieferungs 
empfänger gegenüber gar nicht in die Erſcheinung treten, ihm gegen“ 
über nicht ſelbſt Lieferer ſind. > 

Die BeihiwF. erlangt den unmittelbaren Beſitz an den Eiern. 
Ihr Anſpruch auf Steuerbefreiung nach § 7 UmſStch., weil fie den 
Beſitz an den Eiern nur zur Beförderung erlange und übertrage, ut 
unbegründet. Das Fin®er. hat für den Senat bindend feftgeftellt, daß 
die BeſchwF. vertragsmäßig verpflichtet iſt, die Eier zu liefern. Selof 
wenn aber, wie die BeſchwF. will, Vorverkauf anzunehmen wür, 
würde 8 7 UmfStG. nicht anwendbar fein. Es ſteht feſt, daß ® 
BeſchwF. die Eier erſt dann weiterliefert, wenn fie die Eier ſortier 
durchleuchtet, die Sendungen nach Farbe und Gewicht der Eier du 
ſammengeſtellt und in Kiſten verpackt hat. Jedenfalls ſind dieſe Hat 
lungen nicht ſolche, die lediglich der Beförderung dienen, was = 
ſchon daraus ergibt, daß ein Frachtführer, dem nur dieſe obliegt, bi 
Handlungen, insbeſ. auch das Durchleuchten der Eier, ſelbſt wenn 
bloß die Feſtſtellung ihrer Unverdorbenheit bezweckt, das Sortieren 
und Zuſammenſtellen nach Farbe und Gewicht nicht vorzunehmen HA 
Auch nach der eigenen Darſtellung der BeſchwF., daß ſie damit 
Eier erſt verkaufsmöglich machen und der Stelle, der ſie zu ieh 
ſtehenden Lieferungsbedingungen zu leiſten habe, ihre Arbeit erleichte 
wolle, geht hervor, daß jene Maßnahmen über den Rahmen der D. 
förderung hinausgehen. Damit aber iſt die Anwendung des 8 7 aus 
geſchloſſen. 

(RZ9., 5. Sen., Urt. v. 26. Sept. 1931, V A 262/31, RS. 29, 240, 
* 

5. 81 Nr. 1, 3 Pr 3 UmfStch. Verkauft eine Stade, 
gemeinde nicht nur gelegentlich Grundſtücke, ſo ſind dae, 
Verkäufe regelmäßig Ausfluß einer nachhaltigen gewen, 
lichen Tätigkeit und auch dann ſteuerpflichtig, wenn el 
zelne Verkäufe an gemeinnützige Unternehmen erfolgen.! 


Die Stadtgemeinde hat in der Zeit v. 1. Jan. 1924 Pr 
31. März 1927 etwa 30 Grundſtücksverkäufe an wasche 


werber getätigt und iſt wegen der vereinnahmten Entgelte zur U i 
herangezogen worden. Der Einſpruch hatte keinen Erfolg. Auch ® 
Berufung wurde als unbegründet zurückgewieſen. 118 

In der RBeſch. erkennt die BeſchwF. entgegen ihrem frü e Pr 
Beſtreiten an, daß ſie bei den Grundſtücksverkäufen nicht im Au 


Zu 5. Die Entſch. enthält Rechtsgedanken, die der ftänd- 
Ripr. des RF. eigen find. 

1. Wenn eine Gemeinde ſich am gewerblichen Verkehr = 
teiligt — und die ſyſtematiſche Veräußerung von Grundſtücken 10 
mit der Ausübung öffentlich⸗rechtlicher Befugniſſe in der Regel m 
das geringſte zu tun —, fo kann ſie nicht deshalb Gemeinnützigl 
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übung öffentlich- rechtlicher Gewalt tätig geworden iſt. Die Beſchw . 
beſtreitet aber wie vorher, daß der Verkauf von Grundſtücken bei ihr 
als gewerbliche Tätigkeit im Sinne des Umſatzſteuerrechts angeſehen 
werden könne, unter Hervorhebung des Grundes, daß die Nach⸗ 
haltigkeit fehle. Im übrigen wird wiederholt geltend gemacht, daß 
er BeſchwF. die vom Fincher. abgelehnte Steuerbefreiung aus 
8 3 Nr. 3 UmfStG. zuſtehe. 

Da in 8 1 Nr. 1 UmfSt6. entgeltliche Lieferungen und Lei⸗ 
ſtungen beſteuert werden, bedarf es für die Annahme einer gewerb⸗ 
lichen Tätigkeit, innerhalb deren fie erfolgt fein muſſen, im weſent⸗ 
lichen nicht mehr, als daß die Tätigkeit auf Erzielung von Ein⸗ 
nahmen gerichtet iſt und über das Eigenleben des Leiſtenden hinaus⸗ 
geht. Bei einer öffentlichen Körperſchaft wie einer Gemeinde trifft 
dies regelmäßig bei jeder entgeltlichen Tätigkeit zu, die nicht unter 
die Ausübung der öffentlichen Gewalt fällt. Mit dieſer Einſchrän⸗ 
ung iſt daher auch ihre Verwaltungstätigkeit in den Bereich der 

mſatzbeſteuerung einzubeziehen. Da die Grundſtücksverkäufe im 
vorliegenden Falle nicht zur Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgten, 
gehören ſie zur Gemeindewirtſchaft. Mit ihnen beteiligte ſich aber die 

bemeinde auch am allgemeinen wirtſchaftlichen Verkehre. Die Ver⸗ 
kaufe find daher Ausfluß gewerblicher Tätigkeit wie bei dem 
privaten Grundſtückshändler. Auch ſoweit die Verkäufe in Erfüllung 
öffentlicher Verpflichtungen, mögen ſie auch auf Geſetz beruhen, er⸗ 
folgten, ſteht dieſer Umſtand nach 8 1 Nr. 1 Satz 2 UmfStG. der 
Auffaſſung des Senats nicht entgegen (vgl. RF. 4, 92). Nach⸗ 
altig iſt die Tätigkeit, wenn ſie nicht nur gelegentlich, ſondern fort⸗ 
geſetzt oder in Fortſetzungsabſicht ausgeübt wird. Das kann bei den 
Grundſtücksverkaufen der Beſchw§. nach ihrer Zahl und dem ſich 
über 31/, Jahre erſtreckenden Zeitraum füglich nicht bezweifelt werden. 

Daß der Anerkennung der Gemeinnützigkeit des Unternehmens 
nach § 3 Nr. 3 UmfSt®. ſchon das Fehlen der Ausſchließlichkeit 
entgegenſteht, hat das FinGer. bereits zutreffend hervorgehoben. Der 
ſtänd. Rſpr. des Senats entſpricht es, daß Umſätze nicht deshalb ge⸗ 
meinnützig ſind, weil ſie von einem öffentlichen Gemeinweſen, ſei es 
auch im öffentlichen Intereſſe, getätigt werden. 

(Acc., 5. Sen., Urt. v. 9. Mai 1930, V A 671/30 8.) 

* 


6. 88 1 Nr. 1, 2 Nr. 2 UmſStG.; 8 9 R Abg. n. F. 
Das jährliche Entgelt, das bei der Verpachtung von Do⸗ 
mänen der Pächter für die Überlaſſung des „eifernen In» 
ventars“ zu zahlen hat, iſt auch dann umſatzſteuerpflichtig, 

enn im Pachtvertrage das „eiſerne Inventar“ miteinem 
beſtimmten Kapitalbetrage angeſetzt und das Entgelt als 
ins von dieſem Kapitalbetrage berechnet worden iſt. 

Das Landesdomänenamt Br. iſt für das Haushaltsjahr vom 
1. April 1928 bis 31. März 1929 mit den von ihm vereinnahmten 
og. Inventarzinſen — d. h. den Beiträgen, die bei der Verpachtung 
er Staats⸗ und Kloſterdomänen auf Grund der über das „eiſerne 
Juventar“ getroffenen Abmachungen von den Pächtern zu zahlen 
ſind — zur UmſSt. veranlagt worden. Der Einſpruch des Stpfl. 
war erfolglos. Dagegen hat ihn das Finder. ſteuerfrei geſtellt, in⸗ 
em es ſich ſeiner Auffaſſung angeſchloſſen hat, daß es ſich bei den 
ſtreitigen Zinſen lediglich um Zinſen für ein dem Pächter gewährtes 
Darlehen handele und daher Steuerfreiheit nach 8 2 Ziff. 2 Umſ⸗ 

tG. Platz greifen müſſe. 

Es iſt dem Fincher. zuzugeben, daß, bürgerlich⸗rechtlich geſehen, 
nach den verſchiedenen juriſt. Konſtruktionen, die das Domänen⸗ 
amt in den letzten dreißig Jahren bei Abſchluß der hier in Frage 
lehenden Verträge angewandt hat, von Darlehen und Darlehns⸗ 
zinſen geſprochen werden kann. Dieſe rein rechtliche Beurteilung 
Kann indeſſen für die Entſch. der Frage der Umſatzſteuerpflicht 
nicht ausſchlaggebend fein. Der vom Großen Senat des RF. 
MFH. 15, 282) aufgeſtellte Satz: „Gleiche wirtſchaftliche Vorgänge 
unterliegen ausnahmslos derſelben ſteuerrechtlichen Behandlung, in 
welche äußere Rechtsform ſie ſich infolge der Entwicklung der Ver⸗ 
dultniſſe auch kleiden“, hat für den vorl. Fall beſondere Bedeu⸗ 
dens Zunächſt einmal iſt zu berückſichtigen, daß nach dem Inhalt 
er Domänenvertr. ſeit dem Juhrafttreten des BGB. die juriſt. 
Form der Überlaſſung des „eiſernen Inventars“ dreimal gewechſelt 
at, obwohl es ſich um den gleichen wirtſchaftlichen Vorgang han⸗ 
5 Ferner fällt aber entſcheidend ins Gewicht, daß die Überlaſſung 
Fir Inventar bei Pachtvertr. eine über ganz Deutſchland verbrei⸗ 
we wirtſchaftliche Tatſache iſt. Es beſteht daher kein Grund, 
dieſen Vorgang bei den Pachtvertr. der Domänenkammer Br. für 
die UmſSt. anders zu behandeln, als bei ſonſtigen Pachtvertr. Da⸗ 
für, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe bei der Mitverpachtung von 
— 


hr ſich in Anſpruch nehmen, weil ſie die Verkäufe im wirklichen oder 
ermeintlichen öffentlichen Intereſſe vorgenommen hat. 
2. Wenn es ſich nicht um gelegentliche Verkäufe, ſondern um 
eine größere Zahl von Verkaufen handelt, die ſich auf einen länge⸗ 
ten 9 erſtrecken, iſt die gewerbliche Tätigkeit zugleich eine 
nachhaltige und begründet daher die Umſatzſteuerpflicht. 

RA. Dr. Wrzeszins ki, Berlin. 
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Juventar in Br. anders lägen, als im übrigen Deutſchland, ſind 
keine Anhaltspunkte gegeben. Bei dieſer Sachlage beſteht unter 
Aufrechterhaltung des vom Großen Senat allgemein für das Steuer⸗ 
recht aufgeſtellten Grundſatzes kein Anlaß von der in der Entſch. 
v. 18. Jan. 1929, VA 784/28: RF. 24, 334 vertretenen Rechts⸗ 
anſicht abzugehen, daß bei Verpachtung eines landwirtſchaftlichen 
Betriebs mit Inventar der Teil der Pachtſumme, der auf das In⸗ 
ventar entfällt, umſatzſteuerpflichtig iſt. Dieſe Auffaſſung iſt vom 
Fin A. mit Recht für den vorl. Fall zur Geltung gebracht worden. 
Das Urteil des Finger. war danach aufzuheben und die Einſpruchs⸗ 
entſch. des Fin A. wiederherzuſtellen. 
(RZS., 5. Sen., Urt. v. 2. Oft. 1931, V A 461,31.) 
* 


7. 5 8 Nr. 1 UmjSt®. Bei der Veräußerung eines 
mit einer privatrechtlichen Reallaſt belaſteten Grundſtücks 
bildet der Kapitalwert der Reallaſt einen Beſtandteil des 
umſatzſteuerpflichtigen Entgelts. Als Zeitpunkt der Ver⸗ 
einnahmung dieſes Entgeltteils iſt der Übergang des 
Eigentums an dem belaſteten Grundſtück anzuſehen. 1 


Die Rommel. R. hat durch Vertrag v. 11. Juli 1928 ihren 
Grundbeſitz für 200 000 AM an die Stadt Br. verkauft. Nach dem 
Vertrag erfolgte der Verkauf frei von allen Laſten und Schulden 
mit Ausnahme eines im Grundbuch zugunſten der Stadtgemeinde 
Br. eingetragenen Erbpachtzinſes. Bei der Berechnung der Umſst. 
hat das Fin A. den Kapitalwert des Erbpachtzinſes dem Kauf⸗ 
preis zugerechnet. Die Verkäuferin beſtritt die Umſatzſteuerpflicht 
dieſer Zurechnung. Ihr Einſpruch hatte jedoch keinen Erfolg. Da⸗ 
gegen hat das Fincher, auf die Berufung hin die Verkäuferin 
von der ſtreitigen UmſSt. freigeſtellt. Hiergegen wendet ſich die 
RBeſchw. des Fin A. Davon ausgehend, daß die Stadt Br. im 
Kaufvertrag außer der Kaufſumme zu 200000 AM den im Grund⸗ 
buch eingetragenen Erbpachtzins übernommen hat, ſieht das Fu. 
den Kapitalwert des Erbpachtzinſes als einen Teil des geſamten 
Kaufpreiſes an. 

Der RBeſchw. kann der Erfolg nicht verſagt werden. Es iſt 
zwar die Rechtsanſchauung des BO. zutreffend, daß die Erbpacht⸗ 
zinsbelaſtung, die unter die Reallaſten i. S. des 8 1105 BGB. 
fällt, alſo eine dingliche Belaſtung darſtellt, bei jeder Veräußerung 
des Grundſtücks mit übergeht, ohne daß es einer Übernahme der 
Reallaſt durch den Erwerber des Grundſtücks bedarf. Bei rein 
juriſtiſcher Betrachtungsweiſe könnte daher nur der vereinbarte 
Kaufpreis von 200 000 RA als Entgelt für das veräußerte Grund⸗ 
ſtück angeſehen werden. Allein wirt ſchaftlich iſt es für den 
Erwerber eines Grundſtücks gleichbedeutend, ob er eine privat⸗ 
rechtlich⸗dingliche Laſt übernimmt oder ob dieſe Laſt kraft Geſetzes 
auf ihn übergeht. Der Käufer geht bei der Bemeſſung des Kauf⸗ 
preiſes von dem Werte des Grundſtücks aus, den es an ſich, d. h. 
in ſeiner natürlichen Beſchaffenheit hat. Hat er ſich darüber ein 
Urteil gebildet, ſo prüft er, welche Laſten er in Anrechnung auf 
den Kaufpreis übernehmen oder kraft Geſetzes gegen ſich gelten 
laſſen muß. Alles das iſt von ſeinem Standpunkt aus Auf⸗ 
wendung für das Grundſtück, alſo Entgelt. Die Sache liegt nicht 
anders, als wenn jemand eine verpfändete Sache von dem Ver⸗ 


Zu 7. Das Urt. gehört zu den Entſch., welche die Abwandlung 
der ſteuerrechtl. von der nur privatrechtl. Betrachtungsweiſe gut zu 
illuſtrieren vermögen und damit zugleich ein treffl. Beiſpiel abgeben 
für die geſetzl. Auslegungsregel des 8 4 RAbgoO. hetzt 8 N. Obwohl 
als Gegenleiſtung für die den Steuergegenſtand bildende Leiſtung in 
dem bürgerl.⸗rechtl. Vertrage nur ein Betrag von 200 000 AM ge⸗ 
nannt iſt, iſt dieſer der Beſteuerung nicht ſchlechthin zugrunde zu legen. 
Der Ri. Stelle ſich vielmehr mit Recht auf den Standpunkt des⸗ 
jenigen, der für die Leiſtung das Entgelt hingibt, und fragt nach der 
Geſamtheit der tatſächlichen Aufwendungen, die erforderlich ſind, 
um den anderen zu veranlaſſen, die Leiſtungen auszuführen. Er ge⸗ 
langt auf dieſem Wege zu der ſo wichtigen Folgerung, daß dem in 
dem zugrunde liegenden Kaufvertrage genannten Veräußerungspreis 
der Kapitalwert von auf privatrechtl. Titel beruhenden dingl. Laſten 
zuzurechnen iſt, die auch ohne ausdrückl. formelle Übernahme kraft 
Gef. auf den neuen Erwerber übergehen, wie hier der Kapitalwert der 
Erbpachtzinsbelaſtung, die als Reallaſt trotz der offenbar anzunehmen⸗ 
den Konfuſion von Schuldner und Gläubiger nach 8 889 BOB. nicht 
erliſcht. Indem der RZH. die Geſamtheit der Leiſtungen, die der 
Empfänger zur Erlangung der Leiſtungen wirtſchaftlich zu be⸗ 
wirken hat, als Entgelt i. S. des 8 8 UmiSt®. auffaßt, gelangt er 
für den Bereich der Umſatzſteuer zu etwa dem gleichen Ergebnis, wie 
es für den Bereich der Grunderwerbſteuer geſetzlich feſtgelegt iſt. Hier⸗ 
nach beſtimmt ſich bekanntlich der Veräußerungspreis nach dem Ge⸗ 
ſamtbetrage der Gegenleiſtung einſchließl. der vom Erwerber über⸗ 
nommenen oder ihm ſonſt infolge der Veräußerung obliegenden 
Leiſtungen (8 12 Nr. 2). Die auf einem nicht privatrechtl. Titel be⸗ 
ruhenden Abgaben und Leiſtungen werden nach ausdrückl. Beſtimmung 
hier nicht mitgerechnet. 

Prof. Dr. Neuwiem, Münſter i. W. 
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pfänder unter Anrechnung der zur Einlöſung des Pfandſcheins zu 
verwendenden Summe erwirbt. Nach ausdrücklicher Vorſchrift im 
§ 8 Abſ. 3 UmfSt®. gilt ſolchenfalls als Entgelt der Preis des 
Pfandſcheins zuzüglich der Pfandſumme. Der Senat trägt kein 
Bedenken, im 8 8 Abſ. 3 UmjSiG. den Ausfluß eines höheren 
Grundſatzes für ähnliche Verhältniſſe zu erblichen und demgemäß 
den Übergang einer privatrechtlichen Reallaſt auf den Erwerber 
des belaſteten Grundſtücks als Zahlung eines Entgelts in Höhe des 
Kapitalwerts der Reallaſt anzusehen. 

Wie der Übergang von Steuern und ſonſtigen öffentlichen Ab⸗ 
gaben, die als öffentlich⸗rechtliche dingliche Laſten auf einem Grund⸗ 
ſtück ruhen und regelmäßig alle Grundſtücke gleichmäßig 
treffen, für die UmſSt. bei Verkäufen zu beurteilen iſt, kann 
dahingeſtellt bleiben. 

Das Fin A. hat jedenfalls in der Einſpruchsentſch. mit Recht 
den Kapitalwert des Erbpachtzinſes dem vereinbarten Kaufpreis hin⸗ 
zugerechnet und zur UmſeSt. herangezogen. 

RFH., 5. Sen., Urt. v. 12. Dez. 1930, V A 917/29, RFH. 27, 302.) 


Sonſtiges Steuerrecht. 


8 8 11 Abſ. 1 a. F., 8 28 Abſ. 1 n. F. RBewG. Ob 
eine landwirtſchaftliche Brennerei ein Nebenbetrieb der 
Landwirtſchaft oder ein ſelbſtändiger gewerblicher Betrieb 
iſt, hängt davon ab, in welchem Umfang das Unternehmen 
rein gewerblich aufgezogen iſt, z. B. durch Hinzukauf 
fremder Rohſtoffe, durch Verarbeitung von Sprit zu 
Trinkbranntwein, durch Hinzukauf fremden Sprits, durch 
Eintragung im Handelsregiſter, durch Teilnahme am Wirt⸗ 
ſchaftsleben als ſelbſtändiges gewerbliches Unternehmen, 
mit eigener Fabrikmarke, eigener Flaſchenaufmachung 
u. dgl. 7) 

Der NTH. hat ſich wiederholt mit der Frage der wirtſchaftl. 
Selbſtändigkeit landwirtſchaftl. Brennereibetriebe befaßt. Wenn RF. 
21, 176 ſagt, daß die Beantwortung der Frage davon abhänge, wel⸗ 
chem wirtſchaftl. Hauptzweck der verbundenen Betriebe zu dienen be⸗ 
ſtimmt ſeien, ſo wird dieſer Rechtsſatz zu einer ſchlüſſigen Löſung 
dann nicht führen können, wenn die wirtſchaftl. Zwecke beider Be⸗ 
triebe ſelbſtändig und gleichwertig nebeneinanderſtehen, ohne daß der 
Zweck des einen oder des anderen Betriebs als für beide Betriebe 
beſtimmender wirtſchaftl. Hauptzweck angeſprochen werden könne. In 
einer anderen Entſch. (RStöl. 1929, 443) ift gejagt, daß für die 
Frage, ob es ſich um einen landwirtſchaftl. Nebenbetrieb oder einen 
ſelbſtändigen gewerbl. Betrieb handle, die Uuterfiheidung zwiſchen 
Verarbeitungs- und Subſtanzbetrieb wichtig ſei und daß ein Subſtanz⸗ 
betrieb nur dann ein landwirtſchaftl. Nebenbetrieb ſei, wenn eine 
Abhängigkeit zwiſchen beiden Betrieben beſtehe und der Subſtanz⸗ 
betrieb gegenüber der Landwirtſchaft eine untergeordnete Rolle ſpiele; 
nicht iſt dort zum Ausdruck gebracht, daß Verarbeitungsbetriebe in 
der Regel landwirtſchaftl. Nebenbetriebe ſeien, ſondern lediglich, 
daß ſich bei Verarbeitungsbetrieben ein wirtſchaftl. Zuſammen⸗ 


Zu 8. Der Entſch. kann zwar im Ergebnis, nicht aber in der 
Begründung zugeſtimmt werden: 

Es iſt zwar zuzugeben, daß die Frage, ob ein beſtimmter Be⸗ 
trieb landwirtſchaftl. Nebenbetrieb iſt, in erhebl. Umfang Tatfrage 
iſt. Aber grundlegend für die Entſch. der Tatfrage iſt nicht allein 
die Verkehrsauffaſſung, wie die vorſtehende Entſch. will. Dieſe 
könnte vielmehr in vielen ſehr zweifelhaften Fällen keine ſichere 
Entſch. geben. Maßgebend ſind jedenfalls gewiſſe allgemeine Grund⸗ 
ſätze, die den Begriff des Nebenbetriebs in den verſchiedenen Geſetzen, 
wo er vorkommt, eine ganz beſtimmte juriſtiſche Bedeutung gegeben 
haben, die von Literatur und Rſpr. allmählich ſcharfer herausgearbeitet 
worden iſt und an der auch die Steuerrechtſprechung nicht vorüber⸗ 
gehen kann, ſoweit nicht beſondere Umſtände hier eine andere Deu⸗ 
tung erfordern. 

Danach iſt für den Begriff des Nebenbetriebs ein Doppeltes eut⸗ 
ſcheidend: einmal das Vorhandenſein eines Betriebes, dann die wirt⸗ 
ſchaftl. Abhängigkeit dieſes Betriebes von einem landwirtſchaftl. 
Hauptbetriebe. Beides hält aber die vorſtehende Entſch. nicht deutlich 
auseinander. 

Von einem Betriebe Rann nur dann die Rede ſein, wenn 
perſönl., ſächl. und immaterielle Betriebsmittel zur Verfolgung eines 
beſtimmten techniſchen Zwecks organiſatoriſch zu einer Einheit ver⸗ 
bunden find (vgl. Jacobi, Lpz. Feſtſchr. f. Ehrenberg S. 1ff.). 
Dieſe organiſatoriſche Einheit muß ſowohl für den Haupt⸗ wie für 
den Nebenbetrieb beſtehen und beide müſſen ſich dadurch deutlich von⸗ 
einander abtrennen. Fehlt das, ſo liegt kein Nebenbetrieb vor, ſon⸗ 
dern nur unſelbſtändige Betriebsmittel. Das ergibt ſich deutlich aus 
der Gegenüberſtellung in 88 916 und 918 RVO. Auch für das Steuer⸗ 
recht kann nichts anderes gelten. Im Gegenteil 8 11 (28) RBewG. 
rechnet offenbar geradezu mit dieſem Unterſchied, wenn es ſtehende 
und umlaufende Betriebsmittel neben den Nebenbetrieben beſonders 
aufzählt. Aus der Tatſache aber, daß jeder Nebenbetrieb als Betrieb 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


hang zwiſchen landwirtſchaftl. und Verarbeitungsbetrieben ohne wor 
teres dadurch ergebe, daß die zu verarbeitenden Produkte im lan 

wirtſchaftl. Betriebe gewonnen würden und daß der Verarbeitungs⸗ 
betrieb in der Regel dazu dienen werde, eine beſſere Verwertung DE 
landwirtſchaftl. Produkte zu ermöglichen und durch die Lieferung 
von Rückſtänden an die Landwirtſchaft deren Erträgniſſe zu erhöhen, 
Eine zwar nicht grundſatzliche, aber praktiſche Grenzziehung zwiſchen 
einem landwirtſchaftl. Nebenbetrieb und einem wirtſchaftl. mit einem 
Landwirtſchaftsbetriebe verbundenen, aber dennoch ſelbſtändigen 900 
werbl. Betrieb ift dann in NH. III XA 245/29 v. 3. Juli 1930 
(RStBl. 1930, 541) mit der Aufſtellung folgenden Rechtsſatzes ge 
geben: Es iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn ein Branntwein“ 
brennereibetrieb als ein ſelbſtändiger gewerbl. Hauptbetrieb — u 

nicht als ein Nebenbetrieb der Landwirtſchaft — deshalb angeſehen 
wird, weil die zur Verarbeitung zugekaufte Menge an Rohſtofſen 
gegenüber den verarbeiteten eigenen landwirtſchaftl. Erzeugniſ en 
des Betriebsinhabers dauernd und verhältnismäßig hoch ſind, namen 
lich, wenn noch weitere Umſtände hinzukommen, wie der Betrieb der 
Branntweinbrennerei unter eigener handelsrechtl. eingetragener Firma, 
Verkauf des erzeugten Trinkbranntweins unter eigenem Namen un 
mit beſonderer Flaſchenaufſmachung. In RFH. III A 96/29 vom 
29. Juli 1930 (REIT. 1931, 4) ist entſcheidendes Gewicht für die 
Beurteilung einer landwirtſchaftl. Brennerei als ſelbſtändigen ge⸗ 
werbl. Betriebs auf die Tatſache des überwiegenden Zukaufs von 
Feldfrüchten i. Verb. m. dem umfangreichen Zukauf fremden Sprit“ 
und der Höhe des in der Brennerei angelegten, gegenüber dem Werte 
des ſelbſt bewirtſchafteten Teiles des Gutes beſonders hohen Kapitale 
ſowie der Eintragung im HandReg. gelegt worden. 

Wann ein mit einem Landwirtſchaftsbetriebe wirtſchaftl. ver 
bundener Gewerbebetrieb nicht mehr landwirtſchaftl. Nebenbetrieb Yu 
ſondern als ſelbſtändiger gewerbl. Betrieb anzuſehen ift, läßt ſich 
nach dem Geſagten nur von Fall zu Fall beſtimmen und wird grund 
ſätzlich nach der Verkehrsauffaſſung zu entſcheiden ſein. Mit Rech 
iſt in III A 245/29 die Frage in den Vordergrund gerückt, ob ® 
dem Betriebsinhaber weniger darauf ankommt, mit Hilfe der Bren“ 
neret ſeinen landwirtſchaftl. Betrieb zu fördern, als darauf, in be 
Brennerei eine neue und ſelbſtandige Erwerbsquelle zu beſitzen, m 
ihr ſelbſtändige wirtſchaftl. Zwecke zu verfolgen und aus dem Breit 
nereibetriebe möglichſt hohe Erträgniſſe zu erzielen. Für die 
antwortung dieſer Frage iſt es von entſcheidender Bedeutung,! 
welchem Umfang die Betriebsführung des gewerbl. Betriebs ſich von 
dem landwirtſchaftl. Betrieb unabhängig gemacht hat oder von per 
unmittelbaren Beziehung zu ihm losgelöſt hat, z. B. durch Hinzukan 
fremder Erzeugniſſe oder durch die Verarbeitung von Feinſprit 5“ 
Trinkbranntwein, alſo durch eine rein gewerbl. Betätigung ode 
durch Hinzukauf von fremdem Sprit zwecks Umwandlung in Fein 
branntwein. Nach der Verkehrsauffaſſung wird weiter Gewicht aral 
zu legen ſein, ob der gewerbl. Betrieb ſeine ſelbſtandige Bedeutung 
im Wirtſchaftsleben dadurch zum Ausdruck bringt, daß er im Ber 
kehr mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit und als beſonderes Wire 
ſchaftsunternehmen auftritt, z. B. mit Geſchäftspapieren nach Art Br 
werbl. Unternehmungen, mit eigenen Fabrikmarken, eigenen EM 


begrifflich eine gegenüber dem Hauptbetrieb ſelbſtändige organ 
ſatoriſche Einheit bildet, ergibt ſich, daß aus dem Vorhandenſein era 
ſolchen organiſatoriſchen Einheit nicht geſchloſſen werden kann, dan 
kein Nebenbetrieb vorliegt. Das hat aber unrichtigerweiſe die vor 
ſtehende Entſch. getan, indem fie darauf verweiſt, daß vorliegk 
der Betrieb mit einer gewiſſen Selbſtändigkeit im Wirtſchaftsleben 
auftritt, z. B. eigene Geſchäftspapiere, eigene Fabrikmarken, eigen 
Etiketten hat und ſelbſt ins Handelsregiſter eingetragen iſt. Gerade 
der letztere Umſtand kann um jo weniger der Eigenſchaft als Neben 
betrieb entgegenſtehen, als 83 HGB. für ſolche Nebenbetriebe, wer 
ſie gewerbl. Art, ſog. Nebengewerbe ſind, ausdrücklich nur die mn 
lichkeir der Eintragung ins Handelsregiſter vorſieht, während o 
Eintragung nach 8 2 Pflicht wäre, wenn der Betrieb kein landwi 
ſchaftl. Nebenbetrieb wäre. N 

Zuzuſtimmen iſt der Entſch. dagegen darin, daß ſie die Neben 
betriebseigenſchaft deshalb verneint, weil der fragl. Betrieb n 
in ausreichender wirtſchaftl. Verbindung zu dem landwirtſchaftl. 
trieb ſteht, was einen organiſatoriſch ſelbſtändigen Betrieb erſt den 
Nebenbetrieb macht. Für eine ſolche wirtſchaftl. Verbindung mit d . 
landwirtſchaftl. Betriebe beſtehen verſchiedene Möglichkeiten Ur 
darüber Molitor, Komm. z. vorl. LArbd. Anm. 12 zu 8 1). Bo 
dieſen kommen vorl. zwei in Betracht, einmal der Umſtand, daß 
Betrieb vorwiegend Erzeugniſſe des landwirtſchaftl. Betriebs v 10 
arbeitet, ferner daß er überwiegend Erzeugniſſe für den landwirt 
ſchaftl. Betrieb herſtellt. Beides fehlt aber vorliegend. Denn er 
den tatſächl. Feſtſtellungen werden 95% der für den fragl. Berk 
erforderl. Rohſtoffe nicht von dem landwirtſchaftl. Betrieb geliele” 
und dienen auch die Erzeugniſſe nicht überwiegend dem landwirtſchaf 
Betrieb, ſondern werden zur Hälfte zu Trinkbranntwein verarber 5 
während nur der verhältnismäßig geringe Anfall an Schlempe a 
das Vieh des landwirtſchaftl. Betriebs verfüttert wird. 

Prof. Dr. Erich Molitor, Greifswald. 
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ketten, Eintragung ins Hand Reg. u. dgl. Die Grenze wird immer 
ſlüſſig bleiben, und es muß im weſentl. die Aufgabe des Tatſachen⸗ 
richters bleiben, nach den vorſtehend angegebenen Merkmalen die 
inordnung vorzunehmen. Wenn im vorl. Falle die Vorentſch. auf 
Grund des Tatbeſtandes den Brennereibetrieb des BeſchwF. als 
einen ſelbſtändigen gewerbl. Betrieb aufgefaßt hat, ſo iſt darin 
keine unrichtige Rechtsanwendung, namentlich auch keine Ab⸗ 
weichung von den vorſtehend mitgeteilten Richtlinien zu er⸗ 
blicken. Entſcheidend iſt namentlich, daß von den Rohſtoffen 950% 
Yyinzugekauft ſind und daß von dem hergeſtellten Feinſprit die 
älfte zu Trinkbranntwein verarbeitet iſt; hinzu kommt, daß 
er Brennereibetrieb unter der Firma Th. O., Kornbranntweinbren⸗ 
nerei, im Handgeg. eingetragen ift, daß der darin erzeugte Brannk⸗ 
wein unter beſonderem Namen verkauft wird, daß der BeſchwFF. mit 
dem Branntwein auch Austellungen beſchickt. Dieſen Tatſachen gegen⸗ 
über tritt der Umſtand, daß die geſamte Schlempe in der Viehhaltung 
verfüttert iſt, in feiner Bedeutung zurück, zumal bei Kornbrannt⸗ 
weinbrennereien der Anfall an Schlempe verhältnismäßig gering iſt. 


(RFH., 3. Sen., Urt. v. 17. Sept. 1931, III A 1023/30, RF. 29, 258.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Senatspräſident Dr. Ztelke, Landgerichtsdirektor 
Kerſting, Berlin. 
len Wird in den Amtl. Nachrichten für Reichsverſicherung (Neue Folge 
der Amtl. Nachrichten des RVerfA.) abgedruckt. 


O Wird in den „Entſcheidungen und Mitteilungen“, herausgegeben 
von Mitgliedern des RVerſA. (Eu M.), abgedruckt.] 


I. 8 937 RVO. regelt für die landwirtſchaftliche 
Anfallverſicherung, ſoweit es ſich um nach Durchſchnitts⸗ 
lätzen feſtgeſtellte Jahresarbeitsverdienſte handelt, die 
wert der Berechnung des Jahresarbeitsverdienſtes bei der 
Rentenbemeſſung abſchließend; $ 569 a RVO. iſt zur Er⸗ 
gänzung nicht entſprechend anzuwenden. 
. Allgemein gilt in der RVO. für die landw. Unfallverſicherung 
der Grundſatz, daß für die Berechnung der Rente derjenige Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt maßgebend iſt und auch für die Zukunft maßgebend 
bleibt, der am Unfalltage für die Gruppe und Altersſtufe des 
Verletzten im Bezirke des Unfallbetriebes in Geltung war. 8 936 
Abſ. 1 a. F. hatte, ſoweit nicht Betriebsbeamte oder Facharbeiter in 
Frage kamen, ausdrücklich bei der Bemeſſung der Rente den Jahres⸗ 
arbeitsverdienſt für maßgebend erklärt, den landw. Arbeiter „zur 
Zeit des Unfalls“ durch landw. und andere Erwerbstätigkeit am 
Beſchäftigungsorte durchſchnittlich erzielen. Wenn dies auch jetzt 
nicht mehr im Geſ. beſonders ausgeſprochen iſt, ſo hat doch der allg. 
rundſatz nach wie vor Geltung. Eine Ausnahme davon iſt lediglich 
zugunſten der im jugendlichen Alter verletzten Verſicherten gemacht 
worden. Hier hat das Aufſteigen in eine höhere Altersſtufe eine Ande⸗ 
rung des Jahresarbeitsverdienſtes und damit eine Erhöhung der 
Rente zur Folge. + 
Ob nun der für gewerbliche jugendliche Arbeiter geltende 8 569 a 
auch in der landw. Unfallverſicherung entſprechend anzuwenden iſt, 
gängt zunächſt davon ab, ob inſoweit eine Lücke im Gef. beſteht. Nach 
3930 RVO. find die Vorſchr. über den Jahresarbeitsverdienſt in der 
gewerblichen Unfallverſicherung für die landw. Unfallverſicherung nur 
anzuwenden, ſoweit nicht die 88 930 ff. etwas anderes vorſchreiben. 
Dies iſt aber im 8 937 geſchehen, wo die Berechnung des Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes beim Aufſteigen Jugendlicher in eine höhere Alters⸗ 
tufe anders und abſchließend geregelt iſt. 8937 ſtand von jeher in 
dir RVO. Anläßlich des Gef. v. 14. Juli 1925 iſt fein Gedanke auf 
zie gewerbliche Unfallverſicherung übertragen worden, und hat unter 
Berückſichtigung der gleichzeitig erlaſſenen Vorſchr. über die Umrech⸗ 
nung von Renten im 8 569 a feinen Niederſchlag gefunden. Dabei 
ſind auch durch 8 569 a die jugendlichen Arbeiter günſtiger geſtellt 
als diejenigen Arbeiter, die beim Unfall bereits die höhere Alters⸗ 
Hufe erreicht hatten. Es fragt fi nun weiter, wie im 8 937 die 
orte „entſprechend zu erhöhen“ aufzufaſſen ſind. Dies iſt klar, wenn 
man berückſichtigt, daß nach 8 936 a. F. ausdrücklich die am Un⸗ 
ſalltage geltende Feſtſetzung für alle Zukunft maßgebend ſein ſollte, 
ind hierin eine Anderung durch die neue Faſſung der RVO. nicht 
eingetreten iſt. Die Worte „entſprechend zu erhöhen“ können dann in 
em ganzen Zuſammenhange nur dahin verſtanden werden, daß vom 
Bee der Erreichung der höheren Altersſtufe die Rente nach dem 
ieſer Altersſtufe entſprechenden Durchſchnittsſatze des am Unfalltage 
aßgebend geweſenen Jahresarbeitsverdienſtes neu zu berechnen iſt. 
Für dieſe Auffaſſung ſpricht auch die Entſtehungsgeſchichte des 
65692. 8 569 a war — in veränderter Faſſung — im Art. 8 des 
degEntw. v. 13. März 1925 (Druchkſ. des RT. 1924/25 Nr. 691 
1 enthalten und wurde durch Art. 44 (S. 7 a. a. O.) in der 
andw. Unfallverſicherung für Betriebsbeamte und Facharbeiter für 
anwendbar erklärt; der 8 937 ſollte unverändert bleiben. Die Begr. 
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zu 8 569 (S. 30 a. a. O.) führt aus, daß Art. 8 aus Billigkeits⸗ 
gründen eine Regelung treffe, wie fie in der landw. Unfall⸗ 
verſicherung ähnlich ſchon beſtehe, und Art. 44 übernehme 
Entſprechendes für die landw. Unfallverſicherung (d. h. nur für Be⸗ 
triebsbeamte und Facharbeiter). Bei den Ausſchußberatungen wurde 
§ 569 a mehrfach neu gefaßt (zu vgl. S. 51 a. a. O.); ferner wurden 
die Vorſchr. über den Jahresarbeitsverdienſt in der landw. Unfall⸗ 
verſicherung umgeſtellt, d. h. die Durchſchnittsſätze kamen als Regel 
an den Anfang, die Individuallöhne als Ausnahme an den Schluß 
(S. 93 a. a. O.). Dabei wurde in 8 936 RVO., der als $ 937 in das 
Geſetz übernommen iſt, das „einundzwanzigſte Lebensjahr“ uſw. durch 
„Altersſtufe“ uſw. erſetzt, während die Faſſung „entſprechend zu er⸗ 
höhen“ unverändert blieb. Es kann bei dieſer Geſetzesentwicklung 
ohne Zwang nicht angenommen werden, daß der Geſetzgeber beab⸗ 
ſichtigt habe, gleichzeitig auch die neuen Vorſchr. des §S 5692 RVO. 
allgemein in die landw. Unfallverſicherung mitzuübernehmen. Viel⸗ 
mehr muß nach alledem die Berechnung des durchſchnittlichen Jahres⸗ 
arbeitsverdienſtes in der Landwirtſchaft als durch 8 937 RVO. er⸗ 
ſchöpfend und lückenlos geregelt angeſehen werden. 


(RVerſ A., Entſch. v. 30. Sept. 1931, Ia 8629/29, EuM. 31, 237. 
8. 


II. Länder. 
1. Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 
Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von SenPräſ. Geh. RegR. von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 


1. Pr Waſſch. v. 7. April 1913. In dem Verfahren 
zur Eintragung von Waſſerbenutzungsrechten in das preuß. 
Waſſerbuch find vom WaſſG. v. 7. April 1913 Widerſprüche 
i. S. des 8 188, die ſich auf nicht dem preuß. Staatsgebiet 
angehörende Tatbeſtände ſtützen, nicht zugelaſſen und da⸗ 
her offenbar unbegründet. In dem genannten Verfahren 
hat die Waſſerbuchbehörde Rückſichten des öffentlichen 
Wohles nicht von Amts wegen wahrzunehmen. Solche 
Rückſichten können in einem Bekanntmachungsverfahren 
gemäß 5 188 a. a. O. nur mittels Widerſpruchs und nur von 
Reichs⸗ oder preuß. Behörden, die gegen ein einzutragen⸗ 
des Recht von Hoheits wegen einzuſchreiten befugt wären, 
geltend gemacht werden. f) 

Der preuß. Staat beantragte bei dem Bez Ausſch. in H. feine 
auf unvordenkliche Verjährung oder Erſitzung geſtützten Rechte in das 
Waſſerbuch einzutragen, die ſich auf die Einleitung von Bade⸗, Spül⸗ 
und Küchenabwäſſern aus dem Solbad, von Abwäſſern aus den Ma⸗ 
ſchinen⸗, Kur⸗ und Badehäuſern und von überſchüſſigem Quell⸗ und 
Trinkwaſſer des Bades P. in den Emmerfluß ſowie die Ableitung von 
Waſſer beziehen. Der Freiſtaat Bremen widerſprach, weil bremiſche 
Belange durch die Einleitung verletzt werden könnten. Der Vorſitzende 
des BezAusſch. wies den Widerſpruch als offenbar unbegründet zurück. 
Der Beſchw. des Freiſtaates Bremen verſagte das OVG. den Erfolg. 

Das PrWaſſch. gilt für P. gem. 8 5 Staatsvertr. zwiſchen Preu⸗ 
ßen und Waldeck⸗Pyrmont über die Vereinigung des Gebietsteils Pyr⸗ 
mont mit Preußen v. 29. Nov. 1921 i. Verb. m. Art. 1 Gef. über die 
Vereinigung des zu Waldeck⸗Pyrmont gehörigen Gebietsteils Pyrmont 
mit dem Freiſtaat Preußen v. 22. Febr. 1922 (GS. S. 37, 41) und 
Art. 2 Buchſt. a des zugehörigen Schlußprotokolls ſowie des A&ef. 
über die Vereinigung von Pyrmont mit Preußen v. 24. März 1922 
(RG Bl. I, 281) 88 1, 3. 

Der BeſchwF. hat für ſeinen Widerſpruch keinen Grund ange⸗ 
geben. Er hat zunächſt „vorſorglich“ widerſprochen, weil er aus den 
Unterlagen des Antrags nichts über die Menge der Abwäſſer und 
die darin enthaltenen Mengen und Arten der Salze ſowie über die 
Waſſerführung des Vorfluters habe feſtſtellen, auch nicht habe er⸗ 
kennen können, daß bremiſche Intereſſen nicht verletzt würden. Er 
hat ſich dann weiter darauf berufen, daß das OV. in dem Beſchl. 


Zu 1. Das Urt. iſt die geradlinige Fortſetzung der bisherigen 
Rſpr. des vormaligen Landeswaſſeramts und des OVG. Wenn im 
Verleihungsverfahren ein Widerſpruch wegen ſolcher nachteiliger Wir⸗ 
kungen der Benutzung des Waſſerlaufes für unzuläſſig erklärt wird, die 
erſt außerhalb des preuß. Staates eintreten, dann iſt allerdings nicht 
recht einzuſehen, warum für die Eintragung in das Waſſerbuch andere 
Grundſätze gelten ſollen. Eine andere Frage iſt aber, ob denn die bis⸗ 
herige Rſpr. zu billigen iſt. Das PrWaſſch. gilt ſelbſtverſtändlich nur 
innerhalb Preußens. Nach preuß. Waſſerrecht iſt alſo darüber zu ur⸗ 
teilen, ob die Einleitung ſchädlicher Abwäſſer in einen Waſſerlauf 
berechtigt iſt oder nicht. Inſoweit iſt dem OVG. zuzuſtimmen, und 
in dieſem Sinne hat ſich auch das RGB. geäußert. In der obigen Entſch. 
läßt es nun das OVG. im Anſchluß an die Entſch. des RG. 97, 115 
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v. 6. Dez. 1928, V. W. 35/26, der ſich auf eine Verleihung bezog, 
ausgeſprochen habe, die vom Freiſtaate Bremen vorgebrachten Be⸗ 
lange ſeien im Hinblick auf die 88 35, 38 NGej., betr. Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, v. 30. Juni 1900 (RGBl. 306) von 
Amts wegen zu berückſichtigen. Da Bremen damals der Verleihung 
wegen der befürchteten Gefährdung feiner Waſſerverſorgungsanlage 
durch Verſalzung des Weſerwaſſers widerſprochen hatte, iſt anzunehmen, 
daß dieſe Befürchtung auch ſeinem jetzigen Widerſpruche zugrunde liegt. 
Das wird dadurch beſtätigt, daß der Beſchw§. in der Beſchwschrift 
auf ſeinen früheren Widerſpruch gegen die Eintragung eines Ein⸗ 
leitungsrechts für die Gewerkſchaft H. in E. verweist, der aus dem⸗ 
ſelben Grunde erhoben und damals unbeanſtandet vom BezAusſch. 
mit dem Rechte ins Waſſerbuch eingetragen ſei. Der angefochtene Be⸗ 
ſcheid geht davon aus, die vom BeſchwF., nämlich dem Freiſtaat 
Bremen, vertretenen Belange lägen außerhalb des preuß. Staats⸗ 
gebiets. Der Widerſpruch ſei deshalb zurückzuweiſen geweſen, denn 
das PrWaſſch. behielte die Wahrnehmung des öffentlichen Wohles un⸗ 
beſchadet einer etwa beſtehenden gejeglichen Zuſtändigkeit der Reichs⸗ 
behörden den eigenen Staatsbehörden vor und laſſe im übrigen Wider⸗ 
ſprüche nur inſoweit zu, als ihr Tatbeſtand in den preuß. Hoheits⸗ 
bereich fiele. Das entſpricht der Begründung, mit der das ehemalige 
Landeswaſſeramt und, ihm folgend, das OVG. in verſchiedenen Entſch., 
die ſich auf die Verleihung von Waſſerbenutzungsrechten bezogen, die 
auf die Gefährdung der brem. Waſſerverſorgung geſtützten Widerſprüche 
des BeſchwF. grundſätzlich zurückgewieſen haben (vgl. insbeſ. die 
Beſchl. des Landeswaſſeramts v. 14. Dez. 1915, 18. April 1916 
und 15. Jan. 1920: OVG. 1, 95, 92 und 45, ferner den oben 
angezogenen Beſchl. des OVG. v. 6. Dez. 1928). Zu der Frage, 
ob dasſelbe für Widerſprüche gilt, die gegen die Eintragung von 
Waſſerbenutzungsrechten in das preuß. Waſſerbuch erhoben ſind, hat das 
Landeswaſſeramt und bisher auch das OVG. nicht Stellung genommen. 
Dieſer Fall liegt inſofern etwas anders, als im Verleihungsverfahren 
Widerſprüche ſich gegen die Begründung neuer Benutzungsrechte richten, 
die allein auf der Grundlage des Waſſch. geſchaffen werden und bei 
denen dieſes Geſ. ſelbſtändig und ausſchließlich die Vorausſetzungen 
beſtimmt, unter denen ſie begründet und bekämpft werden können. Das 
Waſſerbuchverfahren hat es aber mit der Eintragung von Rechten zu 
tun, die auf Grund der früher in Geltung geweſenen Rechtsnormen 
entſtanden waren und deren Wirkung und Anfechtungsbereich nach 
dieſen älteren Rechtsnormen beurteilt werden muß. Es iſt immerhin 
möglich, daß dieſe aufrechterhaltenen älteren Rechte, wenn ihre Aus⸗ 
übung nachteilige Wirkungen auch außerhalb des preuß. Staatsgebiets 
hervorruft, dieſerhalb rechtlichen Angriffen ausgeſetzt ſein könnten, und 
es bedarf deshalb der Unterſuchung, ob das Waſſch. auch für ſolche 
außerhalb Preußens gegen einzutragende Rechte erwachſenen Anſprüche 
die Eintragung von Widerſprüchen hat vorſehen wollen. 

Der Wortlaut des Wafjb. bietet keinerlei Anhalt für eine Be⸗ 
ſchränkung in der Erhebung von Widerſprüchen gegen die Eintragung 
von Rechten ins Waſſerbuch. Es beſtimmt im 8 188 lediglich, daß der 
Antrag auf Eintragung eines Rechtes öffentlich bekanntzumachen iſt, 
wenn die Vorausſetzungen des § 187 daſ. nicht vorliegen, und daß 
innerhalb beſtimmter Friſt dagegen Widerſprüche bei der Waſſerbuch⸗ 
behörde angebracht werden können. Es ſagt ferner im Abſ. 3 des 
8 188, daß offenbar unbegründete Widerſprüche durch einen mit Grün⸗ 
den verſehenen Beſcheid des Vorſitzenden des Bez Ausſch. zurückzuweiſen 
und die übrigen innerhalb der Friſt erhobenen Widerſprüche im Waſſer⸗ 
buche zu vermerken ſind. In welchen Fällen ein Widerſpruch als be⸗ 
gründet oder als offenbar unbegründet anzuſehen iſt, geht hieraus nicht 
hervor. Dieſe Frage hat das Landeswaſſeramt aus Zweck und Wirkung 
des eingetragenen Widerſpruchs beantwortet, wie ſie ſich aus $ 190 
a. a. O. ergeben. Hiernach gelten die Eintragungen im Waſſerbuche 
bis zum Beweiſe des Gegenteil3 als richtig. Dies gilt aber nicht für 
Eintragungen, die mit dem Grundbuch im Widerſpruche ſtehen, ſowie 
gegenüber denjenigen, für welche ein Widerſpruch im Waſſerbuche ver⸗ 
merkt iſt. Zweck und Ziel des Widerſpruchs liegen hiernach aus⸗ 
ſchließlich darin, daß der Widerſprechende das Beſtehen des zur Ein⸗ 
tragung angemeldeten und bekanntgemachten Rechtes ganz oder in ge⸗ 
wiſſem Umfange beſtreitet und die Vermutung des 8 190 gegenüber 
dem Autragſteller für ſich ausſchließen will. Demnach iſt, abgeſehen 
von der Verſäumung der Widerſpruchsfriſt, offenbar unbegründet ein 


dahingeſtellt, ob Bremen auf Grund des Reichsrechts etwa Anſprüche 
wegen der Einleitung der Abwaſſer erheben könne. Es verſagt aber 
dem widerſprechenden Freiſtaat Bremen die Befugnis, Widerſpruch im 
Eintragungsverfahren zu erheben, da dieſer ſich auf einen Tatbeſtand 
gründet, der nicht dem preuß. Staatsgebiet angehört. Damit kommt 
der Widerſprechende in eine ſehr unangenehme Lage, denn der In⸗ 
halt des Waſſerbuches gilt ihm gegenüber als richtig, und er muß nun 
im Streitfalle nachweiſen, daß ein Recht auf Einleitung der Abwaſſer 
in den Waſſerablauf nicht beſtanden hat. Die Beweislaſt wird alſo um⸗ 
gekehrt. Im Waſſerrecht ſpielt nun die Beweislaſt eine ſehr große 
Rolle, namentlich in einem Falle wie hier, wo das in Anſpruch ge⸗ 
nommene Recht auf unvordenkliche Verjährung und Erſitzung geſtützt 
it. Im PrWaſſch. hat der vorl. Fall eine poſitive Regelung nicht ge⸗ 
funden, eine ſolche iſt vielmehr, wie das Landeswaſſeramt in dem 
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Widerſpruch dann, wenn das einzutragende Recht klar nachgewieſen 
iſt oder der Widerſprechende kein berechtigtes Intereſſe daran hat 30 
widerſprechen und nicht in die Lage kommen kann, über das ein? 
zutragende Recht in einen Rechtsſtreit mit dem Berechtigten zu geraten 
(vgl. Holtz⸗Kreutz⸗Schlegelberger, Waf G., Bd. 1, 3./4. Aufl. 
S. 754, Anm. 16 Abſ. 2 zu 8 188; Beſchl. des Landeswaſſeramts vom 
21. Nov. 1916: OVG. 2, 83, 86). 

Hiernach iſt es zunächſt nicht klar, was der Beſchw. damit ſagen 
will, daß die Behörde Rückſichten des öffentlichen Wohles in bezug 
auf die brem. Waſſerverſorgung von Amts wegen wahrzunehmen hatte. 
Hierin liegt offenbar eine Verwechſelung mit dem Verleihungsber⸗ 
fahren. Für dieſes gilt allerdings die Beſt., daß Rechte nicht verliehen 
werden dürfen, denen überwiegende Rückſichten des öffentlichen Wohle? 
entgegenſtehen, die durch Bedingungen nicht gewahrt werden können 
(849 Abf. 1 Waſſch.), und daß die Verleihungsbehörde Rückſichten 
dieſer Art auch von Amts wegen wahrzunehmen hat. Im Waſſerbuch⸗ 
verfahren kommt aber eine bejondere Wahrung dieſer Rückſichten nt 
in Frage. Inſoweit öffentliche Behörden ein berechtigtes Intereſſe daran 
haben, zur Wahrung dieſer Rückſichten die Vermutung des 8. 
Waſſch. gegen ſich auszuſchließen, können fie der Eintragung wider 
ſprechen (OVG. 2, 83, 87), jedoch iſt die Waſſerbuchbehörde nich! 
befugt, das Intereſſe dieſer Behörden von Amts wegen wahrzunehmen, 
Es könnte ſich dabei auch immer nur um Reichs⸗ oder preuß. Be 
hörden handeln, die befugt wären, im gegebenen Falle gegen das ein“ 
zutragende Recht von Hoheits wegen einzuſchreiten. Daß ein Ei 
ſchreiten brem. Behörden aus Gründen der Staatshoheit hier nicht in 
Frage kommt, bedarf keiner weiteren Ausführung. Demnach Könnie 
der BeſchwF. ſeinen Anſpruch nur darauf fügen, daß er aus Gründen 
des bürgerlichen Rechtes das einzutragende Recht nicht gegen ſich gel 
ten zu laſſen brauchte und deshalb ein berechtigtes Intereſſe hätte, 
die Vermutung des $ 190 Wafjb. gegen ſich auszuſchließen. 

Die Behauptung, daß ihm aus einer Beeinträchtigung der breit 
Waſſerverſorgung Auſprüche gegen den preuß. Staat hinſichtlich 1 
einzutragenden Rechtes erwachſen könnten, würde der Beſchwxf. allet 
dings nicht auf das PrWaſſch. ſtützen können, insbeſ. nicht auf $ £ 
Abs. 1 Ziff. 1 dieſes Geſ., wonach durch die Benutzung eines Wajlet 
laufs das Waſſer nicht zum Nachteil anderer verunreinigt werden daß 
Denn darin befindet ſich der Sen. in Übereinſtimmung mit feiner bis. 
herigen Rſpr. ſowie mit derjenigen des Landeswaſſeramts und 10 
R., daß das Waſſch. als preuß. Landesgeſetz ſeinen Geltungsberen 
auf den preuß. Staat beſchränkt hat (vgl. die vorher angezogenen Bell" 
des OVG. und des Landeswaſſeramts und das Urt. des RG. v. 12. Juli 
1915: RG. 88, 383). Als preuß. Landesgeſetz konnte es jedenfall“ 
Verpflichtungen nur innerhalb des preuß. Staatsgebiets begründe . 
Es wäre allerdings befugt geweſen, Berechtigungen auch an Tatbeſtänd⸗ 
zu knüpfen, die außerhalb dieſer Grenzen beſtehen oder entſtehen, in 
ſoweit damit die Verhältniſſe preuß. Gewäſſer und deren Benutzung 
Beziehung ſtehen; jedoch hat bereits das Landeswaſſeramt in ſeinen 
vorerwähnten Beſchl. v. 14. Dez. 1915 zutreffend ausgeführt, daß * 
Gef. für dieſe Annahme keinen Anhalt bietet. Jedenfalls enthält © 
keine Vorſchriften dahin, daß an nachteilige Wirkungen, die infolh 
der im preuß. Staatsgebiete ſtattfindenden Benutzung eines Gewäſſers 
außerhalb dieſes Gebiets auftreten, irgendwelche rechtlichen Anſprüche 
zu knüpfen wären; inſoweit das WaſſcG. Anſprüche aus ſolchem ar 
laß anerkennt, bleiben fie auf die innerhalb dieſes Staatsgebiets auf 
tretenden nachteiligen Wirkungen beſchränkt. Der brem. Anſprun 
Könnte aber vielleicht ſeine Stütze in Normen des allgemeinen bürger 
lichen Rechtes ſuchen. Daß die Geltung dieſer Normen auf Tatbeſtän 
der Waſſerbenutzung durch das PrWaſſG. nicht grundſatzlich auage 
ſchloſſen zu fein braucht, iſt in der Rſpr. und Rechtslehre wiederhs! 
anerkannt worden (vgl. Staudinger, Erl. z. BGB., 9. Auf! 
Bd. VI Teil 1 S. 148 zu Art. 65 Einf®.; Gruch Beitr. 59, 925; RG. 
Agrar Z. 15, 58; RG. 97, 115). In dem letztgenannten Urt. des . 
it ausgeſprochen, der im Art. 65 Einf®. z. BGB. zugunſten der 11 
desgeſetzlichen dem Waſſerrecht angehörenden Vorſchriften ausgeſproche it 
Vorbehalt beſage nur, daß dieſe Vorſchriften unberührt blieben, inſow⸗ 
ſie beſtänden; im übrigen werde dadurch die Anwendung des £ 
auf waſſerrechtliche Verhaltniſſe nicht ausgeſchloſſen. Ob Bremen = 
vorl. Falle auf dieſer rechtlichen Grundlage Anſprüche geltend machen 
könnte, darf aber dahingeſtellt bleiben. Denn wenn ſie auch beſtehe 


Beſchl. v. 14. Dez. 1915 richtig hervorhebt (OVG. I, 95), nach al 
gemeinen Grundſätzen des öffentlichen Rechts zu entſcheiden. Es re 
ſpricht nun meiner Anſicht nach dem Geiſte der Deutſchen RVerf. ? 
Angehörigen eines benachbarten Freiſtaates privatrechtlich ungünſig 
zu ſtellen als wie die Angehörigen des eigenen Staates. Man — 
wirklich hierbei an das Recht des Altertums denken, in welchem c 


Ausländer, der Barbar, rechtlos war, und dabei handelt es ſich de 1 
Preuht 


hier nicht um Ausländer, fondern um Deutſche, mit denen a 


auf Gedeih und Verderb verbunden iſt. Jellinek, Verwaltungs en 
3. Aufl., S. 148, hat bereits darauf hingewieſen, daß durch eine IP 57 
Praxis eine gegenſeitige Schädigung der Grenzzonen zu befürchten 1; 
und hat den „heiligen Egoismus“, den Preußen in den Entſch. dt 
Landeswaſſeramts und des OVG. ſich zu eigen gemacht hat, getad 
IR. Dr. Riemann, Breslau. 
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yollten, folgt daraus noch nicht, daß ſie auch im Wege des Wider⸗ 
ſpruchs gegen die Eintragung des Rechtes geltend gemacht werden 
zürfen. Geht man von dem Grundſatz aus, das WaſſGG. habe die von 
ihm begründeten Rechte nur an das Beſtehen von Tatbeſtänden ge⸗ 
knüpft, die dem preuß. Staatsgebiet angehören, jo muß das auch für 
11 Befugnis gelten, im preuß. Waſſerbuchverfahren gegen die Ein⸗ 
ragung eines Rechtes Widerſpruch zu erheben. Widerſprüche im Ein⸗ 
ragungsverfahren, die ſich auf Tatbeſtände ftügen, die nicht dieſem 
Staatsgebiet angehören, ſind hiernach vom Geſ. nicht zugelaſſen und 
daher offenbar unbegründet. 
(Pr., Entſch. v. 9 Juli 1931, V W 42,30.) 
* 


fl 2. 81 PrGeſ. v. 2. Juli 1875. Vorgärten. Die Vor- 
ſchrift einer Baupolizeiverordnung, die die Aufſtellung 
einer Reklametafel in Vorgärten als mit dem Weſen der 
gärtneriſchen Anlagen unvereinbar verbietet, findet auch 
denn Anwendung, wenn die Tafel kein Bauwerk im Sinne 
er Baupolizeiverordnung iſt und wenn ſie außerhalb des 
gärtneriſchen Teiles auf oder über Zugangswegen er- 
richtet werden ſoll. f) 

„Die Verſagung der Genehmigung zur Aufſtellung des Schildes 
iſt geſtügt auf 8 25 Ziff. 1 Af. 6 und Ziff. 2 Abſ. 2 Baupol Bd. 
ſür die Städte des Reg Bez. Breslau v. 6. Okt. 1926 (Sonderbeil. 
zu Stück 43 d. Anıtsbl.). Die erſtere Stelle beſtimmt: „Die An⸗ 
ringung von Schildern und Schaukäjten an Einfriedigungen aller 
Art iſt verboten“; die andere, ſoweit ſie hier in Betracht Kommt: 
Die Aufſtellung von Rellameſchildern in Vorgärten iſt verboten.“ 
ine Anbringung an einer Einfriedigung ſoll nicht erfolgen. Daß 
aber, wie Kl. meint, auch die Anwendung der Ziff. 2 Abſ. 2 Satz 2 
d. a. O. durch die Rſpr. des O Vf. in dem angezogenen Urt. v. 
81. Febr. 1929 (OVG. 84, 415) ausgeſchloſſen ſei, iſt nicht richtig. 
In den Gründen dieſes Urt. iſt allerdings ausgeſprochen, daß die 
Anbringung von Reklamefchildern nicht zu den Gegenſtänden gehört, 
die i. S. des Art. 4 8 1 Ziff. 4 und des Art. 9 8 2 WohnuugsG. o. 
8. März 1918 (GS. 23) durch Bauordnungen geregelt werden 
können. Aus dem Zuſammenhang ergibt ſich aber unzweideutig, 
daß das nicht ſchlechthin gelten ſoll, ſondern nur ſoweit dieſe 
Schilder ſich nicht als ſelbſtändige Bauwerke oder Teile von folchen 
arſtellen; und ferner, daß den letzteren die Schilder gegenüber⸗ 
geſtellt werden, die „an Bauten angehängt, angeſchlagen oder auf 
andere Weiſe befeſtigt“ find. Über Neklamefchilder oder -tajeln, die 
"ei aufgeſtellt werden, trifft die Entſch. überhaupt keine Beſtim⸗ 
mung, greift alſo der freien Beurteilung des vorl. Falles in keiner 
Weiſe vor. Das Schild iſt hier nicht in der bezeichneten Weiſe an⸗ 
gebracht, ſondern „aufgeſtellt, aufgebaut“. Kl. kann dagegen auch 
nicht einwenden, nicht das Schild ſei aufgebaut, ſondern der Rahmen, 
au dem es angebracht iſt. Denn der Rahmen, das Geſtell, hat hier 
nur den Zweck, Träger des Schildes zu fein, alſo nur im Zur 
Ammerhange mit dieſem Bedeutung. Der Antragſteller P. ſpricht 
in feinem Antrag auch von einem „Standſchild“, das „aufgeſtellt“ 
erden ſoll. Abgeſehen davon kann aber der bezeichnete Satz des 
Urt. v. 21. Febr. 1929 auch unmöglich dahin ausgelegt werden, 
daß die Baupolizei über die Aufſtellung oder Anbringung von 
Reklameſchildern ſich überhaupt jeder Vorſchrift in den Baupols O. 
— 


und Zu 2. Der Entſch. iſt zuzuſtimmen. Bereits OVG. 5, 360 
85 8, 371 hat anerkannt, daß nicht nur Anordnungen über die 
eieſtaltung der Bauwerke, ſondern auch ſonſtige aus der Bebauung 
eines Grundſtücks ſich ergebende Maßregeln, wie die Ausgeſtaltung 
der Vorgärten, zu den Rechtsgrundſätzen der öffentlichen Gewalt 
gegenüber den Bauenden gehören, die das Baupolizeirecht umfaßt. 
er Bereits OVG. 59, 400 hatte ausgeſprochen, daß die Aufſtellung 
ines Reklameſchildes verboten werden kann, wenn ſie mit dem 
Weſen und Zweck des Vorgartens als freie Gartenanlage im Wider⸗ 
bruch fteßt. Das Urt. v. 21. Febr. 1929 (Dh. 84, 115) mag 
= ern Verwirrung hervorgerufen haben, als aus ihm entnommen 
werden könnte, daß eine die Einheitlichkeit des Straßenbildes 
ſchützende Regelung für Reklameeinrichtungen nur dann getroffen 
obeden kann, wenn dieſe fi) als felbitändige Bauwerke darſtellen 
. Teile davon ſind. Demgegenüber ſtellt die vorl. Entſch. klar, 
gaß in der Beſtimmung einer Baupol VO. „die Aufſtellung von 
Beblameſchildern in Vorgärten iſt verboten“ die Regelung durch 
fa pol O. nicht darin begründet iſt, daß es ſich um ein Reklame⸗ 
child handelt, ſondern darin, daß dieſes Schild in einem Vor⸗ 
arten aufgeſtellt werden ſoll, ſo daß es nicht darauf ankommt, 
ob das Schild als ein Bauwerk anzuſehen iſt, ſondern lediglich darauf, 

eine dem Charakter des Vorgartens widerſprechende Benutzung 
furch die Aufſtellung des Schildes eintreten würde. Verboten werden 
a daher die Aufſtellung eines Neklamefchildes dann, wenn fie 
it dem Weſen und Zweck des Vorgartens, als freie Gartenanlage 
urch Zuführung von Licht und Luft und durch Pflanzenwuchs einer 
Ver eſſerung der geſundheitlichen Verhältniſſe zu dienen und eine 
erunſtaltung der Straße auszuſchließen und insbeſ. mit dem 
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zu enthalten habe. In dem Satze des § 25 Ziff. 2 Abſ. 2 a. a. O. 
„die Aufſtellung von Reklameſchildern in Vorgärten iſt verboten“ 
iſt die Regelung durch Baupol VO. nicht darin begründet, daß es 
ſich um ein Reklameſchild handelt, ſondern daß dieſes Schild in 
einem Vorgarten aufgeſtellt werden ſoll. Die Ausgeſtaltung 
der Vorgärten gehört dem Baupolizeirecht an; ſie kann in Baupol VO. 
geregelt werden, und die Baupolizei kann in ihnen auch der Auf⸗ 
ſtellung von Rehlameſchildern inſoweit entgegentreten, als dieſe den 
Charakter des Vorgartens beeinträchtigen. Das iſt in der Rſpr. 
des OVG. anerkannt, und in dem Urt. v. 21. Febr. 1929 iſt dieſer 
Rechtsſatz nicht durchbrochen, ſondern ausdrücklich beſtätigt. Wie 
dort aus einem älteren Urt. angezogen wird, hat das OVG. die 
Aufſtellung einer großen Reklametafel in einem Vorgarten mit der 
Beſtimmung der Baupol O., die die gartenmäßige Anlage der Vor⸗ 
gärten vorſchreibt, für unvereinbar erklärt, weil ſie mit dem recht⸗ 
lichen Weſen und Begriffe des Vorgartens in Widerſpruch ſtehe und 
den Charakter desſelben als einer gärtneriſchen Anlage weſentlich 
beeinträchtige (OVG. 59, 400). Es kommt deshalb auch gar nicht 
darauf an, ob das Schild als ein Bauwerk anzuſehen iſt, ent⸗ 
ſcheidend iſt, ob eine dem Charakter des Vorgartens als Ziergarten 
widerſprechende Benutzung eintreten würde, und dieſe Frage war 
zu bejahen. Das OVG. hat ferner in ſtändiger Rſpr. entſchieden, 
daß die ganze Fläche zwiſchen Straßen⸗ und Baufluchtlinie rechtlich 
den Vorgarten darſtellt (Urt. v. 9. Jan. 1914: OVG. 67, 420/22) und 
daß Vorgärten in ihrer ganzen Ausdehnung alſo einſchließlich der 
Zugangswege nur mit beſonderer ausnahmsweiſer Genehmigung vor⸗ 
übergehend zu anderen Zwecken als zur Einrichtung von Ziergärten 
und für beſtimmte Nugungszwecke, insbeſ. alſo zu gewerblichen 
Zwecken, wie Anbringung eines Reklameſchildes, benutzt werden 
dürfen (Urt. v. 15. Jan. 1907: OVG. 49, 371). Kl. Konnte daher 
auch nicht mit dem Einwande durchdringen, daß zwar die Baupol VO. 
die gärtneriſche Ausgeſtaltung der Vorgärten vorſehe, ihr Schild aber 
außerhalb dieſer Anlagen auf oder über den Zufahrtsweg und daß 
es mit der Baufläche des Hauſes abſchneidend aufgeſtellt werden 
ſolle. Was inſonderheit den letzteren Einwand angeht, fo Könnte, 
wenn das Schild ſeinen Platz außerhalb der Vorgartenfläche erhielte, 
die Verfüg. allerdings nicht auf § 25 Ziff. 2 Abs. 2 Baupol VO. ge⸗ 
ſtützt werden. Nach dem bei den Vorgängen befindl. Lageplane v. 
12. April 1930 liegt aber die Baufluchtlinie hinter der Vorderfront 
des Wohnhauſes, ſo daß dieſes mit der Front ſelbſt noch zwiſchen 
Bau⸗ und Straßenfluchtlinie ſteht und demnach auch das mit der 
Baufläche des Hauſes abſchneidende Schild immer noch im Vor⸗ 
garten ſtehen würde. Denn der Charakter einer Vorgartenfläche im 
Rechtsſinne wird dadurch nicht geändert, daß ein vor Feſtſetzung 
der Fluchtlinien errichtetes Gebäude noch in den Raum zwiſchen 
Straßen- und Baufluchtlinie hineinragt. 

Die Verſagung der Genehmigung zur Aufſtellung des Reßlame⸗ 
ſchildes erwies ſich hiernach auf Grund des von der Polizei angezo⸗ 
genen 825 Ziff. 2 Abſ. 2 Baupol VO. als gerechtfertigt. Das mußte zur 
Abweiſung der Klage führen, ohne daß es einer weiteren Feſtſtellung 
bedurfte, ob durch das Schild auch eine gröbliche Verunſtaltung des 
Orts⸗ oder Straßenbildes i. S. des 8 1 Gef. v. 15. Juli 1907 (GS. 
260) eintreten würde, was der NegPräj. angenommen hat, oder 
ob dadurch die einheitliche Geſtaltung des Straßenbildes i. S. des 
Art. 4 8 1 Ziff. 4 Wohnungs®. v. 28. März 1918 (GS. 23) beein⸗ 


Charakter des Vorgartens als einer gärtneriſchen Anlage im Wider⸗ 
ſpruche ſteht (OVG. 59, 400). Gleichgültig aber iſt es ob die Re⸗ 
klameeinrichtung ſich als ein Bauwerk darſtellt oder nicht. 

Wie ſchon frühere Entſch. ſo hält auch die vorl. daran feſt, 
daß als Vorgarten die ganze durch die Fluchtlinienfeſtſetzung als 
Vorgarten ausgewieſene Fläche zu gelten hat, und nicht etwa nur 
der Teil, der wirklich als Garten angelegt iſt. Auch auf Zufahrts⸗ 
wegen kann daher die Aufſtellung eines Schildes verboten werden. 
Inſoweit beſtehen gegen die Entſch. keine Bedenken. Zweifelhaft 
Rann es jedoch fein, ob die in der Entſch. geäußerte Anſicht richtig 
iſt, daß ſelbſt dann ein Verbot der Reklameeinrichtung ſtattfinden 
kann, wenn dieſe gar nicht im Vorgarten als ſolchen oder auf einem 
Zufahrtswege aufgeſtellt, ſondern am Hauſe angebracht iſt, die Haus⸗ 
front aber in die infolge der nach dem Hausbau erfolgten Flucht⸗ 
linienfeſtſetzung ausgewieſene Vorgartenfläche hineinragt. Anerkannter⸗ 
maßen kann die Anbringung von Schildern am Hauſe ſelbſt nicht 
durch Pol VO. geregelt werden, die ſich auf die Ausgeſtaltung von 
Vorgärten beziehen, wenn die Hausfront ſich außerhalb des Vor⸗ 
gartens befindet. Es ſcheint mir mit dem Weſen und Zweck der 
Polo., die derartige Regelungen treffen, nicht vereinbar, wenn 
dieſe die Anbringung von Schildern an Hausfronten bloß deshalb er⸗ 
greifen ſollen, weil die Hausfront ſich innerhalb der nach Errichtung 
des Hauſes ausgewieſenen Vorgartenfläche befindet. Der Streitſtoff der 
porl. Eutſch. bot keinen Anlaß, dieſe Frage entſcheiden zu müſſen. 
Es ift abzuwarten, wie ſich das OVG. zu der Frage ſtellen wird, 
wenn ſie einmal wirklich den Streitgegenſtand bildet. 

RA. Waldemar Grote, Berlin. 
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trächtigt werden würde, worauf der ObPräſ. feinen Beſcheid ab⸗ 
geſtellt hat. 
(PrOVG., 4. Sen., Urt. v. 19. Febr. 1931, IVA 33/30.) 
* 


3. § 3 Ziff. 1 GewSt. Das Halten einer Pelz⸗ 
tierfarm iſt ein gewerbeſteuerpflichtiger Betrieb. 

Bei der Veranlagung des Mühlenbeſitzers A. zur Gewerbeſteuer 
nach dem Ertrage für 1928 handelt es ſich nur darum, ob A. auch 
wegen der von ihm betriebenen Silberfuchsfarm gewerbeſteuerpflichtig 
iſt. Das OVG. bejahte dieſe Frage. 

A. hält die Fuchsfarm für einen Nebenbetrieb der Landwirtſchaft 
und ebenſowenig für gewerbeſteuerpflichtig wie die Zucht des Karakul⸗ 
ſchafs und gibt an, daß er nur wenig Futter zugekauft habe. Eventuell 
greift er die Höhe der Veranlagung an. Ein Gutachten der LWK. 
ſpricht ſich dahin aus, daß die gewerbeſteuerfreie Viehzucht keine 
landwirtſchaftliche Viehzucht zu ſein brauche, und daß der Fuchs 
in den Farmen „domeſtiziert“ und damit zum Haustiere werde. Von 
Fuchsfarmen gelte dasſelbe wie von großen Geflügelfarmen. 

Einſpruch und Berufung des Stpfl. wurden zurückgewieſen. Der 
GewSt Ber Ausſch. hält eine Viehzucht nicht für vorliegend; er ſieht 
ſie auch nicht als einen Nebenbetrieb der — gar nicht betriebenen — 
Landwirtſchaft an, vielmehr als einen ſelbſtändigen gewerblichen Be⸗ 
trieb (vgl. Entſch. des RF. v. 6. März 1930: DRAN. v. 3. Mai 
1930). Den von dem Stpfl. evtl. beantragten Abzug von Koſten für 
den Zukauf von vier Zuchtfüchſen und für die Neuanlage von zwei 
Gehegen hält er für unzuläſſig, da die Mittel dafür aus dem Ge⸗ 
winne entnommen ſeien und die Anſchaffungen zur Erweiterung des 
Geſchäfts dienten. 

Gegen dieſe Entſch. richtet ſich die RBeſchw. des Stpfl., die 
nicht begründet worden iſt. Ihr war der Erfolg zu verſagen. 

Nach 83 Ziff. 1 GemStßd. i. d. Faſſ. v. 15. März 1927 u. 
13. März 1928 (GS. 21 u. 16) unterliegen Landwirtſchaft und Vieh⸗ 
zucht nicht der Gewerbeſteuer. Eine Befreiung beider findet dann nicht 
ſtatt, wenn Vieh gewerbsmäßig überwiegend von erkauftem Futter 
unterhalten wird, um es zum Verkaufe zu mäſten oder mit der von 
ihm gewonnenen Milch zu handeln. 

Nach der hierzu ergangenen Rſpr. des OVG. (vgl. die Entſch. 
v. 11. Dez. 1928, 5. März 1929 u. 2. Dez. 1930: R.⸗ u. PrVerwBl. 
50, 274 u. 667; 52, 538) iſt die Gewerbsmäßigkeit nicht ſchon dann 
gegeben, wenn Vieh überwiegend von erkauftem Futter zu dem an⸗ 
gegebenen Zwecke unterhalten wird, ſondern die Viehhaltung iſt der 
Gewerbeſteuerpflicht nur dann unterworfen, wenn außerdem noch das 
weitere Merkmal hinzukommt, daß ſie einen gewerblichen Betrieb dar⸗ 
ſtellt. Hierzu muß die Viehhaltung, losgelöſt aus dem Zuſammenhang 
eines landwirtſchaftlichen Geſamtbetriebs, den ausſchließlichen Sonder⸗ 
zweck verfolgen, Vieh zu mäſten oder mit der Milch zu handeln. Eine 
Viehhaltung, die dieſen ausſchließlichen Sonderzweck 
nicht hat, iſt alſo auch dann gewerbeſteuerfrei, wenn ſie außerhalb 
des Betriebs einer Landwirtſchaft und gewerbsmäßig betrieben wird. 
Den Sonderzweck der „Mäſtung“ verfolgt nun die Silberfuchszucht 
nicht, und zwar ſchon deshalb nicht, weil ihr nicht an der Gewinnung 
des für Menſchen ungenießbaren, wenn auch noch ſo fetten Fuchs⸗ 
wildbrets, ſondern nur an der Pelzgewinnung liegt. Auch an eine Ver⸗ 
wendung von Fuchsmilch zum Handel, die für die menſchliche Nahrung 
jedenfalls untauglich iſt, hat noch niemand gedacht. Das Aufziehen von 
Silberfüchſen und ähnlichen Pelzraubtieren iſt daher nach preuß. Recht 
gewerbeſteuerfrei unter der alleinigen Vorausſetzung, daß man Silber⸗ 
füchſe und ähnliche Pelzraubtiere als „Vieh“ betrachten wollte. Dieſer 
von der LW. allen Ernſtes ausgeſprochenen Anſicht vermag ſich das 
Och nicht anzuſchließen. Schon ſprachlich iſt eine ſolche Einordnung 
von Raubtieren nicht möglich. Aber auch mit dem „geſunden Menſchen⸗ 
verſtande“ läßt fie ſich nicht vereinigen. Zwar weiſt die LWK. mit 
Recht darauf hin, daß unſere jetzigen Haustiere aus vormals wilden 
Tieren hervorgegangen ſind, die der Menſch im Laufe der Jahrtauſende 
an ſich herangezogen, zu einem erheblichen Grade der Zahmheit ge⸗ 
bracht und „domeſtiziert“, d. h. an ſein Haus gewöhnt hat. Ob eine 
ſolche vielhundertjährige Behandlung des Fuchſes ſpäter einmal die⸗ 
ſelben Ergebniſſe zeitigen würde, wie ſie z. B. beim Hunde gewonnen 
ſind, d. h. ihn zum Haustier machen würde, ſteht dahin. Jedenfalls 
liegt ein ſolches Ergebnis in einer bei der Entſch. noch nicht 
mitzuberückſichtigenden weiten Zukunft. Zur Zeit beſteht die ſog. 
„Domeſtizierung“ des Fuchſes darin, daß er in mehr oder weniger 
weit ausgedehnten Gehegen gefangen gehalten wird. Ein Haus⸗ 
tier wird nicht gefangen gehalten. Zuweilen mag es ausbrechen, es 
kommt aber in der Regel wieder („consuetudo revertendi“), und 
wenn es ja ab und zu nach Hauſe geholt werden müßte, ſo bleibt 
es doch in der Regel dort. Ein gefangener Fuchs, der die Freiheit 
gewonnen hat, wird in der Regel nicht wieder in ſein Gefängnis 
zurückkehren und iſt nicht zurückzuholen. Weiter aber fehlt den ge⸗ 
fangenen Pelztieren in ihrer Mehrheit durchaus das Begriffsmerkmal 
des Zahmſeins. Aus dieſen Gründen it es auch abwegig, eine Pelz⸗ 
tierzucht — wie geſchehen — mit einer Geflügelfarm auf eine Stufe 
zu ſtellen. Mit Recht haben vielmehr der GewSt Ausſch. und der 
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GeweStBerAusſch. hier keine Viehzucht, ſondern eine Tierzucht it 
vorliegend gehalten. 0 

Der Senat vertritt alſo für die Gewerbeſteuer etwa den Stand 
punkt, wie ihn für die Feſtſtellung des Einheitswerts der RF, 11 
feiner Entſch. v. 6. März 1930, III A 113/29 eingenommen hat. e 
RFH. hat ſich mit den Fuchsfarmen weiter noch in einer die z 
bringungsumlage betr. Entſch. beſchäftigt (RFH. 24, 187). Das 
gebnis iſt das gleiche; in der Begründung iſt allerdings inſofern > 
Unterſchied vorhanden, als das IndBelaft®., wie RF. 24, 187 an 
führt, die Volksernahrung begünſtigen wollte, während es 1” 
nach der Begründung zum GewStG. v. 24. Juni 1891 um „vol lo 
wirtſchaftliche, die Beförderung der Viehzucht, Fiſchzucht, de, 
Obſt⸗ und Weinbaues bedingende Rückſichten“ gehandelt hat Fui i 
Bd. 3 S. 54 ff.). Dieſer Unterſchied kann das OVG. jedoch nicht v m 
anlaſſen, lediglich aus volkswirtſchaftlichen Gründen Fuch 
dem Vieh zuzurechnen. 


(bro G., 8. Sen., Entf. v. 22. Sept. 1931, VIII Gst 497/80) 
* 


4. Zuwachs ſteuer. Sind nach einer ZunStd. auf 
wendungen für Bauten dem Erwerbspreiſe hinzuzurech nen 
ſo iſt es belanglos, ob und mit welchem Betrage die Jen 
Sicherung des Baukredits aufgenommenen Hypothele 
der Aufwertung unterlegen haben. +) f 

sr 


Die Parteien ſtreiten darüber, mit welchem Betrage die 2 di 
wendungen dem Erwerbspreiſe hinzuzurechnen, die dem Kl. but 
einen in den Jahren 1913/14 auf dem Grundbeſitz errichteten a 
nungsbau erwachſen find. Kl. begehrt die Anrechnung der von ihn 
an den Bauunternehmer W. angebl. gezahlten Summe ben 
12000 GM. Dem entgegen hält der bekl. KrAusſch. unter Hit 
weis auf die Beſt. der §§ 6 Nr. 2, 8 Abſ. 1 Nr. 2 u. Abſ. 2 5 
ZwStO. eine Anrechnung nur inſoweit für gerechtfertigt, r 
der Kl. die Hypotheken von 9000 % und 3500 %, die er 3, 
Sicherung des zur Beſtreitung der Baukoften aufgenommene, 
Kredits auf ſeinem Grundbeſitz hat eintragen laſſen, ſpäter au 
gewertet hat. 1 

Auf Grund der Annahme, daß der Kl. für den Hause, 
Aufwendungen im Werte von 12 000 RAM gemacht habe, hat = 
Bez Ausſch. dieſen Betrag dem Erwerbspreiſe hinzugerechnet i 
auf Freiſtellung von der Steuer erkannt, weil zufolge folder 905 
zurechnung ein ſteuerbarer Zuwachs ſich nicht ergibt. Dieſer En 
konnte wegen der unzureichenden Feſtſtellung des ſteuerl. ma 
gebenden Aufwendungsbetrags nicht gefolgt werden. ab⸗ 

Unbegründet und deshalb von dem BezAusſch. mit Recht 
gelehnt iſt zunächſt die Auffaſſung des Bekl., die Aufwendung 
des Kl. könnten nur mit dem Aufwgetrage der zur Sichern 
des Baukredits beſtellten Hypotheken zur Anrechnung Rom 

Nach § 8 Abſ. 1 Nr. 2 Sto. find dem Erwerbspreiſe Hi, 
zurechnen „die Aufwendungen für Bauten, Umbauten und ſonſtih 
dauernde Verbeſſerungen, auch ſolcher land⸗ u. forſtwirtſch 1 
Art, die innerhalb des für die Steuerberechn. maßgebenden I 
raums gemacht ſind und nicht der laufenden Unterhaltung 15 
Baulichkeiten oder der laufenden Bewirtſchaftung von Gr 
ſtücken dienen, ſoweit die Bauten und Verbeſſerungen noch * 
handen ſind“. In Abſ. 2 daſ. iſt ferner beſtimmt, daß für die der 
rechnung des Goldmarkwerts ſolcher Aufwendungen der Tag M 
Leiftung maßgebend if. Nach 5 6 Nr.1 Cap 2 gilt für die J 
bis zum 31. Dez. 1918 1 PM. = 1 RM. Soweit danach 9 
Aufwendungen des Kl. für den Hausbau vor dem 1. Jan. "gr 
gemacht find, müſſen fie mit ihrem vollen Nennbetrage dem 


’ 
Zu 4. Dem Leitſatz der obigen Entſch. iſt durchaus je 
zutreten: Der Steuerpflichtige kann danach für Verbeſſerungen 
Grundſtücks zum Erwerbspreis den Goldmarkwert hinzurechn 
den die von ihm für die Verbeſſerungen geleiſteten Zahlungen ich 
Zahlungstage beſaßen. Dagegen iſt es gleichgültig, wie er 
die für die Zahlungen notwendigen Mittel beſchafft, und was 
für die Beſchaffung aufgewendet hat, insbeſ. inwieweit ein orte 
ihm zur Deckung der anrechnungsfähigen Baukoften aufgen % 
mener Kredit aufgewertet werden mußte. Dürfte der Su 
falls er zur Finanzierung der von ihm vorgenommenen Gru el 
ſtücksverbeſſerungen ein Darlehen aufgenommen und es in jer 
wertetem Geld zurückgezahlt hat, nur den Goldmarkwert ih 
Rückzahlung zum Erwerbspreis hinzurechnen, fo müßte man ſich 
andererſeits folgerichtig geſtatten, in einem Falle, in dem fr hal, 
die nötigen Mittel durch den Verkauf von Effekten beſchafft 
auch einen beim Verkauf dieſer Effekten erlittenen Verlul . 
Aufwendungen hinzuzuſchlagen, was ſicherlich zu weit fühl, 
würde (Lion, RguwStGG. Anm. zu $ 14). Man gelangt are 
dann zu einem befriedigenden Ergebnis, wenn man mittel! 15 
wirtſchaftl. Maßnahmen zur Ermöglichung der Aufwendungen 


berückſichtigt läßt. 
deen 92. Dr. Meinhold Nußbaum, Nürnberg, 
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werbspreiſe hinzugerechnet werden. Wie der Kl. die Mittel zur 
Zeſtreitung der Baukoften ſich beſchafft hat, iſt unerheblich; aus⸗ 
Hlaggebend für die Hinzurechnung iſt nach der StO. allein die 
Tatſache, daß der Kl. Aufwendungen der in 88 Abſ. 1 Nr. 2 ber 
ihn. Art für den Hausbau gemacht hat (ogl. Pape in Koppes 
Jahrb. d. Steuerr. 1. Jahrg. S. 229). Hieraus folgt, daß es ent⸗ 
gegen der Auffaſſung des Bekl. auch völlig belanglos iſt, mit 
x elchem Betrage der Kl. ſpäter zufolge der Aufwöeſetzgebung die 
doe Sicherung des Kredits aufgenommenen Hypotheken hat auf⸗ 
verten müſſen. 


(Pro G., 7. Sen., Urt. v. 29. Mai 1931, VII C 148/30.) 


Hamburg. 
Hamburgiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von Landgerichtsdirektor Dr. Krüß, Hamburg. 


1. Wertzuwachsſteuer bei Enteignung. 
0 Das Grundſtück des Kl. iſt enteignet worden. Die Bürgerſchaft 
= die Enteignung am 20. Sept. 1922 beſchloſſen. Im Entſchädigungs⸗ 
derfahren bat man ſich am 6. Jan. 1928 verglichen. Die Finanz⸗ 
eputation (Verkl.) hat das WZumStch. v. 27. Juni 1927 an⸗ 
gewendet. Der Kl. hat Anfechtungsklage erhoben. Anwendbar ſei das 
ZuwStch. v. 12. Okt. 1908, 18. Febr. 1910, 20. Juli 1921, nach 
sel. wegen alten Familienbeſitzes Wertzuwachsſteuer nicht zu erheben 
. HambG. hat die Klage abgewieſen, Hambo BG. die Berufung 
zurſückgewieſen. 
0 Die Frage, ob der Kl. wertzuwachsſteuerpflichtig iſt, hängt allein 
on der Entſch. ab, wann der Veräußerungsfall eingetreten iſt. 
1 Als Veräußerungsfall gilt nach 8 2 Nr. 7 WZuw St. die 
aichtskräftige Entſch. über die Abtretung eines Grundſtücks im Ent⸗ 
gnungsverfahren. 
fe Dafür, daß dieſe rechtskräftige Entſch. der Bürgerſchaftsbeſchluß 
fei, beruft ſich die Klage auf 8 15 EnteigcG., wonach über die Pflicht 
ber Abtretung endgültig entſchieden iſt, wenn durch Bürgerſchafts⸗ 
deichluß ausgeſprochen iſt, daß ein Grundſtück ganz oder teilweiſe ab⸗ 
dutreten fe, l 
St Doch erhellt bei näherer Betrachtung die Unrichtigkeit dieſes 
un ndbunkts. Daß zunächſt rein rechtlich die Entſch. über die Pflicht 
r Abtretung der Entſch. über die Abtretung nicht gleichgeſtellt werden 
Nun, bedarf keiner näheren Ausführung. Hinzu kommt, daß im 
unh an des Enteig®. der Beſchluß der Bürgerſchaft nichts anderes 
nn nichts mehr bedeutet, als daß das EnteigG. zugunſten einer be⸗ 
I ten Anlage in Anwendung zu bringen ift (82 Enteig@.); er 
lle alſo die Verleihung des Enteignungsrechts, verpflichtet den be⸗ 
denen Unternehmer aber nicht zur Durchführung der Enteignung, 
rechtigt die betroffenen Grundeigentümer nicht zur Forderung nach 
ann führung der Enteignung (Wulff, HambG., 3. Aufl., 2, 638), 
fe ſeine Kraft erliſcht, wenn nicht innerhalb von acht Monaten mit 
Mer Durchführung begonnen wird (8 13 Enteig®.). i 
ke Deshalb iſt es nicht möglich, die Verleihung des Enteignungs⸗ 
chts und (d. h. vom Geſichtspunkt des zu Enteignenden aus) die 
3 rünbung der Pflicht zur Abtretung von Grundeigentum als rechts⸗ 
ben tige Entſch. über ſolche Abtretung anzuſehen. Es iſt auch zu 
Be Ren, daß die Entſch. über die Abtretungspflicht um deswillen 
Adtteswegs eine Entſch. über die Abtretung ſein kann, weil es dem 
ontetungsverpflichteten auch nach Erlaß des Bürgerſchaftsbeſchluſſes 
no freiſteht, die Übernahme auch des durch die Abtretungsverpflich⸗ 
685 nicht betroffenen Grundſtücksteils vom Enteigner zu verlangen 
1 5, 20 Enteig®.). Welche Gegenſtände abzutreten und zu tiber» 
beben ſind, entſcheidet darum — wie das Geſetz ausdrücklich 
10 27 Enteigéz.) — endgültig erſt die von der Schätzungs⸗ 
Urmiſſion abzugebende Endentſcheidung bzw. bei Klagerhebung das 
tell der ordentlichen Gerichte. 
Fr Dieſe Endentſcheidung, die nach § 27 Enteigch. alle bei der in 
ih age ſtehenden Enteignung zu erledigenden Verhältniſſe und An⸗ 
(oe umfaßt, enthält gleichzeitig den Ausſpruch über die Ent⸗ 
ädigung. Und gerade daran wird es beſonders klar, daß nur fie 
der rechtskräftigen Entſch. über die Abtretung des Grundſtücks 
des 8 2 Ziff. 7 WZumStch. gemeint fein kann. 
7 Denn das WEunSt®. ſtellt auf die Veräußerung, genauer auf 
b Unterſchied zwiſchen Erwerbs⸗ und Veräußerungspreis ab, be⸗ 
ei elt demnach die Enteignung als Veräußerung, d. h. unter dem 
die ichtspunkt der — an ſich überholten — Zwangskauftheorie. Wie 
dal Verpflichtung zum Abſchluß eines Kaufvertrages noch nicht der 
0 vertrag iſt, dieſer vielmehr erſt mit der Einigung über Sache 
eign Preis zuſtande kommt, ſo vollendet ſich die Abtretung des Ent⸗ 
ein ungsverfahrens erſt in der Feſtſtellung der Entſchädigung. Nach 
en getretener Rechtskraft dieſer die Entſchädigung mitenthaltenen End⸗ 
u eidung kann der Enteigner Zug um Zug gegen Zahlung der 
ſchädigung Zuſchreibung des Grundſtücks verlangen (8 30 Enteigch.). 
fon: Als rechtskräftige Entſch. i. S. von 8 2 Ziff. 7 WZuwStG. iſt 
it der rechtskräftige Spruch der Schätzungskommiſſion bzw. der 
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ordentlichen Gerichte anzuſehen (ebenfo Wulff a. a. O. 1, 107; für 
Preußen Eger, Enteig®., 3. Aufl., 1, 215). 

Dem rechtskräftigen Spruch den vor der Schätzungskommiſſion 
oder den ordentlichen Gerichten geſchloſſenen Vergleich gleichzuſtellen, 
beſteht kein rechtliches Bedenken und entſpricht der Auffaſſung des 
Geſetzes (vgl. § 32 Enteig®.). 

(Hambo ., Urt. v. 29. Jan. 1930, AZ 109/29.) 


2. Sonftige Derwaltungsbehörden und Verwaltungs: 
gerichte. 
Preußen. 
Auflöſungsamt für Familiengüter Stettin. 


1. 5 213 3 Aufl.; 88 1103, 96, 1094 BGB. Prozeſ⸗ 
fuale Bedeutung der Entſcheidung des Auflöſungsamts 
in einem fideikommißrechtlichen Zwiſchenſtreit nach 8212 
Zw Auf lG. Zugehörigkeit eines für den jeweiligen Eigen⸗ 
tümer der Fideikommißbegüterung eingetragenen Vor⸗ 
kaufsrechts zum Fideikommißvermögen. Ausübung eines 
ſolchen Rechts durch den Fideikommißbeſitzer auch für ſein 
Allodvermögen. Relative Unwirkſamkeit von unbefugten 
Verfügungen des Fideikommißbeſitzers. f) 

Zwiſchen den Parteien ſchwebt beim KG. ein Rechtsſtreit, in 
welchem die Kl. vom Bekl. die Übereignung gewiſſer Waldflächen 
fordert. Sie leitet ihren Auſpruch von der verſtorbenen Fideikommiß⸗ 
beſitzerin M. F. zu P. her, welche ihr denſelben abgetreten hat. In der 
Abtretungsurkunde v. 9. Jan. 1922 erklärt die Fideikommißbeſitzerin, 
daß ſie den Anſpruch auf Übereignung durch Eintritt in den vom Berl. 
mit einem gewiſſen M. geſchloſſenen Kaufvertrag v. 13. Dez. 1921 
durch Ausübung des auf den fraglichen Flächen zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers der Fideikommißbegüterung eingetragenen Vorkaufsrechts 
erworben habe. Der Bekl. hält ſich zur Übereignung nicht für ver⸗ 
pflichtet, indem er unter anderm die Gültigkeit der Ausübung des 
Vorkaufsrechts, hilfsweiſe die Gültigkeit der Abtretung, beſtreitet, und 
zwar aus fideikommißrechtlichen Gründen. Das KG. hat den Rechts⸗ 
ſtreit bis zur Entſch. des Auflöſungsamts über die fideikommißrecht⸗ 
lichen Streitpunkte ausgeſetzt. 

Im Laufe des Rechtsſtreits hat der Präſ. des Auflöſungsamts 
auf Antrag der heutigen Fideikommißbeſitzerin die ſämtlichen vorer⸗ 
wähnten Rechtshandlungen der Fideikommißbeſitzerin M. F. zu P. gem. 
8103 ZwAuflGG. v. 22. April 1930 (GS. 136) genehmigt. Dieſer Be⸗ 
ſchluß iſt rechtskräftig. — 

In rechtlicher Beziehung iſt vorweg zu bemerken: Das Auf⸗ 
löſungsamt wird in der vorliegenden Sache als eine mit richterlichen 
Eigenſchaften und Befugniſſen ausgeſtattete Verwaltungsbehörde i. S. 
des § 13 GG. tätig. Sein Spruch iſt kein bloßes Gutachten, ſon⸗ 
dern eine der Rechtskraft fähige, für die ordentlichen Gerichte bindende 
Entſch. (8 213 Zwelufl GG.). Zu entſcheiden iſt über die fideikommiß⸗ 
rechtlichen Streitpunkte, wegen welcher das KG. den Rechtsſtreit aus⸗ 
geſetzt hat. Unter ſolchen Streitpunkten ſind nicht einzelne Rechtsfragen 
zu verſtehen, ſondern der Streit über das Beſtehen oder Nichtbeſtehen 
von Rechtsverhältniſſen. Dieſer Streit iſt erſchöpfend zu entſcheiden, 
auch ſoweit dabei Unterſuchungen anzuſtellen ſind, die dem allgemeinen 
bürgerlichen Recht angehören (8 212 ZwAufl(G., Beſchl. des LAFamG. 
v. 9. Aug. 1923: Kübler⸗Beutner, „Die Auflöſung der Familien⸗ 
güter in Preußen“, S. 299). 

Was zunächſt die Frage der Fideikommißzugehörigkeit des Vor⸗ 


Zu 1. Die „vorerwähnten“ Rechtshandlungen der Fideikommiß⸗ 
beſitzerin, die der Präf. des Auflöſungsamtes auf ihren Antrag ge⸗ 
nehmigt hatte, waren a) die Ausübung des Vorkaufsrechtes auf die 
im Tatbeſtand erwähnten Waldflächen, b) der am 9. Jan. 1922 er⸗ 
folgte Verkauf der Waldflächen an die Kl. (eine Landgemeinde). 

Nachdem das Auflöſungsamt die Rechtshandlungen zu a) ge⸗ 
nehmigt hatte, was erſt im Laufe des Rechtsſtreites geſchehen war, 
ſtand ſeſt, daß das Fideikommiß die ſtreitigen Flächen rechtswirkſam 
erworben hatte. Trotzdem leugnete der Bekl., daß das Vorkaufsrecht 
zum Fideikommißvermögen gehört, daß die Fideikommißbeſitzerin durch 
die Ausübung des Vorkaufsrechts die Rechte des Käufers erworben 
habe und daß dieſe Rechte durch den von ihr mit der kl. am ſelben 
Tage (9. Jan. 1922) geſchloſſenen Vertrag aus dem Fideikommißver⸗ 
mögen ausgeſchieden ſeien. Zur Entſch. dieſer Fragen hatte das Prozeß⸗ 
Ger. den Rechtsſtreit ausgeſetzt, und das Auflöſungsamt hatte fie 
durchweg i. S. der Kl. beantwortet, was für den Kenner der Materie 
nach Lage der Sache kaum zweifelhaft ſein konnte. Das Fideikommiß⸗ 
vermögen iſt eine ſelbſtändige Vermögenseinheit, der Fideikommiß⸗ 
beſitzer beherrſcht zwei dauernd getrennte Vermögensmaſſen, die recht⸗ 
lich durchaus verſchiedene Schickſale haben können. Das iſt ſchon ſeit 
geraumer Zeit ſo gut wie unbeſtrittene Rechtsmeinung und neuerdings 
auch vom RG. in dieſer Weile anerkannt (NG. 132, 355 — JW. 1931, 
34272 und dazu die ausführliche Aum. von Kübler daſelbſt). Die 
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Raufsrechts anlangt, fo iſt dies Recht für den jeweiligen Eigentümer der 
Fideikommißbegüterung begründet worden. Es handelt ſich daher um 
ein Vorkaufsrecht, das „zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtücks“ beſtellt (8 1094 Abſ. 2 BGB.), alſo mit dem 
Eigentum an dem herrſchenden Grundſtück verbunden war und als Be⸗ 
ſtandteil desſelben zu gelten hatte ($ 96 BGB.). Da das ſubjektiv⸗ding⸗ 
liche Vorkaufsrecht nicht von dem Eigentum an dem herrſchenden Grund⸗ 
ſtück getrennt werden kaun ($ 1103 BGB.), iſt es als ein weſent⸗ 
licher Beſtandteil desſelben anzuſprechen (vgl. RG. 93, 73). Weſent⸗ 
liche Beſtandteile können nicht Gegenſtand beſonderer Rechte ſein (8 93 
BGB.). Das Vorkaufsrecht gehörte alſo notwendig, wie die Grund⸗ 
ſtücke, mit denen es verbunden war, zum Fideikommißvermögen, ohne 
daß es darauf ankommt, ob es aus Fideikommißmitteln erworben iſt, 
oder ob der Wille der Vertragsparteien darauf gerichtet war, das Recht 
gerade und ausſchließlich für das Fideikommißvermögen zu begründen. 

Die Ausübung des Vorkaufsrechts ſtand dem Eigentümer der 
Fideikommißbegüterung zu. Eigentümer der zu einem Fideikommiß ge⸗ 
formten Gegenſtände iſt, wie in Wiſſenſchaft und Rſpr. anerkannt iſt, 
der Fideikommißbeſitzer (vgl. die Überſicht bei Seelmann⸗Egge⸗ 
bert, Familiengüter., S. 63; RG. 61, 33). Die Fideikommiß⸗ 
beſitzerin M. F. zu P. war alſo zur Ausübung des Vorkaufsrechts legi⸗ 
timiert. 

Sie hat das Vorkaufsrecht für das Fideikommißver⸗ 
mögen ausgeübt. (Folgt Tatſachen⸗Würdigung.) 

Sollte im Gegenſatz hierzu angenompien werden müſſen, daß ſie 
das Vorkaufsrecht für ihr Allodvermögen ausüben durfte und 
ausgeübt hat, ſo würden gegen die Zuläſſigkeit und Rechtsgültigkeit 
der ſpäteren Abtretung der dadurch erworbenen Käuferrechte fidei⸗ 
kommißrechtliche Bedenken nicht in Frage kommen. Solche Bedenken 
ſind aber auch dann nicht begründet, wenn man von der hier ver⸗ 
tretenen Auffaſſung ausgeht, daß die Ausübung des Varkaufsrechts 
für das Fideikommißvermögen erfolgt iſt. Allerdings liegt es in der 
Natur des Vorkaufsrechts, daß ſeine Ausübung nicht nur vermögens⸗ 
rechtliche Vorteile mit ſich bringt, ſondern für den Ausübenden auch 
Pflichten erzeugt. Denn mit der Ausübung des Vorkaufsrechts kommt 
der Kauf zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten unter den 
Beſt. zuſtande, welche der Verpflichtete mit dem Dritten vereinbart 
hat (8505 BGB.). Die Fideikommißbeſitzerin ſchloß alſo durch Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts für das Fideikommißvermögen einen Kauf⸗ 
vertrag mit dem Bekl. ab; ſie wünſchte das Fideikommißvermögen nach 
Maßgabe des Kaufvertrages zu verpflichten. Da der Vertrag nicht zu 
denjenigen Rechtsgeſchäften gehörte, welche ein Fideikommißbeſitzer ſelb⸗ 
ſtändig zu Laſten des Fideikommißvermögens abzuſchließen befugt iſt, 
insbeſ. nicht zu denjenigen Rechtsgeſchäften, welche der Betrieb der 
Land⸗ und Forſtwirtſchaft für gewöhnlich mit ſich bringt (86 ZwAuflVO. 
v. 19. Nov. 1920, GS. 463), ſo war er zunächſt der Familie gegen⸗ 
über unwirkſam. Um ihr gegenüber wirkſam zu werden, mußte er 
die Zuſtimmung der Familie (durch Familienſchluß oder nach 88 Abſ. 2 
Ziff. 2 Fam G.) erhalten oder vom Auflöſungsamt genehmigt werden 
(8103 ZwAuflG.). Daraus folgt aber nicht etwa, daß vor dem 
Vorliegen dieſer Erforderniſſe der zwiſchen der Fideikommißbeſitzerin 
und dem Bekl. durch die Ausübung des Vorkaufsrechts zuſtande ge⸗ 
kommene Kaufvertrag ſchlechthin nichtig geweſen, daß alſo kein Kauf⸗ 
vertrag zuſtande gekommen wäre. Vielmehr war ein zwar „unfertiger“, 
aber „der Vervollkommnung fähiger Tatbeſtand“ geſchaffen. Die be⸗ 
teiligten Vertragsparteien waren „an ihre rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 


Fideikommißbeſitzerin konnte alſo das Vorkaufsrecht an ſich ſelbſt 
abtreten, und zwar aus ihrem Allod⸗ in ihren Fideikommißbeſitz und 
umgekehrt (Seelmann-Eggebert, FamGG., 1931, Anm. 28 zu 
81). Daher konnte es (was ſich ohne genaue Kenntnis des Pro⸗ 
zeſſes nicht mit Sicherheit ſagen läßt) von Bedeutung ſein, ob das 
Vorkaufsrecht zum Allod oder zum Fideikommiß gehörte. Die ein⸗ 
ſchlägigen materiellen Rechtsfragen hat das Auflöſungsamt durchweg 
zutreffend beantwortet. Auch gegen die Annahme, daß eine genehmi⸗ 
gungsbedürftige Rechtshandlung des Fideikommißbeſitzers einen Schwebe⸗ 
zuſtand ſchafft, der nach dem Vorgange der SI 182 ff. BGB. beendet 
wird, iſt nichts einzuwenden. 

Weſentlich intereſſanter ſind die prozeſſualen Teile der Entſch. 
Nach 8212 Zw Aufl. v. 22. April 1930 (in der Neufaſſung vom 
28. Juni 1930 Nr. 21, S. 136 ff.) hat das ordentliche Gericht den 
Rechtsſtreit bis zur Entſch. über fideikommißrechtliche Streitpunkte 
auszuſetzen, wenn von ihnen die Entſch. abhängt. Der dann ergehende 
Spruch (ein Beſchl., da nicht auf Grund mündlicher Verhandlung er⸗ 
laſſen 8 224 Abſ. 2 a. a. O.) des Auflöſungsamtes iſt ſelbſtverſtändlich 
kein bloßes Gutachten, denn gem. 8 215 a. a. O. finden auf das Ver⸗ 
fahren weſentliche Beſt. des RG. und PröG. Anwendung, und die 
Entſch. find der Rechtskraft fähig, wie ja auch ſonſt die Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit zur „Gerichtsbarkeit“ zu rechnen iſt. (-Roſenberg, 


Klärungen gebunden, bis der eingetretene Schwebezuſtand feine ach, 
mäßige Löſung fand“, nämlich die erforderliche Zuſtimmung der Fam 
oder die Genehmigung des Auflöſungsamts erteilt oder endgültig 
gelehnt wurde (vgl. Beſondere Begründung zum Entw. eines Geſ. re 
Fideikommiſſe; Anlagen zu den Sten Ber. über die Verhandlungen 
Herrenhauses 1914/15, Aktenſtück 5 C, S. 91) Fiel die Entſch. d 
Familie und des Auflöfungsamts ablehnend aus, jo wurde dame 
Vertrag als von Anfang an der Familie gegenüber unwirkſam lb 
geſtellt. Ob in dieſem Falle der Vertrag wenigſtens für das All 8 
vermögen verbindlich blieb, braucht hier nicht entſchieden zu werde N 
da die Genehmigung des Auflöſungsamts nachträglich erteilt worden 1, 
und zwar mit rückwirkender Kraft (Beſondere Begründung . 
RGRKomm. zum BGB. Anm. 1 zu § 182). Sollte dieſe Frage © 
die Entſch. des KG. von Bedeutung fein, fo darf bemerkt werden: % 
die Entſch. wird es weſentlich auf die Auslegung des Willens a 
Fideikommißbeſitzerin bei Ausübung des Vorkaufsrechts ankomme 
nämlich darauf, ob ſie neben dem Fideikommißvermögen gleichen 
oder hilfsweiſe ihr Allodvermögen berechtigen und verpflichten wollte 
Daß das möglich und zuläffig iſt, darüber beſtehen keine Zweifel 0 
Seelmann⸗Eggebert, Anm. 1 u. 2 zu § 13 Fam Gh.; Beſonde⸗ 
Begründung S. 90). Die Auslegung des Willens der Fideikommt 
beſitzerin richtet ſich nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlich 0 
Rechts. Das ProzeßGGer. wird daher nötigenfalls dieſe Frage er 
nochmalige Einholung einer Vorentſch. des Auflöſungsamts entjheidf 
können. en 
Durch die Ausübung des Vorkaufsrechts ſeitens der Fideikommiß 
beſitzerin M. F. zu P. entſtanden für das Fideikommißvermögen 107, 
vor der Genehmigung des Auflöſungsamks Rechte. Dieſe Rechte 170 
die Fideikommißbeſitzerin durch den Vertrag v. 9. Jan. 1922 an m’ 
Kl. abgetreten. Sie hat damit wiederum ein Rechtsgeſchäft vorgene 7 
men, welches wegen des zugunſten der Familie beſtehenden 2 
äußerungsverbots dieſer gegenüber zunächſt unwirkſam war. Der Eige En 
art und der rechtlichen Natur diejes Veräußerungsverbots entipt!®, 
es, daß es nur von den Mitgliedern der fideikommißberechtigten ” 
milie geltend gemacht werden kann. Sie haben ein Zurückforderunge 
recht (Revokationsklage). Ein außerhalb der Familie Stehender b. 
ſich auf das Beſtehen des Veräußerungsverbots aber nicht bern 
Der Bekl. erhebt aljo inſoweit eine Einwendung aus dem Re 10 
Dritter und kann damit nicht gehört werden (vgl. Allgem. Begrünbun 
zum Entw. eines Gef. über Familienfideikommiſſe; Anlagen zu, — 
Sten Ber. über die Verhandlungen des Herrenhauſes 1914/15, Abe 
ſtück Nr. 5 B, S. 58; Beſeler, Deutſches Privatrecht, 8 176 1. 
Dernburg, Preußiſche Privatrechte, § 378). Durch den gene 
genden Beſchl. des Auflöſungsamts iſt die Veräußerung der durch!? ei’ 
trag v. 9. Jan. 1922 an die Kl. abgetretenen Rechte auch der fid 
kommißberechtigten Familie gegenüber von Anfang an wirkſam 
worden. 


(AuftAZamG. Stettin, Beſchl. v. 25. Sept. 1931, II P 100/18) 
Mitgeteilt von OSR. Dr. Mielke, Stettin. 


Berichtigung. 1 

Staatsanwalt Dr. Liebers: Wie kann der Kraftfahl N 
Unfälle verhüten? Plauen. Verlag für Sport, Technik u.“ 
kehr. Der Preis des Buches ift nicht 2.46, ſondern 34. D. G8. 


. Du 0 
Lehrb. d. Dtſch. Ziv. Proz., 2. Aufl., S. 20.) Der Beſchl. des Sande, 
amts für Familiengüter bei Kübler⸗Beutner, S. 299, iſt 000 
(ganz abgeſehen davon, daß dieſer Beſchl. unter dem bis zum 1. 

1930 in Geltung geweſenen Recht ergangen iſt) irrig zitiert, dene n 
bezieht ſich gerade auf den gegenüber dem vorliegenden umgebehn en 
Fall, daß das Auflöſungsamt in einem bei ihm anhängigen I 1 
auch Rechtsfragen allgemeiner Art zu entſcheiden befugt iſt. Die St 
treffend in der Entſch. angewendeten Grundſätze hat das Landesamt, 
vielmehr in den Beſchl. v. 22. Sept. 1924 und 30. Mai 1928 7 
wickelt (Rübler-Beutner, S. 297 u. 298). Schon nach dem ch. 
mals geltenden Recht waren die ordentlichen Gerichte an die Enie 
der Auflöſungsbehörden über das Beſtehen des ſideikommiſſar ge 
Rechtsverhältniſſes und die damit zuſammenhängenden wafe ili 
bunden. Die Entſch. wirkten alſo auch gegen die außerhalb der Fam aß 
ſtehenden Beteiligten. Das Recht der Landesgeſetzgebung zum er 
ſolcher Vorſchr. leitet ſich aus den Art. 57—59 EGBGB. her, „g, 
daraus i. Verb. m. § 13 CVG. wird auch mit Recht (Roſen ber 
a. a. O., S. 21, 23 u. 42) die Befugnis zu einem ſo bedeutſamen che 
griff in das Reichszivilprozeßrecht hergeleitet, wie ihn die Mußvor d 
der Verpflichtung der Prozeß Ger. zur Ausſetzung des Rechtsſtreits 

der Bindung an die Entſch. des Auflöſungsamts darſtellen. g 

RA. Dr. Eugen Friedlaender, Berlin. 
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